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Immer  wieder 
stehen 

Grundgesetz  und 
EU-Recht  in  einem 
Spannungs¬ 
verhältnis,  etwa 
bei  der  Frage,  wie 
demokratisch  die 
EU  sein  muss. 

Im  Falle  des  Euro- 
Rettungspakets 
liegen  die  Dinge 
anders: 

Es  verstößt  nach 
Ansicht  von 
Experten  sowohl 
gegen  das 
Grundgesetz  als 
auch  gegen 
EU-Recht. 
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Gefährliches  Neuland 


Neue  Kritik  am  Euro-Rettungsschirm  -  Massive  Verstöße  gegen  Europarecht 


Mit  Unbehagen  blickt  die  Bundes¬ 
regierung  nach  Karlsruhe,  wo  Ver¬ 
fassungsbeschwerden  gegen  den 
Euro-Rettungsschirm  anhängig 
sind.  Auf  ein  neues  Gutachten,  das 
die  Unzulässigkeit  der  148-Milli- 
arden-Aktion  untermauert,  rea¬ 
gierte  Berlin  überraschend  pikiert. 

Das  Centrum  für  Europäische 
Politik  (CEP)  in  Freiburg  ist  eine 
gute  Adresse.  Das  Institut  ist  die 
Denkfabrik  der  „Stiftung  Ord¬ 
nungspolitik“,  seinem  Kuratorium 
gehören  Persönlichkeiten  wie 
Roman  Herzog,  Hans  Tietmeyer 
und  Frits  B  olkestein  an. 

Gerade  weil  dem  CEP  niemand 
Europa-Skeptizismus  nachsagen 
kann,  kommt  das  neue  Gutachten 
für  die  Bundesregierung  besonders 
ungelegen.  Keineswegs  aus  Res¬ 
sentiment  gegen  Europa,  sondern 
aus  einer  Kombination  juristischer 
und  ordnungspolitischer  Argu¬ 


mente  kommen  die  Experten  aus 
Freiburg  in  einer  zwölfseitigen  Un¬ 
tersuchung  zu  einer  Absage  an  den 
Euro-Rettungsschirm,  dessen 
Deutlichkeit  sich  gewaschen  hat. 

Rechtlich  unproblematisch  seien 
nur  die  vom  Internationalen  Wäh¬ 
rungsfonds  (IWF)  angebotenen  Hil¬ 
fen  von  bis  zu  250 
Milliarden  Euro 
für  Euro -Staaten 
in  Z  ahlungs - 
schwierigkeiten. 

Dagegen  verstie¬ 
ßen  beide  Teile 
des  Euro-Ret- 
tungspakets,  die  Hilfe  von  bis  zu  60 
Milliarden  durch  die  EU  selbst  und 
die  von  den  Euro-Staaten  zusätz¬ 
lich  angebotenen  bis  zu  440  Milli¬ 
arden  Euro,  gegen  geltendes 
EU-Recht  und  teilweise  auch 
gegen  das  deutsche  Grundgesetz. 

„Entgegen  den  Verlautbarungen 
in  der  Öffentlichkeit  ist  der  Finan¬ 


zielle  Beistand  durch  die  EU 
weder  auf  60  Milliarden  Euro  noch 
auf  drei  Jahre  beschränkt“,  kriti¬ 
siert  Autor  Thiemo  Jeck  spitz. 

Die  entsprechende  EU-Verord- 
nung  Nr.  407/2010  verstoße  gegen 
das  finanzielle  Beistandsverbot 
von  Artikel  125  des  Lissabon-Ver¬ 
trages  und  gegen 
deutsches  Verfas¬ 
sungsrecht,  „da 
der  Bundestag, 
wie  im  Lissabon- 
Urteil  des  Bun¬ 
desverfassungs¬ 
gerichts  vorge¬ 
schrieben,  den  deutschen  Vertre¬ 
ter  im  Rat  nicht  ermächtigt  hat,  der 
Verordnung  zuzustimmen“.  Dies 
verletze  Artikel  38  des  Grundge¬ 
setzes.  Außerdem  fehle  auch  noch 
die  notwendige  Zustimmung  des 
Europäischen  Parlaments  zu  die¬ 
ser  Verordnung.  Auch  der  Bei¬ 
stand  durch  die  EU-Staaten  über 


bis  zu  440  Milliarden  Euro  ver¬ 
letze  den  Lissabon-Vertrag.  Dieser 
für  Deutschland  teurere  Teil  des 
Gesamtpakets  zur  Euro -Rettung 
verstoße  indes  nicht  gegen  das 
Grundgesetz,  so  das  CEP  (Näheres 
dazu  auf  Seite  2). 

Vize-Regierungssprecher  Chri¬ 
stoph  Steegmans  reagierte  überra¬ 
schend  vorsichtig  auf  die  Expertise. 
„Die  Bundesregierung  hat  stets 
größten  Wert  darauf  gelegt,  eventu¬ 
elle  verfassungsrechtliche  Risiken 
beim  Zustandekommen  des  Euro- 
Rettungsschirms  zu  minimieren“, 
erklärte  er.  Hier  werde  allerdings 
„verfassungsrechtliches  Neuland“ 
betreten,  insofern  gebe  es  „wenig 
Vergleichsmaßstäbe“.  Steegmans 
verwies  auf  die  schwebenden  Ver¬ 
fassungsbeschwerden.  „Diesen  Ver¬ 
fahren  selbst  kann  ich  nicht 
vorgreifen  und  enthalte  mich  des¬ 
halb  auch  jeglichen  Kommentars.“ 
(Siehe  Kommentar)  K.  Badenheuer 


Konrad  Badenheuer: 

Euro-Neuland 

Mehr  als  vorsichtig,  fast 
ängstlich  klang  die  Wort¬ 
wahl  von  Regierungssprecher 
Christoph  Steegmans,  als  er 
nach  dem  neuen  Gutachten  ge¬ 
fragt  wurde,  das  dem  Euro-Ret¬ 
tungspaket  ein  katastrophales 
Zeugnis  ausstellt.  Gegen  das 
Grundgesetz,  vor  allem  aber 
gegen  etliche  Bestimmungen 
des  Europarechts  verstoße  die 
Euro-Rettung,  so  das  angese¬ 
hene  Centrum  für  Europäische 
Politik  zu  Beginn  dieser  Woche. 

„Wir  betreten  an  dieser  Stelle 
verfassungsrechtliches  Neuland, 
insofern  gibt  es  wenige  Ver¬ 
gleichsmaßstäbe,  die  man  da 
anlegen  könnte",  so  der  39-jäh¬ 
rige  Historiker  und  Staatsrecht¬ 
ler.  Der  Satz  lässt  aufhorchen,  ja 
aufschrecken.  Denn  bei  allem, 
was  Politiker  tun,  betreten  sie 
immer  wieder  Neuland,  etwa 
wenn  neue  Technologien  zum 
Einsatz  kommen.  Der  Maßstab 
für  ihr  Tun  sind  dabei  Gesetze, 
Verträge  und  die  Verfassung. 
Nun  aber,  so  jedenfalls  die 
Worte  des  Regierungssprechers, 
ist  das  Neuland  als  solches 
rechtlicher  Natur.  Die  Euro-Ret¬ 
tung  hat  sich  anscheinend  in 
einer  Art  Nirwana  des  Verfas¬ 
sungsrechts  bewegt,  einer 
Zone,  für  die  es  keine  klaren  ju¬ 
ristische  Maßstäbe  mehr  gibt. 
Wo  überhaupt  gibt  es  solche 
Sphären?  Wurde  bei  der  Euro- 
Rettung  der  normativ  nicht 
mehr  zu  fassende  übergesetzli¬ 
che  Notstand  erreicht? 

Wer  die  Worte  des  Regie¬ 
rungssprechers  seziert,  erkennt, 
dass  er  sich  selbst  und  eventuell 
seine  Chefin  gegen  eine  juristi¬ 
sche  Niederlage  in  Karlsruhe 
absichern  wollte.  Für  Deutsch¬ 
land  wäre  dieser  Ausgang  ein 
Segen,  vor  allem  wenn  Karls¬ 
ruhe  das  Paket  nicht  komplett 
verwirft,  sondern  nur  kluge 
Nachbesserungen  fordert,  die 
unerträgliche  Lasten  für 
Deutschland  abwehren. 


Die  Deutlichkeit 
des  »Neins« 
hat  sich  gewaschen 


Moskau  bewahrt  Ruhe 

Neuerlicher  US-Raktenschild  löst  nur  milden  Protest  des  Kreml  aus 


Furcht  vor  Abrechnung 

Hamburg:  Schwarz-Grün  bangt  vor  Abstimmung  über  Schulpolitik 


Moskau  ist  offenbar  be¬ 
müht,  das  neuerliche 
Übereikommen  zwischen 
Washington  und  Warschau  über 
die  Installation  eines  Raketenab¬ 
wehrsystems  niedrigzuhängen. 
Vergangenen  Sonnabend  hatten 
US -Außenministerin  Hillary  Clin¬ 
ton  und  ihr  polnischer  Kollege  Ra- 
doslaw  Sikorski  in  Krakau 
vereinbart,  mobile  Mittelstrecken¬ 
raketen  vom  Typ  SM- 3  als  Schutz 
vor  möglichen  Attacken  des  Iran 
auf  Europa  im  südlichen  Ostpreu¬ 
ßen  aufzustellen. 

Das  Abkommen  ersetzt  den  Ver¬ 
trag  vom  August  2008  über  die 
Aufstellung  eines  deutlich  umfang¬ 
reicheren  Raketenschildes  nebst 
Radarsystem.  Letzteres  sollte  in 


Tschechien  beheimatet  sein  und 
das  Terrain  bis  zum  Ural  überwa¬ 
chen,  was  in  Russland  für  beson¬ 
deres  Missfallen  sorgte.  Der  Kreml 
kündigte  damals  an,  seinerseits  mit 

Rjabkow:  Gefahr  aus 
Iran  wird  übertrieben 

der  Aufstehung  von  „Iskander“- 
Mittelstreckenraketen  im  nördli¬ 
chen  Ostpreußen  zu  reagieren.  Es 
drohte  eine  diplomatische  Eskala¬ 
tion,  womöglich  sogar  ein  neues 
Wettrüsten. 

Der  neue  US-Präsident  Barack 
Obama  stornierte  daraufhin  die 
Abwehrpläne.  Zu  dem  jüngsten 


Abkommen  äußerte  sich  lediglich 
Russlands  Vize-Außenminister  Ser¬ 
gej  Rjabkow,  was  darauf  schließen 
lässt,  dass  der  Kreml  die  Angele¬ 
genheit  auf  eher  kleiner  Flamme 
kochen  möchte.  Rjabkow  bezeich- 
nete  die  Raketen-Aufstellung  als 
unbegründet,  da  die  Bedrohung 
aus  dem  Iran  längst  nicht  so  be¬ 
deutend  sei  wie  von  Washington 
und  Warschau  behauptet.  Spitz 
fragte  er  daher,  vor  welcher  Gefahr 
die  USA  Europa  denn  sonst  schüt¬ 
zen  wollten.  Von  etwaigen  Gegen¬ 
maßnahmen  wie  der  Aufstellung 
eigener  Raketen  bei  Königsberg 
sprach  der  russische  Politiker  indes 
nicht.  Vielmehr  empfahl  Rjabkow, 
den  diplomatischen  Dialog  mit  Te¬ 
heran  fortzusetzen.  H.H./MRK 


Am  18.  Juli  stimmen  die 
Hamburger  über  das  zen¬ 
trale  Reformprojekt  der 
schwarz-grünen  Koalition  ab:  die 
Einführung  der  sechsjährigen  Ein¬ 
heitsschule.  Um  die  Wahlbeteili¬ 
gung  möglichst  niedrig  zu  halten, 
legte  die  Regierungskoalition  die 
Volksabstimmung  bewusst  in  die 
Hamburger  Schulferien,  denn  die 
Gegner  der  Reform  brauchen  min¬ 
destens  247  000  Ja-Stimmen.  Doch 
der  Plan  von  Hamburgs  Erstem 
Bürgermeister  Oie  von  Beust 
(CDU)  scheint  nicht  aufzugehen. 
Schon  jetzt  haben  rund  360  000 
Briefwähler  ihre  Stimmen  abgege¬ 
ben.  Die  Chancen  der  Reformgeg¬ 
ner  der  Bürgerinitiative  „Wir 
wollen  lernen“  stehen  gut. 


Bis  auf  die  FDP,  die  der  Bürger¬ 
schaft  nicht  angehört,  unterstützen 
alle  Parteien  das  Projekt  des  Senats. 
Eben  diese  „Allparteien-Koalition“ 
unter  Einschluss  der  Linkspartei 

CDU  arbeitet  mit 
Linkspartei  zusammen 

löst  in  der  christdemokratischen 
und  liberalen  Wählerschaft  Unmut 
aus.  Die  sechsjährige  Grundschule 
gilt  als  weiterer  Angriff  auf  das 
Gymnasium,  dessen  Dauer  bereits 
um  ein  Jahr  verkürzt  wurde. 

Bei  CDU  und  Grünen  fürchtet 
man,  die  Bürger  könnten  die  Ab¬ 
stimmung  zu  einer  Generalabrech¬ 


nung  mit  der  Koalition  nutzen.  Falls 
sich  die  Reformgegner  durchsetzen, 
droht  ein  politisches  Beben.  Mit 
dem  Rücktritt  von  Beusts  wird 
ebenso  gerechnet  wie  mit  dem  der 
Schulsenatorin  Christa  Goetsch 
(Grüne).  Als  möglicher  Ersatz  für 
von  Beust  gilt  Innensenator  Chri¬ 
stoph  Ahlhaus  (CDU).  Ob  die  Koali¬ 
tion  dann  weiterregieren  will,  ist 
unklar,  rechnerisch  gibt  es  kaum  Al¬ 
ternativen. 

Sollte  Schwarz-Grün  die  Abstim¬ 
mung  knapp  gewinnen,  könnte  dies 
für  die  CDU  zu  einem  Pyrrhus-Sieg 
werden,  weil  nicht  erkennbar  ist, 
wie  der  massive  Einbruch  in  der 
christdemokratischen  Wählerschaft 
bis  zur  Bürgerschaftswahl  2012  auf¬ 
zuholen  wäre.  Hinrich  E.  Bues 
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Integration  per  Quote 

Das  Land  Berlin  legt  ein  Eckpunktepapier  vor  -  Zahl  der  Immigranten  ohne  Schulabschluss  steigt 


MELDUNGEN 

Mit  der  PAZ 
gewinnen 

Hamburg  -  Die  Preußische  Allge¬ 
meine  Zeitung  will  wachsen! 
Nach  dem  erfolgreichen  Kiosk- 
Gewinnspiel  setzen  wir  hiermit 
Preise  für  neue  Abonnements 
aus.  Wer  ein  Abo  von  mindestens 
einjähriger  Dauer  neu  bestellt 
oder  ein  befristetes  Abo  entspre¬ 
chend  verlängert,  kann  gewinnen. 
Der  erste  Preis  beträgt  500  Euro, 
der  zweite  Preis  350,  der  dritte 
Preis  100  Euro,  weitere  17  Einsen¬ 
der  gewinnen  das  Buch  „Thesen 
zur  Vertreibung“.  Teilnehmen 
können  sowohl  Besteller  als  auch 
diejenigen,  die  ein  Abo  geworben 
oder  verschenkt  haben,  natürlich 
immer  nur  eine  Person  pro  Abon¬ 
nement.  Wer  mehrere  Abos  ein¬ 
bringt,  nimmt  mit  mehreren  Lo¬ 
sen  an  der  Ziehung  teil,  wobei 
aber  nur  ein  Geldpreis  pro  Ge¬ 
winner  möglich  ist.  Nicht  teilneh¬ 
men  können  hauptamtliche  Mit¬ 
arbeiter  von  PAZ  und  LO.  Einsen¬ 
deschluss  ist  der  20.  August  (Ein¬ 
gang  in  der  Redaktion),  der 
Rechtsweg  ist  ausgeschlossen.  Al¬ 
len  Teilnehmern  viel  Glück!  PAZ 

Deutschland  ist 
beliebt  wie  nie 

London  -  Adenauer  musste  für 
die  Rückkehr  der  Deutschen  in 
die  Völkergemeinschaft  kämpfen 
und  Helmut  Kohl  musste  sich 
noch  mit  erheblichen,  aus  der  NS- 
Zeit  stammenden  Ressentiments 
gegen  Deutschland  herumschla¬ 
gen.  Inzwischen  haben  sich  die 
Verhältnisse  gründlich  geändert. 
Laut  einer  Umfrage  der  BBC  ge¬ 
hören  die  Deutschen  zu  den  be¬ 
liebtesten  Nationen  der  Welt.  59 
Prozent  sehen  den  Einfluss 
Deutschlands  „sehr  positiv“,  die 
EU  kam  auf  53,  die  USA  auf  46 
Prozent.  Am  Ende  der  Skala  ste¬ 
hen  der  Iran  (15)  hinter  Pakistan 
(16)  und  Nordkorea  (17).  PAZ 

Die  Schulden-Uhr: 

Union  gegen 
Union 

Zu  geringe  Bundeszuschüsse 
waren  der  offizielle  Grund, 
warum  die  unionsgeführten 
Länder  in  der  vergangenen  Wo¬ 
che  damit  drohten,  die  vom 
Bundestag  bereits  genehmigte 
Bafög-Erhöhung  samt  neuem 
Stipendium-Programm  im 
Bundesrat  abzulehnen.  So  soll 
die  geplante  Aufstockung  der 
Unterstützung  für  die  Studen¬ 
ten  um  zwei  Prozent  insgesamt 
382  Millionen  Euro  jährlich  ko¬ 
sten,  von  denen  die  Länder  173 
Millionen  Euro  übernehmen 
müssten.  Das  sehen  diese  nicht 
ein,  da  laut  Grundgesetz  der 
Bund  für  den  Bereich  des  Ba- 
fögs  zuständig  sei.  Auch  das 
von  Schwarz-Gelb  initiierte  Sti¬ 
pendienprogramm,  das  die 
Unterstützung  von  160  000  lei- 
stungsbesten  Studenten  in  Hö¬ 
he  von  300  Euro  monatlich  vor¬ 
sieht,  wurde  attackiert.  Grund 
war  allerdings  nicht  die  Tatsa¬ 
che,  dass  diese  Stipendien  un¬ 
abhängig  vom  Einkommen  der 
Eltern  gewährt  werden  sollen, 
sondern  der  Umstand,  dass  die 
Länder  ein  Viertel  der  Kosten 
tragen  sollen.  Bel 
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Ein  gefährlicher  Trend  zwingt  die 
deutsche  Politik  zum  Handeln: 
Unzählige  Schulversager  mit  Im¬ 
migrationshintergrund  auf  der  ei¬ 
nen  Seite,  Zigtausende  hoch  Qua¬ 
lifizierte,  die  das  Land  verlassen, 
auf  der  anderen.  In  Berlin  soll  nun 
eine  gesetzliche  „Migrantenquote“ 
die  angebliche  Benachteiligung 
von  Zuwanderern  abbauen. 

Dienstagmorgen,  9  Uhr:  Auf  der 
Orga-Tagung  eines  großen  deut¬ 
schen  Versicherungsunterneh¬ 
mens  wird  den  Außendienstmitar¬ 
beitern  die  künftige  Firmenstruk¬ 
tur  vorgestellt.  Direkte  Ansprech¬ 
partner  in  den  Fachabteilungen 
wird  es  nicht  mehr  geben,  alle  An¬ 
fragen  werden  über  Callcenter  ab¬ 
gewickelt,  wenn  sie  nicht 
online  mit  der  Zentrale  ge¬ 
klärt  werden  können.  Die 
Callcenter  der  Zukunft  sind 
in  der  Türkei  angesiedelt. 

Wie  das  funktionieren 
soll?  Die  deutschsprachigen 
Callcenter-Agenten  warten 
schon  vor  Ort.  Wie  etwa  der 
Gastarbeitersohn  aus  Eggen- 
felden  aus  Niederbayern, 
über  den  der  „Spiegel“ 
jüngst  berichtete.  Der  38- 
Jährige  arbeitet  heute  in  ei¬ 
nem  deutschen  Unterneh¬ 
men  mit  über  250  Mitarbei¬ 
tern  in  der  Türkei,  das  fast 
ausschließlich  Deutsch-Tür¬ 
ken  beschäftigt. 

Vor  allem  gut  integrierte 
Deutsch-Türken  kehren 
Deutschland  den  Rücken. 

40  000  Türken  und  türkisch¬ 
stämmige  Deutsche  verlie¬ 
ßen  im  vergangenen  Jahr  die 
Bundesrepublik.  Meist  sind 
es  Akademiker,  die  aus  wirt¬ 
schaftlichen  und  steuer¬ 
lichen  Gründen  auswan¬ 
dern.  Der  Zuwanderungstrend  hat 
sich  damit  umgekehrt,  denn  im 
gleichen  Zeitraum  kamen  nur 
noch  10  000  Türken  nach 
Deutschland.  Hier  ausgebildete 
Akademiker  haben  gute  Chancen 
auf  dem  türkischen  Arbeitsmarkt, 
weil  sie  mehrere  Sprachen  spre¬ 
chen  und  die  geschätzten  deut¬ 
schen  (Sekundär-?)Tugenden  wie 
Zuverlässigkeit  und  Fleiß  mitbrin¬ 
gen.  Die  meisten  versuchen  ihr 


Der  vorige  Woche  verstor¬ 
bene  Augenarzt  Rudolf 
Leopold  galt  als  interna¬ 
tional  anerkannter  Kunstfach¬ 
mann  und  war  der  größte  private 
Sammler  Österreichs.  Die  „Stif¬ 
tung  Leopold“  besitzt  über  5000 
Werke  der  Moderne,  darunter  die 
weltweit  größte  Kollektion  des 
Expressionisten  Egon  Schiele  und 
namhafte  Werke  von  Gustav 
Klimt,  Oskar  Kokoschka  und  Al- 
bin  Egger-Lienz. 

Bereits  in  den  ersten  Nachrufen 
wurde  über  das  weitere  Schicksal 
der  Sammlung  Besorgnis  geäu¬ 
ßert.  Denn  spätestens  2015,  wenn 
auch  die  anderen  noch  von  Leo¬ 
pold  bestellten  Stiftungsräte  aus- 
scheiden,  werden  Regierungsver¬ 
treter  das  alleinige  Sagen  haben. 
Prompt  hat  auch  die  Israelitische 
Kultusgemeinde,  mit  der  Leopold 
heftige  Kontroversen  hatte,  das 
2003  durch  einen  Staatsvertrag 
mit  den  USA  „endgültig“  erledig¬ 
te,  aber  trotzdem  immer  wieder 
neu  aufgerollte  Thema  „Restitu¬ 
tion“  aufs  Tapet  gebracht.  Heiße 
Debatten  sind  zu  erwarten,  weil 
offenbar  nur  eine  einzige  Gruppe 
von  Enteignungsopfern  Entschä¬ 
digungsansprüche  hat. 

Der  1925  in  Wien  geborene  Ru¬ 
dolf  Leopold  wird  als  „besessener 


Glück  in  Istanbul,  weil  dort  die 
Chancen  auf  dem  Arbeitsmarkt 
am  größten  sind  und  der  Kultur - 
schock  für  sie  erträglicher  ist.  We¬ 
niger  qualifizierte  Deutsch-Türken 
bleiben  lieber  in  Deutschland, 
weil  sie  in  der  Türkei  mit  einer 
hohen  Zahl  von  Billiglöhnern  kon¬ 
kurrieren  müssten.  Der  Mindest¬ 
lohn  liegt  in  der  Türkei  bei  umge¬ 
rechnet  380  Euro  im  Monat,  Sozi¬ 
alhilfe  gibt  es  nicht.  Der  Verlust 
der  Hochqualifizierten  bedroht 
die  deutsche  Wirtschaft.  Experten 
befürchten,  schon  in  fünf  Jahren 
könnten  drei  Millionen  qualifi¬ 
zierte  Arbeitskräfte  fehlen. 

Berlin  will  nun  als  erstes 
Bundesland  diesem  Trend  mit  ei¬ 
nem  Integrationsgesetz  entgegen¬ 


wirken.  Darüber,  dass  man  der  In¬ 
tegration  mehr  Beachtung  schen¬ 
ken  muss,  sind  sich  die  Politiker 
einig.  Strittig  ist  hingegen  die  Fra¬ 
ge,  wie  weit  der  Staat  Integration 
gesetzlich  regeln  kann  und  sollte. 

Der  Integrationsbericht  der 
Bundesregierung  belegt  das  Pro¬ 
blem  schwarz  auf  weiß:  Die  Zahl 
der  Migrantenkinder,  welche  die 
Schule  ohne  Abschluss  verlassen, 
ist  um  ein  Drittel  auf  13,3  Prozent 


Sammler“  beschrieben.  Sein 
Interesse  galt  anfangs  Briefmar¬ 
ken  und  Schmetterlingen,  aber 
schon  während  des  Studiums  be¬ 
gann  er,  sich  intensiv  mit  Kunst  zu 
befassen.  Die  ersten  Ankäufe  ab 
1947  hatte  der  aus  einer  keines¬ 
wegs  begüterten  Familie  Stam¬ 
mende  noch  mit  Nachhilfeunter¬ 
richt  finanziert.  In  den  folgenden 
Jahrzehnten  nahm  er  oft  hohe 

In  den  ersten 
Nachkriegsj  ahren 
billig  gekauft 

Kredite  auf.  Auf  persönlichen  Lu¬ 
xus  legte  er  keinen  Wert. 

Zugute  kam  ihm,  dass  er  einen 
„untrüglichen  Instinkt“  für  Ent¬ 
wicklungen  auf  dem  Kunstmarkt 
hatte  -  und  dass  in  den  Nach¬ 
kriegsjahren  vieles  sehr  billig  zu 
haben  war.  Als  er  seinen  ersten 
Schiele  ersteigerte,  wurde  er  noch 
verlacht.  Erst  eine  von  ihm  1955 
in  Amsterdam  organisierte  Aus¬ 
stellung  machte  den  1918  verstor¬ 
benen  Schiele  dann  international 
zum  „Renner“. 

Die  in  den  folgenden  Jahrzehn¬ 
ten  ganz  unglaublich  steigenden 


gestiegen.  Dem  steht  nur  eine  klei¬ 
ne  Elite  von  hoch  qualifizierten 
Migranten  gegenüber.  Eine  wach¬ 
sende  Zahl  von  jugendlichen  Zu¬ 
wanderern  hat  auf  dem  deutschen 
Arbeitsmarkt  kaum  noch  Chancen 

Hunderttausende 
Ho  chqualifizierte 
wandern  aus 

auf  einen  Ausbildungsplatz.  Auch 
bei  den  deutschen  Jugendlichen 
ist  ein  Anstieg  der  Schulversager 
zu  beobachten,  ihre  Quote  ist  auf 
sieben  Prozent  gestiegen.  Zwar 
holen  die  Migranten  laut  dem  Be¬ 


richt  langsam  auf,  weil  der  Anteil 
der  Realschulabschlüsse  und  die 
Quote  der  Abiturienten  leicht  an¬ 
gestiegen  ist,  doch  die  Mehrheit 
der  Migranten  (43  Prozent)  ver¬ 
lässt  die  Schule  mit  einem  Haupt¬ 
schulabschluss. 

Berlin  hat  als  erstes  Bundesland 
einen  konkreten  Entwurf  für  ein 
Integrationsgesetz  ausgearbeitet, 
das  noch  in  diesem  Jahr  verab¬ 
schiedet  werden  soll.  Die  Berliner 


Marktpreise  hatten  aber  zur  Fol¬ 
ge,  dass  Leopold  die  Vermögens¬ 
steuer  nicht  mehr  verkraften 
konnte  und  1994  die  Sammlung 
mit  einem  damaligen  Schätzwert 
von  umgerechnet  574  Millionen 
Euro  in  die  „Stiftung  Leopold“ 
einbringen  musste.  Sie  befindet 
sich  seit  2001  im  neu  errichteten 
Leopold-Museum  im  Wiener  Mu¬ 
seumsquartier.  Mit  den  als  Ent¬ 
schädigung  vom  Staat  in  Raten  er¬ 
haltenen  160  Millionen  Euro  be¬ 
gann  Leopold  sofort,  eine  neue 
Sammlung  anzulegen  -  die  Ver¬ 
mögenssteuer  war  inzwischen  ab- 
geschafft  worden. 

Man  kann  Leopold  zwar  keine 
„bedenklichen  Ankäufe“  vorwer¬ 
fen,  aber  er  hatte  auch  einige  einst 
„arisierte“  und  nach  1945  restitu¬ 
ierte  Objekte  aufgekauft  -  zu  da¬ 
maligen  Preisen.  „Opferanwälte“ 
verlangen  daher  eine  nochmalige 
Restitution  und  ließen  1998  sogar 
mehrere  in  einer  Ausstellung  in 
New  York  befindlichen  Bilder  be¬ 
schlagnahmen.  Das  „Bildnis  Wal¬ 
ly“,  von  Schiele,  das  Leopold  im 
Tauschweg  aus  einer  Bundes¬ 
sammlung  erworben  hatte  -  da¬ 
maliger  Schätzwert  3000  Schil¬ 
ling  (!)  -  wird  weiter  festgehalten. 
Ausgang  ungewiss. 

R.G.  Kerschhofer 


Sozialministerin  Carola  Bluhm 
(„Die  Linke“)  hat  jetzt  ein  „ver¬ 
trauliches  Eckpunktepapier“  für 
das  Gesetz  vorgelegt,  über  das 
nun  heftig  diskutiert  wird.  Das 
elfseitige  Papier  umfasst  15  Arti¬ 
kel  und  sieben  Paragraphen. 

Fast  alle  Artikel  beinhalten  Än¬ 
derungen  bereits  bestehender  Ge¬ 
setze.  Sie  sollen  unter  anderem 
im  Schul-  und  Sportfördergesetz, 
im  Seniorenmitwirkungs-  und 
Allgemeinen  Zuständigkeitsgesetz 
nur  einzelne  Wörter  ergänzen.  Im 
Gesetz  für  Sonn-  und  Feiertage  et¬ 
wa  wird  der  Begriff  „kirchliche 
Feiertage“  durch  „religiöse  Feier¬ 
tage“  ersetzt,  damit  zählen  auch 
muslimische  und  jüdische  Feier¬ 
tage  dazu.  Mit  dem  Gesetz  wer¬ 


den  auch  die  von  der  Scharia  ge¬ 
forderten  „rituellen  Waschungen“ 
und  Beerdigungen  ohne  Sarg  zu¬ 
gelassen,  wofür  strikte  Regeln  und 
Hygienevorschriften  vorgegeben 
werden. 

Neu  ist,  dass  das  Ziel  der  Ein¬ 
gliederung  von  Einwanderern  fol¬ 
gendermaßen  definiert  wird:  „Je¬ 
de  Benachteiligung  und  Bevorzu¬ 
gung  von  Menschen  mit  Migra- 
tionshintergrund  ist  auszuschlie- 


Erkennbar  kalt  erwischt  wur¬ 
de  die  Bundesregierung  von 
der  Kritik  des  Centrums  für 
Europäische  Politik  (CEP)  in  Frei¬ 
burg  am  Euro-Rettungsschirm.  Die¬ 
sen  Schluss  lässt  die  verdruck-ste 
Stellungnahme  eines  Regierungs¬ 
sprechers  zu,  der  verfassungsrecht¬ 
liche  Risiken  eingestand  und  über 
die  Verfassungsbeschwerden  er¬ 
klärte:  „Diesen  Verfahren  selbst 
kann  ich  nicht  vorgreifen  und  ent¬ 
halte  mich  deshalb 
auch  jeglichen 
Kommentars 
was  Fragen  oder 
Beurteilungen  an¬ 
geht.“  Dieser  Ton 
ist  außergewöhnlich  schon  wegen 
der  für  Regierungssprecher  unüb¬ 
lichen  Ich-Form.  Denn  selbstver¬ 
ständlich  steht  es  der  Bundesregie¬ 
rung  frei,  auch  bei  laufenden  Ver¬ 
fassungsbeschwerden  Gutachten, 
die  sie  für  substanzlos  hält,  mit 
deutlichen  Worten  zurückzuwei¬ 
sen  -  es  ist  oft  genug  geschehen. 

Wenn  nun  so  viel  Vorsicht  geübt 
wurde,  lohnt  sich  umso  mehr  ein 
Blick  auf  die  Argumente  des  CEP. 
Zentral  ist  der  Hinweis,  dass  das 
Verbot  des  sogenannten  „Bail-out“ 
(im  Volksmund  würde  man  sagen 
„Aus  der  Patsche -Helfen“)  nach  Ar¬ 
tikel  125  des  AEUV  („Lissabon-Ver- 


ßen.“  Gegen  ein  so  gefasstes  Dis¬ 
kriminierungsverbot  wäre  wenig 
einzuwenden,  es  fragt  sich  nur,  ob 
Verzicht  auf  Benachteiligung  und 
Bevorzugung  mit  gelungener  Inte¬ 
gration  gleichzusetzen  ist. 

Vor  allem  aber  „beißt“  sich  die¬ 
se  Klausel  mit  der  vom  Land  Ber¬ 
lin  angestrebten  Quote  von  Immi¬ 
granten  im  öffentlichen  Dienst.  Im 
heftig  umstritten  Paragraph  4  des 
Entwurfes  steht  nämlich  „der  Se¬ 
nat  strebt  die  Erhöhung  des  An¬ 
teils  der  Beschäftigten  mit  Migra¬ 
tionshintergrund  entsprechend 
ihrem  Anteil  an  der  Bevölkerung 
an“.  Das  heißt,  in  Berlin  wird 
künftig  jeder  vierte  Mitarbeiter  im 
Öffentlichen  Dienst  einen  Migra- 
tionshintergrund  haben.  Wie  das 
in  der  Praxis  mit  dem  Lei¬ 
stungsprinzip  und  dem  Be¬ 
vorzugungsprinzip  zu  ver¬ 
einbaren  sein  soll,  ist  unklar. 

140  Vereine  waren  aufge¬ 
rufen,  Stellungnahmen  zum 
Eckpunktepapier  beim  Se¬ 
nat  abzugeben.  Die  Reaktio¬ 
nen  fielen  sehr  unterschied¬ 
lich  aus.  Kritisiert  wurde, 
dass  -  im  Gegensatz  zur 
Bundesebene  -  die  Berliner 
Definition  die  Enkel,  also  die 
dritte  Generation,  aus- 
schließt.  Elena  Brandalise 
vom  Migrationsrat  Berlin- 
Brandenburg  bemängelt, 
dass  in  den  Medien  von  ei¬ 
ner  Bevorzugungspolitik  die 
Rede  sei,  dabei  gehe  es  um 
eine  „positive  Gleichbe¬ 
handlung“,  wie  sie  in  der 
vom  europäischen  Gerichts¬ 
hof  als  zulässig  erklärten 
gleichstellenden  Frauenpoli¬ 
tik  praktiziert  wird.  Maryam 
Stibenz,  Integrationsbeauf¬ 
tragte  des  Bezirks  Mitte  und 
Tochter  iranischer  Einwan¬ 
derer,  hält  das  Gesetz  für  abstrakt, 
realitätsfern  und  überflüssig,  da 
wir  schon  ein  Antidiskriminie- 
rungsgesetz  hätten,  das  nichts  be¬ 
wirke.  Eine  Migrantenquote  würde 
sie  dennoch  begrüßen.  Stibenz 
warnt  aber  auch  vor  einer  weite¬ 
ren  Stigmatisierung  der  jugend¬ 
lichen  Migranten,  weil  das  Integra¬ 
tionsgesetz  einmal  mehr  ihr  Be¬ 
wusstsein  stärke,  dass  sie  nicht 
deutsch  sind.  M.  Rosenthal-Kappi 


trag“)  strikt  auszulegen  ist  und  vor 
allem  die  Ausnahmebestimmung 
von  Art.  122  hier  nicht  anwendbar 
ist.  Diese  setze  nämlich  ein  „außer¬ 
gewöhnliches  Ereignis“  voraus,  wo¬ 
zu  insbesondere  Naturkatastro¬ 
phen  gehörten.  Jahrelange  finan¬ 
zielle  Disziplinlosigkeit  wie  im  Fal¬ 
le  Griechenlands  sei  dagegen  gera¬ 
de  kein  „außergewöhnliches  Ereig¬ 
nis“  im  Sinne  dieses  Artikels.  Da 
Art.  122  als  „Kompetenzgrundlage“ 

für  die  60-Milli- 
arden-Hilfe 
durch  die  EU- 
Verordnung  Nr. 
407/2010  also 
ausscheide,  blei¬ 
be  nur  der  Rückgriff  auf  die  „Flexi¬ 
bilitätsklausel“  von  Artikel  352  AE¬ 
UV.  Diese  scheitere  aber  gleich  aus 
mehreren  Gründen. 

Neben  handfesten  materiell- 
rechtlichen  Einwänden  erfordere 
die  Anwendung  dieses  Artikels 
Einstimmigkeit  im  Rat  plus  Zu¬ 
stimmung  des  Europäischen  Parla¬ 
ments  zu  der  auf  dieser  Basis  er¬ 
lassenen  EU-Ver Ordnung.  Diese 
aber  sei  ebensowenig  erfolgt  wie 
die  von  Karlsruhe  geforderte  vor¬ 
herige  gesetzliche  Ermächtigung 
des  deutschen  Vertreters  vor  der 
Zustimmung  zu  einer  solchen  Ver¬ 
ordnung.  K.  B. 
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Konflikt  um  kostbares  Erbe 

Wien:  Leopold-Sammlungen  wecken  Begehrlichkeiten 


Das  Verdikt 

CEP:  »Eurorettungsschirm  bricht  EU-Recht« 


EU-Recht  gleich 
mehrfach  gebeugt 


Jtou|M|i:l)e  Allgemeine  Mitling 


Preussen  /  Berlin 


Nr.  27  -  10.  Juli  2010 


Warum 

Selbsttötung? 

Von  Harald  Fourier 

Plötzlich  scheint  sie  nur  noch  Freunde 
gehabt  zu  haben:  Niemand  sagt  über 
Kirsten  Heisig  heute  noch  ein 
schlechtes  Wort.  Dabei  war  sie  nicht  nur 
Berlins  bekannteste  Richter  in,  sie  hatte  auch 
eine  Menge  Gegner.  Das  nicht  allein  bei  den 
Delinquenten,  die  sie  verurteilt  hat.  Unter 
anderen  Richtern  sei  sie  sich  „wie  ein  Exot 
vorgekommen“,  hat  sie  geklagt.  Und  führen¬ 
den  Politikern  wie  der  Justizsenatorin  Gisela 
von  der  Aue  sei  sie  sogar  mächtig  auf  die 
Nerven  gegangen,  wird  gemunkelt. 

Warum  nur  ist  sie  freiwillig  aus  dem  Leben 
geschieden?  Obwohl  die  Polizei  am  Tatort 
und  bei  der  Obduktion  des  Leichnams  keine 
Anzeichen  für  ein  Fremdverschulden  hat 
feststellen  können,  wollen  viele  Berliner  es 
nicht  glauben.  Sie  fragen,  warum  es  keinen 
Abschiedsbrief  gibt?  Warum  die  Leiche 
solange  vergeblich  gesucht  wurde,  obwohl  sie 
nur  500  Meter  von  ihrem  Auto  entfernt  an 
einem  Baum  hing?  Warum  sollte  Heisig  noch 
Korrekturen  an  ihrem  Buch  vornehmen  und 
einen  Verwandten  besuchen,  um  sich  dann 
mir  nichts,  dir  nichts  zu  erhängen?  Und 
überhaupt:  Ist  Erhängen  nicht  ein  typisch 
„männlicher“  Suizid? 

Es  hat  seine  Gründe,  dass  viele  Berliner 
den  vorläufigen  Ermittlungsergebnissen  und 
dem  blitzschnellen  Urteil  der  Medien 
misstrauen:  Der  Suizid  der  Kirsten  Heisig 
erinnert  sie  auf  fatale  Weise  an  den  des 
Computerspezialisten  Lars  Oliver  Petroll,  der 
ebenfalls  an  einem  Baum  hängend  im 
Grunewald  gefunden  worden  ist. 

Das  war  vor  neun  Jahren,  als  der  Skandal 
um  die  Bankgesellschaft  Berlin  in  vollem 
Gange  war.  Petroll  hatte  für  Aubis  gearbeitet, 
eine  Immobilienfirma,  die  unseriöse 
Geschäfte  getätigt  hat,  für  die  jetzt  die 
Steuerzahler  aufkommen  müssen.  Petroll 
wollte  gegenüber  der  Justiz  auspacken  und 
vielleicht  auch  seine  Bosse  erpressen. 

Auf  jeden  Fall  hing  er  dann  eines  Tages  tot 
im  Wald.  Die  Polizei  ermittelte  schlampig, 
übersah  Kunststoffseile  am  Tatort,  mit  denen 
er  gefesselt  worden  sein  könnte.  Beweismittel 
wurden  vernichtet  und  die  Leiche  auf 
Anraten  der  Polizei  von  den  Angehörigen 
eingeäschert.  Eine  nachträgliche  Obduktion 
war  nun  unmöglich. 

Für  Polizei  und  Staatsanwaltschaft  hat  sich 
Petroll  bis  heute  selbst  getötet,  obwohl  doch 
einiges  eher  auf  Fremdeinwirkung  hindeutet. 
Der  ganze  Vorgang  ist  der  größte 
Justizskandal  des  wiedervereinigten  Berlins. 
Im  Falle  von  Kirsten  Heisig  indes  gibt  es 
keine  Hinweise  auf  einen  gewaltsamen  Tod, 
nur  Vermutungen.  Außerdem  hat  die  Justiz 
im  Fall  einer  ermordeten  Richterin  bestimmt 
besonders  sorgfältig  ermittelt.  Dennoch 
wabern  bohrende  Fragen  durch  die  Straßen 
der  deutschen  Hauptstadt. 


Gedenkort  verweigert 

Brüsk  abgeschmettert:  CDU-Antrag  für  ein  Denkmal  für  die  1945  vergewaltigten  Frauen  Berlins 


Viele  leiden  noch 
heute,  im  hohen  Alter, 
unter  den  Folgen  ihres 
Martyriums: 

Eine  Mutter  mit  ihrem 
Kind  1945  im 
zerstörten  Berlin 


Bild:  AP 


Vielen  Opfern  von  Krieg  und  Gewalt 
wurden  Denkmäler  gesetzt.  Den  Hun¬ 
derttausenden  Berliner  Frauen,  die 
1945  vergewaltigt  und  oft  danach  er¬ 
mordet  wurden,  blieb  dies  verwehrt. 
Das  will  die  CDU  ändern  -  und  trifft 
auf  den  wütenden  Widerstand  von 
SPD,  Grünen,  Linkspartei  und  FDP. 

„Ein  Denkmal  für  die  ab  Frühjahr 
1945  in  Berlin  geschändeten  Frauen“ 
hat  die  CDU-Fraktion  per  Antrag  an 
das  Berliner  Abgeordnetenhaus  gefor¬ 
dert.  Erklärend  heißt  es  in  dem  Antrag, 
den  CDU-Fraktionschef  Michael  Braun 
im  Parlament  selbst  vortrug,  dass  „in 
Berlin  allein  weit  über  einhunderttau¬ 
send  Frauen“  im  Jahr  des  Kriegsendes 
von  „Soldaten  der  Besatzungsmächte, 
vor  allem  der  sowjetischen“  vergewal¬ 
tigt  worden  seien.  Das  Parlament  möge 
den  Senat  auffordern,  bis  Ende  Sep¬ 
tember  „ein  Konzept  zur  Errichtung 
eines  Denkmals  in  Berlin  für  die  ab 
Frühjahr  1945  von  Soldaten  der  Besat¬ 
zungsmächte  vergewaltigten  Frauen  zu 
erstellen“. 

Viele  Frauen,  so  die  Berliner  Union 
weiter,  seien  „nach  den  Schandtaten 
ermordet“  worden  oder  hätten  sich  das 
Leben  genommen,  „weil  sie  mit  der 
Schande  nicht  leben  konnten“.  Daher 
gebe  es  wenig  konkretes  Zahlenmateri¬ 
al.  Tatsächlich  existiert  die  Aufzeich¬ 
nung  einer  Anonyma,  die  jene  schreck¬ 
lichen  Details  des  April  und  Mai  1945 
für  die  Nachwelt  festgehalten  hatte.  Sie 
wurden  in  verniedlichender  Form  mit 
Nina  Hoss  in  der  Hauptrolle  verfilmt. 
Das  Thema  hat  sich  selbst  in  Europa 


mit  Ende  des  Zweiten  Weltkriegs  keines¬ 
wegs  erledigt,  wie  die  systemaüschen 
Übergriffe  der  serbischen  Soldateska  auf 
bosnische  Frauen  gezeigt  haben. 

SPD,  Linke  und  Grüne  lehnten  den 
Antrag  indes  einhellig  und  mit  Ent¬ 
schiedenheit  ab.  Sogar  die  Liberalen 
stellten  sich  gegen  einen  Ort  des  Ge¬ 
denkens  an  die  vergewaltigten  Frauen. 
Klaus-Peter  von  Lüdeke  (FDP)  behaup¬ 
tete,  Vergewaltigung  gehöre  zum  Krieg 
und  sei  nicht  auf  eine  „spezielle  Solda¬ 
teska“  beschränkt. 

Deswegen  müsse  das 
Prinzip  der  Vergewal¬ 
tigung  geächtet  wer¬ 
den,  aber  nicht  „eine 
bestimmte  Vergewal¬ 
tigung  zu  einer  be¬ 
stimmten  Zeit“.  Dem 
steht  die  Erkenntnis  von  Historikern 
entgegen,  dass  Massenvergewaltigung 
keineswegs  zu  den  gewöhnlichen 
Usancen  jeglicher  Kriege  gehört  und 
auch  im  Zweiten  Weltkrieg  im  Wesent¬ 
lichen  nur  von  der  Roten  Armee  und 
den  französischen  Kolonialinfanteri- 
sten  praktiziert  wurde. 

Die  Linkspartei  unternahm  einen 
ideologischen  Klimmzug,  um  sich  ge¬ 
gen  das  Ansinnen  Michael  Brauns  zu 
stellen.  Ihr  Vertreter,  Wolfgang  Brauer, 
meinte,  Krieg  sei  immer  mit  Gewalt  ge¬ 
gen  Frauen  verbunden.  Deshalb  würde 
„ein  deutscher  Ausstieg  aus  allen 
Kriegshandlungen  dem  Vermächtnis 
dieser  Frauen  und  Mädchen  mehr  ent¬ 
sprechen“  als  alle  „hilflos  peinlichen 
Denkmalsetzungen  65  Jahre  zu  spät“. 
So  wurde  in  beeindruckender  Weise 


eine  Brücke  von  den  vergewaltigten 
Berliner  Frauen  des  Jahres  1945  zu  den 
Taliban  der  Jetztzeit  in  Afghanistan  ge¬ 
schlagen. 

Alice  Ströver  von  Bündnis  90/Die 
Grünen  warf  dem  CDU-Abgeordneten 
Braun  sogar  vor,  dass  er  den  Frauen 
die  Schande  zuschreibe,  indem  er  ih¬ 
rer  öffentlich  gedenken  will.  Diese  he¬ 
ge  jedoch  auf  Seiten  der  männlichen 
Vergewaltiger.  „Manchmal  kommt  es 
auf  die  Wortwahl  an.“  Zudem  sei  ein 

Denkmal  nicht  das  ge¬ 
eignete  Mittel,  um  ei¬ 
ner  breiteren  Öffent¬ 
lichkeit  dieses  Tabu¬ 
thema  zugänglich  zu 
machen. 

Brigitte  Lange  von 
der  SPD  hielt  Braun 
„reflexhaften  Antikommunismus“  und 
eine  reduzierte  Wahrnehmung  der  Ge¬ 
schichte  vor.  Lange  sprach  sich  gegen 
eine  Zementierung  der  Opferrolle  der 
Frauen  aus.  Sie  nannte  den  Antrag 
„empörend  unbedarft“  und  setzte  sich 
damit  dem  Vorwurf  eines  umgekehr¬ 
ten  Rassismus  aus,  der  Deutsche  stets 
die  „Täter  rolle“  zu  weise  und  Opfer  nur 
bei  anderen  Völkern  kenne. 

Michael  Braun  setzte  sich  zur  Wehr 
und  stellte  sich  gegen  die  Behauptung, 
dass  jeder  militärische  Einsatz  von 
vornherein  verbrecherisch  und  barba¬ 
risch  sei.  Das  entbehre  jeder  Grundla¬ 
ge.  Ein  solches  Denkmal  ist  laut  Braun 
überfällig:  „Wir  sind  nicht  nur  von 
Frauen  angesprochen  worden,  sondern 
auch  von  Organisationen,  die  helfen.“ 
Selbst  als  hochbetagte  Pflegefälle  litten 


die  Frauen  -  etwa,  wenn  sie  gewa¬ 
schen  würden.  Die  Frauen  haben  es  oft 
als  Schande  empfunden“  und  deshalb 
geschwiegen.  Inzwischen  interessieren 
sich  laut  Braun  auch  CDU-Bundestags- 
abgeordnete  für  das  Thema,  mit  dem 
sich  nun  der  Kultur  aus  schuss  des  Ab¬ 
geordnetenhauses  befassen  soll. 

Schon  2003  war  Braun  auf  die  vom 
rot-roten  Senat  betriebene  Geschichts- 
politik  aufmerksam  geworden.  1992 
war  dem  ersten  sowjetischen  Stadt¬ 
kommandanten  General  Bersarin  die 
Ehrenbürgerschaft  (eine  Hinterlassen¬ 
schaft  der  DDR)  entzogen  worden,  was 
der  rot-rote  Senat  2003  rückgängig 
machte.  Als  Parlamentspräsident  Wal¬ 
ter  Momper  (SPD)  dann  auch  noch  ei¬ 
ne  Bersarin -Ausstellung  in  das  Parla¬ 
ment  holen  wollte,  machte  Braun  sei¬ 
nen  Stadtpunkt  deutlich:  „Das  ist  der 
erneute  Versuch  der  Berliner  SPD, 
wegen  der  Beteiligung  der  PDS  am  Se¬ 
nat  die  Geschichte  umzuschreiben. 
Damit  wird  wieder  einmal  versucht, 
Bersarin  ...  zu  idealisieren,  sowie  mit 
dem  ehemaligen  amerikanischen  Mili- 
tärgouverneur  in  Deutschland,  Gene¬ 
ral  Lucius  D.  Clay,  gleichzusetzen.  Clay 
hat  mit  der  amerikanischen  Schutz - 
macht  die  Freiheit  Berlins  erkämpft 
und  durchgesetzt,  während  unter  Ber- 
sarins  Oberbefehl ...  durch  die  sowjeti¬ 
schen  Unterdrücker  Verbrechen  gegen 
die  Menschlichkeit  begangen  und  Tau¬ 
sende  von  Frauen  vergewaltigt  wur¬ 
den.  Beide  Personen  auf  eine  Stufe  zu 
stellen,  verbietet  sich  deshalb  aus  ge¬ 
schichtlichen  Gründen  von  selbst.“ 

Hans  Lody 


SPD,  Grüne,  Linke 
und  FDP  sperren 
sich  gemeinsam 


Tod  einer  starken  Frau 


Lauter  schönes  Gerede 


Jugendrichterin  Kirsten  Heisig  soll  sich  das  Leben  genommen  haben 


Berlins  angebliche  Ansiedlungs erfolge  sind  vor  allem  Propaganda 


Die  wohl  streitbarste  Berli¬ 
ner  Jugendrichterin,  Kir¬ 
sten  Heisig,  ist  tot.  Als  sich 
zum  vergangenen  Wochenende 
die  Nachricht  von  ihrem  plötz¬ 
lichen  Verschwinden  bestätigte, 
befürchtete  die  Polizei  ein  Ge¬ 
waltverbrechen,  einen  Racheakt 
einer  der  vielen  von  ihr  Verurteil¬ 
ten.  Am  Sonnabendmittag  ent¬ 
deckten  Beamte  in  einem  Wald 
ihre  Leiche. 

Am  Montag  verkündete  Berlins 
Justizsenatorin  Gisela  von  der 
Aue  (SPD),  den  Tränen  nahe,  sie 
gehe  von  Selbstmord  aus  -  ohne 
Einzelheiten  zu  nennen.  Ob  sich 
die  Richterin,  die  sich  oft  als 
Außenseiterin  behandelt  fühlte, 
von  eigener  Hand  in  dem  schwer 
einsehbaren  Gelände  erhängte, 
bleibt  unklar.  Wie  außergewöhn¬ 
lich  ihr  Vermächtnis  aus  scharfer, 
aber  konstruktiver  Kritik  an  den 
Missständen  der  Justiz  ist,  zeigt 
sich  jetzt:  Oft  warnte  sie  vor  einer 
Niederlage  im  Kampf  gegen  Ju¬ 
gendgewalt,  wofür  sie  heftig  kriti¬ 


siert  und  von  „progressiven“  Kol¬ 
legen  geschnitten  wurde.  Nun  be¬ 
kommt  sie  posthum  viel  Lob.  So¬ 
gar  ehemals  Verurteilte  bedanken 
sich,  von  Heisig  auf  den  rechten 
Weg  gebracht  worden  zu  sein. 

Nicht  nur  durch  Konsequenz 
im  Amt  und  beschleunigte  Ver- 

Politikern  und 
Kollegen  war  sie  ein 
Dorn  im  Auge 

fahren  hat  die  48-Jährige  Popula¬ 
rität  erlangt.  Sie  warb  bei  auslän¬ 
dischen  Jugendlichen  und  deren 
Eltern  dafür,  Kriminalität  nicht 
auf  die  leichte  Schulter  zu  neh¬ 
men.  Schulversagen  als  Einstieg 
in  Straffälligkeit  war  dabei  ein 
Thema:  „Wir  brauchen  Ihre  Kin¬ 
der  ganz  dringend  in  guten  Beru¬ 
fen  -  als  Polizisten,  Erzieher  und 
Ärzte“,  sagte  sie  Zuwanderern, 
machte  sich  durch  Einsatz  vor  Ort 


angreifbar.  Heisig  war  durch  sol¬ 
che  Präsenz  und  die  besondere 
berufliche  Anspannung  innerlich 
größerem  Druck  ausgesetzt  als 
Kollegen.  Sie  mutete  sich  viel  zu, 
ging  mitunter  sonntags  ins  Ge¬ 
richt,  um  Akten  vorzubereiten. 
Sie  lebte  getrennt  von  ihrem  Ehe¬ 
mann,  ihre  Töchter  versuchte  sie 
aus  Medien  und  Justiz-Problemen 
herauszuhalten.  Vor  wenigen  Wo¬ 
chen  hatte  sie  erreicht,  dass  ihr 
Neuköllner  Modell  tatnaher  Ge¬ 
richtsverfahren  bei  Jugendlichen 
auf  ganz  Berlin  ausgeweitet  wird. 

Für  ihre  geplantes  Buch,  eine 
Abrechnung  mit  Justiz  und  Ge¬ 
sellschaft,  reichte  sie  noch  kurz 
vor  dem  Tod  Korrekturen  ein.  Ge¬ 
rüchte,  Heisig  sei  in  psychologi¬ 
scher  Behandlung  gewesen,  woll¬ 
te  die  Justiz  nicht  bestätigen.  Fra¬ 
gen  nach  Personenschutz  für 
Richter,  aber  auch  psychologi¬ 
scher  Beratung  stehen  jetzt  auf 
der  Tagesordnung,  genauso  wie 
die  Zukunft  von  Heisigs  Neuköll¬ 
ner  Modell.  SV 


Berlin  ist  eine  echte  Alterna¬ 
tive  zu  London  geworden“, 
jubelt  Rene  Gurka,  Chef 
der  Wirtschaftsförderungsgesell¬ 
schaft  „Berlin  Partner“  zu  deren 
fünftem  Jahrestag.  Das  Land  Ber¬ 
lin  steuert  über  die  Beteiligung 
der  Investitionsbank  Berlin  (45 
Prozent)  kräftig  mit  bei  Berlin 
Partner.  Mehr  als  460  Unterneh¬ 
men  und  21000  Arbeitsplätze 
seien  in  den  fünf  Jahren  entstan¬ 
den,  heißt  es.  Eine  Erfolgsbilanz, 
die  Berlin  Partner  auf  eigenes 
Werben  zurückführt  -  auch  auf 
deutschlandweites  Abwerben  von 
Konzernen,  das  sich  aber  als  nicht 
erfolgversprechend  erwiesen  ha¬ 
be,  wie  Gurka  einräumen  muss. 
Nun  will  man  internationale  Fir¬ 
men  anlocken. 

Berliner  Lokalmedien  feierten 
die  guten  Nachrichten  von  Berlin 
Partner  ausgiebig  -  und  voreilig. 
Denn  bei  einer  näheren  Prüfung 
seiner  angeblichen  Erfolge  fällt 
die  halbstaatliche  Gesellschaft 
glatt  durch:  Die  Chefplaner  der 


wirtschaftlichen  Zukunft  Berlins 
wissen  nicht  einmal  wirklich,  was 
sie  ansiedeln.  Denn  was  konkret 
hinter  ihren  stolzen  Zahlen 
steckt,  können  die  Verantwort¬ 
lichen  kaum  aufschlüsseln.  Wie 
hoch  beispielsweise  der  Anteil  an 
Industrie  bei  den  Ansiedlungen 

Statt  »Alternative  zu 
London«  nur  blumige 
Werbefloskeln 

ist,  vermag  Berlin  Partner  selbst 
auf  Anfrage  nicht  mitzuteilen. 
Nur  einzelne  Beispiele  sind  be¬ 
kannt.  Stattdessen  beschränken 
sich  die  Erhebungen  der  Entwik- 
klungsgesellschaft  auf  sogenannte 
„Cluster“,  also  zu  Gruppen  ge¬ 
bündelte  Branchen,  wie  Sprecher 
der  Gesellschaft  bestätigen. 

Von  77  erfolgreichen  Ansied¬ 
lungen  auf  Initiative  von  Berlin 
Partner  im  Jahre  2009  entfallen 


nur  18  auf  das  Bündel  „Industrie, 
Mobilität  und  Clean  Technology“. 
Erfolge  bei  Industrie-Jobs,  die 
Berlin  dringend  braucht,  sind 
demnach  gering,  zumal  „Clean 
Technology“  auch  die  Verwal¬ 
tungszweigstelle  eines  privaten 
Müllentsorgers  sein  könnte. 
Immerhin  an  den  Bombardier- 
Konzern  erinnern  sich  Sprecher 
auf  Anfrage.  Doch  ob  da  eine  Fer¬ 
tigung  oder  ein  Büro  angesiedelt 
wurde,  überblicken  die  Verant¬ 
wortlichen  selbst  bei  solchen  Vor- 
zeigeobjekten  nicht. 

Kein  Wunder,  dass  die  an  der 
Gesellschaft  beteiligte  Unterneh¬ 
mervereinigung  Berlin-Branden¬ 
burg  sich  nicht  zu  den  Erfolgs - 
meldungen  äußern  will.  Auch  die 
Handelskammer  verweist  nur  an 
Berlin  Partner  zurück.  Dabei  be¬ 
ginnt  offenbar  selbst  die  Entwick¬ 
lungsgesellschaft  an  ihrem  Selbst¬ 
lob  zu  zweifeln.  Für  das  erste 
Quartal  2010  weist  sie  in  der  „Ge¬ 
samttendenz  schrittweise  Konso¬ 
lidierung“  aus.  SV 
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Philipp  Rösler  -  Der  3 7 -Jährige 
wurde  im  Herbst  2009  Bundesge¬ 
sundheitsminister  und  tritt  für  ei¬ 
ne  umfasssende  Reform  mit  einer 
Kopfprämie  nach  Schweizer  Vor¬ 
bild  ein.  Er  konnte  sich  aber 
innerhalb  der  schwarz-gelben 
Koalition  damit  gegen  die  CSU 
bislang  nicht  durchsetzen. 


Ulla  Schmidt  -  Die  SPD -Politike¬ 
rin  war  von  2001  bis  2009  Ge¬ 
sundheitsministerin.  Die  Einfüh¬ 
rung  des  Gesundheitsfonds  ist  ihr 
Projekt.  Schon  vor  Beginn  der 
Einführung  hatten  Kritiker  ge¬ 
warnt,  dass  der  am  1.  Januar  2009 
mit  dem  Einheitsbeitrag  von  15,5 
Prozent  gestartete  Fonds  unterfi¬ 
nanziert  sei.  Doch  die  Große  Koa¬ 
lition  war  wegen  der  anstehenden 
Bundestagswahl  nicht  bereit,  den 
Beitrag  heraufzusetzen.  Stattdes- 
sen  wurde  er  wegen  der  Finanz¬ 
krise  im  Sommer  2009  sogar  auf 
14,9  Prozent  gesenkt. 


Horst  Seehofer  -  Der  bayerische 
Ministerpräsident  und  CSU-Vor- 
sitzende,  geboren  1949  in  Ingol¬ 
stadt,  lehnt  die  vom  Bundesge¬ 
sundheitsminister  -  und  zumin¬ 
dest  zeitweise  auch  von  Angela 
Merkel  -  favorisierte  Kopfpau¬ 
schale  entschieden  ab.  Dieses 
Thema  ist  ihm  so  wichtig,  dass  er 
ihretwegen  2004  sogar  als 
Unions-Fraktionsvize  zurücktrat. 
Sein  Votum  hat  in  dieser  Frage  zu¬ 
sätzliches  Gewicht,  weil  dem  ehe¬ 
maligen  Bundesgesundheitsmini¬ 
ster  (1992-1998)  Sachkunde  nicht 
abgesprochen  werden  kann. 


Otto  von  Bismarck  -  Der  Reichs¬ 
kanzler  (1815-1998,  Amtszeit  von 
1871-1890)  gilt  als  „Vater“  des 
deutschen  Sozialstaates.  1883 
führte  er  die  Krankenversiche¬ 
rung  ein,  1884  die  Unfallversiche¬ 
rung,  und  ab  1889  wurden  die  Ar¬ 
beitnehmer  erstmals  gesetzlich 
gegen  die  Folgen  von  Alter  und 
Invalidität  abgesichert.  Die  Moti¬ 
vation  des  „Eisernen  Kanzlers“ 
war  offenbar  eine  Kombination 
aus  aufrichtigem,  christlich  inspi¬ 
riertem  sozialen  Verantwortungs¬ 
bewusstsein  und  politischem  Kal¬ 
kül,  um  der  aufstrebenden  Sozial¬ 
demokratie  den  Wind  aus  den  Se¬ 
geln  zu  nehmen.  Um  Bismarcks 
zukunftsweisende  Sozialpolitik 
richtig  zu  würdigen,  muss  man  in 
andere  Länder  schauen:  Während 
er  seine  Sozialversicherungsge¬ 
setze  schuf,  hatten  die  als  „Mu¬ 
sterdemokratie“  gerühmten  USA 
gerade  erst  seit  ein  paar  Jahren 
die  Sklaverei  abgeschafft. 


Das  kranke  Gesundheitswesen 

250  Milliarden  Euro  allein  an  direkten  Kosten  machen  das  System  unfinanzierbar 


Die  gesetzlichen  Krankenkassen 
stehen  -  wieder  einmal  -  vor  ei¬ 
nem  Milliardenloch,  trotz  aller  po¬ 
litischen  Reparaturversuche,  die 
uns  seit  Jahren  als  „Reform“  ver¬ 
kauft  werden.  Was  macht  das  Ge¬ 
sundheitswesen  so  teuer?  Sind  wir 
Deutschen  zu  krank,  oder  ist  das 
System  selber  der  Patient? 

Es  ist  eine  schier  unendliche 
Horrorliste.  Gezählt  wird  nur  noch 
in  Milliarden,  Millionen  sind  kei¬ 
ner  Erwähnung  mehr  wert,  in 
Hochrechnungen  gerät  schon  die 
Billion  ins  Visier.  Die  Rede  ist  nicht 
von  den  über  Jahrzehnten  ange¬ 
häuften  Staatsschulden,  auch  nicht 
von  den  zwei  Jahres-Kosten  der 
weltweiten  Finanzkrise,  sondern 
von  den  jährlichen  Gesundheitsko¬ 
sten  in  Deutschland. 

Allein  die  Volkskrankheit  Diabe¬ 
tes  kostet  die  Krankenkassen  jähr¬ 
lich  fast  6000  Euro  pro  Patient. 
Darin  sind  aber,  wie  eine  Studie 
der  Universität  Köln  belegt,  nur  die 
direkten  Behandlungskosten  er¬ 
fasst;  rechnet  man  die  Behandlung 
der  Folgeerkrankungen  sowie  den 
volkswirtschaftlichen  Schaden 


durch  Arbeitsunfähigkeit  oder 
Frühverrentung  hinzu,  kommt  man 
auf  60  Milliarden. 

Ein  weiteres  Beispiel:  Nach  Be¬ 
rechnungen  des  Hamburger  Welt¬ 
wirtschaftsinstituts  entsteht  durch 
psychische  Erkrankungen  (zum 
Beispiel  „Burnout“)  ein  Schaden 
von  über  260  Milliarden  Euro  - 
11,5  Prozent  des  Bruttoinlandspro¬ 
dukts.  Dagegen 
nehmen  sich  die 
für  Diagnose  und 
Behandlung  von 
Arthrose  veran¬ 
schlagten  zehn 
Milliarden  fast  be¬ 
scheiden  aus. 

Die  direkten  Ausgaben  für  Ge¬ 
sundheit  -  ärztliche  und  pflegeri¬ 
sche  Leistungen,  Medikamente, 
Krankenhaus  und  Reha  -  haben 
laut  Statistischem  Bundesamt  die 
Viertel-Billionen-Marke  erreicht, 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  über 
3000  Euro.  Sie  verzehren  ein 
Zehntel  der  erarbeiteten  Wirt¬ 
schaftsleistung.  Die  Altersgruppe 
unter  30  begnügt  sich  mit  modera¬ 
ten  1200  Euro,  ein  45-Jähriger  ko¬ 
stet  bereits  fast  3  000  Euro,  ab  65 


gehen  die  Kosten  dramatisch  hoch: 
über  6000  Euro  für  65-  bis  84-Jäh¬ 
rige,  nahezu  15  000  für  die  noch 
Älteren.  Die  Hälfte  der  gesamten 
Krankheitskosten  entfällt  auf  die 
Bevölkerungsgruppe  über  65. 

Diese  Gruppe  nimmt  aufgrund 
der  anhaltend  negativen  demogra¬ 
fischen  Entwicklung  weiter  zu.  Zu¬ 
gleich  verzeichnen  kostenintensive 

Volkskrankheiten 
wie  Diabetes  dra¬ 
matische  Zu¬ 
wachsraten  (Ver¬ 
doppelung  inner¬ 
halb  20  Jahren). 

Bei  den  Bemü¬ 
hungen,  der  dro¬ 
henden  Unfinanzierbarkeit  des 
Gesundheitswesens  Herr  zu  wer¬ 
den,  verdient  ein  Hinweis  in  der 
Kölner  Diabetes-Studie  Beachtung: 
„Hauptkostentreiber  sind  mit  vier 
Fünftel  die  vermeidbaren  Folge¬ 
erkrankungen“,  heißt  es  da. 

„Vermeidbar“  sind  extrem  hohe 
Krankheitskosten  -  bei  weitem 
nicht  nur  bei  Diabetes,  sondern  im 
gesamten  Gesundheitswesen  - 
durch  optimierte  Behandlung,  bes¬ 
sere  (nicht  unbedingt  teurere)  Me¬ 


dikamente,  verstärkte  Früherken¬ 
nung  und  Diagnostik.  Aber  auch 
durch  gesundheitsbewussteres 
Verhalten  der  Betroffenen:  Der 
Zuckerkranke,  der  seine  Diät  „aber 
bitte  mit  Sahne“  versüßt,  ist  hier 
ebenso  gefragt  wie  der  allzu  ehr¬ 
geizige  Freizeitsportler,  der  die 
knochenbrecherischen  Folgen  von 
Trainingsrückstand  und  Selbst¬ 
überschätzung  der  Solidargemein- 
schaft  von  Beitrags-  und  Steuer¬ 
zahlern  aufbürdet,  oder  der  Rau¬ 
cher,  der  sich  von  Lungenkrebs 
und  Herzinfarkt-Gefahren  nicht 
seine  Kneipengemütlichkeit  ver¬ 
derben  lässt.  Sie  und  viele  andere 
könnten  durch  etwas  mehr  Ver¬ 
nunft  und  Disziplin  mehr  als  jene 
elf  Milliarden  Euro  einsparen,  die 
den  Krankenkassen  derzeit  fehlen. 

Und  wem  das  als  Motivation 
fürs  Nichtrauchen  noch  nicht 
reicht,  der  sei  an  eine  erschüttern¬ 
de  Zahl  aus  der  Passivraucher-Stu¬ 
die  des  Deutschen  Krebsfor¬ 
schungszentrums  erinnert:  Unter 
den  3300  Nichtrauchern,  die  jähr¬ 
lich  an  den  Folgen  des  Mitrau¬ 
chens  sterben,  sind  etwa  60  Kinder 
im  ersten  Lebensjahr!  H.-J.  Mahlitz 


Gesundheits¬ 
reform 
von  unten 

Nein,  am  deutschen  Gesund¬ 
heitswesen  wird  die  Welt 
nicht  genesen.  Das  soziale  Für¬ 
sorgesystem  Bismarck’scher  Prä¬ 
gung,  einst  weltweites  Vorbild, 
ist  für  die  völlig  neuen  Heraus¬ 
forderungen  einer  alternden  Ge¬ 
sellschaft  mit  immer  weniger 
Beitragszahlern  und  immer 
mehr  Leistungsempfängern 
nicht  mehr  tauglich.  Dies  gilt  für 
Krankheitskosten  ebenso  wie 
für  die  Renten. 

Dass  dieses  System  dringend 
der  Reform  bedarf,  hat  sich  auch 
in  Politikerkreisen  herumge¬ 
sprochen.  Deren  Reaktion  be¬ 
stand  zumeist  aber  nur  aus 
kleinkariertem  Stückwerk  - 
man  denke  an  „Ulla  Schmidts 
tägliche  Gesundheitsreform“. 
Deren  einzig  erkennbare  Kon¬ 
stante  hieß  „Alles  wird  teurer“. 

Entlastung  statt 
B  eitrags  erhöhung 

Im  Herbst  2009  hatten  Union 
und  FDP  nicht  zuletzt  mit  dem 
Versprechen  einer  echten  Ge¬ 
sundheitsreform  die  Wahl  ge¬ 
wonnen.  Auf  das  Einlösen  der 
vollmundigen  Ankündigungen 
wartet  das  Volk  seither  verge¬ 
bens.  Stattdessen  wird  ihm  nach 
achtmonatigem  Koalitionsstreit 
als  bislang  einziger  Reform¬ 
schritt  eine  Beitragserhöhung 
um  0,6  Prozentpunkte  (plus  Zu¬ 
satzbeiträge)  präsentiert. 

Zumindest  in  Bayern  hat  das 
Volk  die  Sache  nun  selbst  in  die 
Hand  genommen.  Denn  das 
überdeutliche  Votum  für  einen 
konsequenten  Nichtraucher¬ 
schutz  ist  ein  Stück  „Gesund¬ 
heitsreform  von  unten“:  Im 
Gegensatz  zu  manchen  herum¬ 
lavierenden  Politikern  haben  die 
Wähler  erkannt,  dass  man  das 
hochgradig  gefährdete  System 
nur  dann  wieder  finanzierbar 
machen  kann,  wenn  man  es  von 
milliardenteuren  unnötigen, 
weil  selbstverursachten  Erkran¬ 
kungen  wie  den  Folgen  der  Ni¬ 
kotinsucht  entlastet.  Jede  Ziga¬ 
rette,  die  nicht  geraucht  wird,  ist 
ein  Beitrag  dazu.  H.  J.M. 


Kostenfalle  Diabetes:  Die  Krankenkassen  rechnen  mit  rund  6000  Euro  pro  Patient  pro  Jahr  bei  dieser  Volkskrankheit.  Biid  pa 


Viele  teure 
Erkrankungen  sind 
vermeidbar 


Alles  oder  nichts 

Gesundheitssysteme  im  internationalen  Vergleich 


Im  Vergleich  der  Finanzie¬ 
rungsmodelle  für  das  Gesund¬ 
heitswesen  stehen  sich  in  Eu¬ 
ropa  zwei  Grundrichtungen 
gegenüber:  steuerfinanziert  oder 
beitragsfinanziert.  Am  ehesten 
mit  dem  deutschen  System  ver¬ 
gleichbar  sind  Belgien  und  Lu¬ 
xemburg  -  die  überwiegende  Fi¬ 
nanzierung  aus  einkommensab¬ 
hängigen  Sozialversicherungsbei¬ 
trägen  wird  ergänzt  durch  staatli¬ 
che  Zuschüsse,  abhängig  vom  De¬ 
fizit  der  Krankenkassen. 

In  Frankreich  übernimmt  die 
staatliche  „Regime  general  d’assu- 
rance  maladie“  75  Prozent  der 
Arzt-  und  70  Prozent  der  Arznei¬ 
kosten.  Der  Arbeitgeb eranteil  des 
Beitrags  liegt  bei  12,8,  der  Arbeit¬ 
nehmeranteil  bei  nur  0,75  Pro¬ 
zent  des  Bruttolohns.  Hinzu 
kommt,  als  Ausgleich  für  den 
längst  nicht  mehr  ausreichenden 
Arbeitnehmerbeitrag,  eine  Allge¬ 
meine  Sozialsteuer  (CSG)  in  Höhe 
von  7,5  Prozent.  Seit  Jahrzehnten 
befindet  sich  das  System  in  der 
Dauerkrise  und  schreibt  jährliche 
Defizite  in  dreistelliger  Millionen¬ 
höhe.  Überfällige  Reformen  schei¬ 
tern  immer  wieder  am  Wider¬ 
stand  der  Gewerkschaften,  vor  al¬ 
lem  der  kommunistischen  CGT. 


Große  Probleme  haben  auch 
die  Länder,  die  ihr  Gesundheits¬ 
wesen  überwiegend  aus  Steuer¬ 
mitteln  finanzieren,  wie  Großbri¬ 
tannien,  Portugal,  Finnland, 
Schweden,  Dänemark  oder  Ir¬ 
land.  Sie  mussten  erkennen,  dass 
langfristig  die  Qualität  der  ärzt¬ 
lichen  Versorgung  leidet. 

»Freiheit«  ä  la  USA, 
griechisches  Chaos, 
Schweizer  Kopfprämie 

Zu  gleichen  Teilen  aus  Steuern 
und  Beiträgen  finanzieren  Spa¬ 
nien,  Italien  und  Griechenland  ih¬ 
re  Krankenversicherungen.  Man¬ 
gelnde  Ausgabendisziplin  und 
zum  Teil  chaotische  Verwaltungs- 
strukturen  haben  in  diesen  Län¬ 
dern  zu  den  allgemeinen  Etatkri¬ 
sen  beigetragen. 

Die  Schweiz  verfügt  über  ein  ei¬ 
genständiges,  weitestgehend  auf 
Beiträgen  gestütztes  System,  das  in 
Deutschland  oft  als  Vorbild  dient. 
Einheimische  und  aufenthaltsbe¬ 
rechtigte  Ausländer  sind  generell 
pflichtversichert.  Es  gibt  jedoch 
keine  staatliche  Krankenkasse, 


sondern  nur  privatwirtschaftlich 
geführte  Krankenversicherungen. 
Die  Prämien  sind  einkommensun¬ 
abhängig  (Kopfprämien)  und  wer¬ 
den  von  den  Kantonen  festgelegt; 
zur  Zeit  liegen  sie  bei  durch¬ 
schnittlich  310  Franken  (zirka  200 
Euro)  im  Monat.  Da  die  Schweiz 
(gemessen  am  BIP)  mit  über  52 
Milliarden  Franken  das  weltweit 
zweitteuerste  Gesundheitswesen 
hat,  bleiben  auch  ihr  grundlegende 
Reformen  nicht  erspart. 

Im  krassesten  Gegensatz  zu  je¬ 
nen  Staaten,  die  alle  Bürger  in  ei¬ 
ne  Krankenversicherung  zwingen, 
steht  das  System  der  USA.  Es  gibt 
bislang  überhaupt  keine  Versiche¬ 
rungspflicht.  Dennoch  sind  61 
Prozent  der  Amerikaner  über  ihre 
Arbeitgeber  versichert,  weitere 
zehn  Prozent  zahlen  eine  private 
Versicherung.  Soldaten,  Vetera¬ 
nen,  Behinderten,  Bürgern  über 
65  oder  mit  Einkommen  unter  der 
Armutsgrenze  zahlt  der  Staat  eine 
karge  Grundversorgung.  Aber  46 
Millionen  Bürger  waren  bis  zu  Ba¬ 
rack  Obamas  Gesundheitsreform 
nicht  versichert;  sie  haben  ledig¬ 
lich  Anspruch  auf  Notfall-Versor¬ 
gung.  Viele  von  ihnen  sehen  darin 
sogar  einen  Ausdruck  persön¬ 
licher  Freiheit.  H.J.M. 
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Den  hässlichen  Kern  entblößt 

SPD-Chef  Sigmar  Gabriel  nötigte  mit  seinem  Präsidentschaftskandidaten  »Die  Linke«  zur  Selbstentlarvung 


Auf  den  ersten  Blick  sah  es  so  aus, 
als  wäre  die  schwarz-gelbe  Regie¬ 
rung  der  große  Verlierer  der  Präsi¬ 
dentenwahl  vergangene  Woche. 
Doch  es  gibt  noch  einen  anderen 
Verlierer:  die  Partei  „Die  Linke“. 

Selten  wohl  hat  ein  Verlierer  so 
viel  gewonnen  bei  einer  Wahl  wie 
der  unterlegene  Joachim  Gauck 
bei  der  Wahl  zum  Bundespräsi¬ 
denten:  Nicht  nur  bescherte  ihm 
die  Kandidatur  einen  letzten  Hö¬ 
hepunkt  in  seinem  beruflichen 
Lebensweg,  der  glanzvoller  kaum 
hätte  ausfallen  können. 

Der  Bürgerrechtler  und  Stasi- 
Aufklärer  hätte  seine  historische 
Mission  nicht  besser  abschließen 
können  als  mit  diesem  Auftritt. 
Denn  nach  Jahren  der  Schönred¬ 
nerei  und  der  Vergangenheitsver¬ 
tuschung  machte  die  Reaktion  der 
Linkspartei  auf  Joachim  Gauck 
schlagartig  sichtbar,  wie  viel  vom 
SED-  und  Stasi-Staat  noch  immer 
in  der  mehrfach  umbenannten 
Truppe  stecken. 

Man  werde  Gauck 
nicht  wählen,  weil  er  für 
den  Afghanistankrieg  sei 
und  „neoliberale“  An¬ 
sichten  vertrete,  schob 
die  „Linke“-Galionsfigur 
Gregor  Gysi  vor.  Dass  es 
sich  dabei  um  klamme 
Ausreden  handelte,  war 
indes  für  jedermann  er¬ 
kennbar.  Dafür  hatte  die 
Co-Vorsitzende  Gesine 
Lötzsch  persönlich  ge¬ 
sorgt.  Unmittelbar  nach 
Gaucks  Nominierung  tat 
sie  verbittert  kund: 

Wenn  SPD  und  Grüne 
gezielt  nach  einem  Kan¬ 
didaten  gesucht  hätten, 
den  ihre  Genossen  auf 
keinen  Fall  wählen  wür¬ 
den,  dann  sei  ihnen  dass 
mit  der  Kür  des  Theolo¬ 
gen  gelungen. 

Da  war  noch  nichts 
von  Afghanistan  oder 
„neoliberal“  zu  hören. 

Wie  auch?  Als  Inbegriff 
des  Kampfbegriffs  „neo- 
liberal“  gilt  der  äußer¬ 
sten  Linken  schließlich 


die  Agenda  2010  und  das  Hartz- 
IV- System,  was  bekanntlich  ein 
Projekt  der  rot-grünen  Regierung 
Schröder/Fischer  war,  ebenso  wie 
der  Afghanistan-Einsatz.  Wären 
dies  die  entscheidenden  Kriterien 
der  SED-Nachfolger  gewesen,  hät¬ 
ten  sie  von  vornherein  nieman¬ 
dem  zustimmen  können,  den  SPD 
und  Grüne  aufgestellt  haben. 

Allein  seine  Rolle  als  prominen¬ 
ter  Bürgerrechtler  und  noch  viel 
mehr  sein  Lebenswerk,  der  Auf¬ 
bau  der  damals  gemeinhin  nach 
ihm  benannten  Behörde  zur  Auf¬ 
deckung  von  Stasi-Verbrechen, 
war  es,  die  ihn  für  den  linken 
Rand  unwählbar  machten. 

Ein  Umstand,  der  Fragen  nach 
den  Motiven  insbesondere  von 
SPD-Chef  Sigmar  Gabriel  auf¬ 
wirft.  Hatte  er  sich  beim  Verhal¬ 
ten  der  Linkspartei  verrechnet? 
Wollte  er  den  SED-Erben  eine 
goldene  Brücke  bauen,  um  sich 
von  ihrer  schmutzigen  Vergan¬ 
genheit  reinzuwaschen,  so  ist  dies 
gründlich  misslungen.  Das 

! 


Gegenteil  ist  eingetreten.  Gabriels 
strategisches  Geschick  ist  indes 
unbestritten,  weshalb  eher  gemut- 
maßt  werden  darf,  dass  der 
Schachzug  mit  voller  Absicht  ge¬ 
schah.  Dafür  sprechen  auch  seine 
Reaktionen  nach  der  Präsidenten¬ 
wahl:  Statt  Gaucks  deutschland¬ 
weit  mit  lagerübergreifender 

Roland  Koch  hielt 
vor  drittem  Wahlgang 
entscheidende  Rede 

Sympathie  begleiteten  Auftritt  zu 
einem  strahlenden  Sieg  der  Op¬ 
position  zu  erklären,  erging  sich 
der  SPD-Chef  in  heftigen  Attak- 
ken  an  die  Linkspartei:  Mit  ihrer 
Verweigerung  hätten  die  Linken 
nur  dem  Koalitionskandidaten 
Christian  Wulff  in  die  Hände  ge¬ 
spielt  und  sonst  nichts  erreicht. 

Wer  so  spricht,  will  offenbar 
keine  freundlichen  Bande  zur 


Führung  der  Linkspartei  pflegen. 
Er  will  vielmehr  Ärger  säen  bei 
deren  Wählern  über  das  Verhal¬ 
ten  der  eigenen  Repräsentanten, 
in  dem  Wunsche,  diese  Wähler 
für  die  SPD  zurückzugewinnen. 

Die  Anhänger  rot-rot-grüner 
Bündnisse  zeigen  sich  entspre¬ 
chend  wütend.  So  wirft  der  Kom¬ 
mentator  der  „Zeit“  der  SPD-Füh- 
rung  vor,  gegen  die  Linkspartei  ei¬ 
ne  Rhetorik  „wie  im  Kalten  Krieg“ 
gepflegt  zu  haben.  Sozialdemo¬ 
kraten  hätten  gegen  die  „Linke“ 
geholzt,  getobt  und  gedröhnt, 
klagt  die  „Zeit“. 

Als  zweite  große  Verliererin  ne¬ 
ben  der  Linkspartei  wird  allent¬ 
halben  Kanzlerin  Angela  Merkel 
ausgemacht.  Trotz  einer  satten 
schwarz-gelben  Mehrheit  von  644 
zu  600  Wahlmännern  sollte  der 
entscheidende  Durchbruch  erst 
im  dritten  Wahlgang  gelingen. 
Dass  es  sich  hierbei  um  ein  Miss¬ 
trauensvotum  bürgerlicher  Ab- 
stimmer  gegen  Christian  Wulff  ge¬ 
handelt  haben  könne,  das  glaubt 


im  In-  wie  im  Ausland  niemand. 
Der  Wiener  „Standard“  zieht  viel¬ 
mehr  ein  für  die  Zukunft  der 
CDU-Chefin  gefährlich  klingen¬ 
des  Resümee:  Für  Ursula  von  der 
Leyen  hätte  die  Kanzlerin  viel¬ 
leicht  auch  die  SPD  gewinnen 
können.  Stattdessen  habe  Merkel 
auf  Wulff  gesetzt.  Und  zwar  nur, 
um  damit  ihren  allerletzten  inner¬ 
parteilichen  Konkurrenten  loszu¬ 
werden.  Dieser  Schachzug  zeige, 
dass  die  Kanzler  in  kein  Gefühl 
mehr  habe  für  die  Stimmung  un¬ 
ter  den  eigenen  Leuten. 

Wie  weit  der  Unmut  dort  gedie¬ 
hen  ist,  hat  die  Präsidentenwahl 
gezeigt.  Nach  dem  neunstündigen 
Wahltag  besuchte  Merkel  noch 
das  Sommerfest  der  hessischen 
Landesvertretung  in  Berlin.  Teil¬ 
nehmer  dieses  letzten  von  Gastge¬ 
ber  Roland  Koch  veranstalteten 
Festes  berichten  von  einer  schwei¬ 
genden,  starren,  in  sich  gekehrten 
Kanzlerin.  Sie  wird  es  besonders 
gewurmt  haben,  dass  es  einer  Re¬ 
de  von  Koch  zugeschrieben  wird, 
dass  Wulff  im  dritten 
Wahlgang  doch  noch 
knapp  die  absolute 
Mehrheit  erhielt  und 
von  den  anfangs  44  Ab¬ 
weichlern  „nur“  noch  19 
bei  ihrer  Entscheidung 
blieben.  Koch  habe  die 
Seele  der  Wahlleute  ge¬ 
troffen,  Merkel  (mal  wie¬ 
der)  nicht,  heißt  es  in 
Unionskreisen. 

Offenbar  aber  ist  die 
Kanzlerin  entschlossen, 
die  Kommunikation  in 
der  Koalition,  die  sich 
monatelang  vornehmlich 
öffentlich  in  den  Haaren 
lag,  zu  verbessern.  Ver¬ 
gangenen  Dienstag  be¬ 
suchte  sie  die  FDP-Frak- 
tion,  wo  sie  auf  einen  Vi¬ 
zekanzler  traf,  den  die 
jüngsten  Ereignisse  kaum 
weniger  mitgenommen 
haben.  Auch  FDP- Chef 
Guido  Westerwelle  sei 
nach  dem  Wahlkrimi 
noch  angeschlagener  als 
zuvor,  heißt  es  in  Berlin. 

Hans  Heckei 


MELDUNGEN 

Vorzeigeprojekt 
vor  dem  Aus? 

Berlin  -  Der  als  deutsches  Vorzei¬ 
geprojekt  am  1.  Januar  dieses  Jah¬ 
res  gestartete  elektronische  Ent¬ 
geltnachweis  (Elena)  soll  laut  Wirt¬ 
schaftsminister  Rainer  Brüderle 
(FDP)  auf  seine  Effizienz  hin  über¬ 
prüft  werden.  Das  von  der  Großen 
Koalition  zum  Bürokratieabbau  be¬ 
schlossene  Projekt  sah  vor,  dass 
Deutschlands  Arbeitgeber  die  Be¬ 
schäftigungsnachweise  für  ihre  Ar¬ 
beitnehmer  nicht  mehr  auf  Papier 
bei  Bedarf  erstellen,  sondern  mo¬ 
natlich  online  an  eine  zentrale 
Sammelstelle  mailen.  Diese  sollte 
es  Sozialämtern  und  Arbeitsagen¬ 
tur  erleichtern,  schnell  auf  diese 
Daten  zuzugreifen.  Damit  die  Ar¬ 
beitnehmer  über  ihre  Daten  selbst 
verfügen,  sollte  jeder  eine  Plastik¬ 
karte  mit  PIN  erhalten.  Doch  statt 
zehn  Euro  pro  Karte  sollen  diese 
jetzt  60  bis  80  Euro  kosten.  Diese 
Mehrkosten  können  die  Kommu¬ 
nen  aber  nicht  tragen.  Bel 

Auch  Wulff  will 
»bunte  Republik« 

Berlin  -  Schneller  als  vermutlich 
von  ihm  selbst  erhofft  hat  der  neue 
Bundespräsident  Christian  Wulff 
an  Beliebtheit  dazugewonnen. 
Nach  der  etwas  holprigen  Wahl  er¬ 
klärten  58  Prozent,  der  Richtige  sei 
gewählt  worden,  nur  35  Prozent 
sprachen  sich  immer  noch  für 
Gauck  aus.  Damit  hat  die  Argu¬ 
mentation  von  SPD-Chef  Sigmar 
Gabriel,  eine  schwarz-gelbe  Poli¬ 
tikermehrheit  habe  gegen  den 
Willen  des  Volkes  einen  Parteikan¬ 
didaten  durchgesetzt,  einen  zusätz¬ 
lichen  Dämpfer  erhalten.  Wulff  be¬ 
müht  sich  unterdessen  um  Sympa¬ 
thien  auch  im  andersfarbigen  poli¬ 
tischen  Lager.  Mit  seiner  Mahnung, 
jeder  müsse  unabhängig  von  Her¬ 
kunft  und  Wohlstand  die  „gleichen 
Bildungschancen  erhalten“,  be¬ 
diente  er  mehrere  linke  (Selbst-) 
Täuschungen.  Von  der  Bundesre¬ 
publik  Deutschland  sprach  er  an 
einer  Stelle  als  „unserer  bunten  Re¬ 
publik  Deutschland“.  K.B. 


Durchdachter  Schachzug:  Die  SPD  brachte  Joachim  Gauck  (I.)  vor  allem  aus  taktischen  Gründen  ins  Spiel.  Biid:  Reuters 


Energiepolitik  in  1000  Stücken 

Deutschland  fehlt  ein  Gesamtkonzept  -  Ideologie  statt  Logik 


Einseitige  Versöhnung 

60  Jahre  Charta  der  Heimatvertriebenen  in  Berlin  gefeiert 


Begeistert  nahm  die  „Frank¬ 
furter  Rundschau“  („FR“) 
den  „Nationalen  Aktions¬ 
plan  für  Erneuerbare  Energien“ 
von  Bundesumweltminister  Nor¬ 
bert  Röttgen  (CDU)  auf  und  titelte 
„Ökostrom  boomt  Atom  weg“. 
Nach  Schätzungen  des  Umweltmi¬ 
nisteriums  dürfte  sich  der  Anteil 
der  Stromerzeugung  aus  Erneuer¬ 
baren  Energien  bis  2020  auf  38,6 
Prozent  erhöhen.  Und  da  Röttgen 
im  Frühjahr  als  Voraussetzung  für 
das  Abschalten  der  Kernkraftwer¬ 
ke  einen  Anteil  der  erneuerbaren 
Energien  von  40  Prozent  genannt 
habe,  bedeute  dies  laut  „FR“,  dass 
zumindest  rein  rechnerisch  ab 
2021  alle  deutschen  Atommeiler 
ausgeschaltet  werden  könnten. 

Diese  auf  extremen  Vereinfa¬ 
chungen  basierende  Logik  dürfte 
jeden,  der  sich  ein  wenig  mit  dem 
Thema  Energieerzeugung  ausein¬ 
ander  gesetzt  hat,  in  die  Verzweif¬ 
lung  treiben.  Experten  beklagen 
schon  seit  Jahren,  dass  in  Deutsch¬ 
land  die  erneuerbaren  Energien  ra¬ 
sant  ausgebaut  würden,  ohne  dass 
gleichzeitig  Speichermöglichkeiten 
geschaffen  werden.  Da  vor  allem 
Wind-  und  Sonnenenergie  äußerst 
ungleichmäßig  zur  Verfügung  ste¬ 
hen,  müsste  dieses  Manko  durch 
die  Schaffung  von  Speicherkapa¬ 
zitäten  behoben  werden.  Aller¬ 
dings  gibt  es  hierfür  bisher  keine 


überzeugenden,  massentauglichen 
Technologien.  Gleichzeitig  hält 
auch  der  Ausbau  der  Leitungsnet¬ 
ze  nicht  mit  dem  Bau  von  Wind¬ 
kraft-  und  Solaranlagen  Schritt. 
Der  Bundesverband  der  Energie- 
und  Wasserwirtschaft  (BDEW)  gibt 
hierfür  der  dem  Bundeswirt¬ 
schaftsministerium  unterstellten 
Bundesnetzagentur  die  Schuld.  Sie 
müsse  den  Netzbetreibern  höhere 

Es  fehlen 

Speichermöglichkeiten 
und  Leitungen 

Renditen  genehmigen,  um  so  die 
Anreize  zum  Ausbau  der  Netze  zu 
erhöhen.  Bereits  2005  habe  die 
Deutsche  Energieagentur  (Dena) 
errechnet,  dass  Deutschland  neue 
Höchstleistungstrassen  mit  einer 
Länge  von  etwa  850  Kilometer 
bräuchte.  Da  die  meisten  Wind¬ 
kraftanlagen  im  Norden  Deutsch¬ 
lands  zu  finden  sind,  die  großen 
energieintensiven  Industrien  aber 
im  Süden,  müsse  beides  miteinan¬ 
der  verbunden  werden.  Fünf  Jahre 
später  seien  jedoch  gerade  90  Kilo¬ 
meter  Leitung  neu  gebaut  worden. 
Dies  läge  nicht  an  der  mangelnden 
Investitionsbereitschaft  der  Netz¬ 
betreiber,  sondern  an  regionalen 


Widerständen  gegen  Stromleitun¬ 
gen.  RWE-Manager  Rolf  Martin 
Schmitz  geht  davon  aus,  dass  allein 
der  Ausbau  der  Übertragungsnetze 
für  die  Erneuerbaren  Energien  in 
den  nächsten  zehn  Jahren  40  Milli¬ 
arden  Euro  kosten  dürfte,  doch  we¬ 
der  Umweltgruppen  noch  der 
Bundesverband  Erneuerbare  Ener¬ 
gien  (BEE)  würden  den  Netzbetrei¬ 
bern  helfen,  die  Akzeptanz  neuer, 
intelligenter  Leitungsprojekte  in 
der  Bevölkerung  zu  erhöhen.  „Ha¬ 
ben  Sie  den  BEE  in  dieser  Frage  je 
an  Ihrer  Seite  auf  Bürgerversamm- 
lungen  gehabt?“,  fragte  Schmitz  bei 
einer  Energiekonferenz  seine  Kol¬ 
legen. 

Stromerzeuger  und  der  BDEW 
kritisieren,  dass  die  Bundesregie¬ 
rung  bisher  noch  kein  langfristi¬ 
ges  energiepolitisches  Gesamt¬ 
konzept  vorgelegt  hat,  das  der 
Energiebranche  als  Grundlage  für 
zukünftige  Investitionen  dienen 
könnte.  Neben  der  andauernden 
Ungewissheit  über  die  Laufzeit¬ 
verlängerung  bei  Kernkraftwer¬ 
ken  sorgte  nun  der  Bundesrat  für 
Unklarheit,  indem  er  die  vom 
Bundestag  bereits  beschlossene 
Kürzung  der  Solarförderung  zum 
1.  Juli  kippte.  Im  Vermittlungsaus¬ 
schuss  wurde  nun  beschlossen, 
die  Kürzung  um  16  Prozent  in 
Schritten  über  die  nächsten  drei 
Monate  zu  verteilen.  R.  Bellano 


Die  Charta  der  deutschen 
Heimatvertriebenen  vom 
5.  August  1950  ist  nach  den 
Worten  von  Volker  Kauder,  Vorsit¬ 
zender  der  CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion,  eines  der  „eindrucksvoll¬ 
sten  Dokumente  der  Versöhnung“ 
in  der  Geschichte  der  Bundesrepu¬ 
blik.  Die  Vertriebenen  hätten  da¬ 
mals  ihre  Bereitschaft  zur  Versöh¬ 
nung  bekundet,  und:  „Sie  haben 
Wort  gehalten;  sie  halfen  mit,  das 
vereinte  Europa  zu  schaffen.“ 

Vor  60  Jahren,  am  5.  und  6.  Au¬ 
gust  1950,  war  dieses  immer  wie¬ 
der  zitierte  Dokument  in  Stuttgart 
von  Vertretern  von  Landsmann¬ 
schaften  und  Vertrieb  enenverbän- 
den  unterzeichnet  und  vor 
100  000  Menschen  verkündet 
worden.  Daran  erinnerte  jetzt  die 
Konrad-Adenauer-Stiftung  am 
3.  Juli  in  Berlin  mit  einem  promi¬ 
nent  besetzten  Colloquium,  das 
auch  deutlich  machte,  wie  sehr 
historische  Erinnerung  mit 
Gegenwartsfragen  verknüpft  ist. 

Kauders  positiver  Wertung  der 
Charta  schlossen  sich  die  anderen 
Redner  an.  Der  Würzburger  Histo¬ 
riker  Matthias  Stickler  sprach  von 
einem  „Schlüsseldokument  der 
deutschen  Nachkriegsgeschichte“. 
Und  Vertriebenenpräsidentin 
Erika  Steinbach  meinte,  „diese  er¬ 
ste  große  Willenskundgebung  der 
Vertriebenen  war  durch  die  ganze 


Geschichte  der  Bundesrepublik 
hindurch  und  zwischen  allen 
sonst  so  unterschiedlichen  politi¬ 
schen  Lagern  niemals  strittig“. 

In  der  Tat  konnte  die  Charta 
kein  Anlass  zum  Streit  bieten.  Die 
Vertriebenen  hatten  eindeutig  auf 
Rache  und  Vergeltung  verzichtet, 
sich  für  Versöhnung  und  für  „die 
Schaffung  eines  geeinten  Euro¬ 
pas“  in  Frieden  und  Freiheit  aus- 

In  Prag  gilt  die 
Vertreibung  weiterhin 
als  gerecht 

gesprochen.  Der  Gottesbezug  in 
der  Präambel  war  bewusst  an  den 
des  Grundgesetzes  angelehnt. 

In  den  osteuropäischen  Ländern 
blieb,  so  die  Gäste  aus  Polen  und 
Tschechien,  Karol  Sauerland  und 
Kristina  Kaiserovä,  die  Bekundung 
zur  Versöhnung  ohne  Resonanz, 
die  Vertriebenen  blieben  dort  „Mi¬ 
litaristen“  und  „Revanchisten“.  Das 
hat  sich  inzwischen  geändert.  Frau 
Kaiserovä,  Historikerin  an  der 
Universität  Aussig,  berichtete,  dass 
man  in  ihrem  Land  heute  „offen“ 
über  das  Thema  Vertreibungen 
spreche,  dass  Filme  über  die  Ver¬ 
treibung  der  Deutschen  zu  bester 
Sendezeit  gezeigt  würden,  dass 


aber  gleichwohl  alles  in  allem  die 
Vertreibung  doch  als  gerecht  ange¬ 
sehen  werde. 

Sauerland,  ein  auch  im  Westen 
hochangesehener  Germanist  aus 
Warschau  und  Thorn,  erinnerte 
an  die  „Gewalterfahrung  der  Po¬ 
len  von  zwei  Seiten“  und  fragte 
mit  Blick  auf  die  Vertreibung  der 
Polen  aus  ihren  Ostgebieten 
1944/45,  warum  in  allen  Debatten 
über  Vertreibungen  „immer  die 
Sowjets  ausgeschlossen  bleiben“. 
Heute  sei  das  Thema  Vertreibun¬ 
gen  in  Polen  kein  Tabu  mehr;  in 
Büchern  besonders  aus  Danzig, 
Stettin  und  Breslau  sei  es  präsent. 

Es  war  Volker  Kauder,  der  auch 
den  Bezug  zur  Gegenwart  her¬ 
stellte.  Was  1950  für  die  Charta 
als  Angebot  zur  Versöhnung  gelte, 
müsse  auch  heute  gelten:  eine 
Versachlichung  des  Gesprächs  im 
nationalen  und  grenzüberschrei¬ 
tendem  Rahmen  bei  dem  stritti¬ 
gen  Thema  zur  Stiftung  „Flucht, 
Vertreibung,  Versöhnung“.  Der 
„von  Deutschland  entfesselte  Ver¬ 
nichtungskrieg“  werde  von  nie¬ 
mand  infrage  gestellt;  bei  der  ge¬ 
planten  Stiftung  gehe  es  darum, 
leidvolle  Erfahrungen  für  die  Zu¬ 
kunft  fruchtbar  zu  machen.  Kau¬ 
der  zu  Frau  Steinbach:  „Die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
steht  bei  der  Etablierung  des  Zen¬ 
trums  an  Eurer  Seite.“  Dirk  Klose 
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MELDUNGEN 

Jemen  steht  vor 
Bürgerkrieg 

Aden  -  Mehr  als  200  Separatisten 
wurden  inhaftiert,  Dutzende  bei 
Unruhen  verwundet  oder  getötet, 
gleichwohl  nehmen  die  Unruhen 
im  Süden  des  Jemen  explosions¬ 
artig  zu.  Nach  Ansicht  ausländi¬ 
scher  Diplomaten  in  Aden  könnte 
ein  neuer  Bürgerkrieg  vor  dem 
Ausbruch  stehen.  Als  Motor  der 
Bewegung  sehen  sie  Bin  Ladens 
arabischen  Al-Kaida-Zweig.  Die 
Zusammenstöße  der  von  Stam¬ 
meshäuptlingen  gestützten  Rebel¬ 
len  mit  regierungstreuen  Grup¬ 
pen  werden  häufiger.  Die  Macht 
über  die  nördliche  Hauptstadt  Sa- 
naa  entgleitet  der  Regierung  im¬ 
mer  mehr.  Ihre  auf  Öl  gestützte 
Herrschaft  schwindet,  da  die  För¬ 
derung  stockt  und  die  gesamte 
Wirtschaft  kollabiert.  Im  Gefolge 
dieser  Probleme  schwelt  auch 
wieder  der  Nord-Süd-Konflikt, 
der  1994  schon  einmal  zu  einem 
Bürgerkrieg  geführt  hatte.  Er  geht 
darauf  zurück,  dass  der  Norden 
ein  selbständiges  Imanat  war,  der 
Süden  aber  von  1839  bis  1967  von 
Großbritannien  regiert  und  da¬ 
nach  eine  marxistische  „Volksde¬ 
mokratie“  wurde.  /.  Feyerabend 

Einschnitte  in 
Großbritannien 


London  -  Der  ersten  drastischen 
Sparrunde  folgte  nun  eine  zweite: 
Nachdem  die  britischen  Ministe¬ 
rien  bereits  alle  mit  einem  um  25 
Prozent  gekürzten  Budget  arbei¬ 
ten  müssen,  sollen  sie  nun  Kür¬ 
zungen  in  Höhe  von  insgesamt  40 
Prozent  durchrechnen  und  in  ei¬ 
nem  Bericht  die  Folgen  darlegen. 
Anhand  dieser  Vorlagen  wird 
dann  entschieden,  wo  noch  mehr 
gespart  werden  soll.  Ausgeschlos¬ 
sen  von  diesen  tristen  Rechen¬ 
spielen  sind  die  Ressorts  Bildung, 
Gesundheit  und  Verteidigung.  Die 
Gewerkschaften  unken,  dass  eine 
Million  Stellen  im  Öffentlichen 
Dienst  gestrichen  werden  müs¬ 
sten.  Die  Regierung  nennt  zwar 
keine  Zahlen,  erinnert  aber  daran, 
dass  das  britische  Haushaltsdefi¬ 
zit  elf  Prozent  beträgt.  Bel 


Altes  Bündnis  in  der  Zerreißprobe 


Die  Partnerschaft  der  Türkei  mit  Israel  steckt  in  der  Krise  -  Hauptgrund  ist  wachsender  Islamismus  Ankaras 


Die  langjährigen  Partner  Türkei 
und  Israel  sind  seit  kurzem  tief 
zerstritten.  Jüngster  Anlass  ist  Is¬ 
raels  Kaperung  des  türkischen 
Schiffes  „Mavi  Marmara“,  das 
versuchte,  die  Blockade  des  Gaza- 
Streifens  zu  durchbrechen.  Doch 
die  wahren  Ursachen  liegen  tiefer. 
Die  USA  versuchen  vergeblich, 
die  Wogen  zu  glätten. 

Was  war  das  doch  für  eine  le¬ 
gendäre  strategische  Freundschaft 
zwischen  den  so  verschiedenen 
Staaten  Türkei  und  Israel.  Beide 
Länder  hatten  über  Jahrzehnte 
gleichgerichtete  Interessen:  Beide 
wussten  sich  einig  in  der  Freund¬ 
schaft  mit  den  USA,  beide  waren 
einigermaßen  säkular  und  demo¬ 
kratisch  regiert  sowie  mehr  oder 
weniger  gleichermaßen  verfein¬ 
det  mit  den  arabischen  Nachbar¬ 
staaten,  denn  die  waren  entweder 
islamistisch  oder  im  Sinne  der 
„Baath“-Ideologie  sozialistisch¬ 
nationalistisch.  Israel  und  die 
Türkei  unterstützten  einander  di¬ 
plomatisch  und  veranstalteten  so¬ 
gar  regelmäßig  gemeinsame  Mili¬ 
tärmanöver. 

Das  türkisch-jüdische  Sonder¬ 
verhältnis  ist  sogar  älter  als  der 
Staat  Israel.  Schon  1492,  bei  der 
Vertreibung  der  Juden  aus  Spa¬ 
nien,  öffnete  der  türkische  Sultan 
sein  Land  für  jüdische  Flüchtlinge 
und  begründete  damit  eine  Tradi¬ 
tion,  die  über  die  Jahrhunderte, 
bis  in  die  NS-Zeit  hinein  Bestand 
haben  sollte.  Das  ungewöhnliche 
Verhältnis  blieb  stabil,  weil  es 
stets  mehr  gemeinsame  Gegner 
oder  Konkurrenten  als  Interes¬ 
sengegensätze  gab. 

Nach  der  Gründung  Israels  und 
den  Nahostkriegen  funktionierte 
diese  Partnerschaft  weiter,  weil 
die  Türkei  jahrzehntelang  stabil 
laizistisch  ausgerichtet  war:  Wenn 
die  Islamisten  an  die  Macht 
drängten,  putschte  das  Militär 
und  sicherte  die  an  Atatürk  ange¬ 
lehnte  Grundausrichtung  des 
Landes  ab  -  zuletzt  1997  gegen 
den  Islamisten  Necmettin  Erba¬ 
kan.  Doch  mit  dem  Machtwechsel 
hin  zur  islamistischen  AKP-Partei 
des  Recep  Tayyip  Erdogan  -  ei¬ 
nem  Epigonen  Erbakans  -  änder¬ 
te  sich  alles,  wenn  auch  zunächst 


nur  schleichend:  Erdogan  verfolgt 
die  Konzeption  einer  Wiederer¬ 
richtung  des  Osmanischen  Rei¬ 
ches  mit  starker  Orientierung  an 
Islam  und  Scharia.  Dazu  versucht 
er  eine  Annäherung  an  die  arabi¬ 
schen  und  anderen  islamischen 
Regime  sowie  die  Profilierung  der 
Türkei  als  Regionalmacht  im  Na¬ 
hen  Osten.  Und  wie  profiliert 
man  sich  im  Nahen  Osten  am  ein¬ 
fachsten  als  Regionalmacht?  In¬ 
dem  man  klar  gegen  Israel  Stel¬ 
lung  bezieht. 

Bei  den  meisten  etablierten  ara¬ 
bischen  Staaten  konnte  er  damit 
nicht  landen:  Sie  haben  histori¬ 
sche  Ressentiments  gegen  die 
Türkei  und  dazu  Angst  vor  islami¬ 
stischen  Ambitionen.  Wo  er  aber 
ein  offenes  Ohr  fand,  waren  die 
Terrorgruppen  Hamas  in  Gaza 
und  Hisbollah  im  Libanon  sowie 
in  Syrien  und  beim  Mullah-Regi¬ 
me  im  Iran.  Große  Aufmerksam¬ 
keit  erregte  das  bilaterale  Treffen 
in  Istanbul  zwischen  Erdogan  und 


dem  iranischen  Präsidenten  Ah- 
madinedschad  -  international  ein 
absoluter  Paria  wegen  seiner  Ver¬ 
nichtungsdrohungen  gegen  Israel. 
Die  Türkei  unterstützte  den  Iran 
in  der  Abwehr  von  ernsthaften 
UN-Sanktionen  wegen  seines 
Atomprogramms.  Das  Scheinab- 


Für  Washington  ist 
dieser  Konflikt  ein 
politisches  Debakel 


kommen  zwischen  der  Türkei, 
Brasilien  und  dem  Iran  zur  Anrei¬ 
cherung  der  Brennstäbe  im  Aus¬ 
land  vom  Mai  verärgerte  wiede¬ 
rum  die  USA.  Dazu  kamen  antise¬ 
mitische  Äußerungen  von  Erdo¬ 
gan  selbst.  Eher  harmlos  war 
noch  das  vergiftete  Lob  „Die  Ju¬ 
den  konnten  schon  immer  gut  mit 
Geld  umgehen“,  offen  antisemi¬ 
tisch  hingegen  der  Vorwurf: 


„Wenn  es  ums  Töten  geht,  mit 
dem  Töten  kennt  ihr  euch  sehr 
gut  aus“,  an  die  Adresse  von  Schi¬ 
mon  Peres  in  Davos  im  Januar 
2009. 

Auf  die  Annäherung  der  Türkei 
an  seine  Todfeinde  Hamas,  Hisbol¬ 
lah,  Syrien  und  Iran  reagiert  Israel 
mit  zunehmender  Härte.  Anfang 
Juni  lief  ein  sogenannter  „ziviler 
Hilfskonvoi“  aus  sechs  Schiffen 
von  Istanbul  in  Richtung  Gaza  aus 
-  auf  Betreiben  der  türkischen 
Regierung,  organisiert  von  der  is¬ 
lamistischen  Organisation  IHH 
und  mit  dem  Ruf:  „Oh  ihr  Juden! 
Die  Armee  des  Propheten  Mo¬ 
hammed  wird  zurückkommen! 
Intifada  bis  zum  Sieg!“  Da  war  für 
Israel  das  Maß  voll,  ein  Marine¬ 
kommando  stürmte  das  Flagg¬ 
schiff  „Mavi  Marmara“  und  stopp¬ 
te  den  Konvoi.  Als  die  Soldaten 
auf  Deck  angegriffen  wurden, 
schossen  sie  (nach  israelischen 
Angaben  in  Notwehr)  und  töteten 
dabei  neun  IHH-Aktivisten. 


Erdogan  als  Unterstützen  Protest  der  Hamas  im  Gaza-Streifen  Biid:  Reuters 


Ministerpräsident  Erdogan  be¬ 
schuldigte  Israel  umgehend  des 
„Staatsterrorismus“.  Mehr  noch: 
Er  drohte  Israel  und  stellte  indi¬ 
rekt  seine  Existenzberechtigung  in 
Frage:  „Israel  ist  dabei,  seine  Legi¬ 
timität  zu  verlieren“,  und:  „Sie 
werden  diesen  Einsatz  noch  be¬ 
reuen.“  Als  Begleitmusik  prote¬ 
stierten  Hunderttausende  Men¬ 
schen  auf  staatlich  durchorgani¬ 
sierten  Demonstrationen  gegen  Is¬ 
rael  und  skandierten  Hassparolen 
gegen  den  Judenstaat.  Die  Palästi¬ 
nenser  trugen  bei  ihren  Protesten 
das  Konterfei  Erdogans  vor  sich 
her  und  schwenkten  -  ein  absolu¬ 
tes  Novum  -  die  türkische  Fahne. 

Die  USA  mit  ihrer  überfordert 
wirkenden  Obama-Regierung  be¬ 
mühen  sich  mittels  Dreiecks-Di¬ 
plomatie  um  Beruhigung  der  La¬ 
ge,  bislang  erfolglos.  Die  Türkei 
gießt  weiter  Öl  ins  Feuer,  fordert 
ultimativ  eine  Entschuldigung  Is¬ 
raels  für  den  Zwischenfall  auf  der 
„Mavi  Marmara“  -  den  sie  selbst 
mit  verursacht  hat  -  sowie  eine 
internationale  Untersuchung.  An¬ 
dernfalls  werde  die  Türkei  die  di¬ 
plomatischen  Beziehungen  mit  Is¬ 
rael  abbrechen,  drohte  Außenmi¬ 
nister  Ahmet  Davutoglu  jüngst. 

Zweischneidig  wirkt  die  Rolle 
der  EU:  Die  USA  kritisieren,  dass 
Westeuropa  die  Islamisierung  der 
Türkei  indirekt  gefördert  habe:  Da 
die  EU  nicht  bereit  sei,  die  Türkei 
als  Vollmitglied  aufzunehmen,  ha¬ 
be  sich  diese  aus  Enttäuschung 
dem  Osten  zugewandt.  Für  Tür¬ 
kei-Experten  aber  wird  umge¬ 
kehrt  ein  Schuh  daraus:  Durch  die 
von  der  EU  forcierten  Verfas¬ 
sungsreformen  und  die  Entmach¬ 
tung  des  Militärs  gibt  es  in  der 
Türkei  keine  Garantiemacht  des 
Atatürk- Säkular ismus  mehr.  Erst 
im  Februar  waren  40  hochrangige 
Offiziere  wegen  angeblicher 
Putschpläne  festgenommen  wor¬ 
den. 

In  jedem  Fall  hat  es  die  Türkei 
in  der  letzten  Zeit  geschafft,  zwi¬ 
schen  Israel  einerseits  sowie  die 
USA  und  die  EU  andererseits  im¬ 
mer  neue  Keile  zu  treiben.  Die  lin¬ 
ke  Mainstream-Presse  und  israel¬ 
kritische  linke  Parteien  Westeuro¬ 
pas  unterstützen  die  Türkei  auch 
noch  dabei.  Anton  Heinrich 


Besser  spät  als  nie 

Russland  will  Armee  verschlanken  -  Berufsarmee  im  Gespräch 


Am  16.  Juni  verkündete  der 
russische  Präsident  Wladi¬ 
mir  Putin,  die  Regierung 
werde  bis  2013  knapp  1,2  Billio¬ 
nen  Rubel  (31,5  Milliarden  Euro) 
für  die  „neue  Gestalt  der  Armee“ 
aufwenden.  Allein  zehn  Milliar¬ 
den  Euro  sind  für  moderne  Wehr¬ 
technik  bestimmt,  was  allerdings 
wenig  bewirkt  in  einer  Armee,  in 
der,  so  Putins  Rüge,  „Systeme,  die 
vor  20,  30  Jahren  produziert  wur¬ 
den“,  eingesetzt  werden.  Eine  Mo¬ 
dernisierung  sollte  bereits  Viktor 
Tscherkesow,  als  Chef  des  Waffen¬ 
beschaffungsamts  eine  „Kreatur 
Putins“,  bewirken,  scheiterte  aber. 
Mitte  Juni  vergab  Präsident  Med- 
wedew  das  Amt  an  die  bis  dahin 
für  Moskau  zuständige  Verwal¬ 
tungsleiterin  des  Föderalen  Steu¬ 
erdienstes  Nadeschda  Sinikowa  - 
ein  Schlag  gegen  Putin  und  ein 
Indiz  für  den  Streit,  der  in  Russ¬ 
lands  politischer  und  militäri¬ 
scher  Führung  um  Personal-,  Ver- 
sorgungs-,  Rüstungs-  und  Ausbil¬ 
dungsprobleme  der  Armee  eska¬ 
liert. 

Hauptkontrahenten  sind  Vertei¬ 
digungsminister  Anatolij  Serdju- 
kow  und  Generalstabschef  Nikolaj 
Makarow.  Der  Minister  möchte 
die  Armee,  derzeit  1,1  Millionen 
Mann,  durch  Entlassungen,  Ab¬ 


wracken  von  Waffen  und  Garni- 
sonsschließungen  radikal  „ver¬ 
schlanken“,  zudem  anstelle  von 
Wehrpflichtigen  in  nächster  Zu¬ 
kunft  400  000  Berufs-  und  Zeitsol¬ 
daten  aufstellen.  Seine  Pläne  wer¬ 
den  jedoch  vom  Generalstabschef 
und  dessen  Offizieren  hintertrie¬ 
ben,  die  die  Wehrpflicht,  zwölf 
Monate  zwischen  dem  18.  und  27. 

Ausstattung  ist  noch 
auf  dem  Niveau 
des  Kalten  Krieges 

Lebensjahr,  nicht  aufgeben  wol¬ 
len.  Zu  ihnen  stieß  Bildungsmini¬ 
ster  Andrej  Fursenko,  der  das 
Wehrpflichtsalter  auf  das  21.  bis 
30.  Lebensjahr  verschieben  möch¬ 
te,  sich  damit  aber  wütende  Prote¬ 
ste  der  besten  Hochschulen  und 
Firmen  Russlands,  die  um  kreati¬ 
ven  Nachwuchs  fürchten,  einhan¬ 
delte.  Krach  gibt  es  zudem  um  die 
veraltete  Schwarzmeer-Flotte,  die 
vier  russischen  Militärbasen  im 
„nahen  Ausland“  (Ex-UdSSR)  und 
weitere  kostspielige  und  wertlose 
Dinge. 

Auch  andere  Probleme  inner¬ 
halb  der  Armee  sind  bis  heute 


ungeklärt.  Da  ist  das  „Großvater- 
tum“,  der  Terror  gegen  junge 
Wehrpflichtige,  den  alljährlich 
rund  1000  von  ihnen  nicht  über¬ 
leben.  Eine  präventive  Militärpo- 
lizei  gibt  es  nicht,  und  wie  Vize- 
verteidigungsminister  Nikolaj 
Pankow  warnte,  schwappt  dieser 
Terror  seit  2008  im  Gefolge 
rechtsradikaler  Jugendgruppen  in 
Russland  vermehrt  in  die  Armee. 
Belastet  ist  diese  auch  durch  den 
inflationär  ausgreifende  Drogen¬ 
missbrauch.  So  müssen  laut  Me¬ 
dien  bei  „mehreren  Millionen 
Junkies  und  jährlich  30  000  Drog¬ 
entoten“  in  Russland  jedes  Jahr 
Tausende  Jugendliche  aus  diesem 
Grund  vom  Wehrdienst  befreit 
werden  (-  Tendenz  steigend). 

1998  höhnte  Solschenizyn  in 
seinem  Buch  „Einstürzendes 
Russland“,  Russland  habe  wieder 
eine  „Arbeiter  und  Bauernar¬ 
mee“,  weil  Gebildete  und  Begü¬ 
terte  vor  der  Armee  flüchten.  Das 
bestätigte  jüngst  Generalstabschef 
Makarow:  Zehntausende  junge 
Männer  reißen  vor  der  Wehr¬ 
pflicht  ins  Ausland  aus  -  am  lieb¬ 
sten  nach  Deutschland,  England 
und  Frankreich,  wo  man  leicht  die 
akademischen  Stipendien  be¬ 
kommt,  die  diese  Flucht  erst  er¬ 
möglichen.  Wolf  Oschlies 


Botschaft  der  EUFV 

Lacota  erinnert  Regierungen  an  Robert  Schumans  visionäre  Kraft 


Anlässlich  des  60.  Jahresta¬ 
ges  der  Schuman-Erklä- 
rung  vom  9.  Mai  1950 
übersandte  der  Generalsekretär 
der  Europäischen  Union  der 
Flüchtlinge  und  Vertriebenen 
(EUFV),  Dr.  Massimiliano  Lacota, 
den  Regierungschefs  der  Europäi¬ 
schen  Union  sowie  den  Vertretern 
maßgeblicher  europäischer  Insti¬ 
tutionen  folgende  Botschaft: 

„Vor  60  Jahren  hielt  der  Außen¬ 
minister  der  Französischen  Repu¬ 
blik,  Robert  Schuman,  im  Uhren¬ 
saal  des  Quai  d’Orsay  eine  heraus¬ 
ragende  Rede,  die  Europa  den  Weg 
eröffnete  für  einen  unaufhaltsa¬ 
men  Prozess  des  Friedens  und  der 
Einheit.  Mit  festen  und  bereits  da¬ 
mals  modernen  Vorsätzen  proji¬ 
zierte  er  ein  innovatives,  dynami¬ 
sches  und  effizientes  Wirtschafts¬ 
modell  Europas,  das  auf  der  Besei¬ 
tigung  der  Streitigkeiten  und  auf 
Solidarität  und  allgemein  auf  der 
Wiederherstellung  der  Legalität 
und  auf  dem  Respekt  in  den  Bezie¬ 
hungen  zwischen  Staaten  und  Völ¬ 
kern  beruhte,  die  aufgrund  des 
kurz  vorher  beendeten  Kriegsge¬ 
schehens  allzu  lange  missachtet 
worden  waren.  Nach  so  vielen  Jah¬ 
ren  kann  mit  Verantwor¬ 
tungsbewusstsein  und  Einsicht  ge¬ 
sagt  werden,  dass  die  von  Schu¬ 


man  erhofften  Veränderungen  erst 
heute  erfolgen  und  sich  noch  im¬ 
mer  zu  bedächtig  vollziehen.  Trotz 
alledem  ist  das  bedeutendste  Er¬ 
gebnis  dieses  qualvollen  und 
schwierigen  Prozesses  ohne  Zwei¬ 
fel  der  Frieden,  der  zwischen  den 
europäischen  Nationen  verwirk¬ 
licht  werden  konnte,  auch  wenn 
noch  immer  zwischen  den  europä- 

Anerkennung  der 
Wahrheit  vollendet 
Schumans  Europa 

ischen  Völkern  ein  anachronisti¬ 
sches  Misstrauen  besteht.  Durch 
die  Einführung  der  einheitlichen 
Währung  und  die  Aufhebung  der 
Grenzen,  die  der  Fall  der  Berliner 
Mauer  und  der  darauf  folgende 
Untergang  der  kommunistischen 
Regierungen  ermöglicht  haben, 
wurde  ein  weiterer  bedeutsamer 
Mosaikstein  in  die  Struktur  jener 
gemeinsamen  Werte  eingefügt,  die 
uns  dieses  einmalige  und  unver¬ 
gleichliche  Gefühl  geben,  , Bürger 
Europas'  zu  sein. 

Jetzt  fehlt  nur  noch  ein  einziger, 
aber  unersetzlicher  Mosaikstein: 
Die  Anerkennung  der  geschicht¬ 


lichen  Wahrheit  und  die  Wieder¬ 
herstellung  der  Legalität  gegenüber 
Millionen  europäischer  Bürger,  die 
während  und  nach  dem  Zweiten 
Weltkrieg  und  bis  vor  kurzem  aus 
ihren  Heimatgebieten  gewaltsam 
umgesiedelt  oder  vertrieben  wur¬ 
den.  Die  Anerkennungen  der 
Wahrheit  über  den  Holocaust,  über 
den  Völkermord  an  den  Arme¬ 
niern  und  den  Assyrern  können  in 
einem  modernen  und  fortschritt¬ 
lichen  Europa  nicht  länger  , isolier¬ 
te  Einzelfälle'  bleiben,  sondern 
müssen  ein  tragischerweise  unaus¬ 
löschliches  Kapitel  der  Geschichte 
darstellen,  mit  dem  auch  Massen¬ 
vernichtungen,  Deportationen  und 
Vertreibungen  unmenschlichen 
Ausmaßes  verknüpft  sind.  Erst 
wenn  dieses  Ziel  vollständig  er¬ 
reicht  und  durch  die  Gewähr  des 
Respekts  und  der  Verbreitung  der 
Wahrheit  und  aller  Erinnerungen 
verwirklicht  wurde,  wofür  sich 
zahlreiche  Organisationen  und 
internationale  Institutionen  be¬ 
harrlich  einsetzen,  haben  wir 
Schumans  Europa  wahr  gemacht. 
Dann  haben  wir  eine  Zukunft  in 
Frieden  geschaffen,  die  nur  die  von 
Menschen  bewirkte  und  nicht  dem 
Verrinnen  der  Zeit  überlassene  Ge¬ 
rechtigkeit  den  künftigen  Genera¬ 
tionen  garantieren  kann.“  PAZ 
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Einseitiger  Erfolg 

Deutschlandfonds  wird  zwar  geschlossen,  doch  der  Bankenrettungsfonds  wird  zur  Dauer einrichtung 


Während  sich  die  Realwirtschaft 
über  gute  Zahlen  und  Aussichten 
für  die  nahe  Zukunft  freuen  kann, 
ächzt  die  deutsche  Finanzbranche 
immer  noch  unter  den  Folgen  der 
Krise.  Besserung  ist  für  sie  nicht  in 
Sicht. 

Bundeswirtschaftsminister  Rai¬ 
ner  Brüderle  (FDP)  liebt  klare 
Linien.  So  ist  er  grundsätzlich 
gegen  Einmischung  des  Staates  in 
wirtschaftliche  Belange.  Seinem 
Nein  zu  Staatshilfen  für  Opel  setz¬ 
te  er  nun  diese  Woche  ein  Nein 
für  eine  Vermittlerrolle  des  Staa¬ 
tes  bei  der  Neustrukturierung  des 
Warenhauses  Karstadt  hinzu. 
Kurz  zuvor  hatte  er  bereits  sein 
Nein  zur  möglichen  Ver¬ 
längerung  des  Deutsch¬ 
landfonds  kundgetan. 

Anfang  2009  hatte  der 
Staat  115  Milliarden 
Euro  für  die  Rettung  von 
im  Rahmen  der  Wirt¬ 
schaftskrise  angeschla¬ 
genen  Unternehmen 
bereitgestellt.  Doch  ins¬ 
gesamt  waren  bis  Mitte 
dieses  Jahres  nur  12,97 
Milliarden  Euro  in  Form 
von  Krediten  und  Bürg¬ 
schaften  vergeben  wor¬ 
den.  Ein  hoher  Aufwand 
und  lange  Bewilligungs- 
zeiten  waren  jedoch 
nicht  der  alleinige 
Grund,  warum  der 
Deutschlandfonds  kaum 
gefragt  war:  Deutsch¬ 
lands  kleine  und  mittel¬ 
ständische  Unterneh¬ 
men  sind  dank  Kurzar¬ 
beit,  flexible  Strukturen 
und  guter  Kapitalaus¬ 
stattung  meist  gut  durch  die  Krise 
gekommen.  Dies  belegen  auch  die 
aktuellen  Wachstumszahlen,  denn 
die  deutschen  Unternehmen  rea¬ 
gieren  sofort  auf  die  steigende 
Nachfrage,  die  vor  allem  aus  dem 
asiatischen  Raum  stammt.  Daher 
sieht  Brüderle  keinen  Bedarf  für 
eine  Verlängerung  des  Deutsch¬ 
landfonds  über  das  Jahr  2010  hin¬ 
aus. 

„Deutschland  ist  wieder  da!“,  so 
Brüderle  optimistisch  und  meint 
mit  Blick  auf  die  sinkenden 
Arbeitslosenzahlen:  „Wir  erleben 


in  Deutschland  ein  gar  nicht  so 
kleines  Jobwunder.“  Allerdings  ist 
da  doch  zu  differenzieren.  Denn 
während  der  Deutschlandfonds 
zu  Recht  geschlossen  wird,  soll  der 
staatliche  Bankenrettungsfonds 
SoFFin,  der  ebenfalls  nur  bis 
Ende  dieses  Jahres  tätig  sein  soll¬ 
te,  vermutlich  zu  einem  dauerhaf¬ 
ten  Schattenhaushalt  werden.  Er 
habe  sich  in  der  Krise  bewährt 
„und  ist  in  der  Lage,  die  Restruk¬ 
turierung  von  Banken  umzuset¬ 
zen“,  heißt  es  in  der  Begründung 
des  „Restrukturierungsgesetzes“ 
über  die  Neu-Ordnung  von  Ban- 
ken-Insolvenzen,  das  der  Bundes¬ 
tag  eigentlich  noch  vor  der  Som¬ 
merpause  beschließen  wollte. 


Zwar  konnte  man  sich  beim  SoF¬ 
Fin  vergangene  Woche  freuen,  dass 
mit  dem  Immobilienfinanzierer 
Areal  Bank  erstmals  eine  deutsche 
Bank  ihre  Stille  Einlage  zum  Teil 
zurückgezahlt  hat.  Doch  bei  der 
Areal  handelt  es  sich  nur  um  ein 
kleines  Sorgenkind,  das  mit  525 
Millionen  Euro  gestützt  werden 
musste.  Ganz  anders  der  Immobi¬ 
lienfinanzierer  Hypo  Real  Estate 
(HRE).  Eigentlich  wären  Garantien 
in  Höhe  von  52  Milliarden  Euro 
des  mit  insgesamt  103,5  Milliarden 
Euro  gestützten  Unternehmens 


zum  30.  Juni  ausgelaufen.  Doch  da 
die  HRE  immer  noch  jährliche  Ver¬ 
luste  in  dreistelliger  Millionenhöhe 
schreibt,  ist  nicht  in  Sicht,  wann 
der  Staat  die  HRE  aus  seiner  Obhut 

Neben  eigenen 
Problemen  bahnt  sich 
neue  US-Krise  an 

entlassen  kann.  Ähnliches  gilt  für 
weitere  große  Sorgenkinder  wie 
die  Commerzbank  und  einige  Lan¬ 
desbanken. 

Die  zusätzlichen  Kapitalkosten 
des  Bundes  für  die  Bankenrettung 


dürften  sich  bis  2013  auf  4,4 
Milliarden  Euro  belaufen,  denn 
schließlich  ist  der  Bundeshaus¬ 
halt  defizitär  und  der  Bund  muss 
das  Geld,  was  er  über  den  SoFFin 
den  Banken  zur  Verfügung  stellt, 
selbst  am  Kapitalmarkt  leihen. 
Und  nur  wenige  der  Banken,  die 
über  eine  Stille  Einlage  am  Tropf 
des  SoFFin  hängen,  sind  in  der 
Lage,  für  die  zur  Verfügung 
gestellten  Milliarden  wenigstens 
Zinsen  zu  zahlen. 

Dabei  könnte  der  klamme  deut¬ 
sche  Staat  das  Geld  sehr  gut 


gebrauchen,  schließlich  steht  er 
vor  historisch  einmaligen  Spar¬ 
zwängen.  Allerdings  ist  das  aus 
verschiedenen  Maßnahmen 
zusammengestückelte  Sparpaket 
noch  keineswegs  beschlossene 
Sache.  Finanzminister  Wolfgang 
Schäuble  (CDU)  und  Bundes¬ 
kanzlerin  Angela  Merkel  (CDU) 
tun  sich  schwer,  für  ihr  Sanie¬ 
rungsprogramm,  dem  ein  roter 
Faden  fehlt,  die  erforderlichen 
Mehrheiten  zu  gewinnen. 

Da  tröstet  es  wenig,  dass  auch 
andere  Regierungen  keine  Lösun¬ 
gen  für  ihre  Haushalts-Probleme 
haben.  Doch  deren  Sorgen  kön¬ 
nen  früher  oder  später  auch  zu 
Deutschlands  Problemen  werden 


wie  die  US-Immobilienkrise,  die 
US-Bankenkrise,  die  Griechen¬ 
landkrise  und  die  Euro-Krise  in 
den  letzten  zwei  Jahren  gezeigt 
haben.  So  muss  die  Bundesregie¬ 
rung  voller  Sorge  zur  Kenntnis 
nehmen,  dass  die  Regierung  von 
US-Präsident  Barack  Obama 
nicht  nur  kein  Konzept  hat,  wie 
sie  ihre  mit  unbegrenzter  Kreditli¬ 
nie  verstaatlichten  Hypothekenfi- 
nanzierer  Fannie  Mae  und  Fred¬ 
die  Mac  sanieren  soll,  sie  beschäf¬ 
tigt  sich  derzeit  nicht  einmal  mit 
der  Frage.  Dabei  sinkt  nach  dem 


Auslaufen  des  vom  Weißen  Haus 
gewährten  Steuergutscheins  für 
Hauskäufer  in  Höhe  von  8000 
Dollar  die  Nachfrage  nach  Immo¬ 
bilien  in  den  USA  jetzt  massiv.  Im 
Mai  gingen  die  Hauskäufe  um  33 
Prozent  zurück  und  die  Hypothe¬ 
kenanträge  erreichten  sogar  den 
tiefsten  Stand  seit  13  Jahren.  So 
erscheint  es  wenig  wahrschein¬ 
lich,  dass  der  aufgrund  der  Immo- 
bilienkrise  vorhandene  Bestand 
an  unverkauften  Häusern  an  den 
Mann  gebracht  werden  kann.  Da 
die  Arbeitslosigkeit  weiter  hoch 
ist,  ist  auch  keine  Erhöhung  der 
Nachfrage  in  Sicht.  Vielmehr 
erhöht  sich  jeden  Monat  die  Zahl 
der  Immobilien,  die  wegen  aus¬ 
stehender  Kreditraten 
zwangsgeräumt  werden 
müssen.  Derzeit  liegt  die 
Ausfallrate  bei  Einfami¬ 
lienhäusern  bei  spekta¬ 
kulären  5,3  Prozent,  was 
darauf  schließen  lässt, 
dass  US-Immobilienfi- 
nanzierern  eine  neue 
Krise  bevorsteht,  da  sie 
die  als  Sicherheit  die¬ 
nenden  Immobilien 
nach  Zwangsräumung 
mangels  Käufer  kaum 
verwerten  können.  Das 
wiederum  hat  Auswir¬ 
kungen  auf  die  Börsen¬ 
werte,  da  Anleger 
ahnen,  dass  sich  in  der 
Finanzbranche  ein 
neues  Problem  anbahnt. 
Bereits  2007  schwappte 
die  Bankenkrise  wenig 
später  auf  die  Börse 
über. 

Ob  auch  diese  zweite 
US-Immobilienkrise  auf 
Europa  und  Deutschland  übergrei¬ 
fen  wird,  ist  unter  Wirtschaftsex¬ 
perten  umstritten.  Ifo-Chef  Hans- 
Werner  Sinn  verweist  darauf,  dass 
die  Krisen  der  nahen  Vergangen¬ 
heit  dazu  geführt  haben,  dass  deut¬ 
sche  Anleger  ihr  Geld  in  Deutsch¬ 
land  investiert  haben.  Sinn  sagt 
Deutschland  sogar  einen  soliden 
Aufschwung  voraus  -  erstaunli- 
cherweise  gerade  bei  Immobilien. 
Denn  das  vorhandene  Kapital 
würde  einen  -  überfälligen  -  Bau¬ 
boom  in  Deutschland  auslösen. 

Rebecca  Bellano 


Kapitalspritze:  Noch  immer  ist  nicht  absehbar,  wann  der  Staat  die  lebenserhaltenen  Maßnahmen  für  die  mit  SoFFin- 
Hilfe  geretteten  Banken  wie  die  Hypo  Real  Estate  oder  die  Commerzbank  beenden  kann.  Biid  imago 


KURZ  NOTIERT 


Athen  droht  weiterhin  die  Pleite: 

Die  griechische  Regierung  ist  bei 
der  Umsetzung  ihrer  Sparpläne 
offenbar  recht  erfolgreich.  Aller¬ 
dings  rechnet  sie  die  Schulden  der 
Staatsfirmen  nicht  in  die  Gesamt¬ 
verschuldung  mit  ein.  Inzwischen 
ist  der  Staat  nicht  mehr  bereit,  für 
seine  Unternehmen  zu  bürgen,  was 
zur  Folge  hat,  dass  reihenweise 
kommunale  Betriebe  in  Zahlungs¬ 
schwierigkeiten  kommen  und 
keine  Gehälter  mehr  zahlen  kön¬ 
nen.  Dies  ist  einer  der  Gründe, 
warum  Griechenland  beim  Daten- 
dienstleister  CMA  Datavision  auf 
der  Liste  der  am  meisten  von  der 
Pleite  bedrohten  Staaten  von  Platz 
neun  auf  Platz  zwei,  gleich  hinter 
Venezuela,  gelandet  ist.  Bel 

London  rechnet  mit  BP-Pleite: 

Die  britische  Regierung  spielt  gera¬ 
de  die  Folgen  einer  Pleite  des  briti¬ 
schen  Energielieferanten  BP  durch. 
Ein  Bankrott  des  ehemaligen 
Staatsunternehmens  BP  aufgrund 
der  Folgekosten  der  Ölpest  in 
Mexiko  würde  massiv  britische 
Interessen  berühren,  da  das  Unter¬ 
nehmen  über  den  größten  Teil  der 
Energieinfrastruktur  im  Land  ver¬ 
fügt.  Außerdem  haben  viele  briti¬ 
sche  Pensionsfonds  BP-Aktien  im 
Bestand.  Auch  könnte  der  Öl-Multi 
als  Steuerzahler  ausfallen.  2009 
zahlte  BP  noch  7,25  Milliarden 
Euro  an  das  Schatzamt.  Bel 

Lähmende  Bürokratie:  Der  Ver¬ 
band  Deutscher  Maschinen-  und 
Anlagenbau  (VDMA)  bestätigt  Kla¬ 
gen  von  Unternehmen,  dass  das 
Auswärtige  Amt  sich  zu  viel  Zeit 
bei  der  Erteilung  von  Ausfuhrge¬ 
nehmigungen  für  Dual-Use-Güter 
lasse.  Hierbei  handelt  es  sich  vor 
allem  um  Maschinen,  die  für  zivile, 
aber  auch  militärische  Zwecke  ein¬ 
gesetzt  werden  können.  Bearbei¬ 
tungszeiten  von  bis  zu  zwei  Jahren 
schädigten  die  deutsche  Wettbe¬ 
werbsfähigkeit  und  das  jeweilige 
Unternehmen,  da  Kunden  Aufträge 
deswegen  storniert  hätten.  Bel 

Ausgebremst:  Ablehnend  rea¬ 
gierte  die  deutsche  Autoindustrie 
auf  den  englischen  Vorschlag,  dass 
ab  2013  nur  noch  Neuwagen  in  der 
EU  produziert  werden  dürfen,  die 
maximal  162  km/h  fahren.  Auch 
der  ADAC  sieht  keinen  Sinn  in  der 
Tempobegrenzung.  Bel 


Anschluss  zurückerlangen 

Ein  französisches  Unternehmen  an  der  Spitze  von  IT-Technologien 


Illegale  Versuchung 

Russland:  Miese  Jobchancen  verlocken  IT-Fachleute  zum  Hacken 


Die  französische  Industrie 
zeigte  vor  kurzem  ausge¬ 
sprochene  Leistungsstärke 
in  einem  Schlüsselsektor  der 
Zukunft.  In  den  letzten  Tagen 
belegten  zwei  Ankündigungen, 
dass  Frankreich  und  Europa  in 
einem  strategisch  äußerst  wichti¬ 
gen  Bereich  wie  den  Großrechnern 
wieder  präsent  sind.  Im  Mai  weih¬ 
ten  das  Unternehmen  Bull  und  die 
Direktion  für  militärische  Anwen¬ 
dungen  der  französischen  Atomen¬ 
ergiebehörde  (CEA/DAM)  den 
größten  Rechner  ein,  der  je  in 
Europa  konzipiert  und  gebaut 
wurde  und  der  einer  der  größten  in 
der  Welt  ist.  Am  1.  Juni  war  zu 
hören,  dass  AWE,  das  britische 
Äquivalent  zu  CEA/DAM,  seiner¬ 
seits  auch  seit  einigen  Monaten 
einen  Bull-Supercomputer  ein¬ 
setzt.  Hinzugefügt  werden  muss, 
dass  sich  das  große  deutsche  Wis¬ 
senschaftszentrum  in  Jülich  im 
vergangenen  Jahr  für  die  Bull-Tech- 
nologie  entschieden  hat.  Somit 
vertraut  ein  Teil  der  europäischen 
Wissenschaftsgemeinschaft  auf  die 
IT-Technologie  eines  französischen 
Unternehmens,  und  das  ohne  jeg¬ 
lichen  Druck  und  bei  größter 
Transparenz  der  Ausschreibungen 
und  des  freien  Wettbewerbs  mit 
den  amerikanischen  und  japani¬ 


schen  Wettbewerbern.  Aus  diesen 
Erfolgen  kann  man  mindestens 
zwei  Lehren  ziehen. 

Die  erste:  In  unserer  Welt,  insbe¬ 
sondere  im  Bereich  der  Industrie, 
ist  niemals  alles  gänzlich  verloren. 
Dies  ist  der  Vision  und  dem  Willen 
des  IT-Spezialisten  Pierre  Bonelli 
zu  verdanken,  der  im  Dezember 
2000  eine  Wette  auf  das  Überleben 


Europa  »schenkte« 
USA 

ein  Monopol 


des  Unternehmens  Bull  einging, 
deren  Pleite  zum  Ende  des  Jahres 
in  Aussicht  stand.  Die  französische 
Regierung  entschied  kurz  vor  den 
Präsidentschaftswahlen  der  schon 
ellenlangen  Liste  von  Einbrüchen 
in  der  Industrie  nicht  noch  ein 
zusätzliches  Drama  hinzuzufügen, 
und  richtete  einen  Hilfeschrei  an 
Bonelli.  Innerhalb  weniger  Monate 
entwickelte  der  neue  Vorsitzende 
die  neue  Strategie  für  die  Gruppe. 

Die  zweite  Lehre:  Europa  hatte 
es  nicht  verstanden,  in  der  Inter¬ 
net-Wirtschaft  einen  signifikanten 
Platz  einzunehmen,  wobei  es  den 
Vereinigten  Staaten  das  Quasi- 


Monopol  der  Software-Domäne 
(Microsoft,  Google,  IBM,  etc.)  über¬ 
ließ  und  zugleich  zuließ,  dass  sich 
die  USA  und  Asien  bei  den 
elektronischen  Bauelementen  und 
der  Hardware  auf  den  vorderen 
Plätzen  behaupteten  (IBM,  Intel, 
Toshiba,  HP,  Acer).  Im  Klartext  hat 
Europa  den  ersten  Internet-Zug 
vorbeifahren  lassen.  Ein  zweiter 
läuft  in  den  Bahnhof  ein,  der  vor 
allem  durch  die  Entwicklung  des 
Begriffs  „cloud  computing“  oder 
„Supercomputingzentrum“  ange¬ 
kündigt  wurde,  dessen  Herzstück 
klar  die  große  intensive  Rechenka¬ 
pazität  und  Informationsverarbei¬ 
tung  ist.  Jetzt  heißt  es,  den  nicht  zu 
verpassen.  Es  geht  jetzt  darum, 
nach  neuen  Formen  europäischer 
Zusammenarbeit  zu  suchen,  um 
den  Erhalt  einer  hochgradigen 
Kompetenz  in  punkto  IT-Architek- 
tur  zu  sichern.  Denn  die  IT-Indu- 
strie  ist  die  Voraussetzung  für  jede 
weitere  Entwicklung. 

Darin  genau  liegt  der  Sinn  des 
2008  vom  französischen  Präsiden¬ 
ten  an  die  deutsche  Bundeskanzle¬ 
rin  unterbreiteten  Vorschlags,  auf 
dem  Gebiet  der  IT-Technologien 
enger  zu  kooperieren.  Aber  Ach¬ 
tung:  Europa  sollte  vermeiden, 
dem  freien  Wettbewerb  den  Rük- 
ken  zu  kehren.  Jean-Paul  Picaper 


Ein  Ring  russischer  Wirt¬ 
schaftsspione,  der  jüngst  in 
den  USA  aufge deckt  wurde, 
hat  für  einen  kurzen  Augenblick 
auch  in  Deutschland  Firmen  wach¬ 
gerüttelt  und  ihnen  bewusst 
gemacht,  wie  leicht  ihre  kostbaren 
Technologien  geraubt  werden  kön¬ 
nen.  In  den  USA  ist  inzwischen 
einer  der  mutmaßlichen  Agenten 
geständig.  Wie  berechtigt  die  Vor¬ 
würfe  einschließlich  Geldwäsche 
gegen  die  vier  Spionage-Pärchen 
und  drei  Einzelpersonen  auch  sein 
mögen,  die  bisher  aufgedeckten 
Methoden  muten  teils  klassisch  an. 
Die  Spione  nutzen  falsche  Namen 
und  Laptops.  Über  ein  geheimes 
Daten-Netzwerk  hinaus  profitier¬ 
ten  sie  so  von  relativ  einfacher 
Technik.  Als  einfache  Bürger 
getarnt,  sammelten  einige  von 
ihnen  seit  den  90er  Jahren  unbe¬ 
helligt  Informationen.  Nicht  mehr 
die  Agenten  mit  Diplomatenpass 
sind  also  heutzutage  das  Problem, 
sondern  Spione  aus  dem  normalen 
Berufsleben,  zuweilen  sogar  deut¬ 
sche  Staatsbürger,  die  beim  Russ¬ 
land-Aufenthalt  für  einen  Neben¬ 
verdienst  angeworben  werden. 

Während  sich  im  Internet  eine 
Gemeinde  von  Begeisterten  vor 
allem  den  Auftritt  der  „schönen 
russischen  Spionin“  Anna  C.  beim 


sozialen  Netzwerk  „Facebook“ 
ansieht,  interessieren  sich  Exper¬ 
ten  schon  eine  geraume  Weile  für 
Russland  und  China  als  Urheber 
gezielter  Daten-Angriffe.  Diese 
Angriffe  betreffen  auch  Nutzer  von 
„Facebook“.  Vor  Wochen  verschaff- 


Leicht  geknackt:  Blackberry 

te  sich  der  russische  Hacker  „Kirl- 
los“  dort  Zugang  zu  den  Daten  von 
1,5  Millionen  Facebook-Nutzern. 
Er  verkaufte  sie  anschließend  im 
Internet.  Experten  warnen,  dass 
neben  solch  vergleichsweise  harm¬ 
losen  Aktionen  noch  ganz  andere 
Möglichkeiten  bestehen:  Angriffe 
schöpfen  das  Potenzial  des  deut¬ 
schen  Mittelstandes  ab.  Auch  ein 


Kernkraftwerk  lahmzulegen,  sei 
kein  Problem,  prahlen  russische 
Computer-Kenner  -  die  Moskauer 
Szene  ist  eitel,  die  Grenze  zwi¬ 
schen  Datenklau  zum  Spaß  und  als 
Beruf  ist  fließend. 

Russland  und  China  führen  die 
Ranglisten  der  elektronischen 
Daten-Diebe  an,  weil  viele  der 
begabten  Hochschulabgänger  bei¬ 
der  Staaten  keine  Anstellung  fin¬ 
den.  Ein  russischer  Experte  der 
Informationstechnologie  startet  im 
Glücksfall  mit  rund  800  Euro  pro 
Monat  seinen  Beruf.  Ein  Scheck 
oder  Bargeld  für  Auftragsarbeit  ist 
da  höchst  willkommen.  So  richten 
russische  Hacker  ihre  Aufmerk¬ 
samkeit  beispielsweise  darauf,  wie 
die  deutsche  Bundesregierung  die 
Wirtschaftskrise  zu  bewältigen  ver¬ 
sucht.  Deutsche  Verfassungs¬ 
schutzerkenntnisse  zeigen,  dass 
alte  Methoden  wie  Briefkasten¬ 
adressen,  Agententreffs  im  Restau¬ 
rant  und  falsche  Identitäten  trotz 
neuer  Technik  nicht  ausgedient 
haben.  Dem  deutschen  Manager  ist 
derweil  jedoch  in  der  Regel  wenig 
bewusst,  wie  leicht  beispielsweise 
sein  E-Mail-fähiges  Handy  „Black¬ 
berry“  angezapft  werden  kann.  Fir¬ 
mennachrichten,  Telefonate,  Treff¬ 
punkte  -  all  das  gerät  so  leicht  in 
falsche  Hände.  SV 
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Beusts  Volksfront 

Von  Rebecca  Bellano 


Billiges  Lob  für  die  Charta 

Von  Konrad  Badenheuer 


Während  die  Union  stets  vor 
rot-rot-grünen  Bundes¬ 
oder  Landesregierungen  warnt 
und  jegliche  Zusammenarbeit 
der  Sozialdemokraten  mit  der 
Partei  „Die  Linke“  kritisiert,  ar¬ 
beitet  die  Hamburger  CDU  bei 
ihrer  Schulreform  mit  den  SED- 
Erben  zusammen.  So  kann  man 
in  der  Hansestadt  bestaunen,  wie 
CDU,  Grüne,  SPD  und  „Linke“ 
auf  Einheitsplakaten  für  die  Ein¬ 
heitsschule  werben.  Was  sich  die 
Partei  von  Bürgermeister  Oie  von 
Beust  hier  leistet,  wirkt  auf  man¬ 
chen  Wähler  wie  eine  um  die 
CDU  erweiterte  Volksfront  gegen 
das  leistungsorientierte,  hansea¬ 
tische  Bürgertum,  das  auch  die 


breite  Mittelschicht  einschließt. 
Viele  Hamburger  Eltern  haben 
den  Eindruck,  dass  durch  die 
Reform  die  Schulen  von  einem 
Ort  der  Ausbildung  zu  einem 
Instrument  der  Sozialpolitik  ge¬ 
formt  werden  sollen.  Welche 
Chancen  die  Absolventen  dieser 
Schulen  auf  dem  Arbeitsmarkt 
haben,  scheint  die  Politik  nicht 
zu  interessieren. 

Man  fragt  sich,  warum  noch 
niemand  auf  die  Idee  gekommen 
ist,  auch  beim  Sport  den  Gleich¬ 
heitsgedanken  vor  den  Leistungs¬ 
gedanken  zu  stellen.  Nach  der 
Logik  wäre  es  ungerecht,  dass  Jo¬ 
achim  Löw  nur  die  besten  Spieler 
mit  zur  WM  genommen  hat. 


Moralisch  versagt 

Von  Hans  Heckei 


Es  ist  gut,  dass  die  Konrad- 
Adenauer-Stiftung  das  60- 
jährige  Bestehen  der  Charta 
der  deutschen  Heimatvertriebe¬ 
nen  mit  einer  hochrangig  besetz¬ 
ten  Podiumsdiskussion  in  Berlin 
gewürdigt  hat.  Bei  näherem  Hin¬ 
sehen  weniger  überzeugend  ist 
allerdings,  was  dort  gesagt  wurde. 
So  war  es  (um  nur  ein  Beispiel  zu 
nehmen)  schief,  dass  Unionsfrak¬ 
tionschef  Volker  Kauder  diese 
Charta  eines  der  „eindrucksvoll¬ 
sten  Dokumente  der  Versöhnung 
in  der  Geschichte  der  Bundesre¬ 
publik“  nannte. 

Das  war  sicher  gut  gemeint, 
doch  die  rund  100  000  Menschen, 
die  am  5.  August  1950  in  Stuttgart 
die  Charta  verkündet  hatten,  hät¬ 
ten  dennoch  keine  Freude  an  die¬ 
sem  Lob  gehabt.  Denn  zum  einen 
ist  die  Charta  weit  mehr  als  eine 
Sache  der  deutschen  Innenpolitik, 
zum  anderen  verstanden  ihre  Au¬ 


toren  unter  „Versöhnung“  etwas 
anderes  als  Kauder. 

Der  Charta  ging  es  um  die 
Durchbrechung  des  Teufelskreises 
der  Gewalt  zwischen  Deutschen 
einerseits  sowie  Polen,  Tschechen 
und  anderen  Völkern  Ostmitteleu¬ 
ropas  andererseits.  Die  Charta  auf 
die  Innenpolitik 
zu  reduzieren 


meist  nur  noch  unter  innenpoliti¬ 
schen  Aspekten:  Wählen  die  uns 
noch?  Was  kostet  die  Erfüllung  ih¬ 
rer  Anliegen  und  Projekte  -  ge¬ 
rechnet  in  Euro  und  in  außenpoli¬ 
tischem  Porzellan?  Vielleicht  müs¬ 
sen  Politiker  so  denken,  nur  hat  es 
eben  nicht  mehr  viel  zu  tun  mit 

den  Anliegen  de¬ 
rer,  die  1950  die 


über  die  sie  nur  M8.H  HlllSS  diG  llGlltigG  Charta  prokla- 


wenige  Aussagen 
macht,  geht  an 
ihren  wichtigsten 

Zielen  und  an  ih-  _ 

rem  Geist  vorbei. 

Diese  erhebliche  Ungenauigkeit 
kommt  allerdings  nicht  von  unge¬ 
fähr.  Spätestens  seit  der  im  Kern 
völkerrechtswidrigen  „Danziger 
Erklärung“  des  damaligen 
Bundespräsidenten  Johannes  Rau 
vom  29.  Oktober  2003  betrachten 
auch  eher  konservative  deutsche 
Politiker  das  Thema  Vertreibung 


Lage  nicht  als 
»Versöhnung«  adeln 


miert  haben. 

Sie  waren  be¬ 
reit,  solange  auf 

_  ihre  Rechte  zu 

verzichten,  wie 
diese  mit  ausschließlich  fried¬ 
lichen  Mitteln  nicht  durchsetzbar 
wären.  Sie  waren  aber  keines¬ 
wegs  bereit,  eine  Politik  der  An¬ 
erkennung  des  durch  die  Vertrei¬ 
bung  geschaffenen  Unrechtszu¬ 
standes  mit  dem  Wort  „Versöh¬ 
nung“  zu  adeln.  Im  politischen 
Berlin  und  erst  recht  in  Warschau 


hört  und  liest  man  es  ungern, 
aber  es  bleibt  wahr:  Die  heute 
zwischen  den  Politikern  erreichte 
„Versöhnung“  entspricht  dem, 
was  Stalin  und  Gomulka  schon 
1950  wollten:  Deutschland  möge 
auf  alles  verzichten,  dann  ist 
„Freundschaft“  möglich!  In  dieser 
Logik  war  nicht  die  Vertreibung 
das  große  Problem  zwischen 
Deutschland  und  Polen,  sondern 
die  Vertriebenen  selbst  und  ihr 
Insistieren  auf  Gerechtigkeit. 
Oder  anders  gesagt:  Die  „Versöh¬ 
nung“  das  Jahres  2010  hätten  wir 
auch  1950  schon  haben  können. 

Das  große  Anliegen  der  Charta, 
das  Recht  auf  die  Heimat,  ist  nicht 
ansatzweise  verwirklicht.  Für  die 
heutige  deutsche  Politik  des  radi¬ 
kalen  Verzichts  mag  es  Gründe 
geben.  Nur  sollten  ihre  Vertreter 
sich  nicht  auf  die  Charta  der  Ver¬ 
triebenen  berufen  -  auch  nicht 
indirekt  durch  wohlfeiles  Lob. 


Wut  und  Fassungslosigkeit 
durchdringen  einen  bei 
dieser  Nachricht:  Mit  schroffer 
Zurückweisung  haben  SPD  und 
Linkspartei,  Grüne  und  FDP  im 
Berliner  Abgeordnetenhaus  den 
Antrag  der  CDU-Fraktion  abge¬ 
schmettert,  den  Huntertausen¬ 
den  1945  vergewaltigten  Berli¬ 
ner  Frauen  endlich  ein  Denkmal 
zu  setzen. 

Die  Frauen  stehen  wie  nur  we¬ 
nige  andere  Opfergruppen  für 
die  düsterste  Zeit  in  der  Ge¬ 
schichte  Berlins,  die  mit  der 
Machtergreifung  der  National¬ 
sozialisten  begann  und  erst  mit 
dem  Mauerfall  endete.  Die 
Gründe,  ihnen  ein  Denkmal  zu 
verweigern,  schwanken  zwi¬ 
schen  zynischen  Spitzfindigkei¬ 
ten  und  himmelschreiender  Ge- 
schichtsblindheit,  zwischen  ide¬ 
ologischer  Verblendung  und 
schlichter  Verachtung  der  eige¬ 
nen  Nation,  die  für  manche  nie 


Opfer,  sondern  stets  nur  Täter 
sein  darf  und  daher  keines  Ge¬ 
denkens  würdig  sein  dürfe. 

Atemberaubend  ist  es  mit  an¬ 
zusehen,  wie  gerade  jenes  poli¬ 
tische  Spektrum,  dass  eine  Vor¬ 
reiterrolle  beim  Thema  Frauen¬ 
rechte  beansprucht,  in  dieser 
konkreten  Frage  moralisch  ver¬ 
sagt.  Beschämend,  wie  die  Grü¬ 
nen  sogar  versuchen,  den  Spieß 
gegen  die  CDU  umzudrehen. 

Erhellend  hingegen  der  Vor¬ 
wurf  der  SPD  an  die  Denkmal- 
Befürworter:  „Antikommu¬ 

nismus“  treibe  sie.  Da  haben  wir 
es:  Die  Täter  passen  nicht  ins 
Täterschema,  weil  sie  als  Rotar¬ 
misten,  also  als  Soldaten  eines 
linken  Regimes  nach  Berlin  ka¬ 
men.  Es  ist  die  gleiche  Propa- 
gandmaschine,  auf  der  die  Ver¬ 
triebenen  von  Ulbricht  zu  „Re¬ 
vanchisten“  gestempelt  wurden, 
weil  die  Vertreiber  die  eigenen 
Genossen  waren.  (Siehe  S.  3) 


Verzicht  auf  jegliche 
Gewalt,  aber  nicht 
auf  Recht  und 
Gerechtigkeit: 

Für  die  rund  100000 
Menschen,  die  am 
5.  August  1950  in 
Stuttgart  die  „Charta 
der  deutschen 
Heimatvertriebenen" 
proklamierten,  wäre 
die  heutige  deutsche 
Politik  unannehmbar 
gewesen. 


Bild:  pa 


Z 


ur  Fußball-Weltmeisterschaft 
präsentierte  sich  Südafrika 
als  der  wahrgewordene 
Traum  vieler  Fernreisenden.  Die 
Medien  nahmen  dieses  Bild  gerne 
auf  und  vergaßen  schnell,  dass  der 
schwarze  Kontinent  bisher  in  ihrer 
Berichterstattung  nur  für  Bilder  von 
Bürgerkriegen  und  hungernden 
Kindern  gut  gewesen  war.  Doch  die¬ 
se  Armen  Afrikas  gibt  es  immer 
noch  und  sie  haben  zwei  gewichtige 
Hindernisse  zu  überwinden:  untäti¬ 
ge,  korrupte  Politiker  und  eine  Ent¬ 
wicklungsindustrie,  die  weitgehend  mit 
sich  selbst  beschäftigt  ist.  Sie  haben  keine 
Lobby,  denn  Popgrößen  wie  Bob  Geldof, 
die  bei  unseren  Politikern  ein  und  aus  ge¬ 
hen,  vertreten  nicht  die  Bedürftigen.  Die 
kennen  sie  gar  nicht. 

Fest  steht,  der  Unterschied  zwischen 
arm  und  reich  ist  in  den  letzten  Jahren  grö¬ 
ßer  statt  kleiner  geworden.  Doch  wir  müs¬ 
sen  wegkommen  von  der  Vorstellung,  dass 
es  nur  um  Geld  gehe.  Es  geht  genauso  da¬ 
rum,  andere  Lebenskulturen  mit  großem 
Respekt  und  Anerkennung  wahrzuneh¬ 
men.  Wir  haben  in  der  Vergangenheit  - 
und  da  schließe  ich  mich  ein  -  immer  ge¬ 
meint,  wir  müssten  die  Afrikaner  von  un¬ 
seren  Wertvorstellungen  überzeugen  und 
Afrika  brauche  unsere 
Hilfe.  Noch  immer  be- 


Gas  tkomm  en  tar 


Afrika 

wird  armregiert 


lungspolitik  wenig  unterstützt.  Dass  es 
auch  anders  geht,  hat  die  Führung  in  Ma¬ 
lawi  bewiesen.  Innerhalb  von  vier  Jahren 
wurde  aus  dem  südafrikanischen  Armen¬ 
haus  ein  Maisexporteur.  Der  Staatspräsi¬ 
dent  hatte  sich  nach  einer  Dürre  im  Jahre 
2005  der  Landwirtschaft  angenommen 
und  Saatgut  sowie  Dünger  subventionieren 
lassen.  Darüber  hinaus  wurden  Bewässe¬ 
rungsanlagen  und  Silos  für  das  Erntegut 
gebaut.  Übrigens  hat  der  indische  Nobel¬ 
preisträger  Amartya  Sen  nachgewiesen, 
dass  es  zu  Hungerkatastrophen  immer  nur 
in  Diktaturen  kam. 

Nach  50  Jahren  Entwicklungshilfe  geht 
es  den  meisten  Afrikanern  im  Durch¬ 
schnitt  wirtschaftlich  meist  schlechter  als 

kurz  nach  der  Koloni¬ 
alzeit.  Die  Teilhabe  an 


ziehen  Tausende  von  50  Ja.hx6  EntwickllHlgstlilfG!  den  wirtschaftlichen 


Helfern  ihre  Daseins¬ 
berechtigung  aus  die¬ 
ser  Einstellung. 

Eine  Chance  auf  _ 

Veränderung  wird  es 
nur  geben,  wenn  die  Staaten  zum  Beispiel 
in  Afrika  eine  vernünftige  Agrarpolitik  ver¬ 
folgen.  Die  dortigen  Eliten  müssen  sich 
mehr  für  die  Entwicklung  und  Infrastruk¬ 
tur  ländlicher  Gebiete  und  damit  der  Er- 
nährungssicherung  interessieren.  Andern¬ 
falls  lässt  sich  das  weder  durch  mehr  Hilfe 
noch  durch  fairen  Handel  ausgleichen.  Die 
unerhört  tüchtigen  Bauern  gerade  in  den 
kargen  Sahelländern  werden  sowohl  von 
ihren  Eliten  als  auch  von  der  Entwick¬ 


Vielen  Afrikanern  geht 
es  schlechter  als  zuvor 


Wachstumsprozessen 
bleibt  den  oberen 
Schichten  der  afrikani- 

_  sehen  Gesellschaft 

Vorbehalten.  Un¬ 
rechtsbewusstsein  oder  Selbstzweifel  sind 
bei  den  Dauerpräsidenten  höchst  selten. 
Sie  setzen  fest,  was  Recht  ist.  Ihr  Machtsy¬ 
stem  beruht  auf  berechnender  Verteilung 
von  Gefälligkeiten  und  nicht  auf  gemein¬ 
schaftlichem  Wohl.  Welcher  der  führenden 
Politiker  mit  Ausnahme  der  Staatslenker  in 
Botswana,  Ruanda,  Malawi,  Mauritius  oder 
Ghana  hat  eine  Vorstellung  von  der  Zu¬ 
kunft  seines  Landes  und  davon,  wie  er 
Wachstum  und  Jobs  schaffen  will? 


Von  Volker  Seitz 

Der  sudanesische  Geschäftsmann  Mo 
Ibrahim  hat  2007  -  weil  er  die  Führungs¬ 
krise  Afrikas  als  Wurzel  allen  Übels  be¬ 
trachtet  -  einen  Preis  geschaffen,  der  afri¬ 
kanische  Politiker  belohnen  soll,  die  mit 
demokratischem  Denken  und  Handeln  re¬ 
giert  haben  und  sich  verfassungsmäßig  von 
der  Macht  verabschieden.  2009  empfahl 
sich  aus  den  53  Staaten  Afrikas  kein  Staats¬ 
lenker  für  das  Amt. 

Jedenfalls  sollten  die  westlichen  Regie¬ 
rungen  die  Politik  der  geschlossenen  Au¬ 
gen  gegenüber  den  versorgten  Staats-  und 
Machtapparaten,  die  den  Fortschritt  durch 
interne  Korruption  teils  bewusst  verhin¬ 
dern,  beenden.  Wir  wissen,  dass  die  Gel¬ 
der  aus  dem  Norden  oftmals  Afrika  nicht 
aus  der  Krise  helfen,  sondern  den  Status 
quo  zementieren.  Das  inflationär  ge¬ 
brauchte  Wort  von  der  Nachhaltigkeit  hat 
auch  die  Doppelbedeutung,  dass  nicht  nur 
das  „Projekt“  nachhaltig  sein  muss,  son¬ 
dern  eben  auch  der  Finanzier. 

Die  erheblichen  Fortschritte  in  Ruanda 
werden  nicht  wegen,  sondern  trotz  der 
Entwicklungshilfe  gemacht.  Ruanda  ist  si¬ 
cher  keine  Demokratie  im  westlichen  Sin¬ 
ne,  aber  ein  Staat,  der  aufgrund  von  stabi¬ 
len  Rechtsregeln  für  die  Wirtschaft  und 
der  Förderung  der  Frauen  wesentlich  bes¬ 
ser  vorankommt  als  die  meisten  anderen 
Staaten  in  Afrika.  Wirtschafts-  und  Bil¬ 
dungsreformen  haben  die  Armut  erheblich 
abgebaut.  In  Ruanda  wurde  erkannt,  dass 
es  die  einzige  Möglichkeit  ist,  den  Sprung 
aus  der  dritten  Welt  zu  schaffen  und  das 


Leben  der  Menschen  zu  ändern.  Nur 
durch  Bildung,  egal  ob  jemand  ein  Hand¬ 
werk  erlernt  oder  eine  akademische  Aus¬ 
bildung  absolviert,  können  sie  es  schaffen, 
sich  etwas  aufzubauen  und  ein  selbstbe¬ 
stimmtes  Leben  zu  führen. 

Die  Lage  in  Afrika 
südlich  der  Sahara 
wird  sich 


springt  nicht  an.  Hilfen  dürfen  nur 
noch  als  Nothilfe  im  Falle  etwa  von 
Naturkatastrophe  gegeben  werden. 
Mittelfristig  sollte  Unterstützung  an 
Erziehung,  Bildung,  Ausbildung, 
Aufbau  demokratischer  Institutio¬ 
nen  geknüpft  werden. 

Wir  müssen  aufhören,  Regime,  die 
Menschenrechte  missachten,  zu  ho¬ 
fieren.  Ich  weiß,  es  klingt  nicht  rea¬ 
listisch,  aber  wir  sollten  aufhören, 
Zweckfreundschaften  mit  Regimen 
zu  pflegen,  die  eine  Ausplünde- 
rungspolitik  gegen  ihr  eigenes  Volk 
betreiben.  Für  die  Regierungen  Afrikas  ist 
die  Flucht  ihrer  Landsleute  nach  Europa 
kein  Alarmzeichen,  sondern  willkommen, 
da  so  die  Arbeitslosigkeit  und  Unzufrie¬ 
denheit  nach  Europa  exportiert  werden 
kann.  Sie  werden  dadurch  den  Druck  los. 

Das  Schicksal  ihrer  ei- 


so 


—  T'Vi  T-»  x  ••  i  j-1  •  -1  8enen  Landsleute  ist 

lange  Uber  Bootstmcntlmge  Wird  ihnen  egal,  und 


nicht  verbessern,  wie 
die  Afrikaner  nicht 
nach  der  Erkenntnis 
handeln,  dass  allein 
sie  für  die  Bewälti- 


Unzufriedenheit 
nach  Europa  exportiert 


gung  ihrer  Zukunft  verantwortlich  sind. 
Natürlich  ist  das  schwer:  Die  jahrzehnte¬ 
lange  Gewöhnung  ist  ein  Teil  der  Menta¬ 
lität  geworden,  „der  Norden“  sei  für  die 
Entwicklung  Afrikas  mitzuständig.  Die 
Staats chefs  sind  nicht  auf  Steuergelder  an¬ 
gewiesen,  um  Staatsaufgaben  zu  finanzie¬ 
ren.  Das  bedeutet,  dass  sie  aus  der  Verant¬ 
wortung  gegenüber  ihrem  Volk  befreit 
sind.  Auf  Entwicklungshilfe  wird  daher 
häufig  Anspruch  erhoben.  Warum  auch 
nicht?  Die  Geber  stehen  Schlange,  sie  le¬ 
gen  keinen  Wert  darauf,  dass  die  Regierun¬ 
gen  eigene  Lösungen  erarbeiten.  Alle  wol¬ 
len  ja  helfen.  So  werden  die  Kräfte  zur 
Selbsthilfe  gelähmt. 

Dieses  Denken,  dass  andere  anpacken 
sollen,  mindert  Afrikas  Entwicklungschan¬ 
cen.  Mit  unseren  gut  gemeinten  Gaben  er¬ 
reicht  man  keine  Änderung  gesellschaft¬ 
licher  Grundprobleme.  Der  Motor  eigen¬ 
ständiger  Entwicklung  und  Selbsthilfe 


sie  se¬ 
hen  mit  großer  Gelas¬ 
senheit  zu,  wenn  wie¬ 
der  einmal  Hunderte 
Migranten  in  der  Wü¬ 
ste  verdursten  oder 
auf  ihrer  Fahrt  in  schrottreifen  Booten  nach 
Italien  oder  Spanien  ertrinken. 

Die  beste  Hilfe  für  Afrika  wäre,  wenn 
man  ihm  die  Freiheit  lässt,  die  eigenen 
Probleme  ohne  übereifrige  Geberorganisa¬ 
tionen  zu  lösen.  Die  unverantwortlich  agie¬ 
renden  Führungen  müssen  an  ihre  Verant¬ 
wortung  erinnert  werden.  Bisher  haben  sie 
es  sich  zu  leicht  gemacht,  wenn  sie  mei¬ 
nen,  die  Hauptschuld  für  fehlgeschlagene 
Entwicklung  an  ausländische  Geber  „out- 
sourcen“  zu  können. 

Volker  Seitz ,  Jahrgang  1943,  war  von  1965 
bis  2008  in  verschiedenen  Funktionen  für 
das  Auswärtige  Amt  unter  anderem  in 
Brüssel,  Niger,  Guinea  und  Libyen  tätig. 
Bis  zu  seiner  Pensionierung  2008  war  er 
nacheinander  Botschafter  in  Benin,  Arme¬ 
nien  und  Kamerun.  Er  ist  Autor  des  Bu¬ 
ches  „Afrika  wird  armregiert  oder  Wie 
man  Afrika  wirklich  helfen  kann 
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Die  Wirklichkeit  gespiegelt 

In  Berlin  ist  eine  Ausstellung  mit  Zeichnungen  und  Aquarellen  von  Adolph  Menzel  zu  sehen 


Eine  Ausstellung  der  6.  Berlin 
Biennale  für  zeitgenössische 
Kunst  in  Kooperation  mit  der 
Nationalgalerie  und  dem  Kupfer¬ 
stichkabinett  der  Staatlichen 
Museen  zu  Berlin  zeigt  Arbeiten 
von  Adolph  Menzel.  Unter  dem 
Titel  „Menzels  extremer  Rea¬ 
lismus“  sind  ausgewählte  Blätter 
zu  sehen. 

Die  Ausstellung,  die  von  dem 
US-amerikanischen  Kunsthistori¬ 
ker  Michael  Fried,  einem  ausge¬ 
zeichneten  Kenner  des  Menzel- 
schen  Oeuvres,  kuratiert  wurde, 
spiegelt  von  rund  40  seiner  Zeich¬ 
nungen,  Gouachen  und  Aquarel¬ 
len  die  Zeitgebundenheit  der 
Frage  nach  der  Wirklichkeit  und 
ihrer  Behandlung  im  Hier  und 
Jetzt  auf  eine  historische  Perspek¬ 
tive  in  der  Kunst  zurück.  Menzels 
bildnerisches  Werk  ist  eng  ver¬ 
bunden  mit  der  historischen  Ent¬ 
wicklung  der  Stadt  Berlin.  Als 
genauer  Beobachter  und  Analyst 

Sieben  Manteltaschen 
waren  mit  Stiften  und 
Pinseln  gefüllt 

seines  direkten  Umfeldes  setzte  er 
sich  in  seinen  Werken  intensiv  mit 
einem  breiten  Spektrum  von  Fra¬ 
gen  aus  Gesellschaft,  Politik,  Wis¬ 
senschaft,  Wirtschaft,  Kunst  und 
Philosophie  auseinander.  Detail¬ 
genauigkeit  und  ein  hoher 
Authentizitätsanspruch  ziehen 
sich  durch  sein  gesamtes  CEuvre. 

Nichts  war  vor  Menzels  Zei¬ 
chenstift,  vor  seinem  Pinsel  sicher. 
In  seinem  Mantel  befanden  sich 
sieben  Taschen  für  die  verschiede¬ 
nen  Skizzenblöcke  sowie  die  wei¬ 
chen  und  harten  Stifte.  Den 
Augenblick  wollte  er  festhalten, 
die  kleine  Geste,  die  Bewegung, 
die  kleine,  zunächst  unscheinbare 
Szene.  Menzel  war  geradezu 
besessen,  alles  zu  zeichnen,  sei  es 
die  Ratte,  die  im  Gully  ver¬ 
schwand,  seien  es  alte  Möbel, 
Bretter  und  Kartons,  die  bei  einer 
Zwangsräumung  auf  der  Straße 
gelandet  waren.  Erschütternd  sind 
seine  Skizzen  von  gefallenen  Sol¬ 
daten  nach  der  Schlacht  bei 
Königgrätz  (1866).  Er  war  eigens 


zum  Schlachtfeld  gefahren,  um 
sich  ein  Bild  zu  machen.  Menzel 
muss  extrem  nah  an  die  Toten  her¬ 
angegangen  sein,  um  all  die 
Details  skizzieren  zu  können. 

All  diese  Zeichnungen  und 
Aquarelle  sind  Meisterwerke,  die 
Ihresgleichen  suchen.  Fachleute 
nennen  Menzel  einen  genauen 
Beobachter  der  Gegenwart  und 
einen  Chronisten  der  Vergangen¬ 
heit.  In  seinem  Nachlass  fanden 
sich  unzählige  Skizzenbücher,  ein 
Magazin,  auf  das  er  für  seine 
Gemälde  immer  wieder  zurück¬ 


greifen  konnte.  Allein  das  Berliner 
Kupferstichkabinett  besitzt  4000 
individuelle  Zeichnungen  und  77 
Skizzenbücher,  insgesamt  sind  das 
etwa  7000  Zeichnungen,  nicht  zu 
vergessen  die  anderen  öffent¬ 
lichen  und  die  privaten  Sammlun¬ 
gen,  die  über  Menzel-Zeichnun¬ 
gen  verfügen. 


Mitunter  führte  Menzels  Sicht 
der  Dinge  auch  zu  seltsamen 
Begebenheiten.  So  berichtete  Paul 
Meyerheim  in  seinen  1906 
erschienenen  Erinnerungen  an 
Adolph  Menzel,  dass  er  den 
Künstler  beim  Zeichnen  selbst  auf 
Begräbnisfeiern  erlebt  hatte.  Auch 
wusste  er  von  einem  Diner  zu 
erzählen,  bei  dem  Menzel  einen 
Herrn  bat,  dessen  Hand  zeichnen 
zu  dürfen.  „Für  den  Herrn,  der 
sich  gern  mit  einer  Zigarre  nieder¬ 
gelassen  hätte“,  so  Meyerheim, 
gab  es  keine  Gnade;  er  musste 


sehr  lange  stehen  bleiben,  bis  das 
kleine  Meisterwerk  vollendet 
war.“ 

Der  Künstler,  der  oft  als  typi¬ 
scher  Ur-Berliner  gesehen  wird, 
wurde  am  8.  Dezember  1815  nicht 
an  der  Spree,  sondern  in  Breslau 
geboren,  wo  sein  Vater,  ursprüng¬ 
lich  ein  Lehrer,  eine  lithografische 


Anstalt  betrieb.  Adolph  war  14 
Jahre  alt,  als  er  acht  Lithografien 
schuf,  die  sein  Vater  als  Illustratio¬ 
nen  zu  Knutzens  „Geschichte  des 
preußischen  Staates“  verwendete. 

Erst  1830  siedelte  die  Familie 
nach  Berlin  über,  wo  der  junge 
Menzel  sich  an  alten  und  neuen 
Kunstwerken  orientieren  konnte 
und  immer  wieder  neue  Eindrük- 
ke  empfing,  während  der  Vater 
dort  nur  schwer  Fuß  fassen  konn¬ 
te.  Adolph  besorgte  ihm  Aufträge 
und  unterstützte  ihn  bis  zu  seinem 
Tod  1832.  Der  junge  Mann  über¬ 


nahm  daraufhin  die  Steindrucke¬ 
rei  seines  Vaters  und  ernährte  die 
Mutter  und  seine  zwei  Geschwi¬ 
ster.  Nach  einem  kurzen  Besuch 
der  Akademie  beschloss  er,  sein 
Leben  selbst  in  die  Hand  zu  neh¬ 
men  und  sich  auf  eigene  Füße  zu 
stellen.  1833/34  erschien  sein 
erster  selbständiger  Illustrations¬ 


zyklus  zu  Johann  Wolfgang  von 
Goethes  Gedicht  „Künstlers  Er¬ 
denwallen“  . 

Adolph  Menzel  war  übrigens 
der  einzige  Maler,  der  mit  dem 
höchsten  preußischen  Orden  aus¬ 
gezeichnet  wurde  (1898),  dem 
1701  in  Königsberg  gestifteten 
Schwarzen  Adlerorden.  Lange 
Jahre  wurde  er  „nur“  als  Maler  der 
preußischen  Geschichte  angese¬ 
hen;  erst  später  erkannte  man, 
dass  der  große  Künstler  ein 
genauer  Beobachter,  ein  Schulde¬ 
rer  seiner  Zeit  war,  ein  kritischer 
Zeitgenosse  auch,  der  das  bürger¬ 
liche  Leben  ebenso  darstellte  wie 
das  höfische.  Historienbilder 
gehören  gleichermaßen  zu  seinem 
Schaffen  wie  zeitgenössische 
Schilderungen  des  Großstadtle¬ 
bens  und  der  Arbeitswelt.  Nicht 
zuletzt  durch  diese  Werke  wurde 
Menzel  zu  einem  Wegbereiter  der 
Moderne.  Doch  der  Künstler  hat 
nicht  nur  sein  Gegenüber  mit  kri¬ 
tischem  Blick  betrachtet.  Schließ- 

Eindringliche 
Selbstbildnisse  aus 
allen  Lebensphasen 

lieh  macht  er  auch  vor  sich  selbst 
nicht  halt.  Eindringliche  Selbst¬ 
bildnisse  aus  allen  Lebensphasen 
sind  ebenso  zu  finden  wie  Blätter, 
die  Hände  und  Füße  des  Künstlers 
zeigen. 

„Menzels  Leben“,  schrieb  1896 
der  Direktor  der  Hamburger 
Kunsthalle,  Alfred  Lichtwark, 
„bietet  ein  Schauspiel,  das  ähnli¬ 
che  Empfindungen  wachruft  wie 
der  Anblick  seiner  Werke.  Ein 
unendlicher  Reichtum  von  Tatsa¬ 
chen  entwickelt  sich  mit  starker 
Logik  aus  den  gegebenen  Prämis¬ 
sen  ...  Was  sich  ihm  entgegenstell¬ 
te,  hat  er  durch  seine  im  Dienst 
eines  unermesslichen  Arbeitsver¬ 
mögens  stehende  Riesenkraft 
unterworfen.“  Adolph  Menzel 
starb  am  9.  Februar  1905  in  Berlin. 

Silke  Osman 

Die  Ausstellung  in  der  Alten 
Nationalgalerie ,  Bodestraße  1-3, 
Berlin,  ist  bis  zum  8.  August 
dienstags  bis  sonntags  von  10  bis 
18  Uhr,  donnerstags  bis  22  Uhr  zu 


Alexander  Kolde 
in  Lüneburg 


Alexander  Kolde:  St  Georg  in 
Rastenburg  Biid:  ol 


Alexander  Kolde  (1886-1963) 
kann  vielleicht  als  der  expo¬ 
nierteste  Moderne  des  Königsber¬ 
ger  Kulturraums  um  1920  gelten. 
Er  gehört  zu  den  eigenwilligsten 
Vertretern  der  Stilrichtung  der 
deutschen  Sezession  in  Königs¬ 
berg.  In  Rastenburg  aufgewach- 
sen,  studierte  er  in  Berlin,  Mün¬ 
chen  und  Königsberg,  zeitweise 
auch  bei  Lovis  Corinth.  Als  Grün¬ 
der  des  Künstlerbundes  „Der 
Ring“  genoss  Kolde  hohes  Anse¬ 
hen.  Während  der  Zeit  des  Natio¬ 
nalsozialismus  entsprach  der 
Expressionist  allerdings  nicht 
mehr  den  damals  vorherrschen¬ 
den  Kunstvorstellungen.  Nach 
dem  Zweiten  Weltkrieg  lebte 
Kolde  in  Flensburg,  wo  er  bis  zu 
seinem  Tod  noch  viele  Werke 
schuf.  Als  einer  der  progressiv¬ 
sten  Künstler  Ostpreußens  in  der 
Zwischenkriegszeit  war  der 
Künstler  bislang  nur  durch  seine 
frühen  Grafikzyklen  bekannt.  Das 
malerische  Werk  wird  durch  die 
nun  realisierte  Ausstellung  und 
die  parallel  erscheinende  Publi¬ 
kation  jetzt  erst  richtig  bekannt. 
Dank  der  privaten  Initiative  der 
Töchter  des  Malers  in  Verbindung 
mit  dem  Ostpreußischen  Landes¬ 
museum  wird  auch  diese  Facette 
ostpreußischer  Kunst  wieder 
sichtbar.  OL 

Die  Ausstellung  im  Ostpreußi¬ 
schen  Landesmuseum,  Ritterstra¬ 
ße  10,  Lüneburg,  ist  bis  zum  10. 
Oktober  dienstags  bis  sonntags 
von  10  bis  18  Uhr  zu  sehen,  Ein¬ 
tritt  4/3  Euro 


Adolph  Menzel:  Selbstbildnis  (1876/77;  Kupferstichkabinett) 


Bild:  Adolph-Menzel-Gesellschaft 


Königin  Luise 
in  Lüneburg 


Der  Musik  der  Stille  lauschen 

Unterschwellige  Musik  im  Alltag:  Ein  Plädoyer  gegen  die  akustische  Umweltverschmutzung 


Haben  Sie  schon  einmal 
darüber  nachgedacht, 
welch  großen  Anteil 
Musik  in  Ihrem  Leben  ein¬ 
nimmt?  Vom  Aufstehen  bis  zum 
Schlafengehen  sind  Sie  nahezu 
pausenlos  von  Musik  umgeben. 
Mit  Musik  werden  Sie  geweckt. 
Musik  begleitet  Sie  beim  Früh¬ 
stück  aus  dem  Radio  oder  aus 
dem  Fernsehen,  auf  dem  Weg  zur 
Arbeit  im  Autoradio  oder  in  der 

Berieselt  bei  Arbeit, 
Sport  und  Spiel 

Bahn  mit  dem  unumgänglichen 
MP 3 -Player  im  Ohr.  Das  Musik¬ 
hören  bei  der  Arbeit  will  ich 
nicht  genauer  hinterfragen,  aber 
auch  dort  spielt  sie  eine  große 
Rolle.  Bei  handwerklichen  und 
technischen  Berufen  ist  Musik 
immer  vorhanden.  Bevor  ein 
Maurer  nach  seiner  Kelle  greift, 
stellt  er  erst  einmal  sein  Radio 
ein.  Nach  der  Arbeit  beginnt  eine 
besonders  intensive  Zeit  des 
Musikhörens.  Das  Erledigen  der 
Schularbeiten,  das  Lesen  eines 
Buches,  die  Arbeit  der  Hausfrau 


in  der  Küche  -  oft  ist  es  von 
Musik  umgeben.  Am  Abend  die 
schmerzlichen  Phonstärken  in 
den  Diskos,  die  Musikberiese¬ 
lung  bei  festlichen  Anlässen  (die 
jedes  Gespräch  verhindert),  die 
Hintergrundmusik  in  Gaststätten, 
ja,  sogar  auf  dem  Fußballplatz  ist 
man  durch  die  grölenden  Fange¬ 
sänge  von 

Musik  und 

Gesang  umge¬ 
ben.  Die  Radio- 
und  die  Fern¬ 
sehsendungen 
sind  mit  Musik 
voll  gestopft. 

Ich  wundere 
mich,  dass  man 
beim  Kauf  von 
Zeitungen  und 
Zeitschriften 
nicht  eine  CD 
mit  Musik  mit- 
geliefert 
bekommt,  die 
das  Lesen 

motivieren  soll. 

Um  Gottes 

Willen!  Ich  will  hier  keine  Vor¬ 
schläge  machen,  die  dann  noch 
realisiert  werden.  Der  Tag  endet 
dann  mit  der  Schlaf-Taste  am 


Radio,  mit  der  uns  die  Musik 
noch  weit  in  den  ersten  Schlum¬ 
mer  begleitet. 

Musik  ist  für  den  Menschen 
eine  existenzielle  Notwendigkeit. 
Wie  die  Luft  zum  Atmen  und  die 
tägliche  Nahrung.  Sie  ist  in  die¬ 
sem  Zusammenhang  ein  uner¬ 
klärliches  Phänomen.  Nun  muss 


man  aber  unterscheiden  zwi¬ 
schen  einer  Musik,  die  man  wil¬ 
lentlich  bewusst  hört,  und  einer 
anderen,  die  irgendwann  und 


irgendwo  mitgeliefert  wird  oder 
der  man  an  bestimmten  Orten 
und  bei  bestimmten  Anlässen 
nicht  ausweichen  kann. 

Ich  plädiere  für  ein  bewusstes 
Musikhören.  Ein  Musikstück, 
eine  Sinfonie  oder  auch  einen 
Popsong,  sollte  man  sinnlich 
aktiv  hören.  Seine  Botschaften 

neugierig 
ergründen, 
seine  affektiven 
Bedeutungen 
mit  den  persön¬ 
lichen  Befind¬ 
lichkeiten  in 
Übereinstim¬ 
mung  bringen, 
sich  ihm  ganz 
hingeben. 

Bitte  keinen 
„Verrat“  bege¬ 
hen,  indem  man 
in  Gedanken 
abwandert  und 
so  der  Musik 
nur  noch  eine 
untermalende 
Hintergrund¬ 
funktion  zubilligt.  Die  Musik,  der 
man  im  täglichen  Ablauf  nicht 
entgehen  kann,  ist  das  Problem. 
Sie  stumpft  die  Hör  sinne  ab.  Sie 


wird  zu  einer  akustischen 
Umweltverschmutzung.  Ich  wun¬ 
dere  mich  immer,  wenn  ich  Men¬ 
schen  in  der  Natur  begegne,  in 
einem  herrlichen  Wald  oder  an 
einem  einsamen  Meeresstrand, 
die  sich  mit  einem  MP 3 -Player 
im  Ohr  von  der  wundersamen 
Naturmusik  abschotten.  Die 
unberührte  Natur  ist  voller  aku¬ 
stisch-musikalischer  Herrlichkei¬ 
ten.  Genießen  Sie  diese  wunder- 

Entspannung  in  der 
Natur  finden 

baren  Angebote  in  unserer  heuti¬ 
gen  Welt  des  penetranten  Musik¬ 
terrors.  Hören  Sie  die  Musik  der 
Stille.  Sie  wird  Ihnen  die  gesuch¬ 
te  Entspannung  und  das  große 
sinnliche  Erlebnis  bringen. 

Si  egfried  Ma  tth  us 

Der  Autor  ist  Initiator  und  künst¬ 
lerischer  Leiter  der  Kammeroper 
Schloss  Rheinsberg.  Auf  den 
Festspielen,  die  in  diesem  Jahr 
zum  20.  Mal  stattfinden,  sind 
junge  Opernsänger  aus  aller  Welt 
zu  hören  (bis  14.  August). 


Zwei  Tage  vor  dem  200. 

Todestag  der  Königin  Luise 
von  Preußen  eröffnet  das  Ostpreu¬ 
ßische  Landesmuseum  am 
17.  Juli  in  Lüneburg  eine  Sonder¬ 
ausstellung,  die  sich  dem  legen- 
denumrankten  Leben  der  als 
„Königin  der  Herzen“  in  die  Her¬ 
zen  von  Generationen  eingebrann¬ 
ten  Monarchin  widmet.  Aus  ganz 
Deutschland  zusammengetragene 
Kunstwerke  werden  Leben  und 
Mythos  der  Königin  vorstellen, 
darunter  Meisterwerke  von 
Johann  Gottfried  Schadow  und 
Christian  Daniel  Rauch.  Verschie¬ 
dene  Porträts  der  Königin  können 
mit  ihrer  Totenmaske  verglichen 
werden  und  belegen  in  ihrer 
Unterschiedlichkeit,  warum  Luises 
Schönheit  als  „unmalbar“  galt.  Im 
Mittelpunkt  der  Ausstellung  steht 
das  Gemälde  von  Rudolf  Eichstädt, 
Luises  Begegnung  mit  Napoleon 
darstellend.  Ein  umfangreiches 
Begleitprogramm  mit  wissen¬ 
schaftlichen  Vorträgen  und  Unter¬ 
haltung  sowie  Angebote  für  Schul¬ 
klassen  und  Familien  umrahmen 
die  Ausstellung.  PAZ 

Die  Ausstellung  im  Ostpreußi¬ 
schen  Landesmuseum  ist  vom 
17.  Juli  bis  17.  Oktober  dienstags 
bis  sonntags  von  10  bis  18  Uhr  zu 
sehen,  Eintritt  4/3  Euro. 


Proben  in  der  Frauenkirche  zu  Dresden:  Siegfried  Matthus  führ¬ 
te  dort  2005  zur  Eröffnung  sein  „Te  Deum"  auf.  Bild:  Archiv 
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»Nicht  Gnade, 
sondern  Recht« 

Albert  Kesselring,  der  vor  50 
Jahren,  am  16.  Juli  1960 
starb,  war  einer  der  profi¬ 
liertesten  und  erfolgreichsten  deut¬ 
schen  Truppenführer.  Er  nahm  am 
Ersten  Weltkrieg  teil  und  wurde 
1919  in  die  Reichswehr  übernom¬ 
men.  Im  Dezember  1933  wechselte 
er  zur  Luftwaffe  und  lernte  fliegen. 
1938  erhielt  er  das  Kommando 
über  die  Luftwaffengruppe  I,  die 
spätere  Luftflotte  1,  die  er  in  Polen 
und  im  Westfeldzug  erfolgreich 
führte.  Lür  diese  Leistungen  wurde 
er  zum  Generalfeldmarschall  beför¬ 
dert.  Seine  Lliegerverbände  waren 
an  der  Luftschlacht  über  England 
und  an  den  Invasionsvorbereitun¬ 
gen  sowie  an  den  Kämpfen  in  Russ¬ 
land  bis  November  1941  beteiligt. 

Am  1.  Dezember  1941  verlegte  er 
mit  einem  Teil  der  Luftflotte  nach 
Sizilien,  um  den  Nachschub  über 
das  Mittelmeer  für  das  Deutsche 
Afrikakorps  (DAK)  sicher  zu  stellen 
und  die  britischen  Truppen  auf  der 
Insel  Malta  niederzuhalten.  Am 
10.  Mai  1942  konnte  Kesselring 
melden,  dass  Malta  militärisch  aus¬ 
geschaltet  sei.  Seiner  Empfehlung, 
nun  auf  der  Insel  zu  landen,  wurde 
allerdings  nicht  entsprochen. 

Im  November  1942  griffen  die 
Anglo-Amerikaner  Tunesien  und 
Algerien  an.  Im  Mai  1943  kapitu¬ 
lierten  die  letzten  deutschen  und 
italienischen  Streitkräfte  in  Afrika. 
Am  10.  Juli  1943  landete  der  Geg¬ 
ner  auf  Sizilien  und  am  9.  Septem¬ 
ber  1943  auf  dem  italienischen 
Lestland.  Kesselring  führte  derweil 
als  Oberbefehlshaber  Südost  alle 
Wehrmachtsteile  in  Italien.  Der  von 


Albert  Kesselring  Biid  pa 

ihm  mit  organisierte  hinhaltende 
Widerstand  auf  Sizilien,  die  Räu¬ 
mung  der  Insel  und  schließlich  der 
Widerstand  in  Süditalien  war  eine 
militärische  Leistung,  weil  ihm 
kaum  Luftwaffenverbände  und  nur 
wenige  Panzerverbände  zur  Verfü¬ 
gung  standen. 

Vor  Rom  versteifte  sich  der 
Widerstand,  die  alliierte  Luftwaffe 
ließ  völlig  grundlos  das  Kloster 
Monte  Casino  in  Schutt  und  Asche 
legen.  Angeregt  durch  die  Kriegs¬ 
propaganda  gab  es  zunehmend 
Partisanenverbände,  die  hinter¬ 
rücks  deutsche  Soldaten  angriffen. 
Die  Haager  Landkriegsordnung 
von  1907  ließ  die  Hinrichtung  ge¬ 
fangener  irregulärer  Kämpfer  zu. 
Geiselerschießungen  und  Repres¬ 
salien  im  „angemessenen  Rahmen“ 
waren  nach  dem  damaligem 
Kriegsrecht  nicht  verboten.  Als  an¬ 
gemessen  wurde  ein  Verhältnis  von 
maximal  eins  zu  zehn  angesehen. 

Am  6.  Mai  1947  wurde  Kessel¬ 
ring  von  einem  britischen  Militär¬ 
gericht  in  Venedig  wegen  Kenntnis 
und  Duldung  von  Geisel-Erschie¬ 
ßungen  in  Süditalien  zum  Tode  ver¬ 
urteilt.  Dies  geschah  vermutlich, 
um  die  innenpolitische  Stellung 
der  damaligen  prowestlichen  italie¬ 
nischen  Regierung  zu  stützen.  Ob 
es  das  schlechte  Gewissen  der  Bri¬ 
ten  gewesen  ist,  sei  dahingestellt, 
jedenfalls  wurde  Kesselring.  Im  Juli 
1947  zu  lebenslanger  Haft  begna¬ 
digt,  1948  die  Haftstrafe  auf  21  Jah¬ 
re  verkürzt  und  1952  wurde  er 
schließlich  aus  der  Haft  entlassen. 
Damals  kommentiert  die  Illustrier¬ 
te  „Stern“:  „Nicht  Gnade,  sondern 
Recht“.  Hans  Lody 


Geopolitik  statt  Selbstbestimmung 


Bei  der  Ziehung  der  Grenzen  in  Mitteleuropa  gerieten  1918/ 19  viele  Deutsche  unter  fremde  Herrschaft 


Am  16.  Juli  1920  trat  der  Frie¬ 
densvertrag  von  St.  Germain  in 
Kraft.  Er  zwang  dem  neuen  Staat 
„Republik  Österreich“  nicht  nur 
höchst  umstrittene  Grenzen  auf, 
sondern  hatte  auch  tiefgreifende 
Folgen  für  die  Kräftekonstellation 
in  Ostmitteleuropa.  Die  Konferenz 
der  Siegermächte  in  Paris  gab 
zwar  vor,  bei  der  Grenzziehung 
dem  Selbstbestimmungsrecht  der 
Völker  zu  entsprechen,  doch  ver¬ 
letzte  sie  dieses  Prinzip  mehrfach 
flagrant.  Aus  geopolitischen 
Gründen  förderte  vor  allem 
Frankreich  zwei  Nachfolgestaaten 
der  Donaumonarchie,  die  Tsche¬ 
choslowakei  und  Jugoslawien. 

Die  Nationalversammlung  in 
Wien  hatte  Österreichs  Staatsge¬ 
biet  bereits  am  22.  November 
1918  festgelegt:  Neben  der  Ein¬ 
gliederung  Deutsch-Südtirols 
folgte  die  Grenze  den  ehemaligen 
Kronländern  Kärnten  und  Steier¬ 
mark,  während  man  im  Norden 
alle  Gebiete  der  neuen  Tsche¬ 
choslowakei,  die  von  Deutschen 
besiedelt  waren,  beanspruchte. 
Die  österreichische  Delegation 
unter  Staatskanzler  Karl  Renner 
in  Paris  musste  jedoch  im  Som¬ 
mer  1919  schnell  einsehen,  dass 
Lrankreich,  aber  auch  Italien  sei¬ 
ne  Interessen  brutal  verfocht. 
Dies  zeigte  sich  beispielsweise  im 
Lalle  Südtirols. 

Obwohl  Präsident  Woodrow 
Wilson  eine  Teilung  entlang  „klar 
erkennbarer  ethnischer  Trenn¬ 
linien“  verkündet  hatte  und  seine 
Berater  entsprechende  Vorschlä¬ 
ge  unterbreiteten,  forderten  die 
Italiener  ganz  Südtirol  bis  zum 
Brenner-Pass,  außerdem  das  Sex¬ 
tental  und  Tarvis.  Sie  pochten 
hierbei  auf  das  Prinzip  der  Was¬ 
serscheidengrenze.  Eine  Grenz¬ 
ziehung  vom  Order  über  die  Sa- 
lurner  Klause  bis  nach  Sexten 
hätte  ebenso  einer  „natürlichen 
Grenze“  entsprochen,  und  oben¬ 
drein  verletzte  die  Annexion  von 
Innichen,  Sexten  und  Tarvis  das 
genannte  Prinzip.  Die  italienische 
Delegation  setzte  Wilson  heftig 
unter  Druck,  indem  sie  drohte, 
den  geplanten  Völkerbund  zu  Lall 
zu  bringen,  so  dass  er  schließlich 
nachgab. 

Mehr  Erfolg  hatte  Österreich 
bei  der  Verteidigung  seiner  An¬ 
sprüche  gegenüber  dem  neuen 
Königreich  Jugoslawien.  In  Kärn¬ 
ten  hatte  man  seit  Dezember  1918 
slowenischen  und  serbischen 
Truppen  heftige  Abwehrkämpfe 
geliefert,  da  Slowenien  seine  Lor- 


derungen  mit  Waffengewalt 
durchsetzen  wollte.  Im  Juni  1919 
besetzten  die  Angreifer  Klagen- 
furt,  mussten  die  Stadt  aber  auf 
Druck  der  Siegermächte  wieder 
räumen.  Inzwischen  hatte  eine 
amerikanische  Studienkommis¬ 
sion  das  strittige  Gebiet  bereist 
und  ein  für  Österreich  günstiges 
Gutachten  unterbreitet.  Daraufhin 
wurde  im  Lriedensvertrag  be¬ 
stimmt,  eine  Volksabstimmung 
entscheiden  zu  lassen.  Das  Ab¬ 


stimmungsgebiet  wurde  in  zwei 
Zonen  geteilt,  wobei  die  von  Bel¬ 
grad  unterstützten  Slowenen  in 
der  südlichen  Zone  die  deutsch¬ 
sprachige  Bevölkerung  schwer 
unter  Druck  setzten.  Doch  bei  der 
Volksabstimmung  vom  10.  Ok¬ 
tober  1920  sprachen  sich  59  Pro¬ 
zent  der  Berechtigten  für  den  Ver¬ 
bleib  bei  Österreich  aus,  so  dass 
die  Abstimmung  in  der  nörd¬ 
lichen  Zone  entfiel. 

In  der  Südsteiermark  ging  ein 
beträchtliches  Gebiet  verloren. 


Dort  hatten  slowenische  Truppen 
die  wichtige  Stadt  Marburg  an 
der  Drau  besetzt  und  waren  in 
rein  deutschsprachige  Gebiete 
vorgedrungen.  Obwohl  die  Lrie- 
denskonferenz  zunächst  eine 
Volksabstimmung  über  den  Ver¬ 
bleib  des  Marburger  Beckens  zu¬ 
gesagt  hatte,  setzten  sich  die  Jugo¬ 
slawen  mit  Hilfe  Lrankreichs 
durch.  Den  Südsteirern  wurde  so¬ 
mit  das  Selbstbestimmungsrecht 
verweigert. 


Einen  schweren  Misserfolg 
musste  Österreich  bei  seinen  An¬ 
sprüchen  auf  die  deutsch  besie¬ 
delten  Gebiete  in  Böhmen,  Mäh¬ 
ren  und  Sudetenschlesien  hin¬ 
nehmen,  zu  denen  auch  die 
Sprachinseln  Brünn,  Olmütz  und 
Iglau  gehörten.  Ab  November 
1918  besetzten  tschechische  Ver¬ 
bände  die  strittigen  Gebiete,  wo¬ 
bei  es  punktuell  zu  Kämpfen  kam, 
die  auf  deutsch-österreichischer 
Seite  20  Tote  forderten.  Noch  weit 
mehr  Tote  forderte  die  tschechi¬ 


sche  Lebensmittel-  und  Kohlen¬ 
blockade  gegen  das  sudetendeut¬ 
sche  Grenzland  und  Wien.  Prag 
strebte  die  Einbeziehung  aller  3,2 
Millionen  Deutschösterreicher 
an,  und  Lrankreich  unterstützte 
den  tschechoslowakischen  Natio¬ 
nalrat  in  Paris,  da  der  neue  Staat 
als  Bollwerk  gegen  den  „Pan- 
germanismus“  galt.  Trotz  schärf¬ 
ster  Einwände  Renners  gingen  die 
Deutschösterreicher  der  ehemali¬ 
gen  Kronländer  Böhmen  und 


Mähren  verloren.  Sie  bildeten  mit 
den  Tschechen,  Ungarn,  Slowa¬ 
ken  und  Ruthenen  einen  Viel¬ 
völkerstaat,  der  von  Anfang  an 
gravierende  Problemen  hatte. 

Gegenüber  Ungarn  konnte 
Österreich  einen  Kompromiss  er¬ 
zielen.  Man  strebte  die  Eingliede¬ 
rung  der  vier  überwiegend  von 
Deutschen  bewohnten  west¬ 
ungarischen  Komitate  an,  die  die 
Bezeichnung  „Burgenland“  er¬ 
hielten.  Das  Gebiet  gehörte  seit 
dem  Jahre  907  zu  Ungarn,  war 


aber  seit  dem  späten  Mittelalter 
deutsch  besiedelt,  hinzu  kam  eine 
kleine  kroatische  Volksgruppe, 
die  in  der  frühen  Neuzeit  hier  an¬ 
gesiedelt  worden  war.  Tschecho¬ 
slowakische  Politiker  nahmen  sie 
zum  Vorwand,  um  einen  slawi¬ 
schen  Korridor  zu  verlangen.  Er 
sollte  die  Tschechoslowakei  mit 
Jugoslawien  verbinden  und 
gleichzeitig  Österreich  von  Un¬ 
garn  trennen.  Hier  stießen  aber 
die  tschechischen  Ambitionen 
mit  der  Politik  Italiens  zusammen, 
das  im  Donauraum  eigene  Ziele 
verfolgte.  Der  Lriedensvertrag 
schlug  das  Gebiet  um  Press¬ 
burg/Bratislava  der  Tschechoslo¬ 
wakei  zu,  während  der  größere 
Teil  des  nachmaligen  Burgenlan¬ 
des  an  Österreich  fiel.  Im  August 
1921  stieß  österreichische  Gen¬ 
darmerie  bei  ihrem  Einrücken  ins 
Burgenland  auf  bewaffneten 
Widerstand  ungarischer  Lrei- 
schärler,  und  die  Regierung  in 
Wien  konnte  nicht  durchgreifen, 
da  man  die  Lebensmittellieferun- 
gen  aus  Ungarn  brauchte.  Die  bei¬ 
den  Restaurationsversuche  Kaiser 
Karls  in  Ungarn  verschärften  die 
Lage.  Nun  sollte  eine  auf  Öden¬ 
burg  beschränkte  Volksabstim¬ 
mung  entscheiden,  die  in  der 
Hand  Italiens  lag  und  am  14.  De¬ 
zember  1921  stattfand.  Unter  offe¬ 
nen  Manipulationen  stimmten  64 
Prozent  der  Befragten  in  der  fast 
rein  deutschsprachigen  Stadt  für 
den  Verbleib  bei  Ungarn. 

Die  Grenzregelungen  wurden 
von  zahlreichen  Bürgern  Öster¬ 
reichs  als  schweres  Unrecht  emp¬ 
funden.  Dazu  kam  die  Angst  vor 
revolutionären  Umbrüchen,  wie 
sie  in  Lorm  der  Räteregierungen 
in  Bayern  und  Ungarn  1919  sicht¬ 
bar  wurden.  Als  Reaktion  kam  es 
zur  Entstehung  von  rechtsgerich¬ 
teten  Gruppen  und  Vereinigun¬ 
gen,  die  ihre  Aufgabe  nicht  zuletzt 
im  Selbstschutz  sahen  und  regen 
Zulauf  aus  dem  von  Verelendung 
betroffenen  Bürgertum  erhielten. 
Diese  Gruppen,  darunter  die 
„Frontkämpfervereinigung“,  ver¬ 
traten  Ideologien,  die  nach 
Wiedererrichtung  der  Monarchie 
oder  Anschluss  an  das  Deutsche 
Reich  strebten.  Verschärft  wurde 
die  Lage  durch  massive  wirt¬ 
schaftliche  Nöte.  Nur  die  Gewäh¬ 
rung  einer  hohen  Ausländsanlei¬ 
he  1922  versprach  Rettung,  doch 
Österreich  musste  die  Bedingun¬ 
gen  des  Völkerbundes  akzeptie¬ 
ren,  und  die  Hypothek  aus  dem 
Friedensvertrag  blieb  aufrecht. 

Heinz  Magenheimer 
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Gemäß  dem  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker:  Die  vom  Nationalrat,  dem  österreichischen  Par¬ 
lament,  geforderte  Staatsgrenze  der  Alpenrepublik  Bild:  Archiv 


Der  weitbeste  Stürmer  war  deutschstämmig 

Vor  Pele  hat  bereits  Arthur  Friedenreich  Fußballgeschichte  in  Brasilien  geschrieben  -  Rassismusopfer 


Arthur  Friedenreich  Bild:  Archiv 


Laut  Fifa  gilt  Arthur  Frieden¬ 
reich  als  als  bester  Stürmer 
der  Fußballgeschichte.  Er  hat 
mit  1329  offiziell  von  der  Fifa  an¬ 
erkannten  Toren  mehr  Tore  ge¬ 
schossen  als  das  spätere  Fußball- 
Idol  Edson  Arantes  do  Nascimen- 
to,  genannt  „Pele“. 

Der  farbige  Deuts chbrasilianer 
ist  1892  in  einem  Vorort  Säo  Pau¬ 
los  geboren,  wohin  sein  deutsch¬ 
stämmiger  Vater,  Oscar  Frieden¬ 
reich,  von  Blumenau  im  Bundes¬ 
staat  Santa  Catarina  aus  auf  der 
Suche  nach  besseren  Existenzbe¬ 
dingungen  umgezogen  war.  Seine 
Mutter  Matilda  war  eine  afro -bra¬ 
silianische  Wäscherin.  Die  Vorfah¬ 
ren  der  Familie  stammten  väterli¬ 
cherseits  aus  Dahme  in  Branden¬ 
burg  und  hatten  Deutschland  1848 
aus  politischen  Gründen  verlas¬ 
sen. 

Nur  wegen  seiner  deutschen 
Herkunft  durfte  der  Mulatte 
(Mischling)  bereits  seit  1915  in  der 
damals  neu  gegründeten  brasilia¬ 


nischen  Fußballnationalmann¬ 
schaft  spielen.  Um  seine  Ras¬ 
senzugehörigkeit  zu  vertuschen, 
versuchte  Arthur  Friedenreich, 
wie  auch  andere,  seine  Kraus¬ 
haare  mit  einem  Netz  zu  glätten 
und  sein  Gesicht  mit  Reispuder 
einzupudern,  um  wie  ein  Wei¬ 
ßer  auszusehen.  Auch  seinem 
Stammverein  in  Säo  Paulo,  dem 
Sport  Club  Germania  -  einem 
Klub  für  deutschstämmige  Spie¬ 
ler,  gegründet  vom  Hamburger 
Hans  Nobiling  -,  konnte  er  nur 
deshalb  beitreten,  weil  sein  Va¬ 
ter  ein  Deutscher  war;  Schwarze 
oder  Farbige  hatten  bis  in  die 
40er  Jahre  in  Brasilien  keinen 
Profifußballverein.  Bis  in  die 
30er  Jahre  war  Fußball  in  Brasi¬ 
lien  eine  Sportart  der  weißen 
Oberschicht,  dennoch  erkämpf¬ 
te  sich  Arthur  Friedenreich,  der 
nur  1,72  Meter  groß  war,  mit  sei¬ 
ner  äußerst  intelligenten  und  trick¬ 
reichen  Spielweise  die  Gunst  vie¬ 
ler  Brasilianer.  So  wurden  Fouls  an 


dunkelhäutigen  Spielern  damals 
von  vielen  Schiedsrichtern  ab¬ 
sichtlich  übersehen,  was  oft  ausge¬ 


nutzt  wurde,  um  Friedenreich 
zu  stoppen.  Er  entwickelte  dar¬ 
aufhin  verschiedene  Tricks  von 
Körpertäuschung,  mit  denen  er 
seine  Gegenspieler,  die  ihn  fou¬ 
len  wollten,  immer  wieder  ins 
Leere  laufen  ließ. 

Fried,  wie  er  in  Brasilien  kurz 
genannt  wird,  stand  am  Anfang 
der  brasilianischen  Fußballle¬ 
gende,  weil  er  selbst  als  Ball¬ 
künstler  auch  eine  Legende  war. 
Trotz  aller  Widrigkeiten  wurde 
Arthur  Friedenreich  im  Volk  zu 
einem  Nationalhelden  und  gilt 
als  erster  brasilianischer  Fuß¬ 
ballstar. 

Großen  Anteil  daran  hatte 
zweifellos  der  l:0-Erfolg  durch 
ein  Tor  von  Arthur  Friedenreich 
im  Spiel  gegen  die  uruguayische 
Fußballnationalmannschaft,  mit 
dem  Brasilien  1919  zum  ersten 
Mal  Südamerikameister  wurde. 
Dieses  1:0  gegen  den  übermächtig 
scheinenden  Angstgegner  war 
nicht  nur  eine  Sensation,  sondern 


auch  der  erste  internationale  Titel 
für  Brasilien.  Die  nationalen  Zei¬ 
tungen  berichteten  erstmals  aus¬ 
führlich  von  einem  Fußballspiel, 
später  wurde  jener  Sieg  gar  zur 
Geburtsstunde  des  brasilianischen 
Fußballs  stilisiert. 

1922  wurde  Friedenreich  mit 
der  brasilianischen  Mannschaft  er¬ 
neut  Südamerikameister,  nachdem 
er  1921  wegen  seiner  Hautfarbe 
nicht  hatte  teilnehmen  dürfen.  Im 
Jahre  1925  wurde  Friedenreich  in 
Paris  auf  der  ersten  Europatournee 
der  brasilianischen  Nationalmann¬ 
schaft  durch  Frankreich  und  die 
Schweiz,  nachdem  die  Brasilianer 
gegen  Frankreich  7:2  gewonnen 
hatten,  zum  „Roi  du  Football“  ge¬ 
krönt.  Dass  in  Brasilien  heute  Fuß¬ 
ball  nicht  nur  eine  Sportart,  son¬ 
dern  auch  eine  Kunst  ist  -  immer¬ 
hin  tragen  alle  brasilianischen 
Spieler  Künstlernamen  -,  auch 
daran  hatte  Arthur  Friedenreich 
mit  seiner  intelligenten  Spielweise 
einen  großen  Anteil.  Bodo  Bost 
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Am  15.  Juli  1410  unterlagen  die 
Ritter  des  Deutschen  Ordens  ih¬ 
rem  polnisch-litauischen  Gegner 
in  der  kriegsentscheidenden 
Schlacht  bei  Tannenberg.  Im  an¬ 
schließenden  Ersten  Thorner  Frie¬ 
den  wurden  dem  Verlierer  Kontri¬ 
butionen  auferlegt,  die  mit  den  Ko¬ 
sten  und  Zerstörungen  des  Kriegs 
den  Anfang  vom  Ende  des 
Deutschordensstaates  einläuteten. 

Trotz  der  Union,  welche  Polen 
und  Litauen  1385  gegen  den 
Deutschordensstaat  geschlossen 
hatten,  gab  es  noch  zwei  Personen, 
welche  einem  Kriegsausbruch  ent¬ 
gegenstanden.  Da  war  auf  der  ei¬ 
nen  Seite  die  deutschordens¬ 
freundliche  Königin  Hedwig,  die 
an  der  Seite  ihres  Mannes  Polen 
regierte.  Sie  starb  1399.  Und  da 
war  auf  der  Seite  des  Deutschor¬ 
densstaates  Konrad  von  Jungingen, 
der  als  Hochmeister  mit  seiner 
umsichtigen,  verbindlichen  Art 
während  seiner  Amtszeit  dem  sich 
stetig  verschärfenden  Gegensatz 
zwischen  dem  Orden  und  Polen- 
Litauen  vorübergehend  die  Spitze 

Ein  Nimbus 
wurde  zerstört 

zu  nehmen  verstand.  Er  starb  acht 
Jahre  nach  der  Polenkönigin.  Sein 
Nachfolger  wurde  noch  im  selben 
Jahr  sein  weniger  geeigneter  Bru¬ 
der  Ulrich. 

Der  Beginn  des  Krieges  erinnert 
etwas  an  den  Ausbruch  des  Ersten 
Weltkrieges,  wo  es  ja  ebenfalls  nur 
eines  Funkens  zur  Explosion  des 
Pulverfasses  bedurfte.  In  diesem 
Falle  waren  es  Aufstände  in  Samai- 
ten  gegen  die  Herrschaft  des  Deut¬ 
schen  Ordens.  Der  Hochmeister 
Ulrich  von  Jungingen  machte  Li¬ 
tauens  Großfürsten  Vytautas  (Vi- 
told)  dafür  verantwortlich  und  Po¬ 
lens  König  Wladyslaw  II.  solidari¬ 
sierte  sich  mit  seinem  litauischen 
Vetter.  Am  6.  August  1409  erklärte 
der  Hochmeister  Polen  und  Litau¬ 
en  die  Fehde,  den  Krieg. 

Abgesehen  davon,  dass  der  Or¬ 
densstaat  nun  einem  geeinten  Geg¬ 
ner  gegenüber  stand,  hatte  die  pol¬ 
nisch-litauische  Union  für  den  Or¬ 
densstaat  noch  einen  weiteren  gro¬ 
ßen  Nachteil.  Durch  die  polnische 
Oberhoheit  über  die  Litauer  galten 
diese  nun  nicht  mehr  als  Heiden 
und  deren  Bekämpfung  nicht  mehr 


als  Kreuzzug  ge¬ 
gen  das  Heiden¬ 
tum.  Anders  als 
bei  vorangegan¬ 
genen  Ausein¬ 
andersetzungen 
konnte  der 
Deutschordens¬ 
staat  deshalb 
diesmal  nicht 
mehr  mit  der 
Solidarität  der 
christlichen 
Welt  rechnen. 

Ab  dem  6.  Au¬ 
gust  1409 

schwiegen  erst 
einmal  die  Waf¬ 
fen.  Es  wurde 
ein  Waffenstill¬ 
stand  geschlos¬ 
sen.  Ein 

Schiedsspruch 
des  zur  Vermitt¬ 
lung  angerufe¬ 
nen  Böhmenkö¬ 
nigs  Wenzel  IV. 
wurde  jedoch 
von  polnisch-li¬ 
tauischer  Seite 
abgelehnt.  So 
sprachen  nach 
dem  Ablauf  des 
Waffenstillstan¬ 
des  am  21.  Juni 
1410  wieder  die  Waffen.  Nachdem 
das  polnisch-litauische  Heer  Gil¬ 
genburg  am  13.  Juli  1410  nicht  nur 
erstürmt,  sondern  Litauer  und  Ta¬ 
taren  dort  anschließend  auch  grau- 


samst  gewütet  hatten,  entschloss 
sich  der  Hochmeister  den  Gegner 
zum  Kampf  zu  stellen. 

Am  15.  Juli  1410  trafen  die  geg¬ 
nerischen  Heere  bei  den  Dörfern 


Tannenberg  und  Grünfelde  (pol¬ 
nisch:  Grunwald)  aufeinander.  Die 
Zahlen  schwanken  sehr,  zwischen 
11000  und  27  000  bezüglich  des 
Ordens,  zwischen  26  000  und 


39  000  hinsicht¬ 
lich  seines  Geg¬ 
ners.  Unumstrit¬ 
ten  ist  die  deut¬ 
liche  zahlenmä¬ 
ßige  Überlegen¬ 
heit  der  pol¬ 
nisch-litaui¬ 
schen  Streit¬ 
macht,  und  das 
ist  entschei¬ 
dend. 

Gegen  Mittag 
begann  der  als 
tatendurstig  be¬ 
schriebene  li¬ 
tauische  Groß¬ 
fürst  Vytautas, 
der  mit  seinen 
Litauern  den 
rechten  Flügel 
der  polnisch-li¬ 
tauischen  Streit¬ 
macht  bildete, 
einen  Angriff 
auf  den  gegen¬ 
überliegenden 
linken  Flügel 
des  Ordenshee¬ 
res.  Dieser  rea¬ 
gierte  mit  einem 
erfolgreichen 
Gegenangriff 
und  schlug  die 
Litauer  in  die 
Flucht.  Statt  jedoch  nun  einzu¬ 
schwenken  und  dem  gegnerischen 
Zentrum  in  die  Flanke  zu  fallen, 
jagte  der  von  Ordensmarschall 
Friedrich  von  Wallenrod  komman¬ 


dierte  linke  Flügel  den  Litauern 
hinterher. 

Was  Wallenrod  unterlassen  hat¬ 
te,  versuchte  nun  der  Hochmeister 
an  der  Spitze  seiner  Reserven  ein¬ 
schließlich  der  Elite  der  Ordens¬ 
ritterschaft.  Der  Versuch  scheiter¬ 
te.  Dabei  spielte  auch  Verrat  eine 
Rolle,  denn  die  im  Eidechsenbund 
zusammengeschlossene  Kulmer 
Ritterschaft  nutzte  die  Attacke  zur 
Flucht.  Der  Hochmeister  scheiter¬ 
te  jedoch  nicht  nur  mit  seinem 
Versuch,  er  fiel  auch  dabei.  Das 
polnisch-litauische  Herr  hingegen 
konnte  mit  seiner  zahlenmäßigen 
Überlegenheit  nicht  nur  diesen 
Angriff  abwehren,  sondern  auch 
einen  neuen  rechten  Flügel  bilden 
und  das  Ordensheer  einkesseln. 
Entsprechend  groß  waren  die  Ver¬ 
luste  des  Ordensheeres  an  Toten 
und  Gefangenen. 

Die  Folgen  ähnelten  denen  der 
Doppelschlacht  von  Jena  und  Au¬ 
erstedt  1806.  Ein  Nimbus  war  zer¬ 
stört.  Von  desillusionierten  Vertei¬ 
digern  wurde  dem  Eroberer  nun 
beschämend  wenig  Widerstand 
entgegen  gesetzt.  Anders  als  im 

Über  22  Tonnen 
Silber  Lösegeld 

Vierten  Koalitionskrieg  1806/07 
wurde  der  Feind  jedoch  vor  der 
Hauptstadt  gestoppt.  Dank  des 
Komturs  Heinrich  von  Plauen 
konnte  die  Marienburg  gehalten 
werden  und  der  Feind  zog  ab. 

Der  Erste  Thorner  Frieden  vom 
1.  Februar  1411  war  denn  auch 
milder  als  der  Tilsiter.  Allerdings 
verlangte  der  Sieger  für  die  in  der 
Schlacht  bei  Tannenberg  gefange¬ 
nen  Ritter  ein  Lösegeld  in  Höhe 
von  100  000  Schock  böhmischer 
Groschen,  was  mehr  als  22  Ton¬ 
nen  Silber  entsprach.  In  finanziel¬ 
ler  Hinsicht  ähnelte  dieser  Erste 
Thorner  Frieden  dem  Versailler 
Vertrag.  Zahlungsrückstände  er¬ 
laubten  dem  Gegner  Interventio¬ 
nen,  und  die  vom  Sieger  verlang¬ 
ten  Zahlungen  in  Verbindung  mit 
den  Kriegskosten  machten  den 
Deutschordensstaat  wie  das  Deut¬ 
sche  Reich  von  einem  reichen 
Land  zu  einem  destabilisierten 
Gemeinwesen,  bei  dem  die  Frage 
der  Kriegs-  und  Friedenslasten¬ 
verteilung  unter  der  Bevölkerung 
für  Streit  und  Hader  im  Inneren 
sorgte.  Manuel  Ruoff 


Die  Vorgeschichte  bis  zur  polnisch-litauischen  Union 


Der  Deutschordensstaat  er¬ 
hielt  seinen  menschlichen 
Nachschub  primär  aus  dem  West¬ 
en,  aus  dem  Reich.  Das  gilt  für  die 
Siedler,  aber  auch  für  die  Füh¬ 
rungskräfte  des  Ordens.  Diese 
Bindung  an  das  Reich  ließ  den 
Orden  eine  Landverbindung  zum 
Reich  suchen.  Damit  geriet  er  in 
einen  Interessenskonflikt  mit  Po¬ 
len,  das  einen  Zugang  zur  Ostsee 
erstrebte.  Wer  denkt  da  nicht  an 
die  deutsch-polnische  „Korri¬ 
dors-Problematik  zwischen  den 
beiden  Weltkriegen? 

Doch  anders  als  das  Ostpreußen 
der  Zwischenkriegszeit  hatte  der 
Deutschordensstaat  das  Problem 
der  Verbindung  nicht  nur  in  Rich¬ 
tung  Westen.  Ab  1237  war  der 


Deutsche  Orden  nämlich  mit  dem 
Schwertbrüderorden  in  Livland 
vereinigt  und  strebte  deshalb  nach 
einer  Landverbindung  mit  Liv¬ 
land.  Dieses  Streben  konkurrierte 
nun  wieder  mit  dem  Interesse  Li¬ 
tauens  an  einem  Ostseezugang. 

Bis  vor  600  Jahren  war  es  dem 
Deutschordensstaat  gelungen,  sich 
in  den  beiden  schier  antagoni¬ 
stisch  scheinenden  Interessen¬ 
gegensätzen  mit  Polen  auf  der  ei¬ 
nen  Seite  und  Litauen  auf  der  an¬ 
deren  durchzusetzen.  Zu  Beginn 
des  15.  Jahrhunderts  erreichten 
die  Landbrücken  zum  Reich  und 
nach  Livland  ihre  stärksten  Aus¬ 
prägungen,  wie  überhaupt  der  Or¬ 
densstaat  in  dieser  Zeit  seine 
größte  territoriale  Ausdehnung  er¬ 


langte.  Nachdem  es  im  Westen  zu¬ 
vor  schon  Pommerellen  erworben 
hatte,  gewann  es  1402  auch  noch 
die  Neumark.  Im  Osten  kam  1404 
Samaiten  hinzu. 

In  diesen  Zeiten  der  größten 
Ausdehnung  bahnte  sich  jedoch 
schon  mit  der  polnisch-litaui¬ 
schen  Union  die  Katastrophe  für 
den  Ordensstaat  an.  Der  polnische 
Adel  wollte  die  Union  mit  Litauen. 
Er  war  bereit,  die  1997  heiligge¬ 
sprochene  polnische  Königstoch¬ 
ter  Hedwig  von  Anjou  als  seine 
Königin  zu  akzeptieren,  wenn 
denn  diese  sich  mit  dem  litaui¬ 
schen  Großfürsten  Jogail  vermähl¬ 
te.  Vom  Litauer  wurde  im  Gegen¬ 
zug  erwartet,  dass  er  zum  rö¬ 
misch-katholischen  Glauben 


übertrat.  Wie  der  polnische  Adel 
es  wollte,  geschah  es.  Entspre¬ 
chend  der  Union  von  Krewo  aus 
dem  Jahre  1385  ließ  sich  Jagial  in 
den  folgenden  Monaten  taufen, 
heiratete  Hedwig  und  wurde  als 
Wladyslaw  II.  an  der  Seite  seiner 
Frau  König  von  Polen.  Die  pol¬ 
nisch-litauische  Union  wurde  an¬ 
fänglich  noch  dadurch  gefährdet, 
dass  Vytautas  Wladyslaws  Herr¬ 
schaft  in  Litauen  in  Frage  stellte. 
Die  beiden  Vettern  einigten  sich 
jedoch  in  der  Weise,  dass  Vytautas 
als  Preis  für  den  Erhalt  Litauens 
die  polnisch-litauische  Union  und 
die  polnische  Oberhoheit  akzep¬ 
tierte.  Die  polnisch-litauische 
Front  gegen  den  Deutschordens¬ 
staat  stand.  M.  R. 


Eines  der  verbliebenen  Glanzlichter  Berlins 


Die  ehemalige  Kurfürstlich-Brandenburgische  Sozietät  der  Wissenschaften  feierte  am  Leibniztag  ihr  300-jähriges  Bestehen 


Traditionell  legt  die  Akade¬ 
mie  der  Wissenschaften  in 
Berlin  ihren  Leibniztag  in 
die  Nähe  des  Geburtstages  ihres 
Gründers  (1.  Juli  1646).  Und  so 
fand  das  diesjährige  Treffen  am 
3.  Juli  statt.  Es  stand  ganz  im  Zei¬ 
chen  des  300-jährigen  Bestehens 
der  Akademie.  Am  3.  Juni  1710 
hatte  die  einige  Jahre  zuvor  ge¬ 
gründete  „Kurfürstlich-Branden- 
burgische  Sozietät  der  Wissen¬ 
schaften“  ihr  erstes  Statut  erhal¬ 
ten.  Zwar  waren  diesmal  nur  we¬ 
nige  Politiker  anwesend,  doch  tat 
das  der  hochgemuten  Stimmung 
keinen  Abbruch.  Bei  der  Akade¬ 
mie  (AdW)  weiß  man,  dass  Kul¬ 
tur,  Bildung  und  Wissenschaft 
mittlerweile  fast  die  einzigen  Ak¬ 
tivposten  der  wirtschaftlich 
schwächer  werdenden  Haupt¬ 
stadt  sind. 

Die  Namen  der  Akademie  spie¬ 
geln  deren  historische  Entwick¬ 
lung.  Von  der  genannten  „Sozie¬ 
tät“  ging  es  im  19.  Jahrhundert 
über  die  „Königliche  Akademie 
der  Wissenschaften“  zur  „Preußi¬ 
schen  Akademie  der  Wissen¬ 


schaften“  nach  1918,  zur  „Deut¬ 
schen  Akademie  der  Wissen¬ 
schaften“  1946  und  -  bis  1989  - 
zur  „Akademie  der  Wissenschaf¬ 
ten  der  DDR“.  Durch  Staatsver¬ 
trag  wurde  dann  1992  die  „Ber- 
lin-Brandenburgische  Akademie 
der  Wissenschaften“  etabliert,  die 
heute  in  fünf  wissenschaftliche 
Klassen  aufgeteilt  ist  und  For¬ 
schungseinrichtungen,  Bibliothe¬ 
ken  und  Archive  in  Berlin  am 
Gendarmenmarkt  und  Unter  den 
Linden  sowie  in  Potsdam  am 
Neuen  Markt  unterhält. 

Gottfried  Wilhelm  Leibniz  hat¬ 
te  sich  an  den  großen  Vorbildern 
in  London  und  Paris  orientiert 

Mit  öffentlichen 
Preisfragen  fing  es  an 

und  die  kunstsinnige  preußische 
Kurfürstin  (dann  Königin)  Sophie 
Charlotte  für  seine  Pläne  gewin¬ 
nen  können.  Friedrich  der  Große 
hatte  die  AdW  zu  einer  ersten 
Blüte  geführt,  nicht  zuletzt  durch 


die  Berufung  berühmter  Franzo¬ 
sen  wie  Voltaire,  Julien  Offray  de 
La  Mettrie  und  Pierre  Louis  Mo¬ 
reau  de  Maupertuis.  Bis  in  unse¬ 
re  Zeit  waren  dann  nahezu  alle 
großen  Wissenschaftler,  die  in 
Berlin  arbeiteten,  auch  Akade¬ 
miemitglieder,  angefangen  von 
Alexander  und  Wilhelm  von 
Humboldt  über  Christoph  Wil¬ 
helm  Hufeland,  Friedrich 
Schleiermacher,  die  Brüder 
Grimm,  Rudolf  Virchow,  Robert 
Koch,  Theodor  Mommsen  bis  zu 
Albert  Einstein,  Max  Planck,  Lisa 
Meitner,  Friedrich  Meinecke  und 
Konrad  Zuse. 

Waren  im  18.  Jahrhundert  öf¬ 
fentlich  ausgeschriebene  Preis¬ 
fragen  der  Akademie  zu  allen  nur 
denkbaren  Wissensbereichen  ein 
probates  Mittel,  die  Forschung 
voranzutreiben,  so  gab  es  ab  1810, 
nach  Gründung  der  Berliner  Uni¬ 
versität,  eine  Gewichtsverlage¬ 
rung.  Die  Universität  und  in  der 
Folgezeit  die  gezielt  zu  einzelnen 
Disziplinen  vor  allem  in  Technik 
und  Naturwissenschaft  gegrün¬ 
deten  Institute  betrieben  nun 


Grundlagenforschung.  Das  führte 
dazu,  dass  sich  die  Akademie 
stärker  auf  geisteswissenschaftli¬ 
che  Langzeitprojekte  wie  etwa 
die  Erschließung  antiker  und 
frühchristlicher  Texte,  Editionen 
und  Wörterbücher  verlegte,  Pro¬ 
jekte,  die  teilweise  bis  in  unsere 
Tage  andauern.  Gerade  jetzt  auf 
dem  Leibniztag  konnte  Akade¬ 
miepräsident  Günter  Stock  ver¬ 
künden,  dass  noch  in  diesem  Jahr 
zwei  Langzeitprojekte  -  Grie¬ 
chisch-christliche  Schriftsteller 
und  Medizintexte  aus  der  Antike 
-  abgeschlossen  werden. 

Das  weltweite  Ansehen,  das 
sich  die  Akademie  im  Kaiserreich 
und  in  der  Weimarer  Republik  er¬ 
worben  hatte,  wurde  durch  das 
NS-Regime  abrupt  beendet.  Wis¬ 
senschaftsakademien  begreifen 
sich  als  Gelehrtensozietäten,  die 
über  Fachgrenzen  hinaus  grund¬ 
sätzliche  Fragen  erörtern.  Das 
setzt  unbedingte  politische  und 
geistige  Freiheit  voraus.  Das  aber 
galt  nach  1933  nicht  mehr;  Albert 
Einstein  hatte  man  schon  im 
April  1933  hinausgeworfen,  ab 


1938  erfolgten  immer  rigerosere 
Einschränkungen  des  Regimes. 

Da  die  AdW  ihren  Sitz  im  Ost¬ 
teil  Berlins  hat,  unterlag  sie  nach 
1945  sowjetischer  Aufsicht,  nach 
1949  den  Direktiven  der  SED. 

Heute  dominieren  die 
Naturwissenschaften 

Diese  machte  die  AdW  zu  einer 
„sozialistischen  Forschungsaka¬ 
demie“  nach  sowjetischem  Vor¬ 
bild.  Unter  Bruch  ihrer  Tradition 
wurde  sie  zur  zentralen  For¬ 
schungseinrichtung  in  der  DDR. 
Für  viele  Disziplinen  wurden 
spezielle  Akademieinstitute  ge¬ 
gründet  und  mit  Grundlagenfor¬ 
schung  betraut.  Bei  den  Natur- 
und  Technikwissenschaften  war 
das  weniger  folgenreich;  den  gei¬ 
steswissenschaftlichen  Instituten 
aber,  wie  jenen  zur  Geschichte 
oder  zur  Philosophie,  zwang  die 
SED  rigoros  ihre  ideologischen 
Vorgaben  auf.  Nach  der  Wende 
wurden  alle  AdW-Institute  evalu¬ 


iert  und  abgewickelt,  viele  Wis¬ 
senschaftler,  die  nach  internatio¬ 
nalen  Maßstäben  gar  keine  wa¬ 
ren,  entlassen.  Noch  heute  ist  bei 
gelegentlichen  Veranstaltungen 
Verbitterung  der  betroffenen  Alt¬ 
kader  über  die  damaligen  Vor¬ 
gänge  zu  spüren. 

Jetzt  auf  dem  Leibniztag  hatte 
der  Althistoriker  Christian  Meier 
den  Festvortrag  unter  die  Frage 
gestellt,  ob  die  antike  Demokratie 
Vorbild  noch  für  heute  sein  kön¬ 
ne,  und  das  mit  Einschränkungen 
bejaht.  Gleichwohl  dominierten 
diesmal  die  Naturwissenschaften. 
Die  Ehrungen  der  AdW  gingen  an 
berühmte  Naturwissenschaftler, 
etwa  an  den  Nobelpreisträger  für 
Chemie  des  Jahres  2007  Gerhard 
Ertl  und  an  Harald  zur  Hausen, 
dem  2008  der  Nobelpreis  für  Me¬ 
dizin  verliehen  wurde.  Auch  die 
neuen  Mitglieder  sind  fast  alle 
Naturwissenschaftler.  Wie  um  ei¬ 
ne  gewisse  Enttäuschung  zu 
dämpfen,  zitierte  Ertl  ein  Goethe - 
Wort:  „Es  geht  nichts  über  die 
Freude,  die  das  Studium  der  Na¬ 
tur  bereitet.“  Dirk  Klose 
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Leserforum 


prcu|M|cl)c  Allgemeine  Leitung 


Wenn  der  Amtseid  zur  Farce  verkommt 


Mehr  Anerkennung  für  unsere  Bauern 


Zu:  „Fahrt  in  den  Schuldensumpf 4 
(Nr.  26} 

Mir  reicht’s!  Schmieren-Theater 
beim  Zustandekommen  der  neu¬ 
en  NRW-Regierung;  Verfassungs- 
bruch  durch  perverses  Gender- 
Main- Streaming;  Schule,  die  sich 
am  niedrigsten  Lernvermö¬ 
gen/Lernwillen  ausrichtet;  Maro¬ 
des  Gesundheits-System  trotz 
ständig  zunehmender  Eigenlei¬ 
stungen;  Menschen,  die  immer  öf- 

Eigenwillig 

Zu:  „Netanjahus  Gnadenakt“  (Nr. 
25} 

Ich  habe  überlegt,  wie  ich  die 
Zeilen  des  Pannonicus  werten 
soll.  Vielleicht  so:  Er  hasst  Israel, 
er  leugnet  den  Hamas-Terro¬ 
rismus,  er  will  dies  in  Gedicht¬ 
form  zwingen  -  und  am  Ende 
steht  der  Triumph  seines  Willens? 

Roland  Hammer, 
Helmstedt 


Leserbriefe  geben  die  Meinung  der 
Verfasser  wieder,  die  sich  nicht  mit 
der  der  Redaktion  decken  muss. 
Von  den  an  uns  gerichteten  Briefen 
können  wir  nicht  alle,  und  viele  nur 
in  Auszügen,  veröffentlichen.  Alle 
abgedruckten  Leserbriefe  werden 
auch  ins  Internet  gestellt. 


ter  unter  die  Armutsgrenze  fallen, 
weil  Arbeit  nichts  mehr  wert  ist; 
Banken,  die  unser  Vermögen  ver¬ 
untreuen  und  dafür  auch  noch 
belohnt  werden;  Schulden,  für  die 
unsere  Kindeskinder  noch  Opfer 
bringen  müssen;  Geduldete  politi¬ 
sche  Mitwirkung  früherer  SED- 
Schergen  und  Links-Extremisten; 
Gezielte  Entwertung  unserer 
abendländischen  Kultur,  dafür  zu¬ 
nehmende  Willfährigkeit  gegen¬ 
über  dem  Islam  und  Anbiederung 


bei  der  Türkei;  Einwanderung  in 
unsere  Sozialsysteme. 

Der  Eid,  Schaden  vom  Volk  ab¬ 
zuwehren,  ist  zur  Farce  verkom¬ 
men.  Diese  [bewusste?]  gesell¬ 
schaftszerstörende  Politik  könnte 
aber  noch  „getoppt“  werden,  in¬ 
dem  uns  unsere  Entscheidungs- 
träger  [bis  auf  wenige  Ausnah¬ 
men]  letztendlich  an  den  „Meist¬ 
bietenden“  verraten  und  verkau¬ 
fen.  Gisela  Recki, 

Troisdorf 


Zu:  „Deutschlands  goldgelbe  Öl¬ 
felder“  (Nr.  21} 

Sie  haben  den  Raps  geschildert 
und  oftmals  als  kleine  „Rhapso¬ 
die“  bezeichnet.  Ganz  sicher  ha¬ 
ben  unsere  Pflanzenzüchter  an 
dieser  Entwicklung  einen  be¬ 
trächtlichen  Anteil.  Genauso  ge¬ 
hören  zu  dem  positiven  Ergebnis 
die  gut  ausgebildeten  Landwirte. 

Der  Winter-Raps  will  gerade 
noch  im  August  in  den  Boden  ge¬ 


bracht  werden.  Die  Getreideernte 
ist  kaum  mit  der  Anspannung  aller 
Kräfte  vorüber,  da  soll  das  Feld  als 
Saatbeet  schon  für  die  Raps-Aus¬ 
saat  bereit  liegen.  Trotz  aller  mo¬ 
dernen  Maschinen  geht  das  nicht, 
ohne  dass  die  Menschen  bis  zur 
Erschöpfung  arbeiten  müssen.  Darf 
ich  hier  für  unsere  Bauern  um  et¬ 
was  mehr  Anerkennung  bitten? 

Die  Natur  setzt  uns  da  ganz  enge 
Grenzen.  Wir  können  bestenfalls 
jedes  dritte  Jahr  dasselbe  Feld  mit 


Zum:  Leserbrief  „Vertriebene  mit 
Migranten  gleichgesetzt“  (Nr.  25) 

Die  vom  Bremer  Bürgermeister 
Böhrnsen  betriebene  „Gleichset¬ 
zung“  von  Heimatvertriebenen 
und  „Migranten“  darf  nicht  un¬ 
widersprochen  bleiben. 

Während  die  deutschen  Hei¬ 
matvertriebenen  ungefragt  nicht 
nur  ihrer  blühenden  Heimat,  ihres 
Eigentumes  und  Besitzes,  zu  häu¬ 
fig  auch  ihrer  Ehre,  Gesundheit 
und  ihres  Lebens  beraubt  wurden, 
kommt  der  typische  „Migrant“ 
heutzutage  ohne  uns  zu  fragen, 
ohne  unsere  Erlaubnis,  somit  aus 
eigener  Machtvollkommenheit, 
günstigstenfalls  nach  Deutsch¬ 
land,  um  hier  seine  Geschäfte  zu 


Raps  bestellen.  Die  Auslagen  müs¬ 
sen  zum  großen  Teil  im  Herbst  ge¬ 
tätigt  werden,  bevor  wir  wissen,  ob 
die  Pflänzchen  den  Winter  über¬ 
stehen.  Auch  in  diesem  Jahr  ist  in 
Ostpreußen  genug  Fläche  noch 
einmal  bestellt  worden. 

Alle  beteiligten  Berufsgruppen 
haben  an  dieser  gelben  Pracht  ih¬ 
ren  Anteil.  Sind  wir  für  diese 
Weiterentwicklung  unserer  Zeit 
dankbar.  Karl  Feiler  Laurenziberg, 

Gau-Algesheim 


treiben.  Andernfalls  vielleicht 
noch,  um  Hilfsarbeit  zu  leisten,  da 
ihm  seine  fehlende  Ausbildung 
zumeist  nichts  besseres  gestattet. 
Ich  kann  mich  des  Eindrucks 
nicht  erwehren,  dass  Migranten 
viel  zu  häufig  hierherkommen,  um 
in  die  Sozialhilfe  einzuwandern 
oder,  noch  schlimmer,  sich  durch 
Verbrechen  zu  bereichern. 

Insofern  ist  die  von  Herrn  Böhrn¬ 
sen  betriebene  Gleichsetzung  un¬ 
gleicher  Sachverhalte  geradezu 
perfide.  Sollte  ihm  der  Einblick  in 
die  Realität  bislang  verwehrt  geblie¬ 
ben  sein,  empfehle  ich  ihm,  in  der 
Sozialhilfe-Sachbearbeitung  oder 
als  Wachpersonal  in  einer  JVA  zu 
hospitieren.  Joachim  Ruhnau, 

Döttesfeld 


Standesunterschied:  Hochzeit  des  Prinzen  Wilhelm  von  Preußen  mit  Dorothea  von  Salviati  1933 


Vertrieben  und  beraubt 


Noch  selten  ein  so  gelungenes  Porträt  von  Prinz  Wilhelm  gelesen 


Zu:  „Verhinderter  , König  von 
Deutschland4“  (Nr.  20} 

Gerade  von  einer  zweiwöchigen 
Reise  durch  die  Mark  Branden¬ 
burg  (mit  Abstecher  in  die  alte 
Neumark  jenseits  der  Oder,  unter 
anderem  nach  Küstrin]  zurückge¬ 
kehrt,  fand  ich  hier  die  beiden 
letzten  Ausgaben  der  PAZ  vor.  In 
der  Ausgabe  vom  22.  Mai  erfreute 
mich  besonders  Ihr  Beitrag  über 
Prinz  Wilhelm,  in  dem  endlich 
einmal  jener  Mann  gewürdigt 
wurde,  der  bei  Erhalt  der  Monar¬ 
chie  nach  1918  dermaleinst  Deut¬ 
scher  Kaiser  und  König  von  Preu¬ 
ßen  geworden  wäre,  denn  sein 
Großvater  und  Vater  hätten  dann 
einer  Heirat  mit  Dorothea  von  Sal¬ 


viati  sicherlich  nicht  zugestimmt. 
Dies  sah  übrigens  auch  Prinz  Lou¬ 
is  Ferdinand  so,  mit  dem  ich  mehr¬ 
fach  darüber  gesprochen  habe  und 
von  dem  es  ja  in  der  bundesrepu¬ 
blikanischen  Öffentlichkeit  nach 
1949  immer  hieß,  er  wäre  [jetzt] 
Kaiser,  wenn  die  Monarchie  Be¬ 
stand  gehabt  hätte.  Ich  habe  dann 
stets  in  Leserzuschriften  darauf 
hingewiesen,  dass  zunächst  Prinz 
Wilhelm  diese  Rolle  zugefallen 
wäre,  denn  erstens  hätte  das  Haus 
Hohenzollern  dafür  gesorgt,  dass 
er  standesgemäß  geheiratet  hätte, 
außerdem  hätte  es  keinen  Zweiten 
Weltkrieg  gegeben,  in  dem  ja  der 
Prinz  sein  Leben  ließ. 

Selten  habe  ich  ein  so  realisti¬ 
sches  Bild  über  Prinz  Wilhelm  ge¬ 


lesen,  wie  Sie  dies  in  Ihrem  Arti¬ 
kel  gezeichnet  haben.  Dies  sage 
ich  auch  vor  dem  Hintergrund  der 
Tatsache,  dass  ich  Gründungsmit¬ 
glied  des  Preußeninstituts  [1971] 
und  des  Zollernkreises  [1969]  bin, 
jahrelang  dessen  Arbeits-  und  Ge¬ 
sprächskreis  in  Düsseldorf  gelei¬ 
tet  habe  und  deshalb  intensiv  mit 
dem  Hause  Hohenzollern  verbun¬ 
den  bin. 

In  den  70er  und  80er  Jahren 
waren  meine  Frau  und  ich  regel¬ 
mäßige  Teilnehmer  der  Jahresta¬ 
gungen  des  Preußeninstituts  auf 
Burg  Hohenzollern,  die  unter  der 
Schirmherrschaft  von  Prinz  Louis 
Ferdinand  standen.  Und  weil  wir 
mit  dem  damaligen  Burgvoigt  und 
seiner  Ehefrau  eng  befreundet 


waren,  saßen  wir  nach  den  Tagun¬ 
gen  oft  noch  bei  einem  Glas  Wein 
in  deren  Wohnung.  Und  da  pas¬ 
sierte  es  dann  regelmäßig,  dass 
sich  zu  später  Stunde  die  Tür  öff¬ 
nete  und  Prinz  Louis  Ferdinand 
hereinkam  (der  seine  Wohnung 
nebenan  hatte],  um  sich  noch  mit 
uns  zu  unterhalten.  So  haben  wir 
nächtelang  mit  ihm  diskutiert 
und  erzählt  -  er  wollte  regelmä¬ 
ßig  Informationen  über  unsere 
Reisen  nach  Süd-  und  Südwest¬ 
afrika  hören  -  und  ihn  dabei  aus 
nächster  Nähe  und  eben  sehr  pri¬ 
vat  kennen-  und  schätzengelernt. 
Auch  seine  Kinder  und  einige  En¬ 
kel  haben  wir  in  den  folgenden 
Jahren  dort  erlebt,  und  ich  war 
1994  eine  der  ersten  und  zugleich 


der  letzten  Personen,  die  noch  die 
von  Prinz  Louis  Ferdinand  gestif¬ 
tete  Ehrennadel  des  Preußeninsti¬ 
tuts  (anlässlich  des  25-jährigen 
Bestehens  des  Zollernkreises]  von 
ihm  selbst  verliehen  bekamen 
(kurz  vor  seinem  Tode];  seither 
wird  sie  von  Prinz  Georg  Frie¬ 
drich  verliehen. 

Übrigens  sind  wir  bei  unserer 
jetzigen  Reise  durch  Brandenburg 
wieder  auf  zahlreiche  Spuren  der 
Hohenzollern  gestoßen,  insbeson¬ 
dere  in  der  Schorfheide,  wo  man 
eine  Unzahl  von  Gedenksteinen 
in  den  Wäldern  findet,  die  davon 
„erzählen“.  Seit  kurzem  gibt  es 
auch  ein  Buch,  das  alle  jene  Spu¬ 
ren  auflistet.  Wolfgang  Reith, 

Neuss 


Ehrlich  geschildert 

Betr.:  Abo-Verlängerung 

Ich  hatte  schon  für  ein  halbes 
Jahr  die  Preußische  Allgemeine 
Zeitung  bezogen.  Ich  war  erfreut, 
dass  es  doch  noch  eine  Zeitung 
gibt,  in  der  die  Geschichte  Preu¬ 
ßens  und  damit  auch  Deutsch¬ 
lands  ehrlich  geschildert  und 
auch  ehrlich  berichtet  wird. 

Ich  stamme  von  der  Insel  Rü¬ 
gen,  bin  aber  schon  lange  in  West¬ 
falen.  Ich  verließ  meine  Heimat 
wegen  der  kommunistischen  Dik¬ 
tatur.  Jetzt  bin  ich  auf  Ihre  Zeitung 
gestoßen. 

Mein  Abonnement  habe  ich 
nun  verlängert. 

Siegfried  Seidel, 
Hagen 


Köhler  wurde  im  Stich  gelassen 


1946  und  1947  gab  es  noch  etliche  Reichsparteitage 


Zum:  Leserbrief  „Köhlers  Rücktritt 
grenzt  an  Desertion“  (Nr.  25) 

Köhlers  Rücktritt  mit  Desertion 
zu  vergleichen  ist  nicht  richtig. 
Wenn  schon  Desertion  (Fahnen¬ 
flucht)  mit  einem  Bundespräsiden¬ 
ten  in  Zusammenhang  gebracht 
werden  könnte,  dann  wohl  eher 
mit  Ex-Bundespräsident  Richard 
von  Weizsäcker,  dem  doch  vorge¬ 
worfen  wurde,  dass  er  im  April 
1945  als  Hauptmann  der  Wehr¬ 
macht  seine  Truppe  im  Raum  Pots¬ 


dam  in  Richtung  Lindau  verlassen 
haben  und  nicht  wieder  zu  seiner 
Truppe  zurückgekehrt  sein  soll,  zu¬ 
mal  sein  Bataillon  in  heftige  Kämp¬ 
fe  verwickelt  war. 

Wenn  schon  von  Fahnenflucht  in 
Zusammenhang  mit  Köhler  zu 
sprechen  wäre,  dann  wohl  eher  mit 
der  Frage:  Wer  hat  wohl  den 
Bundespräsidenten  Köhler  im 
Stich  gelassen  beziehungsweise 
seinen  Rücktritt  so  plötzlich  veran¬ 
lasst?  Ingo  Schewiola, 

Hamm 


Zu:  „Reichsparteitag44  (Nr.  24} 

Die  Karosse  besetzt  mit  Demo¬ 
kratie  und  Meinungsfreiheit  und 
bespannt  mit  Reeducation  und 
Political  Correctness  fährt  immer 
schneller  dem  Abgrund  entgegen. 
Die  Demokratie  zeigt  Zerfallser¬ 
scheinungen,  denn  die  Meinungs¬ 
freiheit  wird,  je  weiter  der  Zweite 
Weltkrieg  zurückhegt,  immer 
mehr  gedeckelt,  es  sei  denn,  die 
Äußerungen  passen  in  das  vorge¬ 
gebene  Denkschema.  Und  wehe, 


jemand  tritt  daneben,  ganz  gleich 
wer  es  ist  und  wo  er  gesellschaft¬ 
lich  steht.  Die  Keule  trifft  uner¬ 
bittlich  jeden,  sei  es  nun  Eva  Her- 
man,  Martin  Hohmann,  Steffen 
Heitmann  oder  jetzt  die  ZDF-Mo- 
deratorin  Katrin  Müller-Hohen¬ 
stein.  Was  hat  Müller-Hohenstein 
denn  Böses  gesagt?  „Ein  innerer 
Reichsparteitag  für  Miroslaw  Klo¬ 
se. 44  Was  ist  am  Wort  Reichspartei¬ 
tag  so  ehrenrührig?  Alle  Parteien 
hatten  ihren  Reichsparteitag, 
nicht  nur  die  NSDAP,  mit  der 


„Reichsparteitag“  unverständli- 
cherweise  immer  in  Verbindung 
gebracht  wird.  Nur  einige  wissen, 
dass  es  auch  Reichsparteitage  der 
verschiedenen  Parteien  nach  1945 
gab.  Die  Gutmenschen  wohl  am 
allerwenigsten. 

Ihren  ersten  Reichsparteitag 
führte  die  CDU  vom  16.  bis  19.  Ju¬ 
ni  1946  in  Berlin  durch,  ein  weite¬ 
rer  folgte  am  3.  Februar  1947  in 
Ahlen.  Auch  die  Linken  standen 
dem  nicht  nach.  Die  SPD  hatte  ih¬ 
ren  ersten  Reichsparteitag  vom  8. 


bis  11.  Mai  1946  in  Hannover  und 
den  zweiten  vom  29.  Juni  bis 
2.  Juli  1947  in  Nürnberg  (sic!). 
Auch  die  KPD  hatte  1946  ihren 
Reichsparteitag.  Und  was  geschah 
nach  der  Vereinigung  von  SPD 
und  KPD  in  Mitteldeutschland 
zur  SED?  Sie  hielt  vom  20.  bis 
24.  September  1947  in  Berlin  ei¬ 
nen  Reichsparteitag  ab.  Dies  hier 
niederzuschreiben  war  für  mich 
ein  innerer  Reichsparteitag. 

Manfred  Weinhold, 
Hamburg 


Offene  Fragen  zur  Piratenjagd 


Verdrehungen  über  Tannenberg  entlarven 


Zu:  „Kaperbriefe  gegen  Piraten44 
(Nr.  20} 

Als  Abonnent  der  PAZ  macht 
man  sich  ja  gerne  mal  eigene  Ge¬ 
danken.  Deshalb  möchte  ich  hier 
ein  paar  Fragen  aufwerfen.  Auch 
wenn  die  Berichterstattung  über 
die  Sicherheitslage  auf  den  See¬ 
wegen  vor  dem  Horn  von  Afrika 
derzeit  nicht  im  Vordergrund 
steht,  so  existiert  die  Problematik 
ja  weiterhin.  Landläufig  gibt  es 
dazu  immer  wieder  folgende 
Thesen,  die  meines  Erachtens 
nicht  genügend  hinterfragt  wer¬ 
den. 

Aussage  1:  „Das  Seegebiet  in 
der  betroffenen  Region  ist  so 
groß,  dass  eine  lückenlose  Über¬ 
wachung  nicht  möglich  ist.44  Dazu 
möchte  ich  sagen,  dass  für  die  Pi¬ 
raten  das  Terrain  ebenso  groß  ist, 
diese  aber  die  zu  kapernden 
Schiffe  finden.  Außerdem  verrät 
ein  Blick  auf  Seekarten  dass  dort 
immer  Schiffsrouten  eingezeich¬ 


net  sind,  denn  die  Schiffe  fahren 
mitnichten  statistisch  verteilt 
über  die  Weltmeere.  Diese  Wege 
sollten  sich  jedoch  mit  vertretba¬ 
rem  Aufwand  an  Kriegsschiffen, 
Radar  und  Aufklärungshub¬ 
schraubern  sichern  lassen. 

Aussage  2:  „Die  ausführenden 
Piraten  sind  eigentlich  arme  Ker¬ 
le.  Richtig  verdienen  tun  nur  die 
Bosse  im  Hintergrund.44  Dass  die 
Lösegelder  sicher  nicht  zu  glei¬ 
chen  Teilen  unter  den  Piraten 
aufgeteilt  werden,  ist  wohl  so. 
Diese  werden  nur  Bruchstücke 
der  Summe  sehen.  Aber  wer  sind 
dann  die  mysteriösen  Hintermän¬ 
ner?  Die  sollen  ja  in  ebenso  luxu¬ 
riösen,  wie  stark  gesicherten  An¬ 
wesen  in  Somalia  leben.  Ein  „Be¬ 
such44  dieser  Anwesen  und  eine 
„Buchprüfung44  könnte  hier  für 
Klarheit  sorgen.  Womöglich 
könnte  eine  solche  Aktion  aber 
auch  für  ganz  andere  Hintermän¬ 
ner  in  ganz  anderen  Weltregio¬ 
nen  unangenehm  sein. 


Aussage  3:  „Gefangengenom¬ 
mene  Piraten  können  nicht  nach 
Somalia  abgeschoben  werden,  da 
dieser  Staat  gescheitert  ist.44  Rich¬ 
tig,  Somalia  existiert  seit  langen 
Jahren  nur  als  ein  Gebiet  zwi¬ 
schen  anderen  Staaten.  Da  nun 
aber  die  meisten  Schiffe  seit  den 
70er  Jahren  unter  sogenannten 
„Billigflaggen44  fahren,  um  Steu¬ 
ern,  Heuer  und  Sicherheitsko¬ 
sten  zu  sparen,  wären  gefasste 
Täter  logischerweise  an  Panama, 
Liberia  und  so  weiter  zu  über¬ 
stellen. 

Der  letzte  Punkt  wirft  bei  mir 
die  Frage  auf,  warum  eigentlich 
die  europäische  Marine  Schiffe 
(formell)  anderer  Nationen  ko¬ 
stenlos  schützen  soll?  Ein  Um¬ 
denken  hier  könnte  den  Anreiz, 
unter  einer  Flagge  der  EU-Staa- 
ten  zu  fahren  und  entsprechend 
auch  dort  Steuern  zu  zahlen,  er¬ 
höhen. 

Joachim  Dickmeis, 

Köln 


Zu:  Polnische  Feiern  zur  Schlacht 
bei  Tannenberg  1410:  Geschichts¬ 
klitterung  wird  garantiert 

Am  15.  Juli  werden  die  Polen 
beim  ostpreußischen  Grünfelde  ei¬ 
ne  große  Siegesfeier  abspulen.  Wir 
können  damit  rechnen,  dass  die 
BRD-Medien  darüber  berichten 
und  uns,  wie  üblich,  Geschichte 
auf  Polnisch  vermitteln. 

Im  Vorfeld  gab  es  in  der  PAZ  zu 
dem  Thema  einen  Beitrag  und 
zwei  Leserbriefe  mit  gegensätz¬ 
lichen  Auffassungen  zur  Friedfer¬ 
tigkeit  des  Ordens,  zwei  davon  von 
Landsleuten,  die  von  Ostpreußen 
zu  ihren  Repräsentanten  gezählt 
werden.  Aber  alle  drei  Ansichten 
sind  nicht  fehlerfrei.  Die  heute  üb¬ 
liche  Geschichtsliteratur  enthält 
stets  Wertungen  durch  die  Autoren 
und  so  verleitet  das  dazu,  sich  dem 
anzuschließen,  was  den  einem  am 
sympathischsten  ist.  Andererseits 
verführt  auch  die  objektivste  Ge¬ 
schichtsdarstellung  bei  Kurzfas¬ 


sung  zu  Fehlschlüssen.  Dazu  ge¬ 
hört  das  Arbeitsheft  des  BdV  von 
Prof.  Hartmut  Bookmann  (t),  ei¬ 
nem  eigentlich  sehr  genauen  Hi¬ 
storiker. 

Dagegen  gibt  die  „Geschichte 
Preußens44,  die  der  einstige  Direk¬ 
tor  des  Königsberger  „Geheimen 
Archivs44  Johannes  Voigt  in  Jahr¬ 
zehnten  ab  1835  auf  6000  Seiten  in 
neun  Bänden  aus  Chroniken  des 
Ordens,  aus  polnischen  Chroniken 
und  aus  Chroniken  des  Vatikans 
zusammengetragen  hat,  alles  her, 
um  bei  uns  und  mit  gutwilligen  Po¬ 
len  zu  einer  Meinung  zu  kommen. 
Zwar  wird  Voigt  von  späteren  Hi¬ 
storikern  kritisiert,  weil  er  keine 
Wertung  als  Historiker  vornahm, 
aber  das  ist  heute  seine  Chance. 
Dank  der  Freundlichkeit  der  Uni¬ 
versität  Michigan  konnte  „google44 
das  gesamte  Werk  veröffentlichen 
(„johannes  voigt“  eingeben). 

Jedenfalls  führte  ein  Misstrauen, 
das  sich  zwischen  mündlichen  Zu¬ 
sagen  und  dem  endlichen  Schritt 


des  Ordens  zum  Beginn  der  Chri¬ 
stianisierung  der  Prußen  zwischen 
ihm  und  den  Polen  entwickelte, 
dazu,  dass  Fallenstellen  im  gegen¬ 
seitigen  Umgang  zukünftig  zur  Ta¬ 
gesordnung  gehörten.  Die  Christia¬ 
nisierung  des  prußischen  Teils  un¬ 
serer  Vorfahren  war  für  beide  Sei¬ 
ten  nur  der  Vorwand  für  Macht¬ 
streben  und  geographische  Herr¬ 
schaft,  an  dem  die  Polen  ohne  ei¬ 
gene  Beteiligung  hinterher  teilha¬ 
ben  wollten.  Nach  der  Christiani¬ 
sierung  war  dann  der  Friede  zwi¬ 
schen  dem  streng  nach  klerikalen 
Regeln  regierenden  Ordensstaat 
und  Polen  nur  noch  mit  Mühe  für 
einige  Jahrzehnte  zu  halten. 

Die  PAZ  und  die  Landsmann¬ 
schaft  sollten  einen  objektiven  und 
mit  Voigt  vertrauten  Historiker  be¬ 
auftragen,  vor  allem  die  Kommen¬ 
tare  in  den  BRD-Medien  zu  beob¬ 
achten  sowie  zu  erwartende  Le¬ 
genden  und  Geschichtsverdrehun¬ 
gen  zu  entlarven.  Horst  Dietrich, 

Wiesbaden 
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Einigkeit  und  Nächstenliebe 

Das  Ostpreußische  Sommerfest  stand  im  Zeichen  der  Harmonie  zwischen  Deutschen  und  Polen 


Der  Chor  aus  Marienwerder  trug  Heimatlieder  vor,  bei  denen  das  Publikum  mitsingen  konnte. 


Bilder:  Rinser 


LO-Sprecher  in 
Rekon  valeszenz 

Schnega/Hamburg  -  Der  Spre¬ 
cher  der  Landsmannschaft  Ost¬ 
preußen,  Wilhelm  v.  Gottberg,  be¬ 
findet  sich  nach  einer  schweren 
Operation  im  Juni  wieder  auf  dem 
Wege  der  Besserung.  Er  wurde  in 
der  vergangenen  Woche  aus  dem 
Krankenhaus  entlassen,  hat  aber 
bis  einschließlich  10.  August  alle 
Termine  abgesagt.  PAZ 

Brand  in 
Fleischfabrik 

Königsberg  -  Ein  Großbrand  hat 
in  Ostpreußens  Hauptstadt  die 
russisch-brasilianische  Fleischfa¬ 
brik  „Concordia“  vernichtet.  Das 
Feuer  wurde  allem  Anschein  nach 
durch  einen  Blitzschlag  ausgelöst. 
Schnell  breiteten  sich  die  Flam¬ 
men  über  eine  Fläche  von  über 
12  000  Quadratmeter  aus.  Men¬ 
schen  sind  nicht  zu  Schaden  ge¬ 
kommen.  PAZ 

Tödlicher 

Zwischenfall 

Ragnit  -  In  der  Nacht  zum  30.  Ju¬ 
ni  kam  es  an  der  Grenze  zwischen 
dem  litauischen  und  dem  russi¬ 
schen  Teil  Ostpreußens  zu  einer 
Schießerei,  bei  der  ein  44- jähriger 
Litauer  getötet  wurde.  Letzterer 
hatte  sich  am  Ufer  der  Memel  auf¬ 
gehalten  und  sofort  Schüsse  aus 
einer  Pistole  abgefeuert,  als  litaui¬ 
sche  Grenzbeamte  ihn  anspra- 
chen.  Ein  Beamter  wurde  in  der 
Brust  getroffen,  sein  Kollege  im 
Bein.  Ein  weiterer  Grenzer  er¬ 
schoss  den  Angreifer,  über  dessen 
Identität  mit  Ausnahme  der  Na¬ 
tionalität  und  dessen  Tatmotiv 
bislang  nichts  bekannt  ist.  Die 
beiden  verletzten  litauischen 
Grenzbeamten  mussten  im  Kran¬ 
kenhaus  behandelt  werden.  MRK 


Am  26.  Juni  2010  feierte  die 
Landsmannschaft  das  schon 
traditionelle  Ostpreußische  Som¬ 
merfest  in  Hohenstein/Ostpreu¬ 
ßen.  Unterstützt  wurde  sie  vom 
Verband  der  Deutschen  Gesell¬ 
schaften  in  Ermland  und  Masuren 
und  durch  das  deutsche  General¬ 
konsulat  in  Danzig. 

So  ist  es  eine  große  Ehre  und 
Freude,  dass  auch  der  Generalkon¬ 
sul  Joachim  Bleicker  ein  Gruß  wort 
sprach.  Die  Hoffnung,  dass  auch 
Vertreter  der  polnischen  Regional¬ 
politik  teilnehmen  würden,  hat 
sich  erfüllt.  Die  Landsmannschaft 
Ostpreußen  (LO)  durfte  Viktor 
Leyk,  den  Vertreter  des  Woiwoden 
und  Beauftragten  des  Marschalls  in 
der  Woiwodschaft  Ermland  und 
Masuren  für  nationale  und  ethni¬ 
sche  Minderheiten,  sowie  den  Bür¬ 
germeister  von  Hohenstein,  Miros- 
law  Stegienko,  begrüßen. 

Der  stellvertretende  Sprecher 
der  LO,  Wolfgang  Thüne,  eröffnete 
das  Fest  offiziell  und  übermittelte 
Grüße  des  Sprechers,  Wilhelm  v. 
Gottberg.  Schon  zuvor  hatte  Dom¬ 
herr  Andre  Schmeier  in  einem 
ökumenischen  Feldgottesdienstes 
über  Nächstenliebe,  Einigkeit  und 
Schönheit  der  Natur  als  Lob  Gottes 
gepredigt.  Tatsächlich  standen  die¬ 
se  Gedanken  über  der  gesamten 
Veranstaltung.  So  sprach  Thüne  in 
seiner  Festansprache  von  der 
Wahrheit,  die  als  Fundament  für 
Versöhnung  und  Frieden  notwen¬ 
dig  sei.  Dies  sollte  auch  berück¬ 
sichtigt  werden,  wenn  am  15.  Juli 
an  die  Schlacht  bei  Tannenberg 
von  1410  erinnert  werde.  Nicht 
Misstrauen  und  Vorurteile  sollten 
uns  tragen,  sondern  allein  die 
Wahrheit.  In  Anklang  an  die 
Schönheit  der  Natur  drückten  alle 
Redner  ihre  Freude  über  das  gute 
Wetter  aus.  So  auch  der  Bürgermei¬ 
ster  der  Stadt  Hohenstein,  der 
schon  viele  Sommerfeste  in  diesem 
Freilichtmuseum  feiern  durfte,  bei 
denen  immer  die  Sonne  geschie¬ 
nen  hat.  In  seinem  Grußwort  hob 


er  die  Freundschaft  zwischen 
Deutschen  und  Polen  hervor  und 
dankte  der  deutschen  Bevölkerung 
für  ihre  Beileidsbekundungen  zum 
Flugzeugabsturz  im  April  mit  den 
Worten:  „Daran  erkennt  man  wah¬ 
re  Freunde.“  Generalkonsul  Joa¬ 
chim  Bleicker  berichtete  von  vielen 
guten  und  freundschaftlichen  Er¬ 
eignissen  in  der  vergangenen  Zeit. 
Ein  Beispiel  war  die  Feierlichkeit 
um  den  Soldatenfriedhof  in 
Martinshagen/Marcinowa  Wola 
bei  Lötzen,  der  von  Deutschen  und 
Polen  gemeinsam  instand  gesetzt 
worden  war.  Der  polnischen  Bevöl¬ 
kerung  war  es  zunächst  etwas  be¬ 
fremdlich,  so  viele  deutsche  uni¬ 
formierte  Soldaten  zu  sehen,  doch 
dieses  Gefühl  wich  sehr  schnell  ei¬ 
nem  freundschaftlichen  Miteinan¬ 
der.  Das  Interesse  aneinander  sei 
auf  beiden  Seiten  groß,  so  Bleicker. 
Wolfgang  Thüne  beendete  seine 
Festansprache  mit  den  Worten: 


„Ein  Fest  ist  zum  Feiern  da  -  jetzt 
soll  gefeiert  werden.“ 

Und  so  war  es  auch.  Nach  dem 
gemeinsamen  Singen  des  Ostpreu¬ 
ßenliedes  ging  es  mit  viel  Musik 
und  Tanz  weiter.  Neben  dem  bun¬ 
ten  kulturellen  Programm,  das  von 


Generalkonsul  Bleicker 


Alexander  Bauknecht  und  Anna 
Gargas  moderiert  wurde,  gab  es 
viele  Gespräche,  herzliches  La¬ 
chen,  viele  freudige  Begrüßungen, 


Wiedersehen  und  Kennenlernen 
und  eine  schmackhafte  Suppe. 
Das  Jugendblasorchester  Bautzen 
begleitete  den  Feldgottesdienst  so¬ 
wie  das  festliche  Rahmenpro¬ 
gramm  stimmungsvoll.  Die  Tanz¬ 
gruppe  der  tschechischen  Majo¬ 
retten  sowie  Chöre  aus  Allenstein, 
Marienwerder,  Osterode,  Bi¬ 
schofsburg,  Lötzen,  Heilsberg  und 
Mecklenburg-Vorpommern  waren 
angereist  und  wurden  mit  viel  Ap¬ 
plaus  gewürdigt.  Natürlich  trat 
auch  BernStein  auf,  der  sich  für 
die  Unterstützung  der  Lands¬ 
mannschaft  und  der  Preußischen 
Allgemeinen  Zeitung  bedankte. 

Die  rund  1100  Gäste  kamen  aus 
allen  Himmelsrichtungen  zum 
Sommerfest  der  Landsmannschaft 
Ostpreußen  nach  Hohenstein. 
Viele  Gruppen  der  Deutschen 
Minderheit,  Besucher  aus  der 
Bundesrepublik  Deutschland, 
Interessierte  aus  dem  Umland  wa¬ 


ren  mit  Bussen  -  darunter  zwei 
unter  der  Leitung  des  mecklen- 
burg-vorpommerschen  LO-Lan- 
desvorsitzenden  Manfred  Schukat 
-  oder  privat  angereist.  Auch  eini¬ 
ge  Besucher  des  Freilichtmuseums 
wurden  spontan  von  der  Musik 
und  den  Menschen  angezogen.  Ei¬ 
ne  gebürtige  Pommerin  konnte 
aus  ihrer  Kindheit  noch  gebro¬ 
chen  Deutsch.  Sie  wollte  mit  ihren 
Enkeln  das  Museum  besuchen 
und  war  hocherfreut,  wieder  deut¬ 
sche  Klänge  zu  hören  und  ein 
paar  Stunden  unter  fröhlichen 
Menschen  zu  verbringen.  Viele 
Reihen  schunkelten  zur  Musik 
und  Domherr  Schmeier  wurde 
vom  Rößeler  Ehrenvorsitzenden 
Ernst  Grunwald  zum  „Ritter  ge¬ 
schlagen“.  Allen  Rednern,  Musi¬ 
kern,  Tänzern,  Ehrengästen  und 
Besuchern  dankte  Thüne  für  ihr 
Kommen  und  das  gute  Zu¬ 
sammensein.  Christiane  Rinser 
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Aus  den  Heimatregionen 

Friedhof  soll  gemeinsam  saniert  werden 

Preußisch  Stargard:  Kreisvertreter  und  Stadtpräsident  ziehen  an  einem  Strang  -  Kaum  noch  Dokumente  vor  Ort 


Der  ehemalige  evangelische  Fried¬ 
hof  von  Preußisch  Stargard  in 
Westpreußen  ist  heute  verwildert. 
Der  deutsche  Kreisvertreter  und 
der  polnische  Stadtpräsident  wol¬ 
len  das  ändern. 

„Es  sind  noch  Menschen  da,  die 
an  diesem  Friedhof  Interesse  ha¬ 
ben.  Wir  leben  in  freundschaft¬ 
licher  Verbindung  in  Europa  und 
so  sollte  eine  gemeinsame  Lösung 
möglich  sein“,  betonte  Kreisver¬ 
treter  Sieghard  Drews  im  Ge¬ 
spräch  mit  Stadtpräsident  Ed¬ 
mund  Stachowicz  und  dessen 
Stellvertreter  Henryk  Wojcie- 
chowski.  Sie  seien  interessiert,  die 
Erinnerung  an  den  Friedhof  auf¬ 
recht  zu  erhalten,  äußerten  die 
Vertreter  der  Stadt.  Da  das  Gelän¬ 
de  in  einem  sehr  schlechten  Zu¬ 
stand  ist  -  seit  1945  wurden  dort 
keine  Bestattungen  mehr  vorge¬ 
nommen  -  ist  ein  Lapidarium  ge¬ 
plant,  in  dem  die  noch  vorhande¬ 


nen  Grabsteine  zusammengefasst 
werden  sollen.  Wojciechowski  er¬ 
läuterte  in  dem  Gespräch,  dass 
nach  polnischen  Gesetzen  ein  25 
Jahre  lang  nicht  mehr  benutzter 
Friedhof  geschlossen  und  voll¬ 
kommen  „liquidiert“  (aufgelassen) 
werden  könne,  was  man  in  diesem 
Falle  aber  nicht  tun  wolle. 

Das  Gelände  gehört  teilweise 
der  Stadt,  der  andere  Teil  ist  im 
Besitz  des  Bischofs  von  Zoppot. 
Aus  Kostengründen  kann  das  Ge¬ 
lände  nicht  sofort  komplett  saniert 
werden.  Zuerst  soll  das  Lapida¬ 
rium  entstehen  und  die  verbliebe¬ 
nen  Gräber  sollen  verlegt  werden. 
Später  soll  ein  Park  angelegt  wer¬ 
den,  einen  Teil  des  Grundstückes 
möchte  die  Stadt  von  der  Kirchen¬ 
gemeinde  zum  Bau  einer  Umge¬ 
hungsstraße  erwerben. 

Henryk  Wojciechowski  betonte 
mehrmals,  dass  es  keinerlei  Kon¬ 
takt  zu  Angehörigen  der  auf  dem 
Friedhof  Bestatteten  gebe,  der 


Friedhof  als  solcher  nicht  mehr 
benutzt  werde  und  keine  Fried¬ 
hofsbücher  oder  Lagepläne  der 
Gräber  mehr  vorhanden  seien. 
Diese  sollen  1944  nach  Küstrin  ge¬ 
schafft  worden  und  dort  vermut¬ 
lich  beim  russischen  Angriff  ver¬ 
loren  gegangen  seien. 


Stadtpräsident  Stachowicz  be¬ 
tonte,  dass  er  sich  bei  dem  Ver¬ 
such,  die  Erinnerung  wach  zu  hal¬ 
ten,  auf  eine  Zusammenarbeit  mit 
dem  Kreisbeauftragten  Drews, 
aber  auch  mit  eventuell  noch  le¬ 
benden  Angehörigen  der  auf  dem 
Friedhof  Bestatteten  freue. 


Drews  bot  an,  Verbindungen 
zur  Fachhochschule  Neubranden¬ 
burg  zu  nutzen,  um  vom  Studien¬ 
zweig  „Landschaftsbau“  die  Ge¬ 
staltung  des  Parkes  als  Praktikum 
ausführen  zu  lassen.  Auch  die 
Möglichkeit,  die  Polytechnische 
Hochschule  Stettin  einzuschalten, 
erwägt  der  Kreisbeauftragte,  der 
auch  die  Anbringung  einer  Ge¬ 
denktafel  vorschlug. 

„Die  Informationen  für  eine 
derartige  Gedenktafel  müssen  aus 
Deutschland  kommen“,  teilte 
Stadtpräsident  Edmund  Stacho¬ 
wicz  mit,  da  in  Preußisch  Stargard 
nur  noch  einzelne  Dokumente 
vorhanden  seien.  Man  kenne 
zwar  die  Familiennamen  Winkel¬ 
hausen  und  Wiehert  sowie  deren 
Leistungen  für  die  Stadt,  es  sei 
aber  nicht  bekannt,  wo  sich  die 
Gräber  dieser  Personen  befunden 
hätten.  Standesamtbücher  wür¬ 
den  seit  1909  existieren.  Es  gebe 
im  Museum  ein  Geburts-  und 


Taufbuch  aus  dem  17./18.  Jahr¬ 
hundert.  Die  Kirchenbücher  der 
evangelischen  Gemeinde  seien 
aber  nicht  mehr  vorhanden.  Aus 
der  katholischen  Gemeinde  gäbe 
es  ein  Buch  aus  dem  19.  Jahrhun¬ 
dert. 

„Die  Stadt  ist  an  der  Anbrin¬ 
gung  einer  Gedenktafel  sehr 
interessiert“,  sagte  Stachowicz  zu 
Drews,  „es  wäre  aber  wünschens¬ 
wert,  wenn  diese  zweisprachig 
ausgeführt  wird.“  Die  Arbeiten 
am  Friedhof  sollten  nach  seiner 
Meinung  in  diesem  Sommer  be¬ 
ginnen. 

Mit  dem  Hinweis,  dass  heute 
berufliche  Migrationen  in  Europa 
selbstverständlich  seien  und  viele 
Menschen  nicht  mehr  am  Ort 
oder  im  Land  ihrer  Geburt  leben 
würden,  endete  das  Gespräch,  das 
von  Roman  Gogan  vom  Kultur¬ 
zentrum  Ostpreußen  in  Ehingen 
übersetzt  wurde. 

Manfred  E.  Fritsche 


Stachowicz,  Gogan  und  Drews  (von  links)  Bild:  Fritsche 


Lewe  Landslied, 
liebe  Familienfreunde, 

ja,  da  hatte  ich  in  der  letzten  Fol¬ 
ge  Erfreuliches  angekündigt,  und 
so  will  ich  gleich  mit  der  schön¬ 
sten  Zuschrift  beginnen.  Wer  un¬ 
sere  Ostpreußische  Familie  auf¬ 
merksam  verfolgt,  hat  diese 
außergewöhnliche  Familienfin- 
dung  miterlebt:  Es  ist  die  von 
Monsieur  Camille  Stein  aus 
Frankreich  und  seinem  Cousin  in 
Polen,  die  zuvor  nichts  voneinan¬ 
der  gewusst  hatten.  Für  un¬ 
sere  Neu-Leser  ganz  kurz 
erzählt:  Ein  älterer  Herr  aus 
Frankreich  suchte  den  Hei¬ 
matort  seiner  Mutter,  von 
dem  er  erst  nach  ihrem  Tod 
bei  Durchsicht  der  Urkun¬ 
den  erfahren  hatte,  den  er 
aber  nicht  finden  konnte. 

Da  dieser  „irgendwo  im 
Osten“  lag,  bekamen  wir 
auf  Umwegen  die  Sache  auf 
den  Tisch  und  konnten  ihn 
als  Brinsk  (Brynsk)  in  der 
heutigen  Republik  Polen 
ausmachen.  Als  Herrn 
Steins  Mutter  ihren  Heimat¬ 
ort  blutjung  verließ,  um  im 
Westen  in  Stellung  zu  ge¬ 
hen,  gehörte  er  zu  West¬ 
preußen.  Aufgrund  der  nun 
feststehenden  Herkunft  bat 
Camille  Stein,  nach  Ver¬ 
wandten  zu  forschen,  und 
diese  fanden  sich  tatsäch¬ 
lich  durch  die  Suche  in  unserer 
Ostpreußischen  Familie,  obgleich 
sie  im  heutigen  Polen  lebten.  Die 
Verbindung  war  hergestellt,  und 
nun  gab  es  ein  Wiedersehen  am 
Ort  ihrer  gemeinsamen  Herkunft, 
im  ehemals  deutschen  Brinsk,  das 
die  Mutter  von  Camille  als  junges 
Mädchen  verließ,  um  nie  wieder 
zurückzukehren  und  -  nie  darü¬ 
ber  zu  sprechen.  Da  spielten  wohl 
neben  persönlichen  Gründen  die 
politischen  Entwicklungen,  be¬ 
dingt  durch  zwei  Weltkriege,  eine 
Rolle.  Zu  dem  bereits  brieflich  ge¬ 
fundenen  Verwandten  Francek 
Zaporowski  gesellte  sich  nun  zur 
großen  Überraschung  eine  dort 
lebende  Cousine  von  Camille,  die 
bisher  auch  nichts  von  der  Exi¬ 
stenz  eines  in  Frankreich  leben¬ 
den  Verwandten  gewusst  hatte. 
Wie  die  Ehefrau  des  Blinden,  Ber¬ 
nadette  Stein,  uns  mitteilt,  fehlen 
ihr  die  Worte,  die  Freude  ihres 
Mannes  zu  schildern,  der  sich  so¬ 
fort  eingebunden  in  seine  mütter¬ 
liche  Familie  fühlte  trotz  seiner 
Blindheit,  trotz  Sprachschwierig- 
keiten,  die  aber  durch  die  Franzö¬ 
sisch  sprechende  Enkelin  des 
Verwandten  minimiert  werden 
konnten.  Das  uns  übersandte  Foto 
vermittelt  etwas  von  der  Freude 
über  diese  wohl  außergewöhn¬ 
lichste  Familienzusammenfüh¬ 


rung  der  letzten  Zeit.  Für  uns  be¬ 
mühte  sich  Bernadette  Stein,  den 
Dank  ihres  Mannes  auf  Deutsch 
zu  überbringen:  „Danke  tausend 
mal  von  Herz.“  Hier  hat  sich  un¬ 
sere  Ostpreußische  Familie  als 
Bindeglied  über  Länder  und 
Grenzen  hinweg  erwiesen  -  ein 
schöneres  Beispiel  für  diese 
Brückenfunktion  kann  es  kaum 
geben. 

Kaum  war  in  Folge  25  das  Bild 
von  Herrn  Prof.  Dr.  Ing.  Günter 
Hertel  aus  Dresden  mit  seinem 


mit  Königsberger  Motiven  verse¬ 
henen  Auto  erschienen,  das  ihn 
als  engagierten  „Ostpreußenfan“ 
auswies,  bekam  er  schon  die  er¬ 
sten  Zuschriften  und  Anrufe.  Die 
betrafen  vor  allem  sein  Engage¬ 
ment  für  den  Erhalt  der  Kirche  in 
Alt-Lappienen/Rauterskirch  und 
die  damit  zusammenhängenden 
Dokumentationen.  Spontan  fasste 
Prof.  Hertel  die  ersten  Eindrücke 
zusammen  und  übermittelte  sie 
uns  sofort: 

„Herzlichen  Dank  für  die 
prompte  und  schöne  Berichter¬ 
stattung  -  ich  habe  mich  sehr  ge¬ 
freut.  Das,  was  wir  erreichen  wol¬ 
len  und  wollten,  ist  bereits  einge¬ 
treten:  Mitglieder  unserer  Ost¬ 
preußischen  Familie  wollen  ihre 
Geschichte,  ihr  Wissen,  ihr 
Schicksal  nicht  mit  ins  Grab  neh¬ 
men,  sondern  der  Nachwelt  offen¬ 
baren.  Es  ist  für  mich  erstaunlich, 
wie  liebreizend  und  mit  welchem 
zeitlichen  Aufwand  -  und  sicher 
auch  kostenmäßig  nicht  zu  unter¬ 
schätzenden  Umfang  der  Telefon¬ 
gespräche  -  einzelne  Ostpreußen 
mich  kontaktiert  haben.  Ich  habe 
viele  Einzelheiten  erfahren,  die 
ich  zum  Teil  wusste,  zum  großen 

„Unsere  Familie“  auch  im  Internet-Archiv 

unter  www.preussische-allgemeine.de 


Teil  nicht  und  zum  Teil  noch  veri¬ 
fizieren  muss,  die  in  jedem  Fall 
gute  Hinweise  sind.  Aber  wichti¬ 
ger  als  die  Fakten  sind  mir  die  Ge¬ 
spräche  selbst  -  Persönlichkeiten 
im  hohen  Alter,  wie  ein  90-jähri¬ 
ger  erstaunlich  rüstiger  Ostpreu¬ 
ße,  erzählten  mir  aus  ihrem  Le¬ 
ben  -  welch  ein  Reichtum  unse¬ 
rer  deutschen  Kulturgeschichte!“ 
Wir  danken  unserem  „Ostpreu¬ 
ßenfan“,  dass  er  diese  unsere  Auf¬ 
gabe  und  Arbeit  anerkennt,  und 
werden  uns  bemühen,  sie  in  wei¬ 


tere  Bekenntnisgenerationen  hin¬ 
einzutragen,  wie  er  wünscht. 

Eine,  die  unermüdlich  dabei  ist, 
diese  Forderungen  zu  erfüllen,  ist 
Frau  Ute  Eichler,  die  Betreuerin 
der  Lötzener  Heimatsammlung  in 
Neumünster.  Nicht  einfach  waren 
die  Fragen,  die  sie  im  Rahmen 
dieser  Tätigkeit  erneut  an  uns 
stellte,  und  ich  war  eigentlich  ein 
wenig  skeptisch,  ob  sie  Resonanz 
in  unserem  Leserkreis  finden 
würden  -  haben  sie  aber,  wie  uns 
Frau  Eichler  nun  mitteilt.  Sie 
schreibt: 

„Gerade,  als  ich  dachte:  Er¬ 
innert  sich  denn  niemand  an  den 
Landesfinanzpräsidenten  zu  Kö¬ 
nigsberg,  den  Franz  Tiesler?  -  da 
kam  der  Anruf,  der  einen  ent¬ 
scheidenden  Hinweis  brachte. 
Frau  Piccenini  wusste  mitzutei¬ 
len,  dass  Franz  Tiesler  als  Witwer 
seinen  Ruhesitz  in  Nikolaiken 
hatte,  ein  Haus  an  der  Seeprome¬ 
nade,  das  heute  noch  steht.  Sie, 
die  damals  noch  ein  Schulmäd¬ 
chen  war,  sieht  den  auffallend  ge¬ 
rade  gehenden  Mann  noch  vor 
sich.  Die  Möbel  wurden  1945  von 
den  Russen  heraus  getragen.  Ver¬ 
lässlich  ist,  dass  Frank  Tiesler 
1943  noch  in  Nikolaiken  lebte.  Wo 
und  wie  er  das  Kriegsende  erleb¬ 
te,  ob  er  es  überlebte  -  noch  wis¬ 
sen  wir  es  nicht.  Frau  Piccenini 


konnte  mir  aber  eine  Telefonnum¬ 
mer  geben,  unter  der  ich  viel¬ 
leicht  mehr  erfahren  werde.  Auch 
sie  will  an  der  Frage  dranbleiben.“ 
Ist  das  schon  recht  erfreulich, 
so  kann  Frau  Eichler  über  die  Re¬ 
aktion  auf  ihre  Fragen,  die  den 
Pfarrer  Modersitzki  betreffen, 
noch  mehr  zufrieden  sein.  Sie  er¬ 
hielt  mehrere  Anrufe  bezüglich 
der  von  ihm  verfassten  Rundbrie¬ 
fe  und  Begegnungen  mit  dem  Kir¬ 
chenmann  in  der  Heimat  wie  hier 
im  Westen,  die  für  Frau  Eichler 
und  ihre  Archivarbeit  sehr 
wichtig  sind.  Ihr  Fazit:  „Alle 
Anrufer  haben  für  mich 
wieder  einmal  den  Beweis 
erbracht,  wie  aufmerksam 
und  gründlich  die  Ostpreu¬ 
ßische  Familie  gelesen  wird, 
und  die  Erkenntnis,  dass 
manche  Antwort  aus  vielen 
kleinen  Bruchstücken  zu¬ 
sammengesetzt  werden 
muss  -  und  das  mit  viel  Ge¬ 
duld“. 

Es  genügt  manchmal  nur 
ein  Anstoß  -  und  schon 
kommt  ein  Problem  zu  Ta¬ 
ge,  das  man  lange  Jahre,  oft 
Jahrzehnte,  mit  sich  herum¬ 
geschleppt  hat,  ohne  es  an¬ 
zupacken.  So  kann  ich  es 
aus  dem  Schreiben  einer 
Berlinerin  entnehmen,  die 
unsere  Zeitung  bisher  nicht 
gekannt  hat  und  daher  auch 
nicht  unsere  Ostpreuße  Fa¬ 
milie.  „Durch  einen  wunderbaren 
Zufall“  -  so  schreibt  Frau  Inge- 
borg  Margot  Potopaaw  -  „.lernte 
ich  die  Familie  Gerbeth  kennen, 
die  mir  den  Rat  gab,  mich  an  Sie 
zu  wenden.  Damit  sind  endlich, 
endlich  Jahre  der  Traurigkeit  und 
des  schlechten  Gewissens,  nie 
meine  Eltern  befragt  zu  haben, 
wo  meine  Wurzeln  sind,  vorbei. 
Es  gibt  Hoffnung  -  durch  Sie?“ 
Das  Fragezeichen  steht  zu  Recht. 
Denn  die  Angaben  zu  der  Suche 
nach  den  Wurzeln  ihrer  Familie 
sind  mehr  als  dürftig,  sie  beste¬ 
hen  eigentlich  nur  aus  der  Ster- 
beur künde  des  Vaters  von  Frau 
Potopaaw  und  können  zudem 
noch  irreführend  sein.  Da  wir 
aber  mit  Sicherheit  der  einzige 
Weg  sind,  etwas  über  die  Her¬ 
kunft  ihrer  väterlichen  Linie  zu 
erfahren,  werden  wir  uns  bemü¬ 
hen,  die  Angelegenheit  so  aufzu¬ 
bereiten,  dass  sich  doch  einige 
Spuren  finden  lassen.  Ingeborg 
Margot,  *4.  Juli  1935  in  Berlin,  ist 
das  einzige  Kind  des  Werkzeug¬ 
machers  Fritz  Matiszick  und  sei¬ 
ner  Frau  Hertha.  Er  selber  stamm¬ 
te  aus  einer  kinderreichen  Fami¬ 
lie,  seine  Brüder  Franz  und  Emil 
sind  wie  er  schon  in  jungen  Jah¬ 
ren  „ins  Reich“  gegangen,  wie 
man  damals  sagte.  Diese  Brüder 
sind  verstorben,  ob  sie  Nachkom- 
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men  haben,  weiß  Frau  Potopaaw 
nicht,  ebenso  ist  ihr  nicht  be¬ 
kannt,  ob  ihr  Vater  noch  weitere 
Geschwister  hatte.  Der  einzige 
Anhaltspunkt  ist  die  Sterbeur¬ 
kunde  von  Emil  Fritz  Matiszick, 
(Rufname  Fritz),  ausgestellt  am 
25.  Februar  1969  in  Berlin-Fried¬ 
richshain.  Aus  ihr  geht  hervor, 
dass  der  am  18.  Februar  1969  in 
Berlin  Verstorbene  am  10.  Ok¬ 
tober  1891  in  Norutschatchen, 
Kreis  Gumbinnen  geboren  wurde, 
registriert  im  Standesamt  Gum¬ 
binnen  Nr.  162/1891.  Das  ist  alles, 
was  wir  in  der  Hand  haben.  Frau 
Potopaaw  meint,  dass  ihr  Vater 
auch  von  dort  stammen  müsste, 
was  ich  aber  nicht  glaube.  Denn 
Norutschatschen  war  ein  Stadtteil 
von  Gumbinnen,  in  dem  auch  Fa¬ 
milien  der  dort  stationierten  Mili¬ 
tärangehörigen  lebten.  Ich  kann 
das  bestätigen,  weil  die  Geburts¬ 
urkunde  meines  1904  geborenen 
Bruders  auch  diesen  Namen  auf¬ 
weist.  Es  könnte  also  durchaus 
sein,  dass  der  Vater  von  Fritz  Ma¬ 
tiszick  damals  beim 
Militär  war,  aber  aus 
einer  anderen  Ge¬ 
gend  Ostpreußens 
stammte.  Der  Name 
weist  eher  nach  Ma¬ 
suren  hin.  Deshalb 
müssen  wir  zuerst 
nach  Trägern  dieses 
Namens  suchen 
und  nachforschen, 
ob  in  ihren  Familien 
die  Namen  der  drei 
Brüder  mit  den  Ruf¬ 
namen  Fritz,  Franz 
und  Emil  Matiszick, 

Geburtsdaten  um 
1890,  zu  finden  Ruth  Geede 
sind.  Vielleicht  gibt 
es  auch  Nachkommen  dieser  na¬ 
hen  Verwandten,  zu  denen  leider 
zu  Lebzeiten  der  Eltern  kein  Kon¬ 
takt  bestand,  hofft  Frau  Potopaaw, 
die  sich  über  jede  Zuschrift  freu¬ 
en  würde.  (Ingeborg  Margot  Poto¬ 
paaw,  Mellenseestraße  4  in  10319 
Berlin,  Telefon  030/5123883.) 

Wie  schwierig  die  Namensfin¬ 
dung  noch  durch  die  zwischen¬ 
zeitlichen  und  heutigen  Benen¬ 
nungen  sein  kann,  beweist  eine 
Zuschrift  auf  die  Suchfrage  von 
Frau  Ottilie  Derrien  nach  ihrem 
Vater  Peter  Schojzuck  aus  Gomen 
oder  Gabin,  dessen  Heimatort  uns 
Rätsel  aufgaben.  Herr  Hans-Ge¬ 
org  Baltrusch  nimmt  dazu  wie 
folgt  Stellung: 

„In  der  Suchfrage  ist  erwähnt, 
dass  sich  Herr  Schojzuk  wohl  bis 
1946  in  ,Dworitschach,  Kreis 
Pscherjachnow‘  aufgehalten  hat. 
Ich  nehme  an,  dass  es  sich  um 
den  Ort  Dwarischken,  später  Ei¬ 
chenberg,  heute  Lesnoe,  Kreis  In¬ 
sterburg  (russisch  Tschernja- 
chowsk)  handelt.  Insterburg  wird 
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lateinisch  mit  Cernjahovsk  über¬ 
setzt.  In  der  ersten  Zeit  hat  man 
die  deutschen  Ortsnamen  in  ky¬ 
rillischen  Buchstaben  geschrie¬ 
ben,  wobei  ein  o  wie  ein  a  ge¬ 
sprochen  wird.  Die  eigentliche 
Festlegung  neuer  russischer  Orts¬ 
namen  geschah  wahrscheinlich 
1946.  Einen  Ortsnamen  Gomen 
konnte  ich  nicht  finden,  jedoch 
Gabin,  das  südlich  der  polni¬ 
schen  Stadt  Plock  hegt.  Ich  hoffe, 
dass  ich  Ihnen  und  Frau  Ottilie 
Derrien  ein  wenig  helfen  konn¬ 
te.“ 

Das  haben  Sie  getan,  lieber 
Herr  Baltrusch.  Denn  wie  Frau 
Derrien  mir  mitteilte,  war  es  zwar 
die  einzige  Zuschrift,  die  sie  er¬ 
hielt,  aber  für  sie  waren  Ihre  Er¬ 
klärungen  sehr  wichtig.  Sie  be¬ 
dankt  sich  sehr  für  diese  schnelle 
und  ausführliche  Information. 

Flohmärkte  sind  oft  für  auf¬ 
merksame  Sucher  nach  Relikten 
aus  vergangenen  Zeiten  eine 
wahre  Fundgrube,  so  auch  für 
Herrn  Hans  Ulrich  Thiele  aus 

Bielefeld.  Der  junge 
Mann  stieß  nun 
beim  Stöbern  auf 
zwei  Fotos,  die  ihn 
persönlich  nicht 
interessieren,  aber 
für  jemanden  aus 
unserem  Leserkreis 
wertvoll  sein  kön¬ 
nen.  Er  hat  deshalb 
uns  sofort  über  sei¬ 
nen  Fund  unterrich¬ 
tet,  wofür  wir  ihm 
dankbar  sind.  Auf 
beiden  Fotos  ist  der 
gleiche  junge  Offi¬ 
zier  der  deutschen 
Foto:  Pawlik  Wehrmacht  zu  se¬ 
hen,  der  namentlich 
identifiziert  werden  kann,  denn 
auf  der  Rückseite  des  einen  Bil¬ 
des  ist  handschriftlich  vermerkt: 
Leutnant  Herbert  Matzkowitz, 
Feldpost  059688,  Grenadier  Er¬ 
satz  Bataillion  9,  Potsdam,  Hei¬ 
matanschrift  Ragnit/Ostpreußen. 
Mutter  Wilhe.  Emma  Matzkowitz, 
Lübeck,  Bergstraße  20  bei  Platt¬ 
hof.  Auf  dem  zweiten  Bild  ist  auf 
der  Rückseite  ein  Vermerk  über 
„Versorgung  der  Eltern“,  der  mit 
Stempel  Nr.  16450  von  der  Feld¬ 
post  beglaubigt  (?)  wurde.  Wer 
kannte  den  oder  die  Betreffenden 
oder  weiß,  ob  es  noch  Angehöri¬ 
ge  gibt,  die  sich  für  diese  Fotos 
interessieren.  (Hans  Ulrich  Thie¬ 
le,  Postfach  102849  in  33515  Bie¬ 
lefeld.) 

Eure 


Ruth  Geede 


£>as  Oftpreußenblim 
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ZUM  100.  GEBURTSTAG 

Rehbein,  Erika,  geb.  Budnik,  aus 
Treuburg,  Treuburger  Markt  60, 
jetzt  Große  Parower  Straße  42, 
18435  Stralsund,  am 

13.  Juli 

ZUM  96.  GEBURTSTAG 

Jackson,  Hildegard,  geb.  Petro- 
witz,  aus  Lötzen,  jetzt  Otto- 
Langbehn-Straße  10,  23669 
Timmendorfer  Strand,  am 
2.  Juli 

ZUM  95.  GEBURTSTAG 

Heyn,  Helmut,  aus  Seedranken, 
Kreis  Treuburg,  jetzt  Tulpen¬ 
straße  5,  27374  Visselhövede, 
am  11.  Juli 

Saborowski,  Bruno,  aus  Bergen- 
see  /  Pietzarken,  Kreis  Anger¬ 
burg,  jetzt  Elsässer  Straße  53, 
26121  Oldenburg,  am  17.  Juli 

Tietz,  Fritz,  aus  Heiligenbeil  /  Ei¬ 
senberg,  jetzt  Eichergasse  34, 
35516  Münzenberg,  am 
4.  Juli 

ZUM  94.  GEBURTSTAG 

Hornke,  Ida,  geb.  Schlicht,  verw. 
Möhrke,  aus  Waiden,  Kreis 
Lyck,  jetzt  Meiler eiweg  131, 
Ortsteil  Groß  Liedern,  29525 
Uelzen,  am  13.  Juli 

Roweck,  Johanna,  aus  Auglacken, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Freiherr- vom- 
Stein- Straße  23,  58762  Altena, 
am  13.  Juli 

ZUM  93.  GEBURTSTAG 

Nelz,  Waltraud,  geb.  Wollnowski, 
aus  Scholen,  Kreis  Heiligen¬ 
beil,  jetzt  Dortmunder  Straße 
122,  45731  Waltrop,  am  13.  Juli 

Runz,  Heinrich,  aus  Ebenrode, 
jetzt  Frankfurter  Straße  30A, 
61476  Kronberg  im  Taunus,  am 

14.  Juli 

ZUM  91.  GEBURTSTAG 

Dostal,  Erna,  geb.  Kondritz,  aus 

Frankenau,  Kreis  Neidenburg, 
jetzt  Irenenstraße  71,  40468 
Düsseldorf,  am  17.  Juli 

Geschwandter,  Martha,  geb.  Lei- 
chert,  aus  Stadtfelde,  Kreis 
Ebenrode,  jetzt  Dorfstraße  42, 
16837  Kagar,  am  15.  Juli 


Pernak,  Ingeborg,  geb.  Fischer, 
aus  Wiesengrund,  Kreis  Lyck, 
jetzt  Breitscheidstraße  16, 
39517  Tangerhütte,  am  15.  Juli 
Rahlke,  Irma,  aus  Ostseebad 
Cranz,  Kreis  Samland,  jetzt 
Margarethe -Kruse -Straße  6-8, 
24340  Eckernförde,  am 
16.  Juli 

Warnecke,  Anna,  aus  Freiort, 
Kreis  Lötzen,  jetzt  Heinrich- 
Klinke-Straße  3,  21354  Ble¬ 
ckede,  am  15.  Juli 
Wiedemann,  Erna,  geb.  Steinke, 
aus  Radnicken,  Kreis  Sam¬ 
land,  jetzt  Am  Springborn  42, 
51061  Köln,  am  18.  Juli 


ZUM  90.  GEBURTSTAG 

Gatzke,  Paul,  aus  Widminnen, 
Kreis  Lötzen,  jetzt  Franzstraße 
5,  30449  Hannover,  am  4.  Juli 

Kallweit,  Fritz,  aus  Wiskiauten, 
Kreis  Samland,  jetzt  Ernst- 
Moritz -Arndt-Straße  74, 
38304  Wolfenbüttel,  am 
18.  Juli 

Krüger,  Margot,  geb.  Witzke-Zy- 
wietz,  aus  Neidenburg,  jetzt 
Werner-Seelenbinder-Straße 
2,  16278  Angermünde,  am 
16.  Juli 

Masuhr,  Hans,  aus  Lindenfließ, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Röntgenstra¬ 
ße  25,  15517  Hangeisberg,  am 
12.  Juli 

Ploetz,  Helene,  aus  Lötzen,  jetzt 
Schießstattstraße  7b,  83024 
Rosenheim,  am  13.  Juli 

Strunck,  Hildegard,  geb.  Pay- 
kowski,  aus  Schöndamerau, 
Kreis  Orteisburg,  jetzt  Som¬ 
merskamp  1,  49356  Diepholz, 
am  18.  Juli 

Ullmann,  Elizabeth,  geb.  Pozes- 
ny,  aus  Neuhof,  Kreis  Neiden¬ 
burg,  jetzt  510  West  Spruce 
Street,  Beresford,  SD  57004, 
am  16.  Juli 


ZUM  85.  GEBURTSTAG 

Abel,  Irmgard,  geb.  Rzadki,  aus 
Fürstenwalde,  Kreis  Ortels- 
burg,  jetzt  Moltkestraße  15, 
79410  Badenweiler,  am  15.  Juli 
Boehnert,  Gertud,  geb.  Kraff- 
zick,  aus  Goldensee,  Kreis 
Lötzen,  jetzt  Alte  Straße  48, 
45772  Marl,  am  10.  Juli 
Brosda,  Klara,  geb.  Zoels,  aus 
Froben,  Kreis  Neidenburg, 
jetzt  Tulpenweg  9,  85101  Len¬ 
ting,  am  16.  Juli 

Burdenski,  Harry,  aus  Willen- 
berg,  Kreis  Orteisburg,  jetzt 
Marcel-Paul-Straße  48C, 
99427  Weimar,  am  16.  Juli 
Glasauer,  Edith,  aus  Langheide, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Sudetenstra¬ 
ße  31,  71638  Ludwigsburg,  am 

14.  Juli 

Großmaim,  Erich,  aus  Prostken, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Bullskamp  17, 
22159  Hamburg,  am  17.  Juli 
Hartwig,  Emil,  aus  Richtenberg, 
Kreis  Treuburg,  jetzt  Am  Frei¬ 
bad  5a,  32289  Rödinghausen, 
am  18.  Juli 

Hauzel-Leppek,  Dr.  Inge,  aus 
Königsberg,  General-Litz- 
mannstraße  22,  jetzt  Möhring- 
straße  6a,  65187  Wiesenba¬ 
den,  am  14.  Juli 

Hertes,  Herbert,  aus  Lehlesken, 
Kreis  Orteisburg,  jetzt  Butz¬ 
weg  5,  45355  Essen,  am 

12.  Juli 

Hoffmann,  Wolfgang,  aus  Eydt- 
kau,  Kreis  Ebenrode,  jetzt 
Hauptstraße  24,  27313  Dör¬ 
verden,  am  15.  Juli 
Hoffmann,  Otto,  aus  Rhein, 
Kreis  Lötzen,  jetzt  Konenpfad 
16,  41751  Viersen,  am  12.  Juli 
Hülse,  Maria,  geb.  Schneller, 
aus  Brennersdorf,  Kreis  In¬ 
sterburg,  jetzt  Hörsterstraße  7, 
56068  Koblenz,  am  16.  Juli 
Jentsch,  Gertrud,  geb.  Zeranski, 
aus  Grünlanden,  Kreis  Ortels- 
burg,  jetzt  Ridbacher  Straße 
119,  12621  Berlin,  am  16.  Juli 
Klan,  Heinz,  aus  Neidenburg, 
jetzt  Ardey  Straße  117,  58452 
Witten,  am  15.  Juli 
Kober,  Margarete,  geb.  Tulo- 
witzki,  aus  Rohmanen,  Kreis 
Orteisburg,  jetzt  Königsberger 
Straße  20,  24960  Glücksburg, 
am  14.  Juli 

Köhn,  Elfriede,  geb.  Jonigkeit, 
aus  Bredauen,  Kreis  Ebenro¬ 
de,  jetzt  Sudheimerstraße  29a, 
37154  Northeim,  am  17.  Juli 
Lütgens,  Ursula,  geb.  Czinczel, 
aus  Löffkeshof,  Kreis  Tilsit- 
Ragnit,  jetzt  Peter-Timm- Stra¬ 
ße  58c,  22457  Hamburg,  am 

15.  Juli 

Markmann,  Meta,  geb.  Spang, 
aus  Lengen,  Kreis  Ebenrode, 
jetzt  Wichelsdorfer  Straße  22, 
23749  Grube,  am  14.  Juli 
Mertens,  Else,  geb.  Schmidt,  aus 
Eichhagen,  Kreis  Ebenrode, 
jetzt  Ziegeleistraße  21C, 
27607  Langen,  am  14.  Juli 
Methfessel,  Friedei,  geb.  Alexey, 
aus  Gorlau,  Kreis  Lyck,  jetzt 


Wiesenhofweg  1,  38550  Isen¬ 
büttel,  am  15.  Juli 
Meyer,  Herta,  aus  Stettenbach, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Rotkehlchen¬ 
weg  7,  82538  Geretsried,  am 
13.  Juli 

Piekatz,  Oskar,  aus  Nareythen, 
Kreis  Orteisburg,  jetzt  Holz¬ 
heide  53,  33334  Gütersloh, 
am  13.  Juli 

Reich,  Käthe,  geb.  Loch,  aus 
Groß  Dankheim,  Kreis  Orteis - 
bürg,  jetzt  Dachsteig  15,  18273 
Güstrow,  am  13.  Juli 
Schemen,  Gisela,  geb.  Schittko, 
aus  Heinrichsdorf,  Kreis  Nei¬ 
denburg,  jetzt  Berlinerstraße 
5,  24852  Eggebek,  am  12.  Juli 
Senger,  Monika,  geb.  Krause, 
aus  Heiligenbeil,  Schmiede¬ 
straße  1,  jetzt  Hauptstraße  45, 
99826  Lauterbach,  am  3.  Juli 
Voigt,  Dora,  geb.  Klein,  aus 
Grünhoff,  Kreis  Samland,  jetzt 
Dorfstraße  27,  17111  Sieben- 
bünzow,  am  16.  Juli 
Wiegel,  Frieda  Clara,  geb.  Brau¬ 
er,  aus  Heiligenbeil,  Donau¬ 
ring  33,  jetzt  Hauptstraße  22, 
91619  Obernzenn,  am  1.  Juli 
Wietrzychowski,  Elise,  geb.  Fi¬ 
scher,  aus  Pobethen,  Kreis 
Samland,  jetzt  Fabrikstraße 
30,  07607  Eisenberg,  am 

12.  Juli 

Zielinski,  Else,  aus  Prostken, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Schwäbische 
Straße  4,  45881  Gelsenkir¬ 
chen,  am  18.  Juli 

ZUM  80.  GEBURTSTAG 

Bernotat,  Gerhard,  aus  Birken¬ 
mühle,  Kreis  Ebenrode,  jetzt 
Straße  der  Einheit  64,  99610 
Sömmerda,  am  17.  Juli 
Birkner,  Brigitte,  aus  Struben, 
Kreis  Neidenburg,  jetzt  Schot¬ 
tenteich  31,  59494  Soest,  am  14. 
Juli 

Block  (Pellny),  Heinz,  aus  Königs¬ 
berg  und  Spirgsten,  Kreis  Löt¬ 
zen,  jetzt  Kaupenstraße  15, 
45128  Essen,  am  18.  Juli 
Dangellus,  Kurt,  aus  Statzen, 
Kreis  Lyck,  jetzt  Fuchs  weg  40, 
21354  Bleckede,  am  16.  Juli 
Drews,  Renate,  geb.  Kreischatus, 
aus  Plötzendorf,  Kreis  Lyck, 
jetzt  Scharfbilliger  Straße  3, 
54634  Bitburg,  am  14.  Juli 
Fischer,  Hannelore,  geb.  Gerosch, 
aus  Lötzen,  jetzt  Pergamentweg 
34,  22117  Hamburg,  am  9.  Juli 
Fortak,  Helmut,  aus  Kornau, 
Kreis  Orteisburg,  jetzt  Kuhberg 
8,  24619  Bornhöved,  am 

13.  Juli 

Fritz,  Ursel,  aus  Weidicken,  Kreis 
Lötzen,  jetzt  Küstriner  Weg  7, 
21465  Reinbek,  am 
15.  Juli 

Genee,  Joachim,  aus  Groß  Wind¬ 
keim,  Kreis  Heiligenbeil,  jetzt 
Dunanstraße  17,  96049  Bam¬ 
berg,  am  12.  Juli 

Gering,  Ilse,  geb.  Dziedo,  aus 
Schelasken,  Kreis  Lyck,  jetzt  Ri- 
chard-Strauss-Straße  41,  98529 
Suhl,  am  13.  Juli 


Veranstaltungskalender  der  LO 


Tahr  2010 

24.-26.  September:  Geschichts¬ 
seminar  in  Bad  Pyrmont 
11.-17.  Oktober:  56.  Werkwo¬ 
che  in  Bad  Pyrmont 
29.-31.  Oktober:  Seminar  über 
Agnes  Miegel  in  Bad  Pyr¬ 
mont 

6./7.  November:  Ostpreußische 
Landesvertretung  in  Bad  Pyr¬ 
mont 


8.-12.  November:  Kulturhisto¬ 
risches  Seminar  für  Frauen 
in  Bad  Pyrmont 

Auskünfte  erteilt  die  Bundes¬ 
geschäftsstelle  der  Lands¬ 
mannschaft  Ostpreußen , 

Buchtstraße  4,  22087  Ham¬ 
burg ,  Telefon  [040]  4140080. 
Auf  einzelne  Veranstaltungen 
wird  hingewiesen.  Änderun¬ 
gen  Vorbehalten. 


Hörfunk  &  Fernsehen 


Alle  -  auf  den  Seiten  »Glückwünsche  und  Heimatarbeit«  -  abgedruckten 
Berichte  und  Terminankündigungen  werden  auch  ins  Internet  gestellt. 
Eine  Zusendung  entspricht  somit  auch  einer  Einverständniserklärung! 


Ostpreußen  -  Was  ist  das? 


Sonnabend,  10.  Juli,  21.45  Uhr, 
Phoenix:  ZDF-History  -  An¬ 
griff  auf  den  Westen. 

Sonnabend,  10.  Juli,  21.55  Uhr, 
Vox:  Drama  am  Himmel  -  Die 
Geschichte  der  fliegenden 
Flugzeugträger. 

Sonntag,  11.  Juli,  9.20  Uhr,  WDR 
5:  Alte  und  Neue  Heimat. 

Mittwoch,  14.  Juli,  20.15  Uhr,  Ar¬ 
te:  Spiel  ums  Leben  -  Die  Ko¬ 
mödiantin  und  die  Nazis. 


Mittwoch,  14.  Juli,  22.05  Uhr, 
N24:  9/11  -  Die  Verschwö¬ 
rungstheorien. 

Donnerstag,  15.  Juli,  20.05  Uhr, 
N24:  Auf  Feindfahrt  -  Angriff 
der  Wolfsrudel. 

Donnerstag,  15.  Juli,  22.05  Uhr, 
N24:  Das  Hitler  Tonband. 

Donnerstag,  15.  Juli,  23.05  Uhr, 
Phoenix:  ZDF-History. 

Freitag,  16.  Juli,  23.30  Uhr,  ARD: 
Stauffenberg. 


Hamburg  -  Die  Landsmannschaft  Ostpreußen  hat  die  Broschüre 
„Ostpreußen  -  Was  ist  das?“  auf  Grund  der  großen  Nachfrage  neu 
drucken  lassen.  Die  Broschüren  werden  gegen  eine  Schutzgebühr 
von  0,50  Euro  pro  Exemplar  zuzüglich  Verpackung  und  Versand  ab¬ 
gegeben.  Bei  Bestellungen  ab  50  Exemplaren  hegt  der  Preis  bei  0,40 
Euro  pro  Broschüre  und  bei  Bestellungen  ab  100  Exemplaren  bei  0,30 
Euro  pro  Broschüre. 

Bestellungen:  Bundesgeschäftsstelle  der  Landsmannschaft  Ostpreu¬ 
ßen,  Lite  Vollmer,  Buchtstraße  4,  22087  Hamburg,  Telefon  [040] 
4140080,  Fax  [040]  41400850,  E-Mail:  vollmer@ostpreussen.de 


■Ausstellung  »Hilfe  für  Euch« 

Sankt  Peter-Ording  -  „Jugendstil“  oder  „Art  nouveau“  oder  „arts  and 
crafts  movement“  oder  „Sezessionsstil“  -  die  Kunstrichtung,  die  um 
die  Wende  ins  20.  Jahrhundert  vorgeherrscht  hat,  erfährt  seit  einigen 
Jahren  eine  Renaissance.  Aus  dem  Historismus  erwachsen,  anderer¬ 
seits  als  Reaktion  darauf  verstanden,  übt  dieser  letzte  einheitliche 
Kunststil  europäischer  Prägung  -  so  kurzlebig  er  auch  war  (ungefähr 
von  1890  bis  1905)  wieder  eine  ungeheure  Faszination  aus.  Dieses 
Themas  hat  sich  eine  Gruppe  von  Idealisten  auf  besondere  Weise  an¬ 
genommen.  Die  Arbeitsgemeinschaft  „Hilfe  für  Euch“  aus  Kiel,  die 
seit  27  Jahren  Notleidende  in  Ostpreußen  betreut  und  seit  etwa  25 
Jahren  Frauen  durch  Handarbeitsaufträge  Versorgungsmöglichkeiten 
für  ihre  Familien  schafft,  präsentiert  vom  6.  bis  8.  August  2010  in  der 
Utholmschule,  Kirchenleye  7,  Sankt  Peter-Ording,  Jugendstil  in 
Handarbeiten.  Wem  wider  Erwarten  der  Jugendstil  nicht  zusagt,  fin¬ 
det  in  dieser  Ausstellung  eine  reichhaltige  Auswahl  anderer  kostba¬ 
rer  Handarbeiten  unter  anderem  mit  Sommer-  und  Rosenmotiven. 
Am  Freitag,  6.  August  wird  die  Ausstellung  um  18  Uhr  von  Bürger¬ 
vorsteher  Jöns  eröffnet.  Am  Sonnabend,  7.  August  findet  um  19  Uhr 
in  der  Ausstellung  ein  Vortrag  „Jugendstil  -  Stil  der  Jugend“  statt. 

Die  Ausstellung  ist  von  Freitag,  6.  August  bis  Sonntag,  8.  August  je¬ 
weils  von  11-20  Uhr  geöffnet.  Es  gibt  Kaffee  und  selbstgebackenen 
Kuchen.  Der  Erlös  kommt  in  vollem  Umfang  den  Bedürftigen  in  Ost¬ 
preußen  zugute. 


Hammer,  Ruth,  geb.  Hilpert,  aus 
Barnen,  Kreis  Treuburg,  jetzt 
Am  Stadion  16,  23843  Bad  Ol¬ 
desloe,  am  15.  Juli 
Henning,  Margarete,  geb.  Böhn- 
ke,  aus  Krähenwalde,  Kreis 
Ebenrode,  jetzt  Fach  01/15, 
14974  Genshagen,  am  13.  Juli 
Herzke,  Irmgard,  aus  Heldenfel¬ 
de,  Kreis  Lyck,  jetzt  Am  Kothen 
3,  40822  Mettmann,  am  14.  Juli 
Kaulfuß,  Hildegard,  geb.  Höchst, 
aus  Ebenrode,  jetzt  Jahnstraße 
15,  08451  Crimmitschau,  am 
17.  Juli 

Kristott,  Gerhard,  aus  Treuburg, 
Treuburger  Bahnhofstraße  13, 
Gärtnerei,  jetzt  Birkenweg  15, 
06785  Oranienbaum,  am 
15.  Juli 

Kühn,  Horst,  aus  Reuß,  Kreis 
Treuburg,  jetzt  Geesthöhe  6, 
22113  Hamburg,  am  14.  Juli 
Kulessa,  Edith,  geb.  Michalski, 
aus  Eichhorn,  Kreis  Treuburg, 
jetzt  Ottostraße  4,  28832 

Achim,  am  14.  Juli 
Lange,  Heinz,  aus  Borken,  Kreis 
Lyck,  jetzt  Janstweg  3,  45326 
Essen,  am  18.  Juli 
Lojewski,  Ursula,  geb.  Konetzka, 
aus  Deutschwalde,  Kreis  Or- 
telsburg,  jetzt  Grundstraße  36, 
45327  Essen,  am  15.  Juli 
Loomann,  Irene,  geb.  Donder, 
aus  Seebrücken,  Kreis  Lyck, 
jetzt  Ramgestraße  21,  46145 
Oberhausen,  am  13.  Juli 
Malsch,  Hildegard,  geb.  La¬ 
schinski,  aus  Arnau,  Kreis 
Osterode,  jetzt  Rigaer  Straße 
35,  16761  Hennigsdorf,  am 

15.  Juli 

Niesalla,  Herta,  geb.  Spell,  aus 
Willenberg-Abbau,  Kreis  Or- 
telsburg,  jetzt  Twelenkämp 
16A,  32657  Lemgo,  am 

16.  Juli 

Informationsbroschüre 


Nowinski,  Adolf,  aus  Buchwal¬ 
de,  Kreis  Osterode,  jetzt  Pre- 
gelstraße  19,  45721  Haltern 
am  See,  am  17.  Juli 

Piontek,  Kurt,  aus  Groß  Kr  os¬ 
ten,  jetzt  Bergstraße  31, 
58739  Wickede,  am  11.  Juli 

Powierski,  Alfred,  aus  Busch¬ 
walde,  Kreis  Neidenburg, 
jetzt  Kastanienweg  8,  25337 
Köln-Reisiek,  am  15.  Juli 

Preuschmann,  Hildegard,  geb. 
Ischdonat,  aus  Alexbrück, 
Kreis  Ebenrode,  jetzt  Har- 
nackring  18,  21031  Hamburg, 
am  16.  Juli 

Sanden,  Horst,  aus  Neiden¬ 
burg,  jetzt  Tenter  Weg  114, 
42897  Remscheid,  am 
15.  Juli 

Samorski,  Gerhard,  aus  Alt 
Keykuth,  Kreis  Orteisburg, 
jetzt  Auf  der  Koppel  14, 
28790  Schwanewede,  am 

17.  Juli 

Schwittay,  Hildegard,  geb.  Sa- 
morki,  aus  Ebendorf,  Kreis 
Orteisburg,  jetzt  Hertastraße 
34,  45888  Gelsenkirchen,  am 
13.  Juli 

Skrbensky,  Doris  von,  geb.  El¬ 
gert,  aus  Reuß,  Kreis  Treu¬ 
burg,  jetzt  Mecklenburger 
Straße  23,  23936  Testorf- 
Steinfort,  am  18.  Juli 


Güldene 

Hochzeit 


Jurgeit,  Kurt,  aus  Las  dehnen, 
und  Frau  Marieluisa,  geb.  Kili¬ 
an,  jetzt  Egerstraße  22,  08606 
Oelsnitz  /  Vogtland,  am 
29.  Juni 


Hamburg  -  Im  September  2009  tagte  unter  der  Leitung  von  Bundes- 
vorstandsmitglied  Gottfried  Hufenbach  der  7.  Deutsch-Polnische  Kom- 
munalpolitische  Kongress  in  Frankfurt  an  der  Oder  zu  dem  Thema 
„Deutsche  und  Polen  -  Nachbarn  in  Europa“.  Die  Redebeiträge  der  Re¬ 
ferenten  wurden  nun  in  einer  zweisprachigen  Broschüre  (deutsch  und 
polnisch)  veröffentlicht.  Neben  den  Grußworten  des  Oberbürgermeis¬ 
ters  von  Frankfurt/ Oder  Patzelt  und  des  Bürgermeisters  von  Slubice 
Bodciacki  enthält  die  Broschüre  Beiträge  zur  Vermittlerrolle  des  Col¬ 
legiums  Polonicum  zwischen  Deutschland  und  Polen,  Krzysytof  Woj- 
ciechowski,  und  zur  engen  Zusammenarbeit  der  Nachbarn  in  der  Eu- 
roregion  Pro  Europa  Viadrina,  Tobias  Seyfarth.  Annette  Bauer  stellt  die 
Europa-Universität  Viadrina  und  Kinga  Hartmann-Wöycicka  die  Ent¬ 
stehungsgeschichte  und  den  Inhalt  des  Geschichtslehrbuches  „Ge¬ 
schichte  verstehen  -  Zukunft  gestalten“  vor.  Dem  Thema  „Zwischen 
gestern  und  morgen  -  Deutsche  und  Polen  in  Europa“  widmet  sich  der 
Journalist  Dietrich  Schröder. 

Interessenten  wenden  sich  bitte  an  die  Landsmannschaft  Ostpreußen, 
Christiane  Rinser,  Buchtstraße  4,  22087  Hamburg,  Telefon  [040] 
41400826,  Fax  [040]  41400819  E-Mail:  rinser@ostpreussen.de 
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Heimatarbeit 


Aus  den  Heimatkreisen 

Die  Kartei  des  Heimatkreises  braucht  Ihre  Anschrift. 
Melden  Sie  deshalb  jeden  Wohnungswechsel. 

Bei  allen  Schreiben  bitte  stets  den  letzten  Heimatort  angeben 


Kreisvertreter:  Kurt-Werner  Sa- 
dowski.  Kreisgemeinschaft  An¬ 
gerburg  e.V.,  Landkreis  Rotenburg 
(Wümme),  Postfach  1440,  27344 
Rotenburg  (Wümme),  Landkreis: 
Telefon  (04261)  9833100,  Fax 
(04261)  983883100. 


Mathilde  und  Tronje  Hagen 
feierten  Diamantene  Hochzeit  - 

In  Eydelstedt  im  Kreis  Diepholz 
feierten  am  30.  März  2010  Ma¬ 
thilde  und  Tronje  Hagen  das  sel¬ 
tene  Fest  der  Diamantenen 
Hochzeit.  In  diesen  60  Jahren 
haben  sie  Höhen  und  Tiefen, 
Hoffnungen  und  Enttäuschun¬ 
gen  erlebt.  Tronje  Hagen  wurde 
im  Januar  1924  in  einer  sehr 
schönen  Landschaft  auf  dem 
Gut  Numeiten  im  Kreis  Anger¬ 
burg  geboren.  Nach  dem  Besuch 
der  Hindenburg-Schule  in  An¬ 
gerburg  besuchte  der  Jubilar  die 
Landwirtschaftsschule  „Her¬ 
mann  Lietz“  in  Buchenau  Kreis 
Hünfeld  (Hessen).  Im  Herbst 
1941  wurde  Tronje  Hagen  Sol¬ 
dat  und  geriet  gegen  Kriegsende 
im  Kessel  von  Halbe  in  sowjeti¬ 
sche  Kriegsgefangenschaft,  aus 
der  er  im  September  1945  ent¬ 
lassen  wurde.  Durch  den  verlo¬ 
renen  Zweiten  Weltkrieg  hatte 
er  sowohl  seine  Heimat  als  auch 
seine  Existenz  verloren.  Im 
Gegensatz  zu  vielen  anderen  in 
der  gleichen  Lage,  übte  er  sei¬ 
nen  Beruf  in  der  Landwirtschaft 
weiter  aus.  So  lernten  sich  die 
Eheleute  1947  in  Niederrhein 
Kreis  Lippe  kennen.  Auf  dem 
dortigen  Gut  war  der  Jubilar  als 
Verwalter  und  die  Jubilarin  im 
Innendienst  beschäftigt.  Im  Jahr 
1950  wurde  dann  geheiratet. 
1957  pachteten  die  Eheleute  ei¬ 
nen  Hof  in  Höntrup.  Aber  nach 
zwölf  Jahren  endete  die  Pacht¬ 
zeit  und  es  wurde  in  ganz 
Deutschland  nach  einem  geeig¬ 
neten  Hof  gesucht.  Schließlich 


fand  man  in  Eydelstedt  einen 
neuen  landwirtschaftlichen  Be¬ 
trieb.  Aber  es  waren  erneut 
schwere  Anfangsjahre  für  die 
Familie.  Erst  im  Rentenalter 
konnte  sich  Ehefrau  Mathilde 
ihrem  wunderschönen  Garten 
widmen  und  sie  konnten  ge¬ 
meinsame  Reisen  unternehmen. 
Dabei  stand  als  Ziel  natürlich 
die  Heimat  des  Jubilars  an  erster 
Stelle.  Trotz  seiner  starken  be¬ 
ruflichen  Beanspruchung  enga¬ 
gierte  sich  Tronje  Hagen  von 
1961  bis  2001  ehrenamtlich  in 
unserer  Kreisgemeinschaft.  Für 
seinen  Einsatz  wurde  er  1996 
mit  dem  Silbernen  Ehrenzei¬ 
chen  der  Landsmannschaft  Ost¬ 
preußen  ausgezeichnet.  Nach  40 
Jahren  im  Kreistag  der  Kreisge¬ 
meinschaft  Angerburg  hat  er 
den  Stab  an  seine  Tochter  Su¬ 


sanne  weitergegeben,  die  seine 
Nachfolge  im  Kreistag  angetre¬ 
ten  hat  und  im  September  2003 
in  den  Vorstand  gewählt  wurde. 
Außerdem  engagierte  sich  der 
Jubilar  in  der  Kommunalpolitik 
und  hat  die  Geschicke  der  Ge¬ 
meinde  Eydelstedt  über  15  Jah¬ 
re  gelenkt.  Dafür  erhielt  er  am 
Ende  seiner  langjährigen  Amts¬ 
zeit  die  Ehrenbürgermeister¬ 
würde.  Eine  große  Hilfe  war  ihm 
immer  seine  Ehefrau  Mathilde, 
die  ihm  bei  seinen  Aktivitäten 
tatkräftig  unterstützt  hat.  Trotz 
gewisser  gesundheitlicher  Ein¬ 
schränkungen  nimmt  das  Ehe¬ 
paar  Mathilde  und  Tronje  Ha¬ 
gen  großen  Anteil  am  Familien¬ 
leben  und  den  Ereignissen  in 
unserer  so  unruhigen  Zeit.  Die 
Kreisgemeinschaft  Angerburg 
gratuliert  ihnen  zu  diesem  selte¬ 
nen  Fest  der  Diamantenen 


Hochzeit  und  wünscht  dem 
Ehepaar  noch  viele  gemeinsa¬ 
me,  glückliche  und  zufriedene 
Tage  bei  stabiler  Gesundheit. 


FISCHHAUSEN 


Kreisvertreter:  Wolfgang  Sopha, 
Geschäftsstelle:  Fahltskamp  30, 
25421  Pinneberg,  Telefon 
(04101)  22037  (Di.  und  Mi.,  9  bis 
12  Uhr,  Do.  14  bis  17  Uhr),  Post¬ 
fach  17  32,  25407  Pinneberg,  E- 
Mail:  Geschaeftsstelle@kreis- 

fischhausen.de 


Seestadt  Pillau  -  Beim  dies¬ 
jährigen  Pillauer  Heimattreffen 
von  Sonnabend,  31.  Juli  bis 
Montag,  2.  August,  in  Eckernför¬ 
de  muss  die  für  den  2.  August 
angekündigte  Fahrt  in  See  leider 
ausfallen,  da  die  „MS  Borby“ 
überraschend  verkauft  wurde. 


GUMBINNEN 


Kreisvertreter:  Eckard  Steiner, 
Schöne  Aussicht  35,  65510  Id¬ 
stein  /  Taunus,  Telefon  (06126) 
4173,  E-Mail:  eck.steiner@ 

pcvos.com,  Internet:  www.kreis- 
gumbinnen.de. 


Zehn  Jahre  „Plachanderstun- 
de“  und  Liebe  zur  Heimat  -  Es 

war  der  15.  Juni  2000.  Die  bis 
dahin  vom  BdV  geleitete  Ost¬ 
preußengruppe  in  Parchim  be¬ 
stand  nicht  mehr.  Charlotte 
Meyer  und  ihr  Mann  entschie¬ 
den  sich,  diese  Arbeit  nun  in  Ei¬ 
geninitiative  als  „Plachander- 
stunde“  fortzuführen.  Ihr  zur 
Hilfe  kam  Erika  Gode.  Auf  einer 
am  17.  Juni  2010  in  Cafe  Scholz 
stattgefundenen  Feierstunde  ge¬ 
dachte  man  dieses  Entschlusses 
und  würdigte  die  bisher  geleis¬ 
tete  landsmannschaftliche  Ar¬ 
beit  der  Initiatoren.  Der  Gedan¬ 
ke  an  die  durch  den  Zweiter. 
Weltkrieg  verlorene  Heimat  mit 
all  ihren  lieben  Erinnerungen 
und  dem  erlebten  Elend  wur¬ 
zeln  zu  tief,  als  dass  er  verdrängt 
werden  könnte.  Werner  Press  zi¬ 
tierte  dies  u.  a.  in  seiner  Lauda¬ 


tio  an  die  Initiatoren  der  „Pla- 
chanderstunde“  mit  den  Worten 
Ludwig  Uhlands,  der  einmal 
sagte:  „  Ist  die  Zeit  auch  hinge¬ 
flogen,  die  Erinnerung  weicht 
nie;  als  ein  leichter  Regenbogen 
steht  auf  trüben  Wolken  sie.“ 
Die  seit  dem  Jahre  2000  an  je¬ 
dem  dritten  Donnerstag  im  Mo¬ 
nat  stattfindenden  Treffen  im 
Parchimer  Cafe  Scholz  besuch¬ 
ten  bisher  etwa  1500  Landsleu¬ 
te,  eine  beträchtliche  Anzahl, 
die  die  Richtigkeit  des  Ent¬ 
schlusses  bestätigen,  diese  Tref¬ 
fen  gemacht  zu  haben  und  auch 
weiterhin  fortzuführen.  Gerne 
erinnerte  man  sich  vieler  ge¬ 
meinsamer  Unternehmungen 
der  vergangenen  Jahre  in  die 
Umgebung.  Dazu  zählten  Aus¬ 
flüge,  Dampferfahrten,  Grillpar¬ 
tys,  gemeinsames  Kaffeetrinken, 
Weihnachtsfeiern,  aber  auch, 
den  Geburtstag  des  einen  oder 
anderen  würdig  zu  begehen  und 
ebenso  der  Verstorbenen  zu  ge¬ 
denken.  Man  stiess  an  diesem 
Tag  mit  einem  Glas  Sekt  an, 
trank  gemeinsam  Kaffee,  aß  ein 
Stück  der  gesponserten  Torte 
von  Cafe  Scholz  und  vieles 
mehr.  Angeregt  geführte  Ge¬ 
spräche,  vorgetragene  Gedichte 
zumeist  amüsanten  Inhaltes  von 
Mitgliedern  der  „Plachander- 
stunde“,  aber  auch  die  musikali¬ 
sche  Unterhaltung  mit  dem  Ver¬ 
lesen  im  ostpreußischen  Platt 
gehaltener  Gedichte  sowie  die 
Aufforderung  zum  Tanz  durch 
Herrn  Peter  Hahn  sorgten  für 
die  nötige  Stimmung. 


KÖNIGSBERG¬ 

STADT 


Stadtvorsitzender:  Klaus  Weigelt. 
Patenschaftsbüro:  Karmelplatz  5, 
47049  Duisburg,  Telefon  (0203) 
2832151. 


Treffen  der  ehemaligen  Schü¬ 
lerinnen  der  Frischbier-Schule 
und  die  ehemaligen  Schüler  der 
Farenheid-Schule  -  Am  6.  Au¬ 
gust  ist  es  wieder  soweit.  Es  tref¬ 
fen  sich  die  ehemaligen  Schüle¬ 
rinnen  der  Frischbier-Schule 
und  die  ehemaligen  Schüler  der 
Farenheid-Schule  aus  Königs¬ 
berg  zum  21.  Male  im  Ostheim 
in  Bad  Pyrmont  vom  6.  bis  9.Au¬ 


Geschichtsseminar 

Hamburg  -  „Ostpreußen  in  der  Weimarer  Republik“  ist  das  The¬ 
ma  des  diesjährigen  Geschichtsseminars  der  Landsmannschaft 
Ostpreußen,  das  vom  24.  bis  26.  September  2010  im  Ostheim, 
Bad  Pyrmont,  von  Dr.  Sebastian  Husen  geleitet  wird.  Dr.  Wieslaw 
Roman  Gogan  spricht  über  die  Volksabstimmung  von  1920,  Dr. 
Stefan  Hartmann  über  die  polnischen  Standpunkte  zum  Plebiszit. 
Dr.  Rikako  Shindo  referiert  über  die  Zuständigkeitserweiterung 
des  Oberpräsidenten  Ostpreußens,  Dr.  Walter  T.  Rix  behandelt 
August  Winnig,  Dr.  Lutz  Oberdörfer  die  siegreichen  Großmächte 
und  die  Zukunft  des  Memellandes  1919  bis  1924/45.  Ruth  Geede 
spricht  über  das  literarische  Leben  in  Königsberg.  Die  Seminar¬ 
gebühr  beträgt  80  Euro,  darin  enthalten:  Vollverpflegung  und 
Unterbringung  in  Doppelzimmern.  Einzelzimmer,  für  einen  Zu¬ 
schlag  von  6  Euro  pro  Nacht,  stehen  nur  im  begrenzten  Umfang 
zur  Verfügung. 

Die  Anmeldeunterlagen  und  nähere  Informationen  erhalten  Sie 
bei  Landsmannschaft  Ostpreußen ,  Christiane  Rinser,  Buchtstra¬ 
ße  4,  22087  Hamburg,  Telefon  (040)  41400826,  Fax  (040) 
41400819,  E-Mail:  rinser@ostpreußen.de 


gust  2010.  Wir  rechnen  diesmal 
mit  mehr  Beteiligung  als  im  Vor¬ 
jahr  und  möchten  dennoch 
Interessenten  hierzu  herzlich 
gerne  einladen.  Auch  wenn  das 
neuste,  teilweise  kinderzimmer- 
ähnliche,  Mobiliar  der  Räume 
für  alte  Menschen  sehr  gewöh¬ 
nungsbedürftig  ist,  so  hat  die 
Gruppe  beschlossen,  sich  dort 
so  lange  zu  treffen,  wie  es  die 
physische  Fitness  einzelner  Teil¬ 
nehmer  zu  lässt.  Solche  Treffen 
halten  nicht  nur  uns  am  Leben, 
sondern  tragen  auch  dazu  bei, 
eine  solch  schöne  Stadt  und  das 
Haus  daselbst  zu  erhalten,  da¬ 
mit  das  Ostheim  nicht  aus¬ 
schließlich  von  der  Landsmann¬ 
schaft  genutzt  wird.  Adäquat  ist 
es  ohnehin  lange  nicht  mehr, 
denn  heutzutage  gehört  ein  Bad 
zum  Zimmer.  So  wäre  es  begrü¬ 
ßenswert  gewesen,  hätte  man 
sich  vor  Jahren  entschlossen, 
das  Ostheim  so  zu  sanieren, 
dass  es  heute  hätte  besser  ge¬ 
nutzt  werden  können.  Bedauer¬ 
licherweise  ist  das  offensichtlich 
auch  einer  der  Gründe,  warum 
andere  ehern.  Schulen  Ostpreu¬ 
ßens  ihre  Treffen  seit  Jahren  an¬ 
deren  Orts  arrangieren.  Wir  füh¬ 
len  uns  in  Bad  Pyrmont  trotz  al¬ 
lem  sehr  wohl  und  gut  aufgeho¬ 
ben  in  der  Obhut  des  Ehepaares 
Winkler.  So  war  es  denn  auch 
im  letzten  Jahr,  als  nur  elf  Teil¬ 
nehmer  dabei  sein  konnten.  Mit 
stets  guter  Laune,  viel  Witz,  Ge¬ 
sang,  Spiel  und  gehörigem 


Schwung,  dazu  die  Einladung 
zu  einer  tollen  Kaffeetafel  eines 
Diamantenen  Paares,  sowie  die 
Getränke  zu  zwei  80.  und  eines 
85.  Geburtstagen  waren  die 
Krönung  eines  wunderbaren 
Wiedersehens  und  Wochenen¬ 
des.  Nähere  Informationen  bei 
Klaus -D.  Braun,  Brockdorffstra¬ 
ße  59,  22149  Hamburg,  Telefon 
(040)  6733102. 


SENSBURG 


Kreisvertreter:  Siegbert  Nadolny, 
Wasserstr.  9,  32602  Vlotho,  Tel. 
(05733)  5585,  E-Mail:  in- 

fo  @kr  eisgemeins  chafts  ensburg.  de 
Geschäftsstelle:  „Sensburger 

Zimmer“,  Stadtverwaltung  Rem¬ 
scheid,  Kreuzbergstr.  15,  42849 
Remscheid. 


Einladung  zum  Sensburger 
Kreistreffen  am  4.  und  5.  Sep¬ 
tember  2010  -  Bevor  die  Ferien 
beginnen  und  Sie  in  den  Urlaub 
fahren,  notieren  Sie  bitte  in  Ih¬ 
rem  Terminkalender,  dass  un¬ 
mittelbar  nach  Ferienschluss  am 
4.  und  5.  September  2010  das 
Sensburger  Kreistreffen  im 
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Anzeigen 


F RI E LI NG- VERLAG  BERLIN:  PERSÖNLICHE  BETREUUNG, 

KOMPETENZ  UND  QUALITÄT 

Machen  sie  ihre  Erinnerungen 

zu  einem  wertvollen  ZdtZCUgnis ! 


In  Form  einer  Autobiografie 
erhalten  diese  einen  bleibenden  Wert 
für  nachfolgende  Generationen. 

Schicken  Sie  uns  Ihre  Lebensgeschichte! 


t>^h4 


FORDERN  SIE  UNVERBINDLICH  GRATIS- IN  FORMATION  EN  AN: 
Frieling- Verlag  Berlin  *12161  Berlin  •  Rheinstr.  46  o  •  Tel.  (0  30)  766  99  90 
E-Mail:  lektorat@frieling.de  •  www.frieling.de 


Wunderschönes  Haus  in 

Heydekrug/Memelland 

(LT-Silute)  zu  verkaufen. 

347  qm  Wohnfläche/640  qm  Grundst. 
Ehemals  Pension,  zentral  gelegen. 

06029-999455  od.  0171-307 12 15 


PAZ  wirkt! 

Tel.  (0  40)  41 40  08  47 

www.preussische-allgemeine.de 


Urlaub/Reisen 


„Pension  Hubertus“ 

Nähe  Sensburg  -  neu  nach 
westlichem  Standard  gebaut  - 
alle  Zimmer  mit 
DU/WC,  Telefon,  TV,  Radio; 

Sauna  im  Haus;  sehr  persönliche 
deutschsprachige  Betreuung, 
gerne  kostenlose  Information: 

0  41  32/80  86 -Fax:  80  66 


<üi'igst?c-ig  Mjsu'cn 

□anzi^  Künsche  Netirur  y 


DtUMourx.  Thil  CV  1  I  HiUI 


Wir  veröffentlichen 


Ihr  Manuskript! 


Seit  1977  publizieren  wir  mit  Erfolg  Bücher  von 
noch  unbekannten  Autoren.  Kurze  Beiträge 
passen  vielleicht  in  unsere  hochwertigen 
Anthologien.  Wir  prüfen  Ihr  Manuskript 
schnell,  kostenlos  und  unverbindlich. 


fischer 


OrberStr.  30  •  Fach  71  •  60386  Frankfurt 
Tel.  069/941  942-0  •  Fax -98/ -99 
www.verlage.net 
E-Mail:  lektorat@edition-fischer.com 


Auch  für  2011  wird  wieder  ein  Begleiter  durch  das  Jahr  mit  Moti¬ 
ven  aus  Ostpreußen  erscheinen.  Der  Kalender  „Ostpreußen  und 
seine  Maler  2011“  enthält  Motive  alter  Städteansichten  und  Land¬ 
schafts  eindrücke  aus  Masuren,  dem  Oberland  und  vom  Kurischen 
Haff.  Der  Kalender  ist  für  die  Leser  dieser  Zeitung  bis  zum  30.  Sep¬ 


tember  zum  Vorzugspreis  von  21,50  Euro  (inklusive  Versandkosten) 
erhältlich. 

Bestellungen  direkt  bei:  type  art  satz&grafik  gmbh,  Südrandweg  15, 
44139  Dortmund,  Telefon  (0231)  5573780,  Fax  (0231)  55737820. 


£>as  Oftpreußenblim 


Heimatarbeit 


Nr.  27  -  10.  Juli  2010 


Landsmannschaftliche  Arbeit 

Landesgruppen 


Ja 

BUND  JUNGES 

OSTPREUSSEN 

Vorsitzender:  Stefan  Hein, 

Gst.:  Buchtstr.  4,  22087  Ham¬ 
burg,  Tel.:  (040)  4140080,  E-Post: 
schmelter@ostpreussen-info.de, 
www.ostpreussen-info.de. 


BJO  -  21.  bis  30.  Juli,  Memel- 
land-Sommerfahrt.  Der  nörd¬ 
lichste  Teil  Ostpreußens,  das 
Memelland,  steht  in  diesem 
Jahr  im  Mittelpunkt.  Genau  ge¬ 
nommen  wird  man  die  Nächte 
zwischen  Heydekrug  und  Sau¬ 
gen  -  in  Szameitkehmen  -  ver¬ 
bringen.  -  31.  Juli  bis  8.  August, 
BJO-Paddeltour  durch 

Masuren.  Die  Anreise  erfolgt  in 
Kleinbussen  beziehungsweise 
im  Pkw  von  Ansbach  oder 
Würzburg  aus.  Jeder  sollte  die 
Gelegenheit  nutzen  und  die 
Natur  Südostpreußens  in  ihrer 
ganzen  Schönheit  erleben! 

23.  bis  29.  August,  Mehrgene¬ 
rationenreise  durch  Pommern, 
Westpreußen  und  das  südliche 
Ostpreußen.  Das  Kennenlernen 
der  natürlichen  Schönheit  des 
Landes  im  Osten  (Pommern  - 
Westpreußen  -  südl.  Ostpreu¬ 
ßen)  ist  zentrales  Anliegen  der 
Fahrt,  welche  sich  an  Mitglie¬ 
der  der  Erlebnisgeneration 
samt  ihren  Kindern  und  Enkeln 
richtet. 

BJO-West  -  Sonnabend,  10. 
Juli,  Regionalversammlung  des 
BJO-Regionalverbandes  West 
und  Flugblattaktion  zur  Volks¬ 
abstimmung  von  1920.  -  Sonn¬ 
tag,  11.  Juli,  11  Uhr,  Kleines  Ost¬ 


preußentreffen  auf  Schloss 
Burg  bei  Solingen  am  90.  Jah¬ 
restag  der  Volksabstimmung  im 
südlichen  Ostpreußen  (11.  Juli 
1920).  Beginn  der  Veranstal¬ 
tung:  11  Uhr;  Beginn  der  Kund¬ 
gebung:  14  Uhr. 


BADEN¬ 

WÜRTTEMBERG 


Vors.:  Uta  Lüttich,  Feuerbacher 
Weg  108,  70192  Stuttgart,  Telefon 
und  Fax  (0711)  854093,  Ge¬ 
schäftsstelle:  Haus  der  Heimat, 
Schloßstraße  92,  70176  Stuttgart, 
Tel.  und  Fax  (0711)  6336980. 


Buchen  -  Dienstag,  6.  Juli.  15 
Uhr,  „Ein  Nachmittag  mit  Köni¬ 
gin  Luise“  im  Reiterhof  am 
Hühnerberg.  Abfahrt  Muster¬ 
platz  /  Edeka,  14.40  Uhr. 

Stuttgart  -  Dienstag,  13.  Juli, 
15  Uhr,  Treffen  der  Frauengrup¬ 
pe  im  Haus  der  Heimat,  kleiner 
Saal.  Unter  dem  Motto:  „Im 
Frühtau  zu  Berge  ...“  gibt  es 
interessante  Reiseberichte. 

Weinheim  -  Mittwoch,  14.  Ju¬ 
li,  14.30  Uhr,  Treffen  der  Frau¬ 
engruppe  im  Cafe  Wolf  zu  ei¬ 
nem  heimatlichen  Schmunzel¬ 
nachmittag. 

Ulm/Neu-Ulm  -  Sonnabend, 
17.  Juli,  14.30  Uhr,  Treffen  der 
Gruppe  zum  Schabber  nachmit¬ 
tag  in  den  „Ulmer  Stuben“. 


Ansbach  -  Sonnabend,  17.  Juli, 
15  Uhr,  Treffen  der  Gruppe  in  der 
„Orangerie“.  Barbara  Danowski 
hält  einen  Vortrag:  „Königin  Luise 
von  Preußen“. 

Bamberg  -  Mittwoch,  21.  Juli,  15 
Uhr,  Sommertreffen  der  Gruppe  in 
der  „Villa  Remies“  (Buslinie  910). 

Hof  -  Sonnabend,  10.  Juli,  15 
Uhr,  Sommertreffen  der  Gruppe 
in  der  Gaststätte  Falter,  Unterkot¬ 
zau. 

Ingolstadt  -  Sonntag,  18.  Juli, 
14.30  Uhr,  Treffen  der  Gruppe  im 
Gasthaus  Bonschab,  Münchener 
Straße  8,  Ingolstadt, 

Landshut  -  Freitag,  9.  Juli,  Aus¬ 
flug  der  Gruppe  nach  Ellingen 
und  Besuch  des  Kulturzentrums. 
Anreise  erfolgt  mittels  privaten 
Pkw.  -  Dienstag,  20.  Juli,  14  Uhr, 
Treffen  der  Gruppe  im  Biergarten 
Insel. 

Nürnberg  -  Freitag,  9.  Juli,  15 
Uhr,  Treffen  der  Gruppe  im  „Tu- 
cherbräu  am  Opernhaus“.  Dr. 
Siegfried  Rost,  Landtagsabgeord¬ 
neter  a.  D.  hält  einen  Vortrag: 
„Deutscher  Kotau  im  Osten“. 

Weiden  -  Dienstag,  13.  Juli,  19 
Uhr,  Teilnahme  der  Gruppe  am 
Gartenfest  des  Heimatrings  Wei¬ 
den  auf  dem  Pausenhof  der 
Clausnitzerschule. 


Alle  -  auf  den  Seiten  »Glückwünsche  und  Heimatarbeit«  -  abgedruckten 
Berichte  und  Terminankündigungen  werden  auch  ins  Internet  gestellt. 
Eine  Zusendung  entspricht  somit  auch  einer  Einverständniserklärung! 


BAYERN 


Vorsitzender:  Friedrich-Wilhelm 
Bold,  Telefon  (0821)  517826,  Fax 
(0821)  3451425,  Heilig-Grab-Gas- 
se  3,  86150  Augsburg,  E-Mail:  in- 
fo@low-bayern.de,  Internet:  www. 
low-bayern.de. 
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Berufskolleg  Technik  der  Stadt 
Remscheid,  Neuenkamper  Stra¬ 
ße  55,  42855  Remscheid  statt¬ 
findet.  Über  Einzelheiten  des 
Programms  werden  wir  Sie 
rechtzeitig  informieren.  Wir 
würden  uns  über  Ihren  Besuch 
sehr  freuen. 


TREUBURG 


Kreisvertreterin:  Irmgard  Klink, 
Schlehdornweg  30,  47647  Ker¬ 
ken,  Telefon  (02833)  3984,  Fax  (0 
2833)  3970.  Ansprechpartnerin 
in  Ostpreußen:  Hannelore  Mu- 
raczewska,  Wisniowa  1,  PL  19- 
400  Olecko,  Telefon  (0048)  875 
20-3180. 


Liebe  Treuburger  aus  Stadt 
und  Land  -  die  Heimatstadt  un¬ 


serer  Eltern  und  noch  von  ei¬ 
nem  großen  Teil  unserer  Gene¬ 
ration:  Marggrabowa,  gegründet 
1560  -  umbenannt  in  Treuburg 
1928  -  nach  1945  polnisch  mit 
Namen:  Olecko,  feiert  im  Juli 
2010  ihr  450-jähriges  Bestehen. 
Mein  letzter  Besuch  dort,  im 
Mai  2010,  ließ  erkennen,  dass 
die  Zeichen  auf  eine  großartige 
Feier  hindeuten.  Das  alte  Rat¬ 
haus  am  Kirchberg,  in  welchem 
jetzt  das  Standesamt  und  ein 
Museum  untergebracht  wird,  er¬ 
strahlt  in  frischen  Farben  und 
die  gesamte  Stadt  ist  voller  Trei¬ 
ben,  um  dieses  große  Fest  zu  ei¬ 
nem  unvergesslichen  Erlebnis 
werden  zu  lassen.  Die  letzten 
Pflasterarbeiten  am  Markt  wur¬ 
den  noch  ausgeführt.  Lassen  Sie 
sich  überraschen,  wie  schön 
sich  das  Geburtstagskind  prä¬ 
sentiert.  Die  vielen  Teilnehmer, 
die  sich  anmeldeten,  um  mit 
fünf  Bussen  Richtung  Masuren 
zu  fahren,  um  diesen  großen 
Geburtstag  zu  feiern,  sind  voller 
Vorfreude.  Mit  dem  Pflanzen 
der  Patenbäume  „450  Baum¬ 
pflanzungen  zum  Gedenken  der 


450  Jahre“,  mit  einem  Gottes¬ 
dienst  in  deutscher  Sprache  und 
einem  großen  Stadtfestival  wird 
vom  23.-25.  Juli  2010  dieses  Ju¬ 
biläum  gefeiert.  Direkt  einen  Tag 
später,  am  26.  Juli  2010,  findet 
unser  Kreistreffen  dieses  Mal  im 
Kreise  Treuburg  in  heimatli¬ 
chem  Ambiente  auf  dem  Guts- 
hof  Marczak  in  der  Nähe  von 
Schwentainen  statt  (6,4  Kilome¬ 
ter  südwestlich  von  Treuburg). 
Wir  freuen  uns  auf  dieses  große 
Doppel-Fest.  Für  alle,  die  nicht 
an  diesen  Feierlichkeiten  teil¬ 
nehmen  können,  gibt  es  ein 
Trostpflaster:  Wir  werden  in 

diesem  Jahr  ein  zweites  Kreis¬ 
treffen  abhalten.  Der  2.  Oktober 
2010  ist  der  Termin,  an  dem  ich 
Sie  alle  hiermit  in  die  Stadthalle 
Opladen  (Ortsteil  von  Leverku¬ 
sen)  einlade.  Auch  in  Leverku¬ 
sen  wird  zum  Gedenken  an  den 
450.  Geburtstag  unserer  Hei¬ 
matstadt  ein  Baum  unserer  Hei¬ 
matstadt  gewidmet.  Ich  freue 
mich,  Sie  in  unserer  Heimat¬ 
stadt  und  auch  in  unserer  Paten¬ 
stadt  treffen  zu  dürfen.  Ihre 
Kreisvertreterin  Irmgard  Klink 


BERLIN 


Vorsitzender:  Rüdiger  Jakesch, 
Geschäftsstelle:  Forckenbeckstra- 
ße  1,  14199,  Berlin,  Telefon  (030) 
2547345,  E-Mail:  info@bdv-blv.de, 
Internet:  www.ostpreussen-ber- 
lin.de.  Geschäftszeit:  Donnerstag 
von  14  Uhr  bis  16  Uhr  Außerhalb 
der  Geschäftszeit:  Marianne 
Becker,  Telefon  (030)  7712354. 


Rastenburg  -  Sonn¬ 
tag,  11.  Juli,  15  Uhr, 
Restaurant  Stamm¬ 
haus,  Rohrdamm 
24  B, 13629  Berlin. 
Anfragen:  Martina  Sontag,  Tele¬ 
fon  (033232)  21012. 


BREMEN 


Vorsitzender:  Helmut  Gutzeit,  Te¬ 


lefon  (0421)  250929,  Fax  (0421) 
250188,  Hodenberger  Straße  39 
b,  28355  Bremen.  Geschäftsfüh¬ 
rer:  Günter  Högemann,  Am  Heid¬ 
berg  32,  28865  Lilienthal  Telefon 
(04298)  3712,  Fax  (04398)  4682 
22,  E-Mail:  g.hoegemann@t-onli- 
ne.de 


Bremen  -  Dienstag,  13.  Juli, 
14  Uhr,  Treffen  der  Wander¬ 
gruppe  beim  Roten  Turm  auf 
der  Domsheide.  Nähere  Infor¬ 
mationen  bei  Frau  Kunz,  Tele¬ 
fon  471874  -  Die  Gruppe  bietet 
zusammen  mit  JWD-Reisen  ei¬ 
ne  Zwei-Tages -Busfahrt  an.  Ter¬ 
min:  7.  bis  8.  August  2010,  Rei¬ 
severlauf:  7.  August:  8.30  Uhr 
Abfahrt  vom  ZOB  Bremen, 
10.30  Uhr  bis  zirka  12.30  Uhr 
Besichtigung  der  Ausstellung 
„Luise  -  Mythos  und  Leben“  im 
Ostpreußischen  Landesmu¬ 
seum  in  Lüneburg,  12.30  bis  14 
Uhr  Mittagspause  (Restaurant 
Krone,  Mittagessen  ist  nicht  im 
Reisepreis  enthalten!),  Weiter¬ 
fahrt  nach  Potsdam,  zirka  17.30 
Uhr  Ankunft  in  Potsdam  im 
zentral  gelegenen  Art’otel  in 
Potsdam,  Zeppelinstraße  136  - 
der  Abend  steht  zur  freien  Ver¬ 
fügung.  8.  August:  Frühstück  im 
Art’otel,  10  Uhr  Abfahrt  nach 
Paretz,  10.40  Uhr  bis  11.40  Füh¬ 
rung  durch  die  Ausstellung 
„Luise.  Die  Kleider  der  Köni¬ 
gin“,  anschließend  individuelle 
Besichtigung  des  Parks  im 
Schloss  Paretz,  Mittagspause 
bis  14  Uhr,  anschließend  Rück¬ 
fahrt  nach  Bremen,  zirka  20 
Uhr  Ankunft  in  Bremen,  ZOB. 
Leistungen:  Hin-  und  Rückfahrt 
im  modernen  Reisebus,  eine 
Übernachtung  mit  Frühstück 
im  Vier- Sterne -Art’otel  in  Pots¬ 
dam,  Eintritt  und  Führungen, 
Mindestteilnehmerzahl:  25  Per¬ 
sonen.  Nähere  Informationen 
ab  sofort  in  der  Geschäftsstelle 
der  Gruppe  in  der  Parkstraße  4, 
28209  Bremen,  Telefon  (0421) 
3469718. 


Heimatliteratur 


Hamburg  -  „Mein  Lied  -  Mein  Land.  Lieder  der  Ost-  und  West¬ 
preußen“.  Das  ost-  und  westpreußische  Liederheft  „Mein  Lied  - 
Mein  Land“  (Zusammenstellung  und  Sätze:  Herbert  Wilhelmi)  ist 
ab  sofort  wieder  lieferbar.  Das  Büchlein  umfasst  rund  150  Seiten 
und  wird  gegen  eine  Schutzgebühr  von  5  Euro  /  Stück  zuzüglich 
Verpackungs-  und  Versandkosten  abgegeben.  Nachdruck  der  Bro¬ 
schüre  „Die  Prußen“  -  Auf  vielfachen  Wunsch  hat  die  Lands¬ 
mannschaft  Ostpreußen  die  Broschüre  „Die  Prußen“  von  Walter 
Görlitz  nachdrucken  lassen.  Das  Heft  umfasst  40  Seiten  und  wird 
gegen  eine  Schutzgebühr  von  2  Euro  /  Stück  zuzüglich  Verpak- 
kungs-  und  Versandkosten  abgegeben.  Bei  Abnahme  von  minde¬ 
stens  zehn  Heften  werden  Verpackung  und  Versand  nicht  in  Rech¬ 
nung  gestellt. 

Bestellungen  nimmt  entgegen:  Bundesgeschäftsstelle  der  Lands¬ 
mannschaft  Ostpreußen ,  Ute  Vollmer ,  Buchtstraße  4,  22087 
Hamburg ,  Telefon  (040)  4140080,  Fax  (040)  41400850,  E-Mail: 
vollmer@ostpreussen.de 


Erster  Vorsitzender:  Hartmut 
Klingbeutel,  Kippingstr.  13,  20144 
Hamburg,  Tel.:  (040)  444993,  Mo¬ 
biltelefon  (0170)  3102815.  2.  Vor¬ 
sitzender:  Hans  Günter  Schäd¬ 
ling,  Helgolandstr.  27,  22846 
Norderstedt,  Telefon  (040) 
5224379. 


HEIMATKREISGRUPPEN 
Heiligenbeil 

Sonnabend,  26.  Ju¬ 
ni,  14  Uhr,  Som¬ 
merfest  der  Gruppe 
im  Seniorentreff 
der  AWO,  Bauerbergweg  7, 
Hamburg.  Hierzu  sind  alle  Mit¬ 
glieder  und  Freunde  der  Gruppe 
herzlichst  eingeladen.  Bei  Kaf¬ 
fee  und  Kuchen,  in  geselliger 
Runde  sollen  zusammen  einige 
fröhliche  Stunden  verbracht 
werden.  Der  Kostenbeitrag  für 
Kaffee  und  Kuchen  beträgt  5  Eu¬ 
ro.  Es  wird  der  Videofilm  „Ro¬ 
mantisches  Masuren  -  Land  der 
1000  Seen“  gezeigt.  Sie  errei¬ 
chen  den  Seniorentreff  mit  der 
Buslinie  116,  ab  den  U-Bahnsta- 
tionen  Hammer  Kirche,  Billstedt 
oder  Wandsbek  Markt.  Anmel¬ 
dung  bei  Konrad  Wien,  Telefon 
(040)  30067092,  bis  zum 

25.  Juni. 


Wohlfahrts¬ 

marken 

wwiw.wahlfahrtsfftarkfcn.de 


Sensburg  -  Sonn¬ 
tag,  11.  Juli,  15  Uhr, 
Treffen  der  Gruppe 
zur  Grillparty  im 
Polizeisportheim, 
Sternschanze  4,  20357  Ham¬ 
burg.  Gäste  sind  herzlich  will¬ 
kommen.  Anschließend  macht 
die  Gruppe  Sommerpause. 

BEZIRKSGRUPPE 
Harburg/Wilhelmsburg  - 

Montag,  26.  Juli,  15  Uhr,  Treffen 
Gruppe  im  Gasthaus  Waldquel¬ 


le,  Höpenstraße  88.  Thema: 
„Sommerzeit,  Urlaubszeit,  Ern¬ 
tezeit“. 


Vorsitzende:  Dietmar  Strauß, 
Jahnstraße  19,  68623  Lamper¬ 
theim,  Tel.  (06206)  4851. 


Bergstraße  -  Sonntag,  11.  Juli, 
11  Uhr,  findet  wieder  das  be¬ 
liebte  Sommerfest  auf  dem  Ge¬ 
lände  des  Geflügelzuchtvereins 
in  Reichenbach  statt.  Geboten 
wird  neben  einem  Mittagessen 
sowie  Kaffee  und  Kuchen  nebst 
diversen  Getränken  ein  Unter¬ 
haltungsprogramm.  Für  Ku¬ 
chenspenden  ist  der  Verein 
dankbar.  -  Vom  2.  bis  17.  August 
liegt  ein  Reiseangebot  vor: 
„Unterwegs  auf  dem  Fluss  Lena 
in  Russland  und  Sibirien“.  An¬ 
meldungen  werden  erbeten  an 
Brigitte  Sattler,  Telefon  (06251) 
39303. 

Gießen  -  Der  Diavortrag  von 
Erika  und  Heinz  Schmidt  brach¬ 
te  einen  überzeugenden  Rück¬ 
blick  auf  zwei  Masurenrund¬ 
fahrten  mit  Standort  Sensburg 
in  den  Jahren  2004  und  2005. 
Margot  Noll  hatte  zu  diesen  Be¬ 
treuungsfahrten  aufgerufen. 
Selbst  in  Rhein  bei  Sensburg  ge¬ 
boren,  bringt  sie  seit  Jahren 
Hilfsgüter  und  Medikamente 
nach  Sensburg  und  Umgebung. 
Die  Empfänger  sind  eine  Sozial¬ 
station  in  Sensburg  mit  gut  aus¬ 
gerüsteten  Behandlungsräumen, 
Kleiderkammer  und  Notüber¬ 
nachtungen.  Der  Reiseweg  führ¬ 
te  von  Linsengericht  bei  Geln¬ 
hausen  über  Berlin  nach  Stettin. 
In  Stolp  standen  ein  Fotostopp 
und  die  Begehung  des  ehrwür¬ 
digen  Stadthauses  auf  dem  Pro¬ 
gramm.  Über  Gdingen  ging  es 
nach  Danzig  und  Marienburg, 
verbunden  mit  längeren  Stadt¬ 
gängen  und  Besichtigungen. 
Von  dort  führte  die  Route  über 
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Anzeigen 


„Wenn  du  bei  Nacht  den  Himmel  anschaust, 
wird  es  dir  sein,  als  lachten  alle  Sterne, 
weil  ich  auf  einem  von  ihnen  wohne, 
weil  ich  auf  einem  von  ihnen  lache  und 
wenn  du  dich  getröstet  hast,  wirst  du 
froh  sein,  mich  gekannt  zu  haben.“ 

Antoine  de  Saint-Exupery 

Die  Landesfrauenleiterinnen  der  Landsmannschaft  Ostpreußen 
trauern  um 

Edith  Baumgart 

*6.6.1936  t  26.  6.  2010 

Lotterfeld/Braunsberg  Marienberg/Erzgebirge 

Landesfrauenleiterin  Sachsen- Anhalt 

In  stiller  Trauer  nehmen  wir  Abschied  von  einer  Frau,  deren  Liebe 
zur  unvergessenen  Heimat  Ostpreußen  ihr  Wirken  und  Handeln 
bestimmt  hat. 

Karla  Weyland  Uta  Lüttich  Dora  Arnold 

1.  Stellvertreterin  Bundesvorsitzende  der  2.  Stellvertreterin 

Ostpreußischen  Frauenkreise 


Ein  langer  Lebensweg  ist  vollendet. 

Helmut  Skupio 

*20.5.1916  tl3.6.20I0 

Bartendorf,  Kreis  Lyck  Oberhone,  Kreis  Eschwege 

Im  Namen  aller  Angehörigen 

Annemarie  Skupio  geh.  Lingemann 
Charlotte  Bux  geh.  Skupio 

Oberlandstraße  3,  37269  Eschwege 


Denn  ich  bin  überzeugt, 

dass  die  Leiden  dieser  Zeit  nichts  bedeuten 

im  Vergleich  zu  der  Herrlichkeit, 

die  an  uns  offenbar  werden  soll 

Römer  8.18 


Friedlich  entschlief  am  26.  6.  2010 


im  74.  Lebensjahr. 

Heidrun  Schmidt 
Enkelin  Bianca  mit  Marcel 
sowie  alle  Angehörigen 


Niederdorf  17, 09496  Marienberg/Erzgebirge 

Die  Beerdigung  fand  am  Freitag,  dem  2.  7.  2010  auf  dem  Lauter¬ 
bacher  Friedhof  statt. 
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Elbing,  Mohrungen,  Osterode, 
Allenstein  nach  Sensburg.  Dort 
erkundete  die  Reisegruppe  die 
Seenlandschaft  mit  Schiffs  tour 
vom  Niedersee  zum  Spirdingsee 
nach  Nikolaiken.  In  Heilige  Lin¬ 
de  konnte  man  Orgelmusik  ge¬ 
nießen  und  in  Rößel  wurde  der 
legendäre  Rundturm  besichtigt. 
Natürlich  durfte  auch  eine  Stak- 
Bootfahrt  auf  der  Kruttinna 
nicht  fehlen.  Dieser  Dianachmit- 
tag  führte  den  Anwesenden 
nochmals  die  unvergessliche 
Schönheit  der  Heimat  vor  Au¬ 
gen. 

Wetzlar  -  Sonnabend,  10.  Juli, 
13  Uhr,  Treffen  der  Gruppe  zum 
Grillfest  in  der  Grillhütte  bei 
Kröffelbach.  -  Götz  Diehm 
sprach  bei  der  letzten  Zu¬ 
sammenkunft  der  Gruppe  über 
die  Selbstbestimmung  der  Völ¬ 
ker.  Dabei  ging  der  Referent  be¬ 
sonders  auf  das  immer  noch 
spannungsgeladene  Verhältnis 
von  Tschechen  und  Deutschen 
ein.  In  seinen  Darlegungen 
orientierte  sich  Diehm  an  dem 
Ausspruch  des  16.  Präsidenten 
der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Abraham  Lincoln 
(1809  bis  1865):  „Nichts  ist  gere¬ 
gelt,  was  nicht  gerecht  geregelt 
ist.“  Angesichts  des  Beitritts  von 
Tschechien  in  die  Europäische 
Union  am,  1.  Mai  2004  stellte 
sich  die  Frage:  Hätte  die  damali¬ 
ge  bundesdeutsche  Regierung 
bei  den  Verhandlungen  nicht 
auf  einen  Widerruf  der  soge¬ 
nannten  Benesch-Dekrete  von 
1946  bestehen  müssen?  Diehm 
erinnerte  daran,  dass  sich  das 
Zusammenleben  von  Deutschen 
und  Tschechen  erst  mit  der 
Gründung  der  Tschechoslowa¬ 
kei  -  nach  dem  Ende  des  Ersten 
Weltkrieges  -  zu  einem  ernst¬ 
haften  Problem  entwickelt  habe. 
Zuvor  hätten  beide  Bevölke¬ 
rungsgruppen  „in  Frieden  und 
Eintracht“  miteinander  gelebt, 
während  es  nach  dem  Ersten 
Weltkrieg  zu  schweren  Aus¬ 
schreitungen  gegenüber  der 
deutschen  Volksgruppe  kam. 
Um  zukünftig  eine  solche  Ent¬ 
wicklung  zu  verhindern,  müsse 
nach  seiner  Meinung  für  das 
Zusammenleben  der  Völker  gel¬ 
ten:  „Kein  Frieden  ohne  Gerech¬ 
tigkeit,  keine  Gerechtigkeit  ohne 
Freiheit,  keine  Freiheit  ohne 
Klarheit,  keine  Klarheit  ohne 
Wahrheit,  keine  Wahrheit  ohne 
Redlichkeit,  keine  Redlichkeit 
ohne  Liebe.“ 

Wiesbaden  -  Dienstag,  13.  Ju¬ 


li,  15  Uhr,  Treffen  der  Frauen¬ 
gruppe  zum  Kaffeetrinken  im 
Grünen  in  der  Gaststätte  des 
Wiesbadener  Tennis-  und  Ho¬ 
ckey-Club,  Nerotal.  Das  Restau¬ 
rant  ist  zu  erreichen  mit  dem 
ESWE-Bus,  Linie  1,  Haltestelle 
Nerotal  (Endhaltestelle).  Wer 
Lust  zu  einem  Spaziergang  hat, 
steigt  bereits  an  der  Haltestelle 
Kriegerdenkmal  aus.  Von  dort 
geht  die  Gruppe  um  14.30  Uhr 
durch  die  Nerotal-Anlagen  zur 
Gaststätte.  Organisation  und 
Leitung  Helga  Kukwa.  -  Don¬ 
nerstag,  15.  Juli,  12  Uhr,  Stamm¬ 
tisch  in  der  Gaststätte  Haus 
Waldlust,  Ostpreußenstraße  46, 
Wiesbaden-Rambach.  Essen  ä  la 
carte.  Aufgrund  der  Platz dispo- 
sition  bitte  unbedingt  bis  späte¬ 
stens  9.  Juli  bei  Irmgard  Steffen, 
Telefon  (0611)  844938,  anmel¬ 
den.  -  Mittwoch,  21.  Juli,  9.30 
Uhr,  „Ein  Tag  am  schönen 
Rhein“  unter  diesem  Motto  geht 
es  mit  dem  Köln-Düsseldorfer 
Schiff  nach  Rüdesheim.  Treffen 
der  Teilnehmer:  Wiesbaden-Bie¬ 
brich,  Anlegestelle  Köln-Düssel¬ 
dorfer  Schiffe.  Der  Fahrpreis 
von  14  Euro  wird  während  der 
Fahrt  kassiert  (Geld  bitte  abge¬ 
zählt  bereit  halten).  Bei  weniger 
als  60  Teilnehmern  erhöht  sich 
der  Fahrpreis  geringfügig.  Able¬ 
gen  des  Schiffes  10.05  Uhr,  An¬ 
kunft  in  Rüdesheim  11.15  Uhr, 
gemeinsames  Mittagessen  12.15 
Uhr  (Restaurant  im  Ortszen¬ 
trum),  Rückfahrt  des  Schiffes 
17.15  Uhr,  gemeinsames  kaltes 
Abendessen  während  der  Rück¬ 
fahrt.  Nähere  Auskünfte  und 
Anmeldungen  bis  zum  6.  Juli  bei 
Irmgard  Steffen,  Telefon  (0611) 
844938. 


NIEDERSACHSEN 


Vorsitzende:  Dr.  Barbara  Loeffke, 
Alter  Hessenweg  13,  21335  Lüne¬ 
burg,  Telefon  (04131)  42684. 
Schriftführer  und  Schatzmeister: 
Gerhard  Schulz,  Bahnhofstraße 
30b,  31275  Lehrte,  Telefon 

(05132)  4920.  Bezirksgruppe  Lü¬ 
neburg:  Manfred  Kirrinnis,  Wit- 
tinger  Straße  122,  29223  Celle, 
Telefon  (05141)  931770.  Bezirks- 
gruppe  Braunschweig:  Fritz  Fol¬ 
ger,  Sommerlust  26,  38118  Braun¬ 
schweig,  Telefon  (0531)  2  509377. 
Bezirksgruppe  Weser-Ems:  Otto 
v.  Below,  Neuen  Kamp  22,  49584 
Fürstenau,  Telefon  (05901)  2968. 


Landesgruppe  -  Bekenntnis 
zur  unvergessenen  Heimat  Ost¬ 


preußen.  Ein  sehr  informativer 
Vortrag  über  Königsberg  und 
Nord-Ostpreußen  sowie  die  Si¬ 
tuation  der  Landsmannschaft 
Ostpreußen  vom  Sprecher  der 
LO,  Wilhelm  v.  Gottberg,  stand 
im  Mittelpunkt  der  sehr  gut  be¬ 
suchten  Jahreshauptversamm¬ 
lung  der  Landesgruppe  Nieder¬ 
sachsen,  an  der  als  Gäste  unter 
anderem  der  Landesobmann 
der  Westpreußen  in  Niedersach¬ 
sen,  Egon  Seehawer  und  der 
neue  Vorsitzende  des  BdV-Lan- 
desverbandes  Niedersachsen, 
Oliver  Dix,  teilnahmen.  Ein¬ 
drucksvoll  schilderte  v.  Gottberg 
die  Reisebedingungen  nach 
Nord-Ostpreußen.  Ihm  persön¬ 
lich  wurde  über  viele  Jahre  die 
Einreise  nach  Ostpreußen  ver¬ 
wehrt  und  noch  heute  gibt  es 
mancherlei  Unannehmlichkei¬ 
ten  und  Schwierigkeiten.  Das 
Erscheinungsbild  von  Königs¬ 
berg  hat  sich,  so  v.  Gottberg, 
sehr  zum  Positiven  verändert: 
ein  gutes  Straßen-  und  Ver¬ 
kehrsnetz  in  und  um  Königs¬ 
berg,  die  Fertigstellung  aller 
sechs  Stadttore,  die  Einrichtung 
eines  kleinen  deutschen  Mu¬ 
seums  im  Friedländer  Tor,  at¬ 
traktive  Geschäfts-  und  Einkauf¬ 
strassen.  Kurz:  Königsberg  ist  in 
den  letzten  Jahren  zu  einer  be¬ 
achtlichen  Metropole  geworden. 
Das  Beeindruckendste  aber 
bleibt  nach  wie  vor  die  Land¬ 
schaft  Ostpreußens,  insbeson¬ 
dere  die  Nehrung,  die  einstmals 
ebenso  wie  heute  jeden  Besu¬ 
cher  fasziniert.  Nicht  unerwähnt 
blieb  in  den  Ausführungen  des 
Sprechers  das  Zusammenwir¬ 
ken  mit  dem  BdV-Bundesver- 
band.  Der  Verzicht  von  Frau 
Steinbach  auf  einen  Sitz  im  Stif¬ 
tungsrat  der  Stiftung  Flucht  Ver¬ 
treibung  Versöhnung  hat  zwar 
zu  einer  Neustrukturierung  da¬ 
hingehend  geführt,  dass  die  Ver¬ 
triebenen  nunmehr  stärker  im 
Stiftungsrat  vertreten  sind,  aber 
die  Verwirklichung  der  Vorstel¬ 
lungen  der  Vertriebenen,  die 
Darstellung  der  Geschichte  aus 
der  Sicht  der  Vertriebenen  wird 
dennoch  schwierig  bleiben.  Die 
Landsmannschaft  Ostpreußen 
soll  im  Stiftungsrat  durch  LO- 
Vorstandsmitglied  Stephan  Gri- 
gat  vertreten  werden.  Die  Ver¬ 
sammlung  verabschiedete  eine 
Resolution,  gerichtet  an  die 
EUFV.  Auf  die  Situation  der  Ver¬ 
triebenen  65  Jahre  nach  Flucht 
und  Vertreibung  und  insbeson¬ 
dere  die  Kulturpolitik  für  die 
Vertriebenen  ging  die  Vorsitzen¬ 
de,  Dr.  Loeffke,  in  ihrem  Bericht 
ein.  Sie  erinnerte  an  für  Ost¬ 
preußen  wichtige  Gedenktage, 


so  die  Volksabstimmung  im  Jahr 
1920,  den  200.  Todestag  der 
preußischen  Königin  Luise,  den 
200.  Geburtstag  von  Otto  Nico¬ 
lai,  den  175.  Geburtstag  von 
Wilhelm  von  Humboldt,  sowie 
die  Verabschiedung  der  Charta 
der  deutschen  Heimatvertriebe¬ 
nen  vor  60  Jahren.  Einen  weite¬ 
ren  Schwerpunkt  der  Zu¬ 
sammenkunft  bildeten  die  Ar¬ 
beitsberichte  der  Bezirks-und 
Kreisgruppen.  Der  Zusammen¬ 
halt  bei  allen  Gruppen  ist  sehr 
groß,  sodass  in  der  Regel  monat¬ 
liche  Treffen  stattfinden.  Fahrten 
nach  Ostpreußen,  in  die  nähere 
und  weitere  Umgebung  stehen 
weiter  auf  dem  Programm, 
Lichtbildervorträge  sowie  inter¬ 
essante  Themen  über  die  Hei¬ 
mat  und  wichtige  aktuelle  Fra¬ 
gen  und  Probleme  werden  in 
Vorträgen  behandelt.  Pflege  und 
Erhaltung  der  ostpreußischen 
Kultur  gehören  weiter  zu  den 
Hauptzielen  der  landsmann- 
schaftlichen  Arbeit.  Die  Vertrie¬ 
benen  rücken  zusammen,  so¬ 
dass  häufig  Veranstaltungen  ge¬ 
meinsam  mit  Landsleuten  aus 
Westpreußen,  Pommern  oder 
Schlesien  stattfinden.  Vorbild¬ 
lich  der  von  der  Gruppe  Braun¬ 
schweig  vom  jährlich  durchge¬ 
führte  „Tag  der  Landsmann¬ 
schaften“.  Dank  der  großartigen 
Aktivitäten  einzelner  Gruppen 
gab  es  teilweise  sogar  beachtli¬ 
che  Neuzugänge  an  Mitgliedern. 

Braunschweig  -  Sonnabend, 
10.  Juli,  13  Uhr,  Tag  der  Lands¬ 
mannschaften  im  Stadtparkres¬ 
taurant,  Jasperallee,  Braun¬ 
schweig.  Die  Gruppe  Braun¬ 
schweig  ist  mit  einem  Stand  ver¬ 
treten. 

Göttingen  -  Donnerstag,  5. 
August,  14.30  Uhr,  Grillnachmit¬ 
tag  im  Holtenser  Forst.  Es  wird 
ein  Bus  für  die  Hin-  und  Rück¬ 
fahrt  eingesetzt.  Anmeldungen 
bis  zum  27.  Juli  bei  Werner  Erd¬ 
mann,  Holtenser  Landstraße  75, 
37079  Göttingen,  Telefon  (0551) 
63675.  -  Sonnabend,  4.  Septem¬ 
ber,  findet  der  alljährliche  Öku¬ 
menische  Gottesdienst  in  Fried¬ 
land  wieder  statt. 

Oldenburg  -  Mittwoch,  14.  Ju¬ 
li,  unternimmt  die  Gruppe,  ge¬ 
meinsam  mit  dem  BdV  Kreis - 
verband  Oldenburg- Stadt,  eine 
Halbtages -Kulturfahrt  zu  den 
„Ostdeutschen  Heimatstuben“ 
in  Ambergen,  Gemeinde  Gol¬ 
denstedt,  Kreis  Vechta. 

Osnabrück  -  Freitag,  16.  Juli, 
15  Uhr,  Treffen  der  Frauengrup¬ 
pe  in  der  Gaststätte  Bürgerbräu, 
Blumenhaller  Weg  152. 

Rinteln  -  Die  diesjährige  Reise 
„Königsberger  Provinz“  war  rest¬ 


Agnes  Miegel-Seminar 

Hamburg  -  „Agnes  Miegel  -  Neue  Mosaiksteine  zu  ihrem  Leben  und 
Werk“  lautet  das  Thema  der  diejährigen  Seminar  Veranstaltung  vom 
29.  bis  31.  Oktober  2010  im  Ostheim,  Bad  Pyrmont.  Das  BKM-geför- 
derte  Seminar  steht  unter  der  Leitung  von  Dr.  Marianne  Kopp,  Erste 
Vorsitzende  der  Agnes-Miegel-Gesellschaft  e.V.,  und  Christiane  Rin¬ 
ser,  Landsmannschaft  Ostpreußen  e.V.  Dr.  Marianne  Kopp  spricht 
über  Miegels  Briefe  an  Lulu  Diederichs  und  ihre  Plaudereien  über 
die  ostpreußische  Küche.  Zu  den  frühen  Gedichten  mit  jüdischer 
Thematik  bei  Börries  von  Münchhausen  und  Agnes  Miegel  referiert 
Dirk  Herrman,  Sebastian  Harms  Bolte  zieht  Parallelen  zwischen 
Christina  Rossetti  und  Agnes  Miegel.  Ihrer  Haltung  im  Dritten  Reich 
widmet  sich  Dr.  Bodo  Heitmann.  Dr.  Ursula  Seibt  thematisiert  die 
Aufnahme  in  den  „Orden  deutscher  Dichter  und  Dichterinnen“.  An- 
nemete  von  Vogel  interpretiert  Miegels  Dichtung  und  Dr.  Rudolf 
Muhs  schildert  ihre  Gratwanderung  zwischen  Feminismus  und  Na¬ 
tionalismus.  Die  Seminargebühr  beträgt  75  Euro,  darin  enthalten: 
Vollverpflegung  und  Unterbringung  in  Doppelzimmern.  Einzelzim¬ 
mer,  für  einen  Zuschlag  von  6  Euro  pro  Nacht,  stehen  nur  im  be¬ 
grenzten  Umfang  zur  Verfügung. 

Anmeldeunterlagen  und  nähere  Informationen  erhalten  Sie  bei 
Landsmannschaft  Ostpreußen ,  Christiane  Rinser ,  Buchtstraße  4, 
22087  Hamburg,  Telefon  (040)  41400826,  Fax  (040)  41400819,  E- 
Mail:  rinser@ostpreußen.de 


los  ausgebucht.  Wer  eventuell 
Interesse  an  einer  ähnlichen  Rei¬ 
se  im  nächsten  Jahr  hat,  kann  - 
zur  unverbindlichen  Zusendung 
der  Reiseankündigung  -  Adresse 
und  Telefonnummer  Joachim 
Rebus chat,  Alte  Todenmanner 
Str.  1,  31737  Rinteln,  E-Mail: 
j.rebuschat@web.de,  mitteilen. 


NORDRHEIN¬ 

WESTFALEN 


Vorsitzender:  Jürgen  Zauner,  Ge¬ 
schäftsstelle:  Werstener  Dorfstr. 
187,  40591  Düsseldorf,  Tel.  (02  11) 
39  57  63.  Postanschrift:  Buchen¬ 
ring  21,  59929  Brilon,  Tel.  (02964) 
1037,  Fax  (02964)  945459,  E-Mail: 
Geschaeft@Ostpreussen-NRW.de, 
Internet:  www.Ostpreussen- 

NRW.de 


Landesgruppe  -  Sonntag,  11. 
Juli,  11  Uhr,  auch  in  diesem  Jahr 
findet  an  der  Gedenkstätte  des 
Deutschen  Ostens  auf  Schloss 
Burg  eine  Kulturveranstaltung 
der  Landesgruppe  Nordrhein- 
Westfalen  statt.  Die  Landesgrup¬ 
pe  hofft,  ab  11  Uhr  (Zeit  zum 
Plachandern),  recht  viele  Lands¬ 
leute  und  Gäste  auf  dem  „Klei¬ 
nen  Ostpreußentreffen“  begrü¬ 
ßen  zu  können.  Wie  schon  in 
den  vergangenen  Jahren  besteht 
die  Veranstaltung  aus  einem  of¬ 
fiziellen  (14  Uhr)  und  einem 
unterhaltsamen  Teil.  Zu  Beginn 
läuten  die  Glocken  aus  Königs¬ 
berg  und  Breslau,  man  gedenkt 


der  Toten  und  hört  das  Trompe¬ 
tensolo  „Ich  hatt’  einen  Kamera¬ 
den“  (Trompeter  F.  Braun).  Hu¬ 
bert  Maessen,  WDR-Redakteur, 
wird  die  Festrede  halten.  Für 
das  leibliche  Wohl  sorgen  die 
Damen  der  Landesgruppe  mit 
ostpreußischen  Spezialitäten. 
Zahlreiches  Erscheinen  ist  der 
Lohn  für  den  Veranstalter  mit 
seinen  ehrenamtlichen  Mitwir¬ 
kenden.  -  Bei  dieser  Gelegen¬ 
heit  wird  darauf  hingewiesen, 
dass  die  224  Seiten  fassende 
Gedenkschrift  „Ostpreußen  - 
Land  der  dunklen  Wälder“  zum 
Preis  von  drei  Euro  plus  Ver¬ 
sandkosten  zu  erwerben  ist. 

Bielefeld  -  Die  Ostpreußische 
Mundharmonika- Gruppe  trifft 
sich  in  unregelmäßigen  Abstän¬ 
den.  Informationen  bei  Bruno 
Wendig,  Telefon  (05241)  56933. 

Bonn  -  Sonntag,  11.  Juli,  11 
Uhr,  Teilnahme  der  Gruppen 
Siegburg  und  Bonn  an  der  Kul¬ 
turveranstaltung  der  Landes¬ 
gruppe  auf  Schloss  Burg.  Ab¬ 
fahrt  ab  Bonn:  10  Uhr,  Beetho¬ 
venhalle,  Rheinseite.  Fahrpreis: 
je  nach  Teilnehmerz ahl  10  bis 
15  Euro.  Anmeldung  bei  Lm. 
Ruhnau,  Telefon  (02241)  311395, 
oder  Lm.  Kreuer,  Telefon 
(02246)  5100. 

Dortmund  -  Montag,  19.  Juli, 
14.30  Uhr,  Treffen  der  Gruppe  in 
den  Ostdeutschen  Heimatstu¬ 
ben  Landgrafenschule  Ecke 
Märkische  Straße.  Karla  Schef- 
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ter  gibt  Einblicke  in  das  von  ihr 
geleitete  e-Wardak-Hospital  in 
Afghanistan. 

Düsseldorf  -  Mittwoch,  7  Juli, 
15  Uhr,  Ostdeutsche  Stickerei, 
Raum  311,  GHH.  -  Freitag,  9.  Ju¬ 
li,  18  Uhr,  Stammtisch  im  Res¬ 
taurant  Lauren’s,  Bismarckstra¬ 
ße  62.  -  Sonnabend,  24.  Juli, 
9.45  Uhr,  Wandertreff  am  Info- 
stand  Hauptbahnhof,  Ziel:  die 
„Kant-Ausstellung“  im  Museum 
Stadt  Königsberg,  Duisburg. 

Ennepetal  -  Donnerstag,  15. 
Juli,  18  Uhr,  Treffen  der  Gruppe 
in  der  Heimatstube.  Es  gibt 
Rühr-eier  mit  Speck  und  Brat¬ 
kartoffeln. 

Gütersloh  -  Montag,  12.  Juli, 
15  Uhr,  Treffen  des  Ostpreußi¬ 
schen  Singkreises  in  der  Elly- 
Heuss-Knapp-Schule,  Moltke- 
straße  13.  Kontakt  und  Informa¬ 
tionen  bei  Ursula  Witt,  Telefon 
(05241)  37343.  -  Mittwoch,  14. 
Juli,  15  Uhr,  Treffen  der  Frauen¬ 
gruppe  im  Gütersloher  Brau¬ 
haus,  Unter  den  Ulmen  9.  - 
Montag,  19.  Juli,  15  Uhr,  Treffen 
des  Ostpreußischen  Singkreises 
in  der  Elly-Heuss-Knapp-Schu- 
le,  Moltkestraße  13.  Kontakt  und 
Informationen  bei  Ursula  Witt, 
Telefon  (05241)  37343. 

Neuss  -  Sonnabend,  24.  Juli, 
12  Uhr,  großes  Grillfest  mit  ost¬ 
preußischen  Spezialitäten  an 
der  Cornelius-Kirche,  Neuss- 
Erfttal. 

Siegerland  -  Die  Mitglieder 
der  Kreisgruppe  werden  gebe¬ 
ten  auch  weiterhin  an  den  Ver¬ 
anstaltungen  der  BdV-Kreis- 
gruppe  teilzunehmen.  In  Vorbe¬ 


reitung:  Ein  kulturhistorischer 
Sommerausflug  nach  Köln,  mit 
Besuch  der  „Breslauer  Samm¬ 
lung  in  Köln“,  Patenstadt  für  die 
schlesische  Hauptstadt  Breslau, 
eine  Sammlung  mit  Kunstschät¬ 
zen,  Bildern,  Landkarten,  Trach- 
tendarstellungen,  kostbaren 
Drucken,  sowie  eine  Rhein- 
Schiffsfahrt.  -  Von  der  Gruppe 
nahmen  an  der  BdV-Kreisdele- 
gierten-Tagung  in  Siegen  die  frü¬ 
here,  langjährige  Vorsitzende 
Thilde  Utikal  und  der  jetzige 
Vorsitzende  Anton  Olbrich  teil 
und  berichteten  dort  über  die 
Arbeit  der  Gruppe.  Die  Bezirks  - 
Delegierten-Tagung  der  Ost¬ 
preußen  im  Regierungs -Bezirk 
Arnsberg  fand  in  Lüdenscheid 
statt.  Der  Kulturwart  der  Grup¬ 
pe  Lm.  Schneidewind  berichtete 
über  die  Arbeit  der  Deutschen 
Wehrmachtsauskunftsstelle  in 
Berlin  und  über  Erfolge,  auch 
nach  über  65  Jahren  Nach¬ 
forschungsarbeiten.  Prof.  Ulrich 
Penski  -  Gruppen-  und  Landes - 
Vorstandsmitglied  -  nahm  an 
der  60.  Jahrfeier  der  Lands¬ 
mannschaft  Ostpreußen  teil  und 
gab  einen  Überblick  über  diese 
Veranstaltung  und  erläuterte  die 
Arbeit  der  Gruppe.  Der  Vorsit¬ 
zende  Anton  Olbrich  und  Kul¬ 
turwart  Lm.  Schneidewind  fuh¬ 
ren  zur  Ermländer-Wallfahrt 
nach  Werl  und  betreuten  dort 
einen  kleinen  Schriftenstand 
vor  der  Basilika  und  in  der 
Stadthalle.  Im  Frühjahr  2010 
wurden  im  Rathaus  Siegen-Wei- 
denau,  im  Eingangsbereich  zwei 
Vitrinen  mit  Exponaten  aus  den 
ostdeutschen  Heimatgebieten, 
unter  Anwesenheit  von  Bürger¬ 
meister  Mues,  der  Öffentlichkeit 
übergeben.  Die  Ausstellungsstü¬ 


cke  stammen  aus  der  früheren 
ostdeutschen  Heimatstube  im 
Oberen  Schloss-Siegen.  Im 
l.Halbjahr  2010  wurde  die  Be¬ 
treuungsarbeit  für  die  alten  und 
kranken  Landsleute  in  den  Hei¬ 
matgebieten  fortgesetzt,  mit 
Unterstützung  durch  private 
Spender  und  der  „Bruderhilfe“ 
von  der  Landsmannschaft  Ost¬ 
preußen.  Die  Hilfe  für  die  ver¬ 
bliebenen  Landsleute  in  Ost¬ 
preußen  wird  weitergeführt  und 
bedeutet  für  diese  Personen¬ 
gruppe  eine  wertvolle  Unter¬ 
stützung  im  Alltag,  die  verblie¬ 
benen  Landsleute  dürfen  nicht 
vergessen  werden.  Aber  mate¬ 
rielle  Hilfe  alleine  genügt  nicht, 
man  muss  ihnen  auch  das  Ge¬ 
fühl  geben  in  der  Bundesrepu¬ 
blik  Deutschland  nicht  „abge¬ 
schrieben“  zu  sein.  Einige  Jahre 
lang  leistete  die  frühere  Vorsit¬ 
zende  Utikal  mit  hilfsbereiten 
Frauen  aus  der  Gruppe  die 
Unterstützung  der  Heimatver¬ 
bliebenen.  Die  Sendungen  wur¬ 
den  durch  Spenden  sowie  mit 
Erlösen  aus  den  Weihnachtsba¬ 
saren  möglichgemacht.  Die  An¬ 
regung  für  diese  Sozialarbeit 
kam  vom  Kulturwart  der  Grup¬ 
pe,  welche  er  seit  den  70er  Jah¬ 
ren  tatkräftig  weiterführt.  Vor  ei¬ 
nigen  Jahren  besuchten  Frau 
Utikal  und  die  Ehefrau  vom 
BdV-Kreisvorsitzenden  Sieger¬ 
land,  Erika  Thoma,  während  ei¬ 
ner  Ostpreußenfahrt  die  betreu¬ 
ten  Familien  und  überzeugten 
sich  von  der  Notwenigkeit  der 
Hilfe.  Weiterhin  wurde  auf  die 
Kultur-Veranstaltung  -  das 
„kleine  Ostpreus sen-Treffen“  - 
der  Landesgruppe,  am  11.  Juli 
2010,  auf  Schloß  Burg  hinge¬ 
wiesen.  Dort  werden  unter  an¬ 
derem  heimatliche  Spezialitä¬ 
ten  und  Literatur  an  verschiede¬ 
nen  Ständen  angeboten,  wäh¬ 
rend  der  Bund  Junges  Ostpreus- 
sen  (BJO)  seine  Arbeit  /  Akti¬ 
vitäten  vorstellen  wird.  Eröff¬ 
nung  um  11  Uhr,  Zeit  zum  Pla- 
chandern  und  Besuch  der  Stän¬ 
de,  14  Uhr  Beginn  des  Kultur¬ 
programms.  Um  eine  rege  Be¬ 
teiligung  der  Mitglieder  wird 
gebeten,  das  Bilden  von  Fahrge¬ 
meinschaften  ist  wünschens¬ 
wert.  Auf  diesem  Wege  wird 
dem  Ehepaar  Erich  und  Irm- 
chen  Gieseler  zur  Diamantenen 
Hochzeit  gratuliert. 

Witten  -  Donnerstag,  22.  Juli, 
15.30  Uhr,  Treffen  der  Gruppe. 
Es  gibt  einen  Bericht  über  einen 
Schüleraustausch  Deutschland- 
Polen  (Westpreußen);  zwischen 
den  Städten  Gevelsberg  und 
Kulm. 


Termine  im  Alten  Schloss 

Oberschleißheim  -  Im  Alten  Schloss  Schleißheim,  Maximilians¬ 
hof  1,  85764  Oberschleißheim,  Telefon  (089)  31587212,  Öff¬ 
nungszeiten:  Dienstag  bis  Sonntag,  9  bis  18  Uhr,  stehen  folgen¬ 
de  Termine  an:  Sammlung  Weinhold  „Das  Gottesjahr  und  seine 
Feste“  -  Donnerstagführungen  mit  Friedei  Küchle  entfallen  in 
den  Monaten  Juli,  August  und  September.  Sonntag,  22.  August, 
14  Uhr:  „Das  Fest  der  Verklärung  Christi  in  der  Ostkirche“,  Dr. 
Inge  Kreuz  und  Dr.  Marianne  Stößl.  Sonntag,  29.  August,  14 
Uhr:  „Religiöse  Skulptur  aus  Polen“,  Uta  Karrer.  Sammlung  zur 
Landeskunde  Ost-  und  Westpreußens,  Vorträge  mit  Hubertus 
Moeller.  Sonntag,  4.  Juli,  14  Uhr:  Agnes  Miegel  -  Frühe  Prosa. 
Sonntag,  18.  Juli,  14  Uhr:  „Masuren,  von  der  Geschichte  ver¬ 
nachlässigt“.  Sonntag,  1.  August,  14  Uhr:  „Das  Königsberger 
Schloss  (Teil  1)“.  Sonntag,  15.  August,  14  Uhr:  „Altstadt,  Kneip- 
hof,  Löbenicht  -  500  Jahre  Königsberg“.  Sonntag,  5.  September, 
14  Uhr:  Nicolaus  Copernicus  und  sein  heliozentrisches  Welt¬ 
system.  Vor  den  Vorträgen  findet  um  13  Uhr  eine  Führung  durch 
die  Sammlung  statt. 


RHEINLAND¬ 

PFALZ 


Vors.:  Dr.  Wolfgang  Thüne,  Worm¬ 
ser  Straße  22,  55276  Oppenheim. 


Mainz  -  Freitag,  16.  Juli,  13 
Uhr,  Treffen  der  Gruppe  zum 
Kartenspielen  im  Cafe  Oase, 
Schönbornstraße  16,  55116 

Mainz.  -  Freitag,  23.  Juli,  13  Uhr, 
Treffen  der  Gruppe  zum  Karten¬ 
spielen  im  Cafe  Oase,  Schön¬ 
bornstraße  16,  55116  Mainz. 


SACHSEN 


Vorsitzender:  Alexander  Schulz, 
Willy- Reinl-Straße  2,  09116 

Chemnitz,  E-Mail:  alexan- 
der.schulz-agentur@gmx.de,  Te¬ 
lefon  (0371)  301616. 


Chemnitz  -  Die  Gruppe  hat 
ihren  neuen  Vorstand  gewählt. 
Nach  einer  Gedenkminute  für 
unsere  langjährige  Vorsitzende 
Altermann  und  dem  Gedicht 
„Eine  Handvoll  Heimaterde“  - 
gelesen  von  Erna  Felber  -  be¬ 
grüßte  Sieglinde  Langhammer 
die  Mitglieder  und  stellte  Lies- 
beth  Krüßel  als  Tagungsleiterin 
vor.  Hilli  Bartkowiak  verlas  den 
Rechenschaftsbericht  der  ver¬ 
gangenen  zwei  Jahre.  Es  waren 
die  letzten  Zeilen  von  Frau  Al¬ 
termann,  die  sie  an  ihre  Mitglie¬ 
der  geschrieben  hat.  Der  Kas¬ 
senbericht  wurde  von  Karin  Ja- 
nella  vorgetragen.  Sie  vermittel¬ 
te  einen  Überblick  über  das 
Spendenaufkommen  und  die 
Ausgaben  des  Vereins.  Kurt 
Weise  trug  den  Revisionsbericht 
vor.  Er  bestätigte  eine  ordnungs¬ 
gemäße  Kassenführung.  Es  gab 
keine  Beanstandungen.  Dann 
stellte  die  Tagungsleiterin  die 
Kandidaten  für  den  neuen  Vor¬ 
stand  und  die  beiden  Revisoren 
vor.  Nach  der  Kaffeepause  stell¬ 
ten  sich  die  neuen  Kandidaten 
vor.  Es  stellten  sich  zur  Wahl: 
Sieglinde  Langhammer,  Ingrid 
Labuhn,  Karin  Janella,  Hilde¬ 
gard  Bartkowiak.  Als  Revisoren 
kandidierten  Kurt  Weise  und 
Hermann  Reich.  Die  Verantwor¬ 
tung  als  Wahlkommission  über¬ 
nahmen  Renate  Lohs  und  Irm¬ 
gard  Grille.  Die  Mandatsprü¬ 
fungskommission  wurde  von 
Erna  Felber  und  Martha  Mick- 
lisch  gebildet.  Über  die  Vor- 


56.  Werkwoche 

Hamburg  -  Unter  der  Leitung  der  Bundesvorsitzenden  der  ostpreu¬ 
ßischen  Frauenkreise,  Uta  Lüttich,  findet  vom  11.  bis  17.  Oktober 
2010  im  Ostheim  in  Bad  Pyrmont  die  56.  Werkwoche  statt.  Es  wer¬ 
den  wieder  folgende  Arbeitsgruppen  angeboten:  Musterstricken, 
Kreuz-  und  Weißsticken,  Trachtennähen  sowie  Weben,  Doppelweben 
und  Knüpfen.  Besonders  würden  wir  uns  über  eine  Teilnahme  von 
jüngeren  Interessierten  freuen.  Die  Seminargebühr  beträgt  120  Euro, 
darin  enthalten  sind  Vollverpflegung  und  Unterbringung  im  Doppel¬ 
zimmer.  Einzelzimmer  stehen  nur  in  begrenztem  Umfang  zur  Verfü¬ 
gung,  der  Zuschlag  beträgt  6  Euro  pro  Nacht.  Fahr  kosten  werden 
nicht  erstattet. 

Nähere  Informationen  und  Anmeldeformulare  erhalten  Sie  bei  der 
Landsmannschaft  Ostpreußen,  Christiane  Rinser,  Buchtstraße  4, 
22087  Hamburg,  Telefon  (040)  41400826,  Fax  (040)  41400819,  E- 
Mail:  rinser@os tpreussen. d e 


Standsmitglieder  und  die  zwei 
Revisoren  wurde  einzeln  abge¬ 
stimmt.  Alle  erhielten  35  Stim¬ 
men  von  35  Wahlberechtigten. 
Als  Vorsitzende  wurde  Sieglin¬ 
de  Langhammer,  als  Stellvertre¬ 
ter  Ingrid  Labuhn,  als  Schrift¬ 
führer  Hilli  Bartkowiak  und  Ka¬ 
rin  Janella  als  Schatzmeister  ge¬ 
wählt.  Die  neuen  Beisitzer  wer¬ 
den  in  der  nächsten  Vorstands¬ 
sitzung  berufen.  Langhammer 
dankte  im  Namen  des  Vorstan¬ 
des  für  das  erwiesene  Vertrau¬ 
en.  Die  Gruppe  möchte  noch 
lange  zum  Erhalt  der  ostpreußi¬ 
schen  Tradition  und  des  Brauch¬ 
tums  beitragen. 

Leipzig  -  Der  BdV  Kreisver¬ 
band  Leipzig  führte  nach  der 
Neuorientierung  die  erste  große 
Veranstaltung  mit  allen  Lands¬ 
mannschaften  durch.  Der  Vor¬ 
sitzende  Peter  Wolf  begrüßte  die 
sehr  zahlreich  erschienenen 
Landsleute  und  zeigte  sich  er¬ 
freut  darüber,  dass  so  viele  der 
Einladung  gefolgt  waren,  ob¬ 
wohl  es  der  erste  warme  Som¬ 
mertag  war.  Als  Gast  nahm  die 
Vorsitzende  der  Gruppe  Grim¬ 
ma/Wurzen,  Helga  Link  teil,  sie 
hatte  die  Mundartsprecherin  El- 
li  Springer  mitgebracht.  In  sei¬ 
nem  Rechenschaftsbericht  wies 
Peter  Wolf  auf  die  Bedeutung 
der  Veranstaltung  hin,  und  dass 
man  mit  dieser  Auftaktver¬ 
sammlung  des  Jahres  2010  über 
die  Lage  und  Situation  des  Ver¬ 
bandes  zu  informieren,  zu  bera¬ 
ten  und  über  die  weitere  Arbeit 
nachzudenken.  Nach  der  Vor¬ 
standswahl  im  Januar  galt  es, 
die  Weichen  neu  zu  stellen.  Pe¬ 
ter  Wolf  informierte  weiter  über 
den  vorgenommenen  Umzug 
aus  der  großen  Geschäftsstelle 
in  ein  kleines  bezahlbares  Büro, 
und  über  die  damit  verbunde¬ 
nen  Schwierigkeiten,  die  ge¬ 


meistert  wurden.  Der  große  Ar¬ 
beitsaufwand  so  eines  Umzugs 
konnte  nur  mit  der  ehrenamt¬ 
lichen  Hilfe  vieler  Landsleute 
bewältigt  werden.  Peter  Wolf 
sprach  allen  Heimatfreunden 
für  ihre  tatkräftige  Unterstüt¬ 
zung  und  Einsatzbereitschaft 
den  herzlichen  Dank  aus  und 
erwähnte  namentlich  auch  die 
fleißigen  Helfer.  „Wenn  auch  im 
kleinen  und  bescheidenen  Rah¬ 
men  geht  die  Arbeit  weiter  und 
die  große  Beteiligung  heute  be¬ 
weist,  dass  alle  Heimatfreunde 
darüber  erfreut  sind.“  Alle 
landsmannschaftlichen  Grup¬ 
pen  haben  jetzt  einen  gemeinsa¬ 
men  Vorstand,  aber  jede  Gruppe 
führt  ihre  eigenen  Aktivitäten 
fort.  Die  Schlesier  machen  ihren 
monatlichen  „Laobernachmit- 
tag“  in  der  Begegnungsstätte  der 
Volkssolidarität  in  der  Prinz-Eu- 
gen-Straße,  dort  trifft  sich  auch 
jeden  Monat  der  Frauenkreis 
der  Ost-  und  Westpreußen.  Die 
Pommern  und  Sudetendeut¬ 
schen  haben  ihre  monatlichen 
Zusammenkünfte  in  der  Begeg¬ 
nungsstätte  „Kregeline“.  Seit 
vielen  Jahren  prägt  der  Chor 
„Lied  der  Heimat“  unter  der 
Leitung  von  Rosa  Wegelin  den 
Leipziger  Verband  und  hat  sich 
bei  vielen  Veranstaltungen  im 
In-  und  Ausland  einen  guten 
Namen  gemacht.  Altersbedingt 
ist  der  Chor  kleiner  geworden, 
aber  die  Freude  am  Singen  ist 
bei  allen  aktiven  Mitgliedern 
noch  immer  groß  und  alle  sind 
mit  dem  Herzen  dabei.  Dafür 
gebührt  dem  Chor  und  seiner 
Leiterin  ein  großes  Dankeschön. 
Auch  für  dieses  Jahr  sind  ver¬ 
schiedene  Auftritte  geplant.  Pe- 
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Prämie  1: _ 

Renaissance-Leuchtglobus 

Das  Renaissance-Kartenbild.  Im  unbeleuchteten  Zustand  fallen  zuerst  die  pergamentfarbenen  Ozeane  auf, 
die  Länder  mit  typischem  Randkolorit  auf  Pergamentfond,  die  Darstellungen  von  Fregatten,  Seeschlangen 
und  einer  Windrose. 

Beleuchtet  sind  die  Entdeckerrouten  von  Christoph  Kolumbus  bis  Magellan  zu  sehen. 

Dieses  Kartenhild  wurde  nach  Originalkarten  aus  dem  16.  Jahrhundert  gestaltet,  zeigt  dabei  dennoch  die 
aktuellen  politischen  Staatsgebiete.  Gesamthöhe  ca.  34  cm 

Atlas  der  Weltgeschichte 

Ein  Atlas  der  Superlative,  der  in  punkto  Wissensvermittlung  Maßstäbe  setzt:  Die  ideale  Verbindung  aus 
Karten-  und  Bildmaterial  sowie  fundierten  Texten  läßt  die  Entwicklung  der  Menschheit  von  ihren  Anfängen 
bis  heute  lebendig  werden.  Zu  jeder  Epoche  hzw.  Region  finden  sich  wertvolle  Hintergrundinformationen 
über  Personen,  Völker,  Ereignisse  und  Kulturen.  Mehr  als  500  farbige,  historisch  genaue  Karten,  1000 
Fotografien  und  Zeichnungen  und  über  400  Zeitleisten  schaffen  visuelle  Klarheit. 


Prämie  2: _ 

Leuchtglobus 

Das  physische  Kartenhild  (unbeleuchtet)  zeigt  detailliert  die  Landschaftsformen  sowie  die  Gebirgszüge  und 
Gehirgsregionen,  die  Tiefebenen,  das  Hochland,  die  Wüsten  und  in  einer  plastischen  Deutlichkeit  durch 
Farbabstufungen  die  Meerestiefen. 

Das  politische  Kartenhild  (beleuchtet)  dokumentiert  in  klarer,  farblicher  Abgrenzung  alle  Staaten  und  die 
verwalteten  Gebiete  unseres  Planeten.  Sichtbar  sind  Flug-,  Schiffahrts-  und  Eisenbahnlinien.  Durch  den  spe¬ 
ziellen  Eindruck  von  Schummerungen  sind  bereits  hier  die  Höhenstrukturen  der  Erde  erkennbar. 
Gesamthöhe  ca.  34  cm 

Meyers  Neuer  Weltatlas 

zeichnet  in  bewährter  digitaler  Präzision  ein  aktuelles  Bild  unserer  Erde:  Optisch  wie  inhaltlich  auf  dem 
neusten  Stand  der  Kartografie,  ist  dieser  moderne  Atlas  -  jetzt  mit  erweitertem  Themen-  und 
Satellitenbildteil  sowie  mit  Länderlexikon  -  ein  unverzichtbares  Nachschlagewerk  für  eine  virtuelle  Reise 
um  die  Welt. 


Schicken  Sie  mir  bitte  die  Preußische  Allgemeine  Zeitung  von  der  nächsten  erreichbaren  Ausgabe  an  für  mindestens  1  Jahr  und  zusätzlich  die  Prämie  für  z.Zt.  nur  EUR  108,-  im  Jahr  (inkl. 
Versandkosten).  Mit  dem  Bezug  der  Preußischen  Allgemeinen  Zeitung  werde  ich  gleichzeitig  Mitglied  der  Landsmannschaft  Ostpreußen.  Gültig  ist  der  jeweils  aktuelle  Bezugspreis.  Die  Prämie  wird 
nach  Zahlungseingang  versandt.  Für  bestehende  oder  Kurzzeitabos  (unter  12  Monaten)  wird  keine  Prämie  gewährt.  Im  letzten  halben  Jahr  waren  weder  ich  noch  eine  andere  Person  aus  mei¬ 
nem  Haushalt  Abonnent  der  Preußischen  Allgemeinen  Zeitung.  Prämienauslieferung  solange  Vorrat  reicht.  Lieferung  nur  innerhalb  Deutschlands. 


Ja,  ich  abonniere  für  mind.  1  Jahr  die  Preußische  Allgemeine  Zeitung  und  erhalte  die  Prämie  Nr.  1 _ oder  Nr.  2  _ I  Bitte  ankreuzen 
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ter  Wolf  sprach  auch  über  die 
aktuelle  finanzielle  Lage,  die 
schwierig  ist  und  größte  Spar¬ 
samkeit  verlangt.  Dankbar  ist 
man  natürlich  für  jede  Unterstüt¬ 
zung  durch  die  Förderung  des 
sächsischen  Innenministeriums 
bei  wichtigen  Veranstaltungen. 
Peter  Wolf  wies  noch  auf  die  Aus¬ 
stellungstische  hin,  auf  denen 
Anschauungsmaterial  aus  der 
Heimat,  Broschüren,  Bücher, 
Chroniken  unter  anderem  für  ei¬ 
nen  kleinen  Preis  angeb oten  wur¬ 
de  und  bat  die  Landsleute,  etwas 
zu  erwerben,  denn  auch  das  hilft 
wirtschaften.  Ein  Verkaufstisch 
des  Preußischen  Mediendienstes 
mit  heimatlicher  Literatur  und 
CDs,  organisiert  von  Fritz  Stramm, 
fand  großen  Zuspruch.  Der  Chor 
„Lied  der  Heimat“  bot  ein  ausge¬ 
wogenes  Programm  mit  Liedern 
aus  Ostpreußen,  Schlesien,  Bran¬ 
denburg  und  Volksliedern.  Die  Re¬ 
zitationen,  dargeboten  von  Conny 
und  Henriette  Gramsch,  Inge 
Scharrer  und  Elle  Springer  waren 
eine  gute  Ergänzung  zum  Liedpro¬ 
gramm.  Edeltraut  Ludwig  gab  ei¬ 
nen  kurzen  Bericht  über  die  Reise 
in  ihre  schlesische  Heimat.  Durch 
den  Nachmittag  führte  in  gewohnt 
gekonnter  Weise  Irmgard  Schäfer. 
Es  war  eine  in  jeder  Beziehung  ge¬ 
lungene  Veranstaltung  und  die 
Landsleute  sparten  nicht  mit  Bei¬ 
fall  und  lobenden  Worten.  Das  tat 
allen  Beteiligten  gut  und  erfreute 
besonders  den  Vorsitzenden  Peter 
Wolf,  dem  hier  an  dieser  Stelle 
auch  ein  großes  Dankeschön  für 
sein  Engagement  ausgesprochen 
werden  soll. 


SACHSEN¬ 

ANHALT 


Vors.:  Bruno  Trimkowski,  Hans- 
Löscher- Straße  28,  39108  Magde¬ 
burg,  Telefon  (0391)  7331129. 


Aschersleben  -  Mittwoch,  14. 
Juli,  14  Uhr,  Treffen  der  Frauen¬ 
gruppe  im  „Bestehornhaus“. 


Dessau  -  Montag,  12.  Juli,  14 
Uhr,  Sommerfest  der  Gruppe  im 
Krötenhof. 

Magdeburg  -  Dienstag,  20.  Ju¬ 
li,  15  Uhr,  Bowling  im  Bowling- 
center  Lemsdorferweg. 


SCHLESWIG¬ 

HOLSTEIN 


Vors.:  Edmund  Ferner.  Geschäfts¬ 
stelle:  Telefon  (0431)  554758,  Wil- 
helminenstr.  47/49,  24103  Kiel. 


Bad  Schwartau  -  Die  Herbst¬ 
fahrt  der  Gruppe  geht  nach 
Walsrode  in  die  Lüneburger 
Heide  zum  Heide-Back-Haus 
mit  einem  „Vollkorn-Seminar“, 
Besichtigung  der  Backstube  und 
Führung,  danach  eine  Komödie 
im  Back-Theater  und  ein  musi¬ 
kalischer  Abschluss  mit  Mitsin- 
gen  und  Schunkeln  -  natürlich 


Ein  Rechtsstreit 


droht! 


Der 

Verkehrs- 

Rechtsschutz 

vom 

ADAC  hilft. 


'Weltweiter  Rechtsschutz  rund  um  Auto, 
‘izeitsport  und  Reisen.  Keine  Selbstbeteiligung. 
Vklusiv  für  ADAC-Mitglieder.  Nur  63,20 €  im  Jahr. 


ADAC 


Weitere  Informationen:  In  jeder  ADAC-Geschäftsstelle, 
'S?  0  180  5101112*  oder  unter  www.adac.de 

*12Cent/Min.  im  dt.  Festnetz 


alles  einschließlich  eines  kräfti¬ 
gen  Mittagessens  und  großen 
Kaffeetrinkens  mit  Heidscher 
Sahnetorte  und  Rahmbutterku¬ 
chen  und  eines  Gastgeschenks. 
Abfahrt  ZOB  Bad  Schwartau,  9 
Uhr,  Preis  alles  inklusive  44  Eu¬ 
ro.  Gäste  sind  wie  immer  herz¬ 
lich  willkommen.  Informationen 
bei  Regina  Gronau,  Promena¬ 
denweg  26,  23611  Bad  Schwar¬ 
tau,  Telefon  (0451)  26706. 

Neumünster  -  Mittwoch,  14. 
Juli,  15  Uhr,  Treffen  der  Gruppe 
im  Cafe  Scheffler. 


Generationswechsel  in  der  »Prussia« 

Hans-Jörg  Froese  wurde  von  der  Mitgliederversammlung  zum  neuen  Präsidenten  gewählt 


Hans-Jörg  Froese  ist  neuer 
Präsident  der  „Prussia-Ge- 
sellschaft  für  Heimatkunde 
Ost-  und  Westpreußens  e.V.  in 
Nachfolge  der  Altertumsgesell¬ 
schaft  Prussia  gegründet  1844  in 
Königsberg“. 

Er  wurde  am  26.  Juni  2010  wäh¬ 
rend  der  Mitgliederversammlung, 
welche  traditionell  im  Museum 
Stadt  Königsberg  in  Duisburg  statt¬ 
findet,  mit  großer  Mehrheit  in  das 
Amt  gewählt.  Der  53-jährige  löste 
den  langjährigen  in  Königsberg  ge¬ 
borenen  Präsidenten  Prof.  Dr. 
Günter  Brilla  ab.  Mit  der  neuen 
Personalie  wurde  der  Generations¬ 
wechsel  an  der  Spitze  von  der  Er¬ 
lebnisgeneration  zu  einem  beken¬ 
nenden  Nachgeborenen  vollzogen. 

Als  weitere  Mitglieder  des  ge¬ 
schäftsführenden  Vorstands  wur¬ 


den  die  bisherigen  Funktionsträ¬ 
ger  wiedergewählt:  stellvertreten¬ 
der  Präsident  Dr.  Lothar  Former, 
Schriftführer  Dr.  Walter  T.  Rix  und 
Schatzmeister  Hartmut  Gramoll. 

Die  Mitgliederversammlung 
brachte  mit  diesem  Votum  auch  ih¬ 
re  Hoffnung  zum 
Ausdruck,  dass 
der  neue  Präsi¬ 
dent  durch  seine 
Funktionen  in  der 
Landsmannschaft 
Ostpreußen  e.V. 
und  in  der  „Stif¬ 
tung  Tolkemita“  die  Prussia  dyna¬ 
misch  weiterentwickeln  und  Syn¬ 
ergieeffekte  verstärkt  nutzen  wird. 
„Bewährtes  gilt  es  zu  erhalten, 
hierzu  gehören  auch  die  Veranstal¬ 
tungen  in  Duisburg,  parallel  dazu 
soll  ein  zweites  zukunftsfähiges 


Standbein  im  Berliner  Raum  er¬ 
richtet  werden.  Dabei  gilt  es  sich 
konsequent  an  dem  Zweck  der 
Satzung  zu  orientieren:  (1)  „die  Be¬ 
deutung  und  die  kulturellen  Leis¬ 
tungen  Altpreußens  als  Bestand¬ 
teil  der  Kultur  Ostdeutschlands 

der  Öffentlichkeit 
zu  vermitteln,  sie 
sichtbar  zu  ma¬ 
chen  und  zu  pfle¬ 
gen“  sowie  (2) 
„Dokumente, 
Gegenstände  und 
sonstige  Unterla¬ 
gen  aus  dem  Bereich  Altpreußens 
zu  sammeln,  zu  archivieren,  nach¬ 
zuweisen  und  nutzbar  zu  ma¬ 
chen“,  sagte  Froese  und  ergänzte: 
„Dafür  ist  harte  Arbeit  nötig.“ 

Mit  den  noch  zu  bestellenden 
künftigen  Beisitzern  soll  ein  fach¬ 


kundiges  Team  die  Erreichung  der 
ehrgeizigen  Ziele  unterstützen. 
Wer  genau  dazugehört,  war  noch 
nicht  zu  vernehmen. 

Die  Mitgliederversammlung  als 
höchstes  Gremium  votierte  ein¬ 
stimmig  dafür,  Prof.  Dr.  Brilla  auf¬ 
grund  seiner  Verdienste  zum  Eh¬ 
renmitglied  zu  ernennen. 

Man  dankte  dem  bisherigen  Prä¬ 
sidenten  für  seine  langjährige  Ar¬ 
beit  für  die  Heimat  im  In-  und 
Ausland  und  wünschen  dem  neu¬ 
en  Vorstand  viel  Erfolg  bei  den 
Aufgaben,  die  vor  ihm  liegen.  PAZ 

Mit  der  Bitte  um  Beachtung  für  Ih¬ 
ren  Schriftverkehr:  neue  Post¬ 
adresse:  14542  Werder-Havel, 
Phöbener  Chausseestr.  10,  E-Mail: 
prussia. gesellschaft 
@googl  email.  com 


Mit  ehrgeizigen 
Zielen  neuen 
Schwung  bekommen 


Schimpfen  muss  man  können 

So  ein  Schlubberchen  zu  viel  kann  schon  für  Aufregung  sorgen 


Sie  waren  wohl  beide  etwas 
beduselt,  denn  sie  prallten 
mit  einiger  Wucht  aufeinan¬ 
der,  als  sie  aus  zwei  sich  gegenüber¬ 
liegenden  Gasthäusern  kamen,  wo 
es  steifen  Grog  gab  und  süffigen  Bä¬ 
renfang  ebenso.  Deshalb  lief  der  Zu¬ 
sammenstoß  auch  recht  glimpflich 
ab.  Ereignet  hatte  er  sich  seinerzeit 
auf  dem  Marktplatz  von  Neiden- 
burg,  der  südlichsten  Kreisstadt 
Ostpreußens. 

Der  eine  war  Viehhändler  und 
hörte  auf  den  Namen  August  Wro- 
bel;  der  andere  hieß  Heinrich  Doli- 
wa,  Besitzer  eines  ansehnlichen 
Bauerngutes  in  dem  nahegelegenen 
Ort  Grünfließ.  Man  sah  ihnen  an, 
daß  sie  es  keineswegs  nötig  hatten, 
an  fester  wie  auch  flüssiger  Nah¬ 
rung  zu  sparen.  Waren  somit  auch 
gut  gepolstert  alle  zwei  und  taten 
sich  deshalb  kaum  weh  bei  der  un¬ 
freiwilligen  Kollision. 


Dennoch  legte  dieser  August 
Wrobel  -  dem  anscheinend  gerade 
eine  Laus  über  die  Leber  lief  -  so¬ 
fort  empört  los:  „Wohl  ein  Schlub¬ 
berchen  zu  viel  hinter  die  Binde  ge¬ 
gossen,  was?  Oder  hat  man  keine 
Glotzerchen  im  Kopf?“ 

Heinrich  Doli- 
wa,  der  Agrarier, 
ließ  sich  nicht  lan¬ 
ge  lumpen:  „Da 
soll  doch  gleich 
Perkunos  mit  dem 
Blitz  dreinschla¬ 
gen!  Rempelt  mich 
an,  so  ein  dreibastiger  Lachodder, 
und  denn  soll  ich  auf  einmal  schuld 
sein.“ 

„Aber  jawoll  doch“,  kam  es 
prompt  zurück,  „kann  nich’  auswei- 
chen,  wenn  einer  kommt,  sondern 
muß  drauflosstürmen  wie  ein 
dammlicher  Pomuchelskopp!“ 

„Na,  so  ein  Dämlack  aber  auch“, 


fauchte  sein  Kontrahent,  „tut  mich 
piesacken,  weil  er  kraucht  wie  ein 
Blinder  und  nich’  achtgibt  auf  an¬ 
ständige  Menschen.“ 

„Auf  Menschen  schon“,  lautete 
die  Entgegnung,  „aber  so  ein  mick¬ 
riger  Gnurpel  ist  leicht  zu  überse¬ 
hen.  Stellt  ja  nich 
mehr  vor  als  so  ein 
krummgewachse¬ 
ner  Kaddig.“ 

„Wer  so  was  sagt, 
ist  nuscht  weiter 
als  ein  Schubjak“, 
ließ  sich  nun  der 
Viehhändler  vernehmen.  „Man 
könnt  ihn  halten  für  einen  Lorbaß, 
wo  erwachsene  Männer  ausschä¬ 
men  will.“  Die  Worte  klangen  ent¬ 
rüstet,  doch  die  rötlich  angelaufene 
Nase  des  Sprechers  kräuselte  sich 
belustigt.  Natürlich  bemerkte  das 
auch  der  Herr  Hofbesitzer  und 
meinte  deshalb  in  versöhnlichem 


Ton:  „Hab’  gedacht,  eigentlich  noch 
einen  ,kreetschen  Lulatsch4  loszu¬ 
schicken.  Aber  aus  reiner  Erbar- 
mung  werd’  ich  das  sein  lassen.“ 

„Nuscht  einzuwenden“,  erklärte 
Viehhändler  Wrobel.  „Haben  uns 
doch  nu  schön  ausgesprochen, 
oder?  Und  da  mein’  ich,  sie  muss 
bißchen  begossen  werden,  die  neue 
Bekanntschaft.“ 

„Das  ist  mal  ein  Wort,  Männ¬ 
chen“,  stimmte  Heinrich  Doliwa  zu. 
„Und  ich  schlage  vor  zu  diesem 
Zweck  den  , Mühlenkrug“,  liegt 
gleich  ums  Eck  am  Marktplatz  und 
schenkt  aus  einen  Rotspon,  nach 
dem  sich  jeder  die  Fingerchen 
leckt.“ 

August  Wrobel  nickte  nur:  „Wor¬ 
auf  denn  noch  warten?“  Und  ein¬ 
trächtig  setzten  sich  die  gewesenen 
Kontrahenten  in  Bewegung,  um 
die  erwähnte  Restauration  anzu¬ 
steuern.  Heinz  Kurt  Kays 


Ein  Lachodder 
trifft 

einen  Dämlack 


am  Arm 
getragene 
Schutz¬ 
waffe 


Herren¬ 
schoß¬ 
rock 
(Kzw.) 
— W~ 


Kraft¬ 

wagen¬ 

fahrer 


Gemahlin 

Lohen¬ 

grins 


dt.  Kfz- 
Pionier 
(Gottlieb) 


Nadel-  ^ 
bäum 


Welt¬ 

meer 


dänische 

Stadt 

auf 

Fünen 


Bruder, 

Ordens¬ 

bruder 

(lat.) 


kleine¬ 

rer 

Umweg, 

Bogen 


italie¬ 

nische 

Wein¬ 

stadt 


Klei¬ 

dungs¬ 

stück 


unauf¬ 

dringlich 


benach¬ 

bart, 

nicht 

weit 

— ▼ 


wage¬ 

mutig, 

beherzt 


ital. 

Barock¬ 

maler 

(Guido) 


Alpental 
in  Tirol 


japani¬ 

scher 

Reis¬ 

wein 


scherzh. 

brum¬ 

miger 

Mensch 


Stimm¬ 

zettel¬ 

behälter 


europä¬ 

ischer 

Strom 


Ein¬ 
steller,  ^ 
Steuer-  “ 
gerät 


Wachs-, 

Talglicht 


hohe 

Tempe¬ 

ratur 


Baum¬ 

teil 


Vorfahr 


ein 

Regie¬ 

rungs¬ 

mitglied 


hörbar 
sieden,  ^ 
auf-  r 
wallen 


Grill; 

Kamin¬ 

gitter 


Kunst¬ 
flugfigur 
(engl.) 


J - 


Gesichts¬ 

farbe 


Zier¬ 

pflanze 


aus¬ 

legen, 

erklären 


Ritter 

am 

Artushof 


Kranken¬ 
beschei-  ► 
nigung 


trocken, 

sachlich 


Einfrie¬ 
dung, 
Gatter 


im 

Stillen, 

unbe¬ 

merkt 


Haar¬ 

kringel 


große 

Tür, 

Einfahrt 


Turn¬ 

übung 


Musik: 
an  keine 
Tonart 
gebunden 


oberster 
Teil  des 
Getreide¬ 
halms 

— ▼ 


Verstoß 

gegen 

göttliche 

Gebote 

▼ — 


junger 

See¬ 

hund 


von 

Sinnen, 

außer 

sich 


Anrede 
für  einen 
engl. 
Adligen 
— T — 


musika¬ 

lisches 

Werk 


am 

Tages¬ 

ende 


engl. 

Adels¬ 

titel: 

Graf 

Y~ 


Zierlatte 

— ▼ 


6 

9 

1- 

5 

Z 

8 

8 

8 

p 

8 

8 

8 

9 

P 

6 

Z 

1- 

5 

P 

Z 

S 

8 

z 

6 

9 

8 

L 

1- 

6 

8 

8 

P 

S 

8 

9 

Z 

P 

8 

8 

9 

S 

l 

6 

Z 

9 

S 

8 

1- 

6 

z 

P 

8 

8 

S 

6 

9 

P 

1- 

8 

8 

Z 

3 

8 

P 

L 

8 

9 

8 

s 

6 

8 

8 

L 

6 

8 

8 

9 

p 

l 

Greif¬ 

vögel, 

Aas¬ 

resser 


Präsident 
der  USA  ^ 
(Jimmy) 


Wett¬ 

kampf¬ 

stätte; 

Manege 

— ▼ 


oberhalb 

von 

etwas 


:n>[opns 


8unpu8jqi8y\  -  Sunsay  -g  ‘snpuqq  ’f 
‘0UIMBq  •£  ‘I0Z0J9  • Z  ‘ui 0I0y\  :0p05[SI0J^ 

U0q0n)j  Jaqiaq 
-  jaddijq  -g  Tassajy  -g  ‘soqqag  ‘auaiig  •£ 
qnuiqa j\/\  'z  ‘qpqM  ’X  qasjBJjmioSmQ 


Sport¬ 

fischer 


aus 

tiefstem  ► 
Herzen 


reizen 


asia- 

tischer  ► 
Halbesel 


1 

“1 

3 

3 

a 

i 

■ 

O 

V 

1 

1 

1 

V 

N 

V 

■ 

a 

0 

d 

o 

■ 

H 

3 

1 

1 

V 

1 

3 

l/\l 

n 

V 

a 

■ 

N 

V 

M 

1 

A 

■ 

O 

5 

1 

3 

N 

1 

H 

■ 

l/M 

V 

S 

a 

3 

d 

3 

H 

3 

s 

N 

■ 

N 

0 

i 

O 

3 

d 

fächer¬ 

förmige 

Fluss¬ 

mündung 


Fluss  z. 
Rhein, 
aus  der 
Eifel 

— V 


So  ist’s 
richtig: 


Bezirk, 

Gegend 


wortge¬ 

wandt, 

sprach- 

gewaltig 


Industrie¬ 

arbeiter 

(ugs.) 


gleich¬ 
förmiger 
Ablauf 
im  Leben 


fried¬ 

licher 

Zustand 


Dünge¬ 

mittel, 

Pflanzen¬ 

nährstoff 


griechi¬ 

sche 

Sporaden- 

insel 

— T — 


Abk.  für 
Auswär¬ 
tiges 
Amt 

— ▼ 


Kfz- 

Zeichen 
Landsberg 
am  Lech 
— T — 


Staat  in 
West¬ 
afrika 


Zaren¬ 

name 


Be¬ 

sucher 


Wurfseil, 
Wurf-  ^ 
schlinge 


zuste¬ 
hende 
Menge, 
Quantum 
— T — 


Sohn 
des  Aga¬ 
memnon 


Acker¬ 

grenze 


mexika¬ 
nischer  ► 
Indianer 


persönl. 

Fürwort 

(dritte 

Person) 


Eigen¬ 

schaft, 

Wesens¬ 

merkmal 


Stern  im 
Sternbild 
Walfisch 


Pfeifen¬ 

tabak 


von 

draußen 

nach 

drinnen 


derb,  rau^ 


nur 

geistig 

vor¬ 

handen 


Mühsal, 

Qual 


Ge¬ 

räusch 

der 

Grille 


weise, 

gescheit 


Küsten¬ 
staat 
Brasi¬ 
liens 
— W~ 


Kreuzes¬ 

inschrift 


Nach- 

lass- 

emp- 

fänger 

— 


eine  Zahl 


Fleck; 

Zeichen 


Gebäu¬ 
deteil,  ► 
Zimmer 


franz. 

weib¬ 

licher 

Artikel 


PAZ10  27 


Sudoku 


1 

4 

8 

3 

6 

7 

2 

5 

4 

7 

1 

8 

7 

1 

5 

6 

8 

3 

2 

5 

4 

2 

9 

8 

4 

9 

6 

4 

3 

6 

9 

Lösen  Sie  das  japanische 
Zahlenrätsel:  Füllen  Sie 
die  Felder  so  aus,  dass 
jede  waagerechte  Zeile, 
jede  senkrechte  Spalte 
und  jedes  Quadrat  aus 
3  mal  3  Kästchen  die 
Zahlen  1  bis  9  nur  je  ein¬ 
mal  enthält.  Es  gibt  nur 
eine  richtige  Lösung! 


Diagonalrätsel 

Wenn  Sie  die  Wörter  nachstehender 
Bedeutungen  waagerecht  in  das  Dia¬ 
gramm  eingetragen  haben,  ergeben 
die  beiden  Diagonalen  zwei  Jungtiere. 

1  Werk 

2  leichte  Trauer 

3  Alarmgerät 

4  Herrenjackett  (Mz.) 

5  Teil  des  Essbestecks 

6  Verbindungsstück 


Kreiskette 

Die  Wörter  beginnen  im  Pfeilfeld  und  laufen  in  Pfeilrichtung  um  das  Zahlen¬ 
feld  herum.  Wenn  Sie  alles  richtig  gemacht  haben,  nennen  die  elf  Felder  in 
der  oberen  Figurenhälfte  ein  anderes  Wort  für  Unfähigkeit  zur  Einsicht. 

1  Interessensgemeinschaft,  2  Klubjacke,  3  stürzende  Schneemasse,  4  Anhän¬ 
ger  einer  Weltreligion  (Mz.),  5  Nahrung  des  Wildes 


Allgemeine  Reitling 


Lebensstil 


Nr.  27  -  10.  Juli  2010 


Für  Sie  gelesen 


Das  große  Kneipensterben 

Die  einst  beliebten  Lokale  finden  immer  weniger  Kundschaft  -  Fast-Food-Ketten  füllen  die  Lücken 


Immer  mehr  Eckkneipen  und 
Wirtshäuser  verschwinden  aus 
den  Stadtbildern.  Die  einstigen 
Zentren  der  Kommunikation  und 
des  gesellschaftlichen  Lebens 
werden  geschlossen,  weil  kaum 
noch  Kundschaft  kommt.  Ein 
Trend,  der  in  fast  ganz  Mitteleuro¬ 
pa  zu  beobachten  ist. 

Schlatt  ist  ein  idyllisches  Dorf 
am  Rande  der  Schwäbischen  Alb 
gegenüber  dem  Stammsitz  der 
Preußen,  der  stolzen  Burg  Hohen- 
zollern.  Früher  hatte  die  Gemein¬ 
de  600  Einwohner  und  fünf  Wirts¬ 
häuser,  heute  beherbergt  sie  900 
Bewohner  und  besaß  lange  Jahre 
kein  einziges  Lokal  mehr.  Erst  vor 
kurzem  wagte  sich  ein  junger 
Wirt  aus  dem  Nachbarweiler  Beu¬ 
ren  wieder  hinter  einen  Tresen 
und  betreibt  seitdem  das  Restau- 

Von  Irland  bis  ins 
Schwabenland 
Zapfhahn  abgedreht 

rant  „Zum  Hannes“  in  den  Räu¬ 
men  des  früheren  „Schützen“. 

Wehmütig  erinnern  sich  die 
älteren  Bewohner  an  die  Lokale 
ihrer  Jugend,  die  „Sonne“,  das 
„Lamm“,  den  „Schützen“,  die 
„Rose“  und  den  „Kühlen  Grund“ 
-  Stätten  gemeinsamer  Fröhlich¬ 
keit  und  Feste,  Treffpunkte  mit 
Stammtischen,  an  denen  Nach¬ 
richten  getauscht  und  Lokalpoli- 
tik  gemacht  wurde.  Die  Wirtshäu¬ 
ser  waren,  wie  überall  in  deut¬ 
schen  Landen,  Zentren  der  Kom¬ 
munikation  und  des  Gemeindele¬ 
bens  und  für  so  manchen  auch 
„verlängertes  Wohnzimmer“. 

Das  alles  war  einmal  und 
Schlatt,  aus  dem  seit  den  60er 
Jahren  nach  und  nach  die  traditio¬ 
nellen  kleinbäuerlichen  Betriebe 
verschwanden,  ist  heute  Gemein¬ 
deteil  der  Kleinstadt  Hechingen 
und  kann  als  Beispiel  eines 
Trends  dienen,  der  fast  ganz 
Mittel-  und  Westeuropa  erfasst 
hat:  das  große  Kneipensterben. 

Ob  es  sich  um  die  gemütlichen 
Pubs  der  Irischen  Insel  oder  des 
benachbarten  Großbritannien 


handelt  oder  die  Bistros  der  Fran¬ 
zosen,  die  Cafeterien  auf  dem  ita¬ 
lienischen  Stiefel  oder  die  rheini¬ 
sche  Stehbierkneipe,  die  neue 
Zeit  hat  zu  einem  teilweise  dra¬ 
matischen  Sterben  kleiner  Lokale, 
wie  etwa  der  berühmten  Berliner 
Eckkneipen  an  fast  jeder  Straßen¬ 
kreuzung,  geführt.  Mit  diesen 
Institutionen  des  sprichwört¬ 
lichen  kleinen  Mannes  stirbt  aber 


auch  eine  jahrhundertealte  Kul¬ 
tur,  als  die  Menschen  noch  nicht 
vor  den  Fernsehapparaten  saßen 
und  ihr  Lebens-  und  Heimatge¬ 
fühl  aus  der  nachbarschaftlichen 
Unterhaltung  schöpften.  Klagte 
etwa  Michael  Gramberg,  lange 
Jahre  im  ARD -Büro  Paris  tätig: 
„Ein  Bistro  nach  dem  anderen 
verschwindet  und  muss  Fast- 
Food-Palästen  weichen.  Die 
Gemütlichkeit  in  den  Arrondisse¬ 
ments  ist  dahin,  der  Patron  mit 
der  Baskenmütze  und  das  Treffen 
zum  sonntäglichen  Pastis  mit 


Bekannten  und  Freunden  gehört 
einer  vergangenen  Epoche  an.“ 
Tristesse  am  Tresen:  Allein  in 
Paris  wurde  im  vergangenen  Jahr 
in  2000  Bistros  der  Zapfhahn 
abgedreht. 

Die  Zahlen  sprechen  für  sich:  In 
England  schließen  im  Schnitt 
mindestens  sechs  Kneipen  am  Tag 
oder  -  wie  2009  -  mehr  als  55  die 
Woche,  stellte  die  „British  Beer 


and  Pub  Association“  fest.  Setze 
sich  der  Trend  fort,  so  würde  es 
im  Vereinigten  Königreich  2037 
keine  Pubs  mehr  geben.  Noch  exi¬ 
stieren  immerhin  rund  57  000  der 
Bierschwemmen,  doch  schon 
2009  machten  gleich  2000  der 
traditionellen  Kneipen  dicht, 
rund  20  000  Arbeitsplätze  gingen 
verloren.  Ähnliches  gilt  für 
Irland,  in  dem  das  Pub  geradezu 
zur  nationalen  Identität  gehörte. 
Jeden  Tag  schließt  eines  der  Tradi¬ 
tionshäuser,  15  000  Arbeitsplätze 
gingen  seit  2001  verloren.  In  den 


nächsten  drei  Jahren  wird  für 
jährlich  350  Kneipen  mit  dem 
Aus  gerechnet.  Das  typische 
Guinness-Pub  könnte  es  bald  nur 
noch  im  Ausland  geben. 

Das  Szenario  ist  überall  dassel¬ 
be,  die  Gäste  bleiben  aus,  der 
Umsatz  bricht  ein,  die  Einnahmen 
reichen  nicht  mehr,  um  die  hohe 
Pacht  zu  berappen.  Von  den  gut 
200  000  französischen  Bistros  vor 


50  Jahren  sind  gerade  noch 
36  000  übrig  geblieben.  Sogar  in 
Europas  heimlicher  Bierhaupt¬ 
stadt  München  grassiert  die  Seu¬ 
che.  Beliebte  Lokale  wie  die 
Schwabinger  „7“,  die  „Koralle“ 
und  das  „Kings  and  Queens“ 
gehören  der  Vergangenheit  an,  in 
Hamburg  und  Berlin  sieht  es 
nicht  viel  anders  aus. 

Als  Beispiel  mag  der  Prenzlauer 
Berg  in  der  Bundeshauptstadt 
dienen.  Alteingesessene  sprechen 
von  der  „Yuppiesierung“  ihres 
Viertels,  in  dem  eine  der  alteinge¬ 


sessenen  Kaschemmen  nach  der 
anderen  modernen  Läden,  Cof- 
feeshops  oder  Fast-Food-Tempeln 
weichen  muss.  Ähnliches  kenn¬ 
zeichnet  die  Situation  am  Ham¬ 
burger  Hafen  oder  an  der  Sün¬ 
denmeile  Reeperbahn:  Alte  See¬ 
fahrerkneipen,  in  denen  schon 
Jan  Maat  aus  der  Ära  der  Segel¬ 
schiffe  verkehrte,  mussten  Büro¬ 
palästen  oder  Schicki-Micki-Bars 
Platz  machen. 

Der  Deutsche 
Hotel-  und  Gaststät¬ 
tenverband  Dehoga 
registrierte  in  den 
Jahren  2005  bis  2008 
einen  Schwund  der 
Schankwirtschaften 
um  12,9  Prozent,  was 
im  Vergleich  zu 
anderen  Sparten  der 
Gastronomie  ein 
„signifikanter  Rück¬ 
gang“  sei.  Im  Jahr 
2008  existierten  in 
deutschen  Landen 
noch  38  549  solcher 
Beizen.  Nach  Schät¬ 
zungen  des  Verban¬ 
des  dürften  jährlich 
1300  „Bewirtungs¬ 
stätten  mit  Aus¬ 
schank  von  Geträn¬ 
ken  zum  Verzehr  an 
Ort  und  Stelle“  ver¬ 
schwinden,  wie  der 
offizielle  Fachaus¬ 
druck  für  das  heißt, 
was  beispielsweise 
die  Schweizer  als 
„Spunten“  bezeich¬ 
nen  und  dessen  Ver¬ 
schwinden  sie  eben¬ 
falls  bedauern. 

Die  Gründe  sind 
vielfältig  und  reichen  vom  Rauch¬ 
verbot  bis  zum  Aussterben  der 
Stammgäste,  für  die  keine  Jugend 
nachwächst,  weil  sie  anderen 
Interessen  nachgeht,  von  Überal¬ 
terung  des  Wirtspaares  sowie  zu 
hohen  Pachten  und  Auflagen  bis 
zu  exorbitanten  Alkoholsteuern, 
von  den  Auswirkungen  der  Wirt¬ 
schaftskrise  mit  Kurzarbeit  und 
Niedriglohnjobs  bis  zu  der  Tatsa¬ 
che,  dass  etwa  McDonalds  oder 
Burger  King  höhere  Mieteinnah¬ 
men  garantieren. 

Joachim  Feyer abend 


Eine  Insel  -  ein 
Kontinent 

Das  Rauschen  der  Wellen  ist 
noch  in  den  Ohren,  der  Duft 
von  Thymian  und  Oregano  noch 
in  der  Nase,  der  Geschmack  von 
Olivenöl  und  Schafskäse  noch  auf 
der  Zunge,  als  das  neue  Merian- 
Heft  „Kreta“  auf  dem  Schreibtisch 
der  Rezensentin  landet.  Wenn 
auch  der  Urlaub  schon  wieder  ein 
paar  Tage  her  ist,  der  raue  Charme 
Kretas  ist  unvergänglich,  das  wird 
jeder  Freund  dieser  Insel  bestäti¬ 
gen.  Der  langjährige  Besucher  die¬ 
ser  größten  griechischen  Insel 
wird  auch  bestätigen,  dass  man 
immer  ein  Stück  von  Kreta  mit¬ 
nimmt  nach  Hause,  wo  immer  das 
liegen  mag. 

Kreta  ist  nicht  Zorbas,  ist  nicht 
Sirtaki,  Kreta  ist  ...  Ja,  was?  Jeder 
wird  sein  eigenes  Kreta  auf  der 

Insel  finden. 
Im  Norden 
sucht  man 
Vergnügen 
und  Spaß 
und  findet 
Diskos,  Par¬ 
tys,  Strand¬ 
leben.  Im 
Süden  gibt 
es  die 

schroffe 
Bergwelt  und  ursprüngliche  Men¬ 
schen.  In  der  Mitte  schließlich 
allerhand  Kultur.  Das  Merian-Heft 
ist  für  alle  gleichermaßen  wertvoll 
und  informativ.  Selbst  der  Kreta- 
Kenner  wird  auch  hier  noch  etwas 
Neues  erfahren,  und  der  „Anfän¬ 
ger“  wird  behutsam  auf  die  vielen 
Möglichkeiten  hingewiesen,  Kreta 
zu  genießen.  Klöster  und  die  Reste 
minoischer  Paläste,  traumhafte 
Strände,  zerklüftete  Schluchten, 
Dörfer,  in  denen  die  Zeit  stehen- 
geblieben  zu  sein  scheint,  Städte 
voll  pulsierenden  Lebens  -  all  das 
hat  die  Insel  zu  bieten,  eine  Insel, 
von  der  die  Kreter  sagen,  sie  sei 
ein  eigener  Kontinent.  Das  Meri- 
an-Heft  gibt  eine  stimmungsvolle 
Einführung.  os 

Merian  „ Kreta “,  Jahreszeiten  Ver¬ 
lag,  Hamburg  2010,  132  Seiten, 
davon  21  Seiten  Info  teil  mit  einer 
ausfaltbaren  Landkarte,  7,95 
Euro 


Verlust:  Eckkneipen  wie  diese  in  Berlin-Moabit  verschwinden  immer  mehr  aus  dem  Stadtbild. 


Bild:  Internet 


»Griechenland  braucht  den  Tourismus« 


Wie  Einheimische  mit  der  Krise  umgehen  und  was  sie  von  der  Sparpolitik  der  Regierung  halten  -  Ein  Reisebericht  aus  Kreta 


Die  Bilder  der  brennenden 
Bank  in  Athen  gingen  um 
die  Welt.  Demonstranten 
hatten  das  Gebäude  angezündet, 
dabei  waren  drei  Menschen  ums 
Leben  gekommen.  Grund  der 
Unruhen  waren  die  drastischen 
Sparmaßnahmen,  welche  die  in 
finanzielle  Schieflage  geratene 
griechische  Regierung  angekün¬ 
digt  hatte.  Vorgesehen  sind  unter 
anderem  Gehaltskürzungen,  Ren¬ 
tenkürzungen  und  Steueranhe¬ 
bungen.  Unruhig  wurden  auch 
deutsche  Bürger.  Die  Finanzmini¬ 
ster  der  Eurozone  hatten  Grie¬ 
chenland  Kredite  in  Höhe  von 
110  Milliarden  Euro  zugesagt.  80 


Urlauber  fürchten 
Unruhen 


Milliarden  Euro  übernehmen  die 
Staaten  der  Währungsunion;  22,4 
Milliarden  davon  sind  der  deut¬ 
sche  Anteil.  „Was  macht  ihr  mit 
unserem  Geld?“,  fragen  Grie¬ 
chenland-Urlauber  mit  Sorge  ihre 
Gastgeber.  Andere  überlegen  es 
sich  reiflich,  ob  sie  überhaupt  in 
das  Krisenland  fahren  sollen.  „Sie 
fragen  extra  bei  uns  an,  ob  es  hier 


auch  Unruhen  gibt?  Ob  es  wirk¬ 
lich  sicher  ist“,  wundert  sich  Gabi 
Koukounaraki,  die  mit  ihrem 
Mann  Theo  in  Frangokastello, 
einem  kleinen  Dorf  an  der  Süd¬ 
küste  Kretas,  das  Restaurant  „Blue 
Sky“  und  eine 
Appartmentver- 
mietung  betreibt. 

„Wir  weisen  dann 
darauf  hin,  dass 
es  bei  uns  auf  der 
Insel  ganz  ruhig 
ist,  die  Unruhen, 
wenn  überhaupt, 
sich  auf  Athen 
beschränken.  Sie 
schaden  uns  sehr 
mit  diesen  Akti¬ 
vitäten.  Der  Tou¬ 
rismus  ist  doch 
die  letzte  Einkom¬ 
mensquelle,  die 
Gr ie  chenland 
hat.“ 

Auch  Aristote¬ 
les  Perrakis  blickt 
sorgenvoll  in  die 
Zukunft.  „Die 
Buchungen  sind 
in  diesem  Jahr  um 
zehn  Prozent 
zurückgegangen“, 
sagt  der  Grieche, 


der  seit  gut  zehn  Jahren  das 
Aparthotel  „Stavris“  in  Frangoka¬ 
stello  bewirtschaftet.  „Dabei  kön¬ 
nen  wir  noch  von  Glück  sagen,  in 
Athen  sind  die  Buchungen  in  den 
großen  Hotels  um  40  Prozent 


zurückgegangen.  Wir  hoffen 
weiterhin  auf  unsere  Stammgäste, 
die  Sfakia-Leute,  die  diese  Land¬ 
schaft  lieben.“ 

Gabi  Koukounaraki  sagt:  „Es  ist 
nicht  leicht  geworden.  Wir  müs¬ 


Information 
Gespräch  mit 


aus  erster  Hand:  PAZ-Redakteurin  Silke  Osman  (rechts)  im 
Theo  und  Gabi  Koukounarakis  auf  Kreta. 


Bild:  R.  Osman 


sen  mehr  Steuern  zahlen,  die 
Preise  sind  gestiegen.  Allein  das 
Benzin,  es  kostet  mittlerweile  bis 
zu  1,62  Euro.  Wir  müssen  teuer 
einkaufen,  aber  wir  geben  die 
Preise  nicht  an  unsere  Kunden 
weiter.  Wir  müssen  jetzt  halt  klei¬ 
nere  Brötchen  backen,  aber  wir 
schaffen  das“,  sagt  die  blonde 
Düsseldorferin,  die  seit  mehr  als 
zwei  Jahrzehnten  in  dem  stillen 
Dorf  lebt  und  arbeitet,  zuversicht¬ 
lich.  „Wichtig  ist,  dass  auch  reiche 
Leute  endlich  zur  Kasse  gebeten 
werden  und  Steuern  zahlen.“ 

„Der  Staat  überprüft  jetzt,  ob 
das  Vermögen  auch  dem  Einkom¬ 
men  entspricht“,  erklärt  Theo 
Koukounarakis.  „Da  hat  einer 
zwei  dicke  Autos,  ein  Wochen¬ 
endhaus  und  eine  teure  Eigen¬ 
tumswohnung,  er  verdient  offi¬ 
ziell  aber  viel  weniger,  da  muss 
doch  was  faul  sein.“ 

Schnell  fällt  auch  das  Zauber¬ 
wort  „Fakelaki“  (wörtlich  über¬ 
setzt  heißt  Fakelako  Umschlag, 
Briefumschlag;  Fakelaki  ist  ein 
kleiner  Briefumschlag).  Gabi  und 
Theo  schmunzeln,  werden  aber 
rasch  wieder  ernst.  „Wenn  du  eine 
wichtige  Operation  brauchst  und 
du  willst  von  einem  guten  Arzt 
behandelt  werden,  dann  brauchst 


du  Fakelaki.  Du  gibst  ihm  ein  paar 
Scheine,  dann  bekommst  du  die 
Operation,  wenn  nicht,  dann  ...“ 
Theo  zieht  schicksalergeben  die 
Schultern  hoch  und  hebt  die 
Hände  gen  Himmel.  „Auch  wenn 
du  einen  Kredit  brauchst  und  zur 
Bank  gehst“,  ergänzt  Gabi,  „und 
du  kennst  keinen,  dann  gibt  es  gar 

»Fakelaki«  ist 
das  Zauberwort 

nichts.  Da  hilft  dann  auch  ein 
Fakelaki.“ 

Das  muss  sich  alles  ändern,  da 
sind  sich  beide  einig.  „Der  Papan¬ 
dreou  macht  einen  guten  Job,  er 
macht  reinen  Tisch,  auch  wenn  er 
dann  nicht  wiedergewählt  wer¬ 
den  wird.“  Gabi  schüttelt  den 
Kopf.  „Die  Leute  sind  eben 
ahnungslos,  der  kleine  Mann 
weiß  nicht,  was  da  alles  abgelau¬ 
fen  ist.“ 

Es  ist  heiß  in  diesen  Tagen  auf 
Kreta.  30  Grad  Celsius  und  mehr 
machen  selbst  den  Einheimi¬ 
schen  zu  schaffen.  Die  Hitze 
kommt  aus  Afrika,  sagen  sie,  die 
Krise  aber  aus  Athen. 

Silke  Osman 
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Mord  ist  sein 

Beruf 

Ein  Kommissar  packt  aus 


Wer  er¬ 
innert  sich 
nicht  an 

Jessica  Fletcher,  die  US-Antwort 
auf  Miss  Marple  aus  der  beliebten 
Fernsehserie  „Mord  ist  ihr  Hobby“? 

Folge  um  Folge  löst  die  sympathi¬ 
sche  Krimiautorin  und  Hobby- 
Schnüfflerin  schwierige  Fälle  dank 
ihrer  Kombinationsgabe.  Bei  Ri¬ 
chard  Thiess  ist  es  _ 

anders  herum:  ^  .  TyiT  . 

Mord  ist  sein  Be-  Grauen  in  Worte  zu 
ruf.  Ais  Leiter  ei-  fassen,  half  dem  Autor 

ner  Münchener 
Mordkommission 


dringend  Tatverdächtigen  fest:  ein 
Obdachloser,  der  sich  in  seinen 
Aussagen  immer  weiter  in  Wider¬ 
sprüche  verstrickt.  Das  Kind  hatte 
ausgesagt,  der  Mann  habe  ein  „grü¬ 
nes  Hemd  mit  zwei  Knöpfen“  ge¬ 
tragen.  Bei  der  Vernehmung  sitzt 
dem  Kommissar  ein  Mann  in  grü¬ 
nem  Hemd  mit  zwei  Hornknöpfen 
gegenüber.  Der  Fall  scheint  eindeu- 

_  tig.  Doch  die 

DNS -Analyse  be¬ 
weist,  der  Ob¬ 
dachlose  kann 
keinesfalls  der  Tä¬ 
ter  sein.  „Erst 


hat  er  in  seiner  Freizeit  das  Schrei¬ 
ben  für  sich  entdeckt.  Während 
seine  Kollegen  nach  Dienstschluss 
ein  Bier  trinken  gingen,  verschanz¬ 
te  sich  Thiess  in  seinem  Keller  am 
Computer.  Das  Grauen  der  Ermitt¬ 
lungen  in  Worte  zu  fassen  half  ihm, 
die  Erlebnisse  zu  verarbeiten  und 
nachts  ruhiger  zu  schlafen. 

Herausgekommen  sind  28  fes¬ 
selnde  Fälle,  die  Thiess  in  seinem 
ersten  Buch  „Mordkommission“ 
veröffentlicht  hat.  Eine  skalpierte 
Frau  in  der  U-Bahn,  zerstückelte 
Kinderleichen  in  Plastiksäcken,  er¬ 
schlagene  Rentner  und  Geiselnah¬ 
men  sind  nichts  für  schwache  Ner¬ 
ven.  Dabei  schildert  der  Autor  we¬ 
niger  die  Grausamkeit  der  Verbre¬ 
chen  als  vielmehr  die  Beweggrün¬ 
de  des  Täters  und  den  Umgang  mit 
den  Opferangehörigen.  Zudem  gibt 
Thiess  einen  Einblick  hinter  die 
Kulissen  des  Polizeialltags  von  den 
tage-  und  nächtelangen  Ermittlun¬ 
gen  über  die  Spurensicherung  und 
Zeugenbefragung  bis  hin  zur  Ver¬ 
haftung  und  Vernehmung. 

In  der  Sonderkommission  Blu¬ 
menstraße  bearbeitet  der  Krimi¬ 
nalbeamte  die  Vergewaltigung  und 
den  Mordversuch  an  einer  Grund- 
schülerin.  Noch  in  der  ersten 
Nacht  nimmt  die  Polizei  einen 


sein. 

wenn  wirklich  alle  Spuren  ausge¬ 
wertet  sind,  kann  man  Schlüsse 
ziehen“,  lautet  Thiess’  Lehre. 

Aufsehenerregend  ist  auch  der 
Mord  an  einem  pensionierten  Kon¬ 
ditormeister,  dessen  Leiche  ver¬ 
schwunden  ist.  Dank  einiger  my¬ 
steriöser  Indizien  kann  die  Kripo 
den  Fall  bald  lösen.  Der  Mörder 
schaltete  nach  der  Tat  eine  Zei¬ 
tungsanzeige,  um  das  Haus  seines 
Opfers  zu  vermieten.  Er  wollte  in 
betrügerischer  Weise  Kautionen 
von  den  Interessenten  kassieren. 

Aus  Thiess  sprechen  seine  lang¬ 
jährige  Berufs-  und  Lebenserfah¬ 
rung  und  viel  psychologisches 
Feingefühl,  aber  eben  auch  der  bü¬ 
rokratische  Ton  eines  Beamten.  Ein 
aufmerksamerer  Lektor  hätte  dem 
Werk  an  einigen  Stellen  gut  getan. 
Übrigens  befindet  sich  der  Autor  in 
bester  Gesellschaft.  Sein  Kollege 
Josef  Wilfling,  langjähriger  Leiter 
des  Münchener  Mordkommissari¬ 
ats,  hat  dieses  Jahr  ebenfalls  ein 
Buch  über  die  spektakulärsten  Ver¬ 
brechen  in  seiner  Karriere  heraus¬ 
gebracht.  Sophia  E.  Gerber 

Richard  Thiess:  „Mordkommission 
-  Wenn  das  Grauen  zum  Alltag 
wird “,  dtv,  München  2010,  karto¬ 
niert,  240  Seiten,  14,90  Euro 


Alle  Bücher  sind  über  den  PMD,  Telefon  (03  41)  6  04  97  11, 
www.preussischer-mediendienst.de,  zu  beziehen. 


Ein  Leben  in  Finsternis 

Geschichte  des  ostpreußischen  Wolfskindes  Liesabeth  Otto,  das  keiner  wollte 


Wären 
nicht  die 
russischen 
Behörden 
und  Unter- 
nehmen 
am  1.  Mai 
1994  wegen  des  Feiertages  alle  ge¬ 
schlossen  gewesen,  hätte  sich  die 
ZDF-Redakteurin  Ingeborg  Jacobs 
nicht  zur  Tatenlosigkeit  genötigt 
gesehen.  Da  die  Journalistin  den 
Tag  aber  mangels  Ansprechpart¬ 
ner  nicht  nutzlos  verstreichen  las¬ 
sen  wollte,  erkundigte  sie  sich 
nach  einem  interessanten  Alterna¬ 
tivthema.  Ihre  Kollegen  vom  russi¬ 
schen  Fernsehen  in  Königsberg 
schlugen  ihr  daraufhin  vor,  doch 
mal  bei  der  erst  vor  kurzem  in  die 
Region  gezogenen  Russlanddeut¬ 
schen  aus  Kasachstan  vorbeizu¬ 
fahren,  vielleicht  hätte  die  ja  etwas 
Interessantes  zu  erzählen.  Jacobs 
befolgte  den  Tipp,  ohne  zu  ahnen, 
dass  diese  Russlanddeutsche,  die 
gar  keine  Russlanddeutsche  war, 
sie  die  nächsten  zwei  Jahrzehnte 
beschäftigen  würde.  Denn  Maria 
Logwinenko  entpuppte  sich  als 
geborene  Liesabeth  Otto,  geboren 
1937  im  ostpreußischen  Wehlau, 
die  nach  dem  Tod  der  Mutter  wäh¬ 
rend  der  Flucht  gen  Westen  1945 


mit  ihren  älteren  Geschwistern 
wieder  zurück  in  ihr  Zuhause 
wollte,  von  diesen  aber  getrennt 
wurde  und  von  da  ab  viele  Jahre 
allein  als  sogenanntes  „Wolfskind“ 
durch  Litauen  zog. 

Ingeborg  Jacobs  konnte  kaum 
glauben,  was  ihr  die  Fremde  alles 
erzählen  wollte.  Daher  reiste  sie 
später  wieder  und  wieder  zu  ihr, 
fuhr  mit  ihr  nach  Litauen  und  be¬ 
suchte  Personen,  die  die  Ge¬ 
schichte  von 
Liesabeth  Otto 
bestätigen  konn¬ 
ten.  Nicht  alle 
Geschichten  lie¬ 
ßen  sich  verifi¬ 
zieren,  so  fand 
sich  zum  Beispiel 
keiner  der  litauischen  Jungs,  die 
damals  beinahe  die  kleine  Deut¬ 
sche,  die  sich  Maritje  nannte,  um 
ihre  Herkunft  zu  verschleiern,  er¬ 
hängt  hätten.  Dafür  fanden  sich 
noch  die  Kinder  der  Fischer,  die 
das  Mädchen  damals  in  einem 
Sack  aus  dem  Fluss  gefischt  hat¬ 
ten,  nachdem  ein  Bauer  es  verge¬ 
waltigt  und  im  Wasser  „entsorgt“ 
hatte.  Auch  die  Bäuerin,  die  das 
Kind  den  ganzen  Sommer  bei 
sich  hatte  arbeiten  lassen,  um  es 
dann  im  Winter  auf  die  Straße  zu 


setzen,  war  zu  einem  Gespräch 
bereit. 

Während  manche  Wolfskinder 
das  Glück  hatten,  von  einer  litaui¬ 
schen  Familie  aufgenommen  zu 
werden,  behielt  kaum  einer  Lies- 
beth  lange  bei  sich.  Da  die  Kleine 
zudem  aufgrund  der  vielen  trau¬ 
matischen  Erlebnisse  zur  Bettnäs¬ 
serin  geworden  war,  durfte  das 
Mädchen  auch  nur  in  Ställen 
schlafen.  Als  sie  mit  16  Jahren 

nach  einem  Dieb¬ 
stahl  gefasst  wur¬ 
de,  kam  sie  in  ein 
Kindergefängnis. 
Der  Ort  war  für 
sie  ein  Paradies: 
Ein  festes  Dach 
über  dem  Kopf, 
regelmäßig  was  zu  essen,  Schul¬ 
unterricht  und  Bücher  ließen  die 
junge  Frau  sich  heimisch  fühlen. 
Als  sie  wegen  guter  Führung  vor¬ 
zeitig  entlassen  wurde,  sah  sie  kei¬ 
nen  anderen  Ausweg,  als  durch 
Diebstahl  wieder  in  ihr  vertrautes 
Heim  zurückzukommen.  Doch 
dieses  Mal  kam  sie  ins  Frauenge¬ 
fängnis,  wo  harte  Arbeit  und  eine 
strenge  Hierarchie  ihr  das  Leben 
zur  Hölle  machten.  Als  sie  nach 
einer  Vergewaltigung  durch  drei 
Wachsoldaten  ein  Kind  bekam, 


gab  sie  dieses  einer  kurz  vor  der 
Entlassung  stehenden  Mitgefange¬ 
nen,  doch  diese  sollte  Liesabeth 
noch  furchtbar  enttäuschen.  Ge¬ 
nauso  wie  der  Vater  ihrer  Tochter 
Elena,  die  als  einzige  von  Liesa- 
beths  drei  Töchtern  das  Erwach¬ 
senenalter  erreichte. 

Erst  als  Ingeborg  Jacobs  Liesa¬ 
beth  1994  traf,  hatte  diese  wieder 
so  etwas  wie  ein  festes  Zuhause. 
Zwar  hatte  sie  in  den  70er  Jahren 
über  das  Rote  Kreuz  ihren  Vater 
und  Bruder  in  Hannover  gefun¬ 
den,  doch  nach  all  den  Jahren  der 
Trennung  stellten  sie  alle  schnell 
fest,  dass  man  sich  massiv  ent¬ 
fremdet  hatte. 

Am  Anfang  des  Buches  ist  eine 
Karte  abgedruckt,  welche  die  Or¬ 
te  von  Hannover  bis  Nowosibirsk 
zeigt,  in  denen  Liesabeth  Otto 
zeitweise  gelebt  hat.  Schon  ein 
Blick  auf  diese  Karte  verdeutlicht, 
dass  es  das  Schicksal  mit  dieser 
Frau  nicht  gut  gemeint  hat.  Ihre 
Biographie  vertieft  diesen  Ein¬ 
druck  anschaulich.  R.  Bellano 

Ingeborg  Jacobs:  „Wolfskind  -  Die 
unglaubliche  Lebensgeschichte 
des  ostpreußischen  Mädchens 
Liesabeth  Otto “  Propyläen,  Berlin 
2010,  geh.,  317  Seiten,  19,95  Euro 


Kindergefängnis 
war  für  sie  das  reinste 
Paradies 


Von  Leiden  und  Freude  geprägt 

Spuren  von  Ostern  und  Passion  in  der  Geschichte  der  Heideklöster 


Der  Ta¬ 
gungsband 
„Passion  und 
Ostern  in  den 
Lüneburger 
Klöstern“,  herausgegeben  von  Lin- 
da  Maria  Koldau,  widmet  sich  mit 
seiner  Thematik  einer  liturgisch 
und  geistlich  zentralen  Periode  im 
Kirchenjahr.  Als  Zeit  tiefsten  Lei¬ 
dens  und  größter  Freude  haben 
Passion  und  Ostern  Spuren  in  den 
Klöstern  hinterlassen. 

Die  Autoren  aus  den  Bereichen 
der  Germanistik,  Geschichte, 


Kunstgeschichte,  Musikwissen¬ 
schaft  und  Theologie  sowie  dem 
gelebten  klösterlichen  Leben  prä¬ 
sentieren  Quellen  und  stellen  sie 
in  den  Zusammenhang  eines  von 
Bibel  und  Liturgie  geprägten  klö¬ 
sterlichen  Lebens  in  den  Jahrzehn¬ 
ten  vor  der  Reformation.  Durch 
diese  interdisziplinäre  Herange¬ 
hensweise  wird  dem  Leser  ein  um¬ 
fassender  Einblick  in  die  Passions¬ 
und  Osterzeit  in  den  benediktini- 
schen  und  zisterziensischen  Hei¬ 
deklöstern  geboten.  Mit  vielen  In¬ 
formationen,  Färb-  und  Schwarz- 


Weiß -Abbildungen,  Auszügen  und 
Beispielen  bereiten  die  insgesamt 
zwölf  Autoren  Wissenschaftliches 
auch  für  Fachfremde  sehr  gut  und 
greifbar  auf.  Lateinische  und 
mittelhochdeutsche  Texte  werden 
übersetzt,  Quellen  erläutert,  ein 
Register  führt  wichtige  Stichpunk¬ 
te  und  Namen.  Als  Quellen  dienen 
geistliche  Spiele,  Liederbücher, 
Wandmalereien,  Bildteppiche  und 
natürlich  die  Ebstorfer  Weltkarte. 
Dieser  Band  ist  durch  und  durch 
gelungen,  von  der  Auswahl  der  Re¬ 
ferenten  bis  hin  zur  Gestaltung.  Ein 


Muss  für  alle,  die  sich  für  christli¬ 
che  Inhalte  und  besonders  für 
Ostern  und  Passion  von  der  vorre- 
formatorischen  Zeit  bis  heute 
interessieren.  Nachteil:  Der  Ver¬ 
sand  verläuft  ausschließlich  über 
das  Kloster  Ebstorf,  Kirchplatz  10, 
2 9 5  74  Ebstorf.  Christiane  Rinser 

Linda  Maria  Koldau:  „Passion  und 
Ostern  in  den  Lüneburger  Klöstern 
-  Kongressbericht  Ebstorf  2009 “, 

Verlag  Kloster  Ebstorf,  Ebstorf 
2010,  kartoniert,  376  Seiten,  23 
Euro 


CIA-Chef  schützte  SS-Offizier 

Warum  Karl  Wolff  sich  nicht  in  Nürnberg  verantworten  musste 


SS  inid 

ücirrttt  S-mice 


Als  in 
den  Nürn- 
b  e  r  g  e  r 
Prozessen 
nach  1945 
nahezu  die 

gesamte  Führungsriege  der  SS 
vor  Gericht  gestellt  wurde,  da 
fehlte  unter  den  Angeklagten  ein 
wichtiger  Name,  nämlich  der  des 
SS-Obergruppenführers  und  Ge¬ 
nerals  der  Waffen-SS  Karl  Wolff. 
Zwar  erschien  dieser  in  Nürnberg 
vor  Gericht,  aber  nicht  als  Ange¬ 
klagter,  sondern  als  Zeuge.  Das 
warf  bei  vielen  Beobachtern  Fra¬ 
gen  auf,  war  Wolff  doch  immer¬ 
hin  Chef  „Persönlicher  Stab 
Reichsführer-SS“  gewesen  und 
damit  einer  der  ranghöchsten 
noch  lebenden  SS-Führer.  Sein 
Rang  entspricht  dem  eines  Vier- 

Sterne-Generals.  _ 

Was  waren  also 
die  Gründe  für 
eine  solch  offen¬ 
sichtliche  Immu¬ 
nität?  Diesem 

Rätsel  ging  jetzt  _ 

die  promovierte 
Historikerin  Kerstin  von  Lingen 
in  ihrem  Buch  „SS  und  Secret 
Service  -  , Verschwörung  des 
Schweigens Die  Akte  Karl  Wolff“ 
nach.  Der  Autorin  gelingt  der 
Nachweis,  dass  es  der  US-Ge- 
heimdienst  war,  der  Wolff  lange 
Zeit  vor  Strafverfolgung  bewahr¬ 
te.  Als  er  dann  schließlich  doch 


1964  dann  doch 
noch  zu  15  Jahren 
Haft  verurteilt 


noch  von  einem  deutschen  Ge¬ 
richt  verurteilt  wurde,  waren  es 
wieder  namhafte  Politiker,  Diplo¬ 
maten  und  Militärs  in  den  USA 
und  Großbritannien,  die  durch 
ihre  Interventionen  erreichten, 
dass  der  ehemalige  SS-General 
schon  bald  aus  der  Haft  entlassen 
wurde. 

Der  Grund:  Karl  Wolff  hatte 
1945  die  Teilkapitulation  der 
deutschen  Streitkräfte  in  Italien 
(Codename  „Operation  Sunrise“) 
vollzogen  und  zwar  allein  gegen¬ 
über  den  Westalliierten,  was  ein¬ 
deutig  im  Widerspruch  zu  den 
Vereinbarungen  der  Konferenz 
von  Casablanca  (1943)  stand,  die 
nur  eine  Gesamtkapitulation 
gegenüber  allen  drei  großen  Alli¬ 
ierten  (USA,  Großbritannien,  So¬ 
wjetunion)  vorsah  und  überdies 
_  die  SS  -  und  da¬ 
mit  auch  die  Waf¬ 
fen-SS  -  von  al¬ 
len  Verhandlun¬ 
gen  und  Kontak¬ 
ten  ausschloss. 

_  Genau  dieser 

Üb  er  einkunft 
aber  hatten  die  Angloamerikaner 
am  Ende  des  Krieges  zuwiderge¬ 
handelt,  indem  sie  eigenmächtig 
über  die  Schweiz  Kontakte  mit 
den  Deutschen  an  der  Südfront 
aufnahmen,  um  sich  in  der  politi¬ 
schen  Nachkriegsordnung  Euro¬ 
pas  Vorteile  zu  verschaffen.  An¬ 
sprechpartner  war  hierbei  Karl 


Wolff,  „Höchster  SS-  und  Polizei-  denn  auch  nur  in  die  Kategorie  III 

führer“  und  „Bevollmächtigter  („Minderbelasteter“)  eingestuft. 

General  der  Deutschen  Wehr-  Als  sein  amerikanischer  „Schutz¬ 
macht“  in  Italien.  Initiator  der  engel“  Dulles  1962  aber  von  Prä- 

Kontakte  war  Allen  W.  Dulles,  Lei-  sident  Kennedy  entlassen  wird, 

ter  der  Außenstelle  des  US-ameri-  steht  Wolff  plötzlich  wieder  im 

kanischen  Nach-  Fokus  der  Öffent- 

richtendienstes  lichkeit,  zumal 

oss  (Office  of  Auch  Ernst  von  zeitgleich  der 

Strategie  Servi-  Weizsäcker  setzte  sich  Eichmaen-Pro- 
cesJ/Sektion  zess  m  Gang  ge- 

Bern,  der  später  fQr  ihn  oin  setzt  wird,  der 

(1953-1962)  CIA-  _  auch  in  Deutsch- 

Chef  wurde.  Weil  land  zu  einer 

Dulles  durchaus  klar  war,  dass  Veränderung  des  gesellschaft- 
der  Handel  für  Wolff  ein  beträcht-  liehen  Klimas  führt.  Wolff  wird 
liches  Risiko  bedeutete,  stellte  er  verhaftet  und  1964  zu  15  Jahren 
ihm  für  die  Zeit  nach  dem  Krieg  Zuchthaus  verurteilt.  Für  die  Me- 
eine  bevorzugte  Behandlung  ein-  dien  hat  das  Urteil  jedoch  eher 
schließlich  Schutz  vor  Strafverfol-  symbolischen  Charakter,  da  Wolff 
gung  in  Aussicht.  selbst  „keinerlei  Mordabsicht 

In  seiner  Zeit  als  CIA-Chef  lobt  oder  Beteiligung  an  Tötungen 
Dulles  Wolff  immer  wieder  als  nachgewiesen  werden  konnte“, 
ehrlichen  und  absolut  verläss-  obwohl  er  zum  engsten  Kreis  um 
liehen  Gesprächspartner  und  ver-  Himmler  zählte, 
sucht  damit,  „ihn  aus  dem  üb-  Weithin  geachtet,  stirbt  Karl 
liehen  Beurteilungsschema  für  Wolff  1984  im  Alter  von  84  Jah- 
SS-Offiziere  zu  lösen“.  Bald  er-  ren.  Ein  brillantes  wissenschaftli- 
greifen  auch  in  Deutschland  pro-  ches  Werk,  in  dem  kleine  Unge- 
minente  Verteidiger  das  Wort.  So  reimtheiten  nicht  sonderlich  ins 
stellt  sich  der  ehemalige  deutsche  Gewicht  fallen.  Wolf  gang  Reith 

Botschafter  am  Vatikan,  Ernst  von 

Weizsäcker,  ebenso  vor  Wolff  wie  Kerstin  von  Lingen:  „SS  und  Se- 

der  frühere  Generalstabschef  der  cret  Service  - ,  Verschwörung  des 

deutschen  Truppen  in  Italien  und  Schweigens ‘:  Die  Akte  Karl 

ab  1956  erste  Inspekteur  des  Wolff“,  Verlag  Ferdinand  Schö- 

Heeres  der  Bundeswehr,  General-  ningh,  Paderborn-München- 

leutnant  Hans  Röttiger.  Im  Zuge  Wien-Zürich  2010,  gebunden, 

der  Entnazifizierung  wird  Wolff  273  Seiten,  29,90  Euro 


Zu  viel  Glück 

Seichte  Ostpreußenerzählungen 


Liest  man 
den  Titel  von 
Inge  Wunschs 
Buch  „Auf 
Regen  folgt 
Sonnen- 
schein  -  Erinnerungen  an  schwere 
Zeiten“  in  Verbindung  mit  dem 
Klappentext,  so  erwartet  man  von 
der  gebürtigen  Ostpreußin  tiefer 
gehende  Erzählungen  über  Welt¬ 
krieg  und  Vertreibung.  Stattdessen 
findet  der  Leser  relativ  seichte  Ge- 
schichtchen. 

So  berichtet  Inge  Wunsch  zum 
Beispiel  von  einem  kleinen  Mäd¬ 
chen  namens  Ilse,  welches  bei  der 
Flucht  über  das  Eis  des  gefrorenen 
Frischen  Haffs  vom  Pferdewagen 
fällt,  von  einem  kleinen  Jungen 
und  seinen  Großeltern  gerettet 
wird  und  durch  eine  Verkettung 
glücklicher  Zufälle  am  Ende  wie¬ 
der  zu  seiner  Mutter  findet. 

Leider  ist  aus  der  jeweiligen 
Handlung  nicht  erkennbar,  welche 
Teile  der  Geschichten  auf  Tatsa¬ 
chen  basieren  und  welche  lediglich 
ein  Produkt  der  Phantasie  der  Au¬ 
torin  sind.  Denn  schließlich  sind 
die  Geschichten,  die  das  Leben 
schreibt  und  die  dann  tatsächlich 
mit  einem  Happy  End  enden,  doch 
die  schönsten. 

Nett  zu  lesen  sind  die  drei  in  die¬ 
sem  Büchlein  enthaltenen  Erzäh¬ 
lungen  jedoch  allemal.  Und  auch 
wenn  es  im  wahren  Leben  nie  die¬ 
ses  Wiedersehen,  wie  Inge  Wunsch 


es  in  ihrer  Geschichte  „Waldemar  - 
bist  du  es  wirklich?“  beschreibt, 
gegeben  haben  mag,  so  haben  sich 
wahrscheinlich  tausende  von  Krie¬ 
gerwitwen,  deren  Männer  im  Krieg 
als  „vermisst“  gemeldet  wurden 
und  nie  zurück  nach  Hause  kamen, 
gewünscht,  ihren  Partner  eines  Ta¬ 
ges  durch  einen  außergewöhn¬ 
lichen  Zufall  wie  in  dieser  Ge¬ 
schichte  wiederzufinden. 

Auf  den  letzten  zehn  Seiten  ih¬ 
res  Buches  „Auf  Regen  folgt  Son¬ 
nenschein“  richtet  die  Autorin 
noch  einmal  persönlich  das  Wort 
an  den  Leser  und  berichtet  von  ih¬ 
rer  eigenen  Kindheit  und  ihren  Er¬ 
fahrungen  im  Zweiten  Weltkrieg 
und  bei  der  Vertreibung  aus  Ost¬ 
preußen. 

Durch  diese  letzten  Zeilen  ge¬ 
lingt  Inge  Wunsch  etwas,  was  ihr 
auf  den  vorhergehenden  Seiten  nie 
so  ganz  gelingen  wollte:  Sie  schafft 
es,  den  Leser  ohne  Kitsch  und 
künstliches  Happy  End  in  seinem 
Herzen  anzurühren  und  ihn  zum 
Nachdenken  zu  bringen,  über  das, 
was  damals  geschah  und  was  auch 
heute  noch,  genau  jetzt  in  dieser 
Minute,  wenn  auch  weit  weg  von 
uns,  in  anderen  Ländern,  ge¬ 
schieht.  Vanessa  Ney 

Inge  Wunsch:  „Auf  Regen  folgt 
Sonnenschein  -  Erinnerungen  an 
schwere  Zeiten“  Triga,  Gründau- 
Rothenbergen  2010,  broschiert, 
138  Seiten,  10,80  Euro 
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Ruth  Buntkirchen 

Das  gestohlene 
Jahrzehnt 

Erinnerungen  1945-  1955 
Zwischen  Königsberg  und  Arch¬ 
angelsk-  Schicksal  Ostpreußen 
»Genießt  den  Krieg!  Der  Frieden 
wird  fürchterlich!«  So  hörten  sie 
es  oft,  die  Königsberger,  in  den 
letzten  Wochen  des  Krieges  von 
den  deutschen  Soldaten  in  der 
vom  Feind  eingeschlossenen 
Stadt.Ruth  Buntkirchen  und 
ihrer  Familie  gelang  die  Flucht  vor  der  heran  rücken¬ 
den  Front  nicht  mehr.  Die  Autorin  wurde  mit  Schwe¬ 
ster  und  Mutter  zusammen  interniert.  Vom  Vater, 
einem  erfahrenen  Lokführer,  fehlte  nach  einer 
Zufallsbegegnung  im  Gefängnis  Tapiau  jede  Spur. 
Nach  Monaten  in  verschiedenen  Lagern  kamen  sie 
frei  und  versuchten  dann  im  Geburtsdorf  der  Mutter 


im  Haus  der  geflüchteten  Verwandten  zu 
überleben.  Die  Not  war  groß.  1947  dann, 
total  entkräftet  und  dem  Tode  näher  als 
dem  Leben,  Verhaftung  der  Autorin  und 
ihrer  Mutter.  Verurteilung  und  Transport  in 
sowjetische  Arbeitslager.Erst  1955  kam 
endlich  die  Stunde  der  Heimkehr  —  lange 
herbeigesehnt.  Doch  die  ostpreußische 
Heimat  war  verloren.  Von  allen  Nöten, 
Gefahren,  Strapazen  und  Demütigungen 
berichtet  dieses  Buch,  aber  auch  von 
gegenseitiger  Hilfe  und  von  einem  kleinen 
Glück  in  allem  Unglück.Ruth  Buntkirchens 
Erinnerungen  sind  ein  wertvolles,  informatives  und 
zugleich  erschüttern¬ 
des  Zeugnis  jener  jetzt 
so  fernen  Zeit. 

Geb.,  289  Seiten 
mit  Abb. 

Best.-Nr.:  6962 
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Erhardt  Bödecker 

Preußen  - 

eine  humane  Bilanz 

Geb.,  144  Seiten 
Best.-Nr.:  6956,  €16,90 
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Heinz  Buchholz 

Iwan,  das  Panjepferd 

Eine  Kindheit  zwischen 
Krieg  und  Frieden 
Kart.,  256  Seiten 
Best.-Nr.:  4795,  €  8,95 


Arno  Slirminski  Ausverkauf:  Angebot  nur  gültig,  so  lange  der  Vorrat  reicht! 


Der  Winter  der  Tiere 
Erzählungen 

Geb.,  222  Seiten,  Best.-Nr.:  1657 
>\rn,p  SijTrninKki 

Gruschelke 

und 

Engelmannke 

Geb.,  244  Seiten 
Best.-Nr.:  5990 
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Vaterland 

ohne 

Väter 

Geb., 
455  Seiten 
Best.-Nr.: 
3926 
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Michael  Grandt 

Der  Staatsbankrott 
kommt! 

Gebunden,  384  Seiten 
Best.-Nr.:  6940,  €  19,95 


Helmut  Schnatz 

Der  Luftangriff 
auf  Swinemünde 

Dokumentation  einer  Tragödie 
Geb.,  192  Seiten  mit  Abb. 
Best.-Nr.:  6924, 

statt  €  24,90  nur  noch  €  14,95 


Agnes  Paul 

Die  bösen  Augen 

Sagen  und  Geschichten 
aus  Ostpreußen 

Märchen,  Sagen  und 
Geschichten,  die  man  sich 
seit  Urzeiten  im  alten  Ost¬ 
preußen  erzählte,  hat  Agnes 
Paul  (1898-1968)  zusam¬ 
mengetragen  und  aufge¬ 
schrieben,  wunderbar 
romantische  Märchen  von 
armen  und  reichen,  guten 
und  bösen  Leuten.  Allerlei 
gefährliche  Versuchungen 
harren  der  Menschen,  dunkle 
Mächte  suchen  sie  von  ihrem 
geradlinigen  Weg  abzubringen,  ihre  Seelen  und  ihr 
Glück  zu  erhaschen.  Immer  aber  obsiegt  schließlich 
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das  Gute.  So  macht  der  fröhli¬ 
che  Taugenichts  Fridolin  dank 
des  wundertätigen  Ur-Elchs 
doch  noch  sein  Glück,  der 
arme  Timofei  überlistet  den 
gefürchteten  großen  Wolf  und 
die  Hexe  Baba-Jaga,  und  die 
Liebe  trägt  den  Sieg  über  die 
Macht  der  bösen  Augen  davon. 

Kart.,  93  Seiten 
Best.-Nr.:  2087 
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Udo  Ulfkotte 

Wirtschaftskrieg 


Wirtschaftsspione  plündern  und  ruinieren  deutsche 
UnternehmenJedes  fünfte  deutsche  Unternehmen 
ist  schon  Opfer  von  Wirtschaftsspionage  geworden 
-  Tendenz  stark  steigend.  Die  industrielle  Bespitze¬ 
lung  erlaubt  es  skrupellosen  Unternehmen,  durch 
Spionage  zu  profitieren,  ohne  die  notwendigen 
Kosten  für  Forschung  und  Entwicklung  tragen  zu 
müssen.  Unter  so  harmlos  klingenden  Wörtern  wie 
»Informationsabfluss«  oder  »Know-how-Verlust« 
verbergen  sich  gewaltige  Schäden,  die  deutschen 
Unternehmen  durch  Wirtschaftsspionage  und  Kon¬ 
kurrenzspionage  entstehen. 

Die  Folge:  Rund  70.000  Arbeitsplätze  gehen  durch 
Wirtschaftsspionage  Jahr  für  Jahr  in  Deutschland 
verloren. 


lesensWERT! 

Die  Buchempfehlung  des 
Preußischen  Mediendienstes! 


Wirtschaftsspionage  wird  deshalb  zunehmend  zu 
einerwachsenden  Herausforderung,  auch  wenn  die 
Medien  kaum  darüber  berichten:  Vor  allem  die 
Industrienationen  USA,  Japan,  China,  Russland  und 
Frankreich  versuchen  durch  Spionage  ökonomi¬ 
sche  Vorteile  auf  dem  Welt¬ 
markt  zu  erringen.  Von  der 
Öffentlichkeit  kaum  beachtet 
tobt  ein  verborgener  Wirt¬ 
schaftskrieg,  der  bei  deut¬ 
schen  Unternehmen  jährlich 
einen  Schaden  von  mehreren 
Milliarden  Euro  verursacht. 
Welche  Schäden  durch  eine 
flächendeckende  Ausspähung 
vor  allem  in  Deutschland  bei 
Unternehmen  entstehen,  doku¬ 
mentiert  Udo  Ulfkotte  anhand 
vieler  Beispiele:  Neueste  Entwik- 
klungen  werden  bei  deutschen 
Unternehmen  entwendet  und  dann  von  ausländi¬ 
schen  Firmen  zu  Dumpingpreisen  auf  den  Markt 
geworfen;  im  internationalen  Wettkampf  um  lukrati¬ 
ve  Aufträge  werden  Angebote  deutscher  Firmen 
regelmäßig  unterboten  -  mangelnde  Wettbewerbs¬ 
fähigkeit  ist  die  Folge.  Globalisierungs-  und  Konkur¬ 
renzdruck  heizen  den  Handel  mit  vertraulichen  Fir¬ 
mendaten  weiter  an. Der  Autor  nennt  aktuelle  Fälle, 
zeigt  auf,  wo  Spione  angreifen. 


Gebunden, 

240  Seiten 
Best.-Nr.:  6972 
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Heimatklänge  aus  Ostpreußen 

Lieder,  Gedichte  und  Schmunzelgeschichten 
mit  Agnes  Miegel,  Marion  Lindt, 

Ruth  Geede  und  Dr.  Alfred  Lau 

Die  schönsten  Lieder  und  Tänze 
aus  der  alten  deutschen  Provinz 
Ostpreußen  verbinden  sich  auf 
diesem  Tonträger  mit  wunderba¬ 
ren  Schmunzelgeschichten  in  ost¬ 
preußischem  Dialekt,  mit  humor¬ 
vollen  Vertellkes  und  nostalgisch¬ 
wehmütigen  Gedichten  zu  einem 
unvergeßlichen  Reigen  aus  ost¬ 
preußischen  Heimatklängen. Für  viele  Ostpreußen  ist 
dieses  Hörerlebnis  eine  akustische  Wiederbege¬ 
gnung  mit  unvergessenen  Interpreten  wie  Marion 
Lindt,  Ruth  Geede  und  dem  gebürtigen  Insterburger 
Dr.  Alfred  Lau.  Und  auch  die  Stimme  Agnes  Miegels, 
der  Königsberger  Dichterin,  die  von  ihren  Landsleu¬ 
ten  den  Ehrentitel  „Mutter  Ostpreußen“  erhielt,  ist  zu 


hören.  Mit  ihrem  Gedicht  „Es  war  ein  Land“  gab  sie 
dem  Zauber  der  Erinnerung  an  das  „Land  der  dun¬ 
klen  Wälder  und  kristallnen  Seen“  den  wohl  schön¬ 
sten  lyrischen  Ton. 

So  finden  auf  dieser  CD  Musik  und  Wort  zu 
einer  klanglichen  Einheit,  die  heimatliches 
Erinnern  und  Bewahren  verbinden  und 
auch  den  Nachgeborenen  Freude  am  Neu¬ 
entdecken  der  ostpreußischen  Kultur 
geben  möchte. 

Aus  dem  Inhalt:  Land  der  dunklen  Wälder  - 
Ostpreußenlied  (Brust/Hannighofer),  Ber¬ 
gedorfer  Kammerchor,  1:50,  Brief  an  den 
treulosen  Heinrich  /  Sprecherin.  Marion  Lindt,  2:45, 
Goldaper  Kirmestanz  (Volksweise),  0:48,  De  Braut¬ 
schau  /  Sprecher:  Dr.  Alfred  Lau,  3:07,  Anke  von 
Tharaw  (Silcher  /  Dach),  Karl-Horst  Schröder,  Bari¬ 
ton,  2:11,  u.v.m 
Gesamtlaufzeit:  1:17:25 
Best.-Nr.:  6770,  €12,95 


Elchschaufel-Polo-Hemd 


Hochwertiges 

Polohemd 

aus  deutscher  Herstellung, 
100%  Baumwolle,  Knopflei¬ 
ste  mit  3  Knöpfen  ,  Ärmelab¬ 
schluss  mit  Bündchen,  Farbe: 
dunkelblau 

Größe  L,  Best.-Nr.:  6970 
€  22,95 

Größe  XL,  Best.-Nr.:  6971 
€  22,95 
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Elchschaufel- 

Schirmmütze 

Best.-Nr.:  6969,  €  14,95 


George  Turner, 

Die  Heimat  nehmen 
wir  mit 

Ein  Beitrag  zur  Auswanderung 
Salzburger  Protestanten  im 
Jahr  1732,  ihrer  Ansiedlung  in 
Ostpreußen  und  der  Vertrei¬ 
bung  1944/45 

2.  Auflage,  Kartoniert,  285  S.; 
m.  SW-  u.  färb.  Abb 
Best.-Nr.:  6754,  €  19,80 
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STALIN 


Königin- 
Luise-Brosche 

Das  gekrönte  „L“  von  Eichen¬ 
laub  eingefaßt. 

Der  Hintergrund  ist  emailliert. 
Best.-Nr.:  6960 


Simon  Sebag  Montefiore 

Der  junge  Stalin 

Kart.,  537  Seiten  mit 
3  Karten  und  32  Fototafeln 
Best.-Nr.:  6965,  €12,95 


Manschettenknöpfe-  Preußenadler 


Der  Preußenadler 
auf  weißem  Hintergrund,  silbern 
umrandet,  Oberfläche  emailliert, 
Durchmesser  =  20  mm. 

Die  Lieferung  erfolgt 
in  einem  hochwertigen 
Geschenkkarton 
Best.-Nr.:  6782 


Königin-Luise-  Elchschaufel- 

Schlüsselanhänger  Schlüsselanhänger 


Best.-Nr.:  6957,  €  5,95 


Best.-Nr.:  6638,  €  4,95 


Abzeichen  Volksab-  Preußen- 

Stimmung  Ostpreußen  Schlüsselanhänger 


I 


Replik  eines 
Originalabzeichens 

Inschrift:  Abstimmung:  Ost- 
und  Westpreußen  11.7. 1920 
Durchmesser:  25  mm  an  Nadel 
mit  Sicherungshülse 
Best.-Nr.:  6925,  €6,95 


Preußenadler  im  Wappen  auf 
den  Farben  Preußens 
Oberfläche  des  Emblems  ist 
emailliert 

Best.-Nr.:  6776,  €4,95 
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Bernhard  Pollmann 

Masuren 
und  Ermland 

Geb.,  222  Seiten 
mit  Abbildungen 
Best.-Nr.:  6964 


Waltraut  Schülke 

Geliebtes  Ostpreußen 

Erinnerungen  an  Kindheit 
und  Jugend 
Kart.,  48  Seiten 
Best.-Nr.:  5209 


Ingo  von  Münch 

Die  Massenvergewalti- 
gungen  deutscher 
Frauen  und  Mädchen 
1944/45 

Geb.,  208  Seiten  mit  Abb. 
Best.-Nr.:  6847,  €  19,90 


Endlich  wieder 
lieferbar! 


Zogen  einst  fünf 
wilde  Schwäne 

24  Lieder  aus  Ostpreußen 
Die  vorliegende  CD  mit  einer  Auswahl  der  schön¬ 
sten  ostpreußischen  Lieder  schließt  eine  schon 
lange  vorhandene  Lücke.  Kunstlied-  bzw.  sinfonie¬ 
gewohnte  Berufsmusiker,  stellten  ihre  künstleri¬ 
sche  Konzerterfahrung  in  den  anspruchsvollen 
Dienst  der  Darstellung  des  vorliegenden  Liedgutes, 
und  zwar  mit  einer  Hingabe,  die  in  diesem  Ausmaß 
überraschend  und  für  den  Wert  der  Musik  wohl 
bezeichnend  war. 

Lieder:  1 .  Ännchen  von  Tharau,  2.  Die  Erde  braucht 
Regen,  3.  Sag,  wohin  fährst  du,  4.  Hab’  ein  Gärt- 
lein,  5.  Reiter,  schmuck  und  fein,  6.  Das  Feld  ist 
weiß,  7.  Wir  kommen  herein,  8.  Leute,  steht  auf,  9. 
Ach,  Voader,  leewste  Voader,  10.  Ging  ein  Weiblein 
Nüsse  schütteln,  11.  Es  dunkelt  schon  in  der  Hei¬ 
de,  12.  Abends  treten  Elche  aus  den  Dünen,  13. 
Laßt  uns  all  nach  Hause  gehen,  14,  Zeit  zu  gehen 
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ist’s,  15.  Zogen 
einst  fünf  wilde 
Schwäne,  16.  An 
des  Haffes  ande¬ 
rem  Strand,  17. 

0  käm  das  Mor¬ 
genrot  herauf, 

18.  Et  wär  emoal 
twee  Schwestre 
jung,  19.  Es 
stand  am  Ran 

ein  Hirtenkind,  20.  Gehn  will  ich,  21 .  Land  der  dun¬ 
klen  Wälder,  22.  Freiheit,  die  ich  meine,  23.  Der 
Vogel  singt,  24.  Eine  Birke 
seh  ich  stehen 

Best.-Nr.:  6934 
Hörproben  finden  Sie 
auch  meiner 
Internetseite 
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Eva  Pultke-  Sradnick 

Ein  Stück  Bernstein 
in  meiner  Hand 

Geschichten  aus  Ostpreußen 
Zwischen  Lebensfreude  und  Übermut, 
Wehmut  und  Trauer  liegen  die  tieferen 
Schichten  dieser  Erzählungen  aus 
vergangener  Zeit,  aus  der  Heimat 
Ostpreußen  mit  ihrem  eigenwilligen 
Wortschatz  und  den  sprichwörtlichen 
Eigenheiten  ihrer  Bewohner. 

Kart.,  112  Seiten 
Best.-Nr.:  6968 
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Die  schönsten 
Volkslieder 

Gesungen  von  Peter 
Schreier,  Tenor  und 
Theo  Adam,  Bariton  mit 
dem  Rundfunk-  und  Thom¬ 
anerchor  und  dem  Gewand¬ 
hausorchester  Leipzig  unter 
der  Leitung  von  Horst  Neu¬ 
mann  und  der  Dresdner 
Philharmonie  unter  der  Lei¬ 
tung  von  Johannes  Winkler 
1  Wenn  alle  Brünnlein  flie¬ 
ßen;  2  Im  Krug  zum 

grünen  Kranze;  3  Das  Wandern  ist  des  Müllers 
Lust;  4  Im  Wald  und  auf  der  Heide;  5  Ein  Jäger 
längs  dem  Weiher  ging;  6  Mit  dem  Pfeil,  dem 
Bogen;  7  Ein  Jäger  aus  Kurpfalz;  8  Bald  gras  ich 
am  Neckar;  9  Im  schönsten  Wiesengrunde; 


HARALD  SAUL 

Unvergessliche  Küche 
Ostpreußen 

Geb.  Buch,  128  Seiten 
Best.-Nr.:  6820 


10  Sah  ein  Knab’  ein  Röslein  steh’n;  11  An  der 

Saale  hellem  Strande;  12  Kein 
Feuer,  keine  Kohle;  13  Ach,  wie 
ist’s  möglich  dann;  14  Mein 
Mädel  hat  einen  Rosenmund; 

15  In  einem  kühlen  Grunde; 

16  Ännchen  von  Tharau;  17  Ade 
zur  guten  Nacht;  18  Kein  schö¬ 
ner  Land  in  dieser  Zeit;  19  Weißt 
du  wieviel  Sternlein  stehen;  20 
Guten  Abend,  gute  Nacht;  21  Der 
Mond  ist  aufgegangen 


Gesamtspielzeit: 
50:16  Min 
Mit  allen  Lieder¬ 
texten  im  Beiheft 
Best.-Nr.:  6893 
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Dann  kam  Lindner 

Was  Merkel  in  der  Früh  so  alles  hören  muss,  worüber  Gabriel  unbedingt  reden  will, 
und  was  Schäuble  besser  sein  lässt  /  Der  Wochenrückblick  mit  Hans  Heckel 


MELDUNGEN 

Unbeliebte 

Funktionäre 

Peking  -  Die  staatliche  Zeitung 
„China  Daily“  nimmt  ihren  Arbeit¬ 
geber  aufs  Korn.  Nachdem  eine 
Umfrage  in  der  chinesischen  Be¬ 
völkerung  ergeben  hatte,  dass  das 
Ansehen  von  staatlichen  Partei- 
Funktionären  unter  dem  von  Pro¬ 
stituierten  hegt,  meinte  die  Zei¬ 
tung,  immerhin  seien  die  Funktio¬ 
näre  nicht  auf  dem  letzten  Platz  ge¬ 
landet.  Angesichts  der  vielen  Be¬ 
amtenskandale  sei  das  Ergebnis 
doch  gar  nicht  so  schlecht.  Bel 

Lenin  vom 
Sockel  gerissen 

Rena /Gebiet  Odessa  -  In  der 

Nacht  zum  29.  Juni  zerstörten  Un¬ 
bekannte  ein  Lenin-Denkmal  im 
ukrainischen  Rena  nahe  Odessa. 
Die  Polizei  ermittelte,  dass  ein  Ge¬ 
ländewagen  im  Einsatz  war.  Die 
Täter  banden  ein  Tau  um  die  Sta¬ 
tue,  befestigten  es  am  Auto  und  ris¬ 
sen  so  das  Denkmal  vom  Sockel. 
Ukrainische  Politiker  verdächtigen 
moldauische  Nationalisten.  Mol¬ 
dau  hatte  den  28.  Juni  zum  „Ge¬ 
denktag  an  die  sowjetische  Okku¬ 
pation“  erklärt.  MRK 

ZUR  PERSON 

Der  »liberale« 
Präsident 

Er  sei  „proeuropäisch“  und 
„deutschfreundlich“,  so  orakel¬ 
te  es  aus  dem  deutschen  Blätter¬ 
wald.  Die  Presse  im  In-  und  Aus¬ 
land  bewertet  Bronislaw  Komo- 
rowskis  Wahl  zum  polnischen  Prä¬ 
sidenten  unisono  positiv.  Der  58- 
jährige  Kandidat  der  liberal- demo¬ 
kratischen  Regierungspartei  Bür¬ 
gerplattform  (PO)  gewann  am  4.  Ju¬ 
li  mit  53  Prozent  der  Stimmen  die 
Stichwahl,  Gegenkandidat  Jaroslaw 
Kaczynski  von  der  konservativen 
Partei  Recht  und  Gerechtigkeit 
(PIS)  musste  sich  mit  47  Prozent 
geschlagen  geben. 

Komorowski  entstammt  einem 
litauischen  Adelsgeschlecht,  die 
Familie  wurde  während  der  sowje¬ 
tischen  Besatzung  1940  vertrieben. 
Vater  Zygmunt  schloss  sich  einem 
Partisanenverband  an,  der  gegen 
die  Bolschewiki  kämpfte.  Auf  Um¬ 
wegen  gelangte  er  nach  Schlesien, 
wo  sich  die  Familie  niederließ. 

Am  4.  Juni  1952  kam  Bronislaw 
in  Obernigk  (Oborniki  Slaskie)  bei 
Breslau  in  einem  Haus  zur  Welt, 
aus  dem  Deutsche  vertrieben  wor¬ 
den  waren.  Der  studierte  Histori¬ 
ker  unterstützte  ab  1979  die  demo¬ 
kratische  Oppo¬ 
sition,  trotz  Ver¬ 
haftungen  war 
er  Mitbegründer 
der  Gewerk¬ 
schaft  „Solidar- 
nosc“. 

Nach  der  Auf¬ 
lösung  des  Ostblocks  trat  er  in  den 
Staatsdienst  ein.  1991  war  Komo¬ 
rowski  Berater  des  ersten  Minister¬ 
präsidenten  Tadeusz  Mazowiecki, 
von  2000  bis  2001  Verteidigungs¬ 
minister. 

Bronislaw  Komorowski  will  sich 
für  das  „Weimarer  Dreieck“  für  die 
Zusammenarbeit  Frankreichs, 
Deutschlands  und  Polens,  sowie 
für  einen  versöhnlichen  Kurs 
gegenüber  Russland  einsetzen.  Sei¬ 
ne  Biographie  mag  dazu  beigetra¬ 
gen  haben,  dass  er  sich  um  die  Bei¬ 
legung  des  Streits  mit  Berlin  wegen 
des  „Zentrums  gegen  Vertreibun¬ 
gen“  bemühte.  Doch  Erika  Stein¬ 
bach  wird  er  kaum  die  Hand  rei¬ 
chen,  denn  2011  finden  in  Polen 
Parlamentswahlen  statt.  Da  könnte 
sich  zu  große  Offenheit  gegenüber 
dem  BdV  negativ  auswirken.  MRK 


Aus  dieser  Kanzlerin  werde 
einer  schlau.  Unnahbar  sei 
sie,  maulen  Politiker  und 
Berlin-Korrespondenten,  irgend¬ 
wie  unterkühlt.  Entlarvend  oft 
wird  Angela  Merkel,  die  seit  20 
Jahren  nur  noch  Politik  macht,  an 
ihren  beruflichen  Ursprung  als 
Physikerin  erinnert:  An  nackten 
Zahlen  und  toten  Materien  ge¬ 
schult  und  eben  nicht  an  Men¬ 
schen. 

Ja,  das  ist  die  eine  Merkel.  Doch 
dann  gibt  es  da  noch  die  ganz, 
ganz  andere:  Nachdem  die  deut¬ 
sche  Mannschaft  quasi  mit  dem 
Anpfiff  ihr  erstes  Tor  gegen  Ar¬ 
gentinien  geschossen  hatte,  da 
lachte  und  hopste  die  Kanzlerin 
und  schlug  vor  Freude  in  die  Hän¬ 
de  wie  das  Rotkäppchen,  das  nach 
tagelanger  Wanderung  dem  dunk¬ 
len  Tann  entronnen  ist  und  end¬ 
lich  eine  Lichtung  gefunden  hat. 
Schade  nur,  dass  sie  nicht  im 
deutschen  Fanblock  saß,  sondern 
neben  dem  dicken  Zuma,  der  wie 
eine  schlecht  gelaunte  Buddha¬ 
statue  regungslos  sitzenblieb. 

Es  war  auch  wirklich  sehr  fin¬ 
ster  in  Berlin,  kurz  vor  Merkels 
Abreise  nach  Afrika.  Die  Wölfe 
hätten  sie  fast  gekriegt.  Bis  auf 
vier  von  der  FDP  hat  sich  leider 
keiner  von  den  Beißern  zu  erken¬ 
nen  gegeben.  Aus  dem  Dunkel  der 
geheimen  Wahl  des  Bundespräsi¬ 
denten  schnappten  sie  nach  der 
Kanzlerin,  die  übel  gezaust  aus 
dem  Dickicht  von  Rache  und 
Missgunst  hervorkroch. 

Ihrem  Vize  erging  es  nicht  bes¬ 
ser.  Guido  Westerwelles  Gesicht 
hat  streckenweise  die  Farbe  einer 
vergilbten  Rupfentapete  ange¬ 
nommen.  Ein  verantwortungsbe¬ 
wusster  Arbeitgeber  würde  den 
Mitarbeiter,  der  ihm  mit  diesem 
Teint  unter  die  Augen  tritt,  umge¬ 
hend  in  Urlaub  schicken:  „Bevor 
Sie  uns  hier  noch  Umfallen!“ 

Ja,  Umfallen.  Bei  der  FDP  löst 
dieses  Verb  in  etwa  die  gleichen 
verschwitzten  Reaktionen  aus  wie 
das  Wort  „Stasi-Akte“  bei  Vertre¬ 
tern  der  Linkspartei.  Mit  dem 
Unterschied,  dass  sich  die  Dun¬ 
kelroten  zu  Recht  erschrecken, 
die  Liberalen  hingegen  eigentlich 
nicht.  Das  Etikett  „Umfaller“  ver¬ 
weist  hauptsächlich  auf  das  Jahr 
1982.  Doch  damals  ist  die  FDP 
wohl  kaum  „umgefallen“,  viel 
eher  hat  sie  die  Bundesrepublik 
vor  einer  immer  unberechenbare¬ 


ren  SPD  und  die  Politik  von  Kanz¬ 
ler  Schmidt  vor  dessen  eigener 
Partei  gerettet.  Aber  die  Chroni¬ 
sten  wollten  es  partout  anders  se¬ 
hen.  Seitdem  hat  sich  das 
Schimpfwort  wie  ätzender  Vogel¬ 
dreck  ins  Revers  der  Liberalen  ge¬ 
fressen. 

Deshalb  kann  es  nur  ein  hefti¬ 
ger  Schub  von  Masochismus  ge¬ 
wesen  sein,  der  den  FDP-General- 
sekretär  Christian  Lindner  auf 
diese  wirklich  verheerende  Idee 
brachte:  Lindner  meint,  wir  soll¬ 
ten  unbedingt  noch  mal  über  die 
Absenkung  der  Mehrwertsteuer 
für  Hotelübernachtungen  reden. 
Ja  immer  doch!,  johlte  SPD-Chef 
Sigmar  Gabriel  vor  Begeisterung 
auf:  am  besten 
jeden  Tag  und 
das  noch  vorm 
Frühstück.  Die 
seit  1.  Januar  gel¬ 
tende  Ermäßi¬ 
gung  ist  im 
Sprachgebrauch 
der  naturgemäß 
bösartigen  Op¬ 
position  längst 
zum  „Mövenpick-Bonus“  geron¬ 
nen  und  als  Auswurf  ruchlosester 
Klientelpolitik  enttarnt.  Kurz:  Sie 
gehört  zu  den  giftigsten  Pfeilen  im 
Köcher  der  Regierungsgegner, 
und  gerade  die  FDP  sollte  froh 
sein,  dass  darüber  zuletzt  nicht 
mehr  so  viel  geredet  wurde. 
Irgendwann  nutzt  sich  sowas  ja 
auch  mal  ab. 

Dachten  wir,  bis  Lindner  kam. 
Und  das  ausgerechnet  jetzt,  wo 
traditionsgemäß  die  Themen  pla¬ 
ciert  werden,  mit  denen  wir  die 
öde  Weite  des  Sommerlochs  be¬ 
völkern.  Die  SPD  wird  Sorge  tra¬ 
gen,  dass  die  Hotelsteuer  zu  ei¬ 
nem  der  penetrantesten  Sommer¬ 
hits  aufsteigt,  die  wegen  der 
Nachrichtenarmut  während  der 
Parlamentspause  wochenlang 
rauf-  und  runtergedudelt  werden. 
Dabei  werden  Gabriels  Mannen 
nicht  nur  die  Einführung  der  Er¬ 
mäßigung  geißeln,  sondern  dabei 
stets  auch  den  Blick  auf  die  Lo¬ 
sung  des  Federviehs  am  FDP-Re- 
vers  lenken,  wo  doch  die  Blaugel¬ 
ben  -  typisch!  -  schon  wieder 
umgefallen  sind. 

Merkel  traute  ihren  Sinnen 
nicht,  als  sie  von  Lindners  Griff  in 
den  Gully  hörte.  Das  darf  doch 
nicht  wahr  sein!  Hat  der  sie  noch 
alle?  Gerüchten  zufolge  hat  die 


Kanzlerin  in  der  Koalitionsrunde 
getobt  und  dem  FDP-General  ei¬ 
nen  ordentlichen  Rüffel  erteilt. 
„Ich  dachte,  wir  wollten  hier  et¬ 
was  ruhiger  werden,  und  dann 
muss  ich  in  der  Früh  so  etwas  hö¬ 
ren“,  wird  die  CDU-Chefin  zitiert. 

Guido  Westerwelle  sah  nach 
dem  Treffen  noch  ein  bisschen 
vergilbter  aus  als  sonst  und  ver¬ 
suchte,  eine  Brücke  zu  bauen, 
über  die  sein  Generalsekretär  zu¬ 
rückrobben  kann  in  den  Kreis  der 
erwachsenen  Politiker.  Man  solle 
das  Thema  zwar  nicht  jetzt  disku¬ 
tieren,  das  Vorhaben  einer  umfas¬ 
senden  Mehrwertsteuerreform 
aber  auch  nicht  auf  die  lange 
Bank  schieben. 

Der  Beschluss 
lautet  nun,  Fi¬ 
nanzminister 
Wolfgang  Schäu¬ 
ble  solle  bis 
September  ei¬ 
nen  Vorschlag 
erarbeiten,  wie 
man  das  Durch¬ 
einander  bei  der 
Verteilung  von 
ermäßigter  und  normaler  Mehr¬ 
wertsteuer  entrümpeln  könne. 

Ob  der  Herr  Schäuble  schon 
ein  Hotel  für  den  Sommerurlaub 
gebucht  hat?  Wenn  ja,  dann  wird 
jetzt  irgendwo  ein  Zimmer  frei. 
Der  Minister  bleibt  in  Berlin,  um 
ein  Monster  zu  zähmen.  Gedacht 
war  die  Ermäßigung  des  Mehr¬ 
wertsteuersatzes  mal  dazu,  Waren 
des  Grundbedarfs  günstig  zu  hal¬ 
ten.  Nach  über  40  Jahren  intensi¬ 
ver  Wühlarbeit  unterschiedlich¬ 
ster  Lobbygruppen  ist  von  diesem 
klugen  Gedanken  etwas  übrigge- 
blieben,  was  nur  noch  für  die 
Witzbeilage  taugt. 

So  wird  dünnflüssiger  Frucht¬ 
saft  mit  vollen  19,  dickflüssiger 
dagegen  mit  nur  sieben  Prozent 
besteuert,  ebenso  wie  Marmela¬ 
de.  Auch  Babynahrung  kriegt  die 
vollen  19  ab,  Hundenahrung 
wiederum  bloß  sieben.  Besonders 
gern  baden  die  Spaßvögel  der  Re¬ 
publik  in  der  Besteuerung  von 
Holz:  Auf  Kaminholz,  Sägespäne 
oder  Pellets  schlägt  der  Fiskus 
sieben  Prozent  auf,  auf  einen  gan¬ 
zen  Holzstamm  19.  Blödsinn,  aber 
wenigstens  Quatsch  mit  System, 
könnte  man  meinen,  aber  von 
wegen:  Die  sogenannten  Holz¬ 
hackschnitzel  werden  nämlich 
auch  mit  19  Prozent  belegt,  weil 


sie  direkt  aus  dem  Baumstamm 
geschlagen  werden  und  daher  „im 
Sinne  der  Verordnung“  als  Baum¬ 
stamm  gelten.  Aha,  und  woraus 
wird  -  im  Sinne  der  Verordnung  - 
das  Kaminholz  geschlagen? 
Wachsen  Sägespäne  als  Sägespä¬ 
ne  im  Wald  oder  werden  Holzpel¬ 
lets  von  Weizenfeldern  geerntet? 
Wolfgang  Schäuble  muss  sein 
Amt  wirklich  lieben.  Wenn  nicht, 
wäre  dies  der  Moment,  um  abzu¬ 
hauen.  Niemand  könnte  ihm 
ernsthaft  übelnehmen,  dass  er  vor 
diesem  Tinnef  Reißaus  nimmt. 

Allerdings  bietet  sich  die  Chan¬ 
ce,  unter  dem  Mäntelchen  der 
„Privilegien-Abschaffung“  das 
Mehrwertsteuer-Aufkommen 
unterm  Strich  kräftig  anzuheben. 
So  etwas  kommt  keinem  Finanz¬ 
minister  ungelegen.  Zumal  sich 
die  Debatte  wunderbar  sozialnei¬ 
disch  aufladen  ließe:  Wussten  Sie, 
dass  auch  Gänseleber  und 
Froschschenkel  zum  ermäßigten 
Satz  über  den  Tresen  gehen,  wo¬ 
hingegen  bei  Mineralwasser  19 
Prozent  fällig  sind?  Wenn  wir  das 
richtig  breitgetreten  haben,  gehen 
alle  Schleusen  auf  und  die  Milli¬ 
arden  neuer  Steuereinnahmen 
fließen  unter  dem  jauchzenden 
Beifall  von  uns  „kleinen  Leuten“. 
Erst  wenn  wir  ausgejauchzt  ha¬ 
ben,  werden  wir  feststellen,  dass 
auch  viele  von  den  Dingen,  die 
wir  selber  einkaufen,  plötzlich 
teurer  geworden  sind,  weil  deren 
Ermäßigung  mit  der  von  Frosch¬ 
schenkeln  gleich  mal  mitgestri¬ 
chen  wurde. 

Allerdings  sind  in  Berlin  bereits 
die  unvermeidlichen  Miesmacher 
in  Stellung  gegangen,  die  behaup¬ 
ten,  gar  nichts  werde  sich  ändern. 
Ein  wenig  sehen  sie  sich  sogar  in 
den  jüngsten  Äußerungen  von 
Schäuble  selbst  bestätigt.  Denn  zu 
den  großen  Reformplänen  sagte 
der  Minister  kaum  mehr  als:  „Wir 
werden  mal  sehen.“  Ein  schneidi¬ 
ger  Anlauf  zum  epochalen  Durch¬ 
bruch  wird  anders  besungen. 

Noch  heftiger  zweifeln  lässt  uns 
das  ewige  „So  kann  es  nicht 
weitergehen“,  das  alle  Debatten 
zum  Mehrwertsteuerchaos 
überwölbt.  Der  erfahrene  Politik- 
betr achter  weiß:  Wenn  ständig  hi¬ 
nausposaunt  wird,  dass  dies  oder 
das  „so  nicht  weitergehen“  könne, 
dann  geht  es  mit  höchster  Wahr¬ 
scheinlichkeit  noch  viele,  viele 
Jahre  so  weiter. 


Die  SPD  wird  Sorge 
tragen,  dass  die 
»Hotelsteuer«  zum 
penetrantesten 
Sommerhit  aufsteigt 
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Medienphilosoph  Norbert 
Bolz  wundert  sich  im  „Focus“ 
vom  28.  Juni  über  das  Demokra¬ 
tieverständnis  der  politischen 
Klasse: 

„Das  gesamte  politische  Sy¬ 
stem  reagiert  auf  die  Bürger  nur 
noch  wie  auf  Störgeräusche. 
Diese  Ignoranz  greift  europaweit 
um  sich  -  wie  bei  der  Ableh¬ 
nung  der  EU-Verfassung  in  eini¬ 
gen  Ländern.  Die  Politiker  sag¬ 
ten:  , Hoppla,  sind  die  Leute  ver¬ 
rückt  geworden?  Nochmal  wäh- 
len!‘“ 

Friedensnobelpreisträger  Mo¬ 
hammed  El-Baradei  spielt  mit 
dem  Gedanken,  bei  der  näch¬ 
sten  Präsidentschaftswahl  in 
Ägypten  gegen  seinen  seit  1981 
amtierenden  Landsmann  Mu¬ 
hammad  Husni  Mubarak  anzu¬ 
treten.  Im  „Stern“  vom  1.  Juli 
kritisiert  er  den  Umgang  des 
Westens  mit  den  Menschen¬ 
rechten: 

„Der  Westen  misst  mit  zweier¬ 
lei  Maß,  und  genau  das  ist  das 
Problem.  Wie  sehr  hat  man  in 
Amerika  und  Europa  kritisiert, 
dass  die  Wahlen  im  Iran  im  ver¬ 
gangenen  Jahr  manipuliert  wa¬ 
ren.  Immerhin  gab  es  dort  Wah¬ 
len.  Aber  wer  spricht  davon, 
dass  es  in  der  arabischen  Welt 
keine  wirklichen  Wahlen  gibt. 
Wer  glaubwürdig  sein  will,  muss 
über  Menschenrechte  immer 
und  überall  reden  -  mit  Freund 
wie  mit  Feind.“ 

Philipp  Köster,  Chefredakteur 
der  Fußballzeitschrift  „11 
Freunde“,  ist  genervt  von  den 
Politikerauftritten  bei  Länder¬ 
spielen.  Im  „  Tagesspiegel “  vom 
6.  Juli  wirft  er  den  Politikern 
vor,  ihre  Fußballbegeisterung 
nur  vorzutäuschen,  und  nennt 
dafür  Indizien: 

„Aus  Vergnügen  am  Fußball 
kommen  sie  nicht,  sonst  würden 
sie  ja  nicht  von  der  Ehrentribü¬ 
ne  aus  gucken,  dem  anerkannt 
ödesten  Ort,  um  in  einem  Sta¬ 
dion  ein  Spiel  zu  schauen  ...  Wie 
sehr  sich  die  Politik  in  den  letz¬ 
ten  Jahren  insbesondere  an  die 
Nationalelf  herangewanzt  hat, 
das  hat  noch  mal  eine  neue 
Qualität  erreicht.  Inklusive  der 
unvermeidlichen  Besuche  in  der 
Kabine.“ 


Der  kleine  Trost 

Teifi  eini,  hoaßfs  in  Bayern  - 
schließlich  ist  das  Rauchverbot 
zwar  für  viele  Grund  zu  feiern, 
andre  aber  bringt’ s  in  Not: 

Mancher  Umsatz  dürfte  sinken, 
weil  der  Gast  den  Qualm  entbehrt 
und  -  statt  lustlos  was  zu  trinken 

-  lieber  gleich  nach  Hause  fährt. 

Für  den  Herrn  Finanzminister 

-  selbst  wenn  der  nur  Schwabe 
ist  - 

wird  damit  es  gleichfalls  trister, 
was  man  allzu  gern 
vergisst. 

Wenigst  lässt  man  auf  der  Wiesn 
jetzt  im  Jubiläumsj ähr, 
um  nicht  auch  es  zu  vermiesen, 
alles  noch,  wie ’s  immer  war. 

Schon  beim  nächsten  Fest 
hingegen 

ist  es  mit  der  Raucherei 

-  außer  draußen  wo  im 
Regen  - 

ein  für  allemal  vorbei. 

Und  wenn  Wiesn-Spezln  klagen, 
dass  man  alle  Freiheit  raubt, 
kann  zur  Tröstung  bloß  ich  sagen: 
Wasserlassen  bleibt  erlaubt. 

Pannonicus 
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Landsmannschaft  Ostpreußen  e.  V.,  Buchtstraße  4, 22087  Hamburg 


Selbstbestimmung  als  Schlüssel 

Europa  kann  aus  den  Volksabstimmungen  vor  90  Jahren  lernen  -  Freiheit  nach  innen  und  außen 


In  der  eher  traurigen  Geschichte 
Ostpreußens  im  20.  Jahrhundert 
ragt  der  11.  Juli  1920  positiv  her¬ 
aus.  Mit  den  für  Deutschland  er¬ 
folgreichen  Abstimmungen  fand 
ein  völkerrechtliches  Prinzip  An¬ 
wendung,  das  heute  mehr  denn  je 
als  Grundlage  für  tragfähige  Frie¬ 
densregelungen  anerkannt  ist. 

Volle  drei  Generationen  liegt 
der  deutsche  Abstimmungserfolg 
in  Ostpreußen  zurück.  Auf  den  er¬ 
sten  Blick  kommt  ihm  keine  Be¬ 
deutung  mehr  zu:  Das  immerhin 
gut  14  700  Quadratkilometer  gro¬ 
ße  Gebiet  blieb  ja  nicht  einmal  für 
weitere  25  Jahre  deutsch.  Nazi- 
Diktatur  und  Vertreibung,  45  Jahre 
kommunistische  Diktatur  und  20 
Jahre  Zugehörigkeit  zum  demo¬ 
kratischen  Polen  haben  sich 
schichtweise  über  das  Ereignis  ge¬ 
legt.  Doch  selbst  als  bloße  „Fußno¬ 
te  der  Geschichte“  wäre  der  Vor¬ 
gang  beachtlich:  Die  Abstimmun¬ 
gen  haben  eindrucksvoll  bestätigt, 
dass  auch  der  südliche  Teil  Ost¬ 
preußens  bis  1945  eindeutig 
deutsch  war,  weil  die  kleine  masu¬ 
rische  Sprachgruppe  in  diesem 
Gebiet  sich  als  deutsch  empfand. 
Und  zwar  so  eindeutig,  dass  selbst 
nach  dem  verlorenen  Ersten  Welt¬ 
krieg  nur  ein  sehr  kleiner  Teil  die¬ 
ser  Gruppe  der  an  sich  ja  nahelie¬ 
genden  Verlockung  nachgab, 
durch  den  Wechsel  des  nationalen 
Bekenntnisses  auf  die  Seite  der 
Sieger  zu  gelangen.  Das  war  zwar 
1920  jedem  mit  den  örtlichen  Ver¬ 
hältnissen  Vertrauten  klar,  doch 
die  Abstimmungen  haben  diese 
Tatsache  der  Welt  nochmals  ein¬ 
drücklich  vor  Augen  geführt. 

Damals  wie  heute  lohnt  sich  die 
Frage,  wie  wohl  Volksabstimmun¬ 
gen  im  Memelland,  in  der  west¬ 
preußischen  Kaschubei  (dem  spä¬ 
teren  „Korridor“),  aber  auch  im  Ei¬ 
sass  und  im  Sudetenland  ausge¬ 


gangen  wären.  Obwohl  es  damals 
noch  keine  Meinungsumfragen 
gab,  lassen  sich  diese  Fragen  recht 
klar  beantworten:  Es  gibt  aus  allen 
diesen  Gebieten  genug  aussagefä¬ 
hige  Daten  über  das  damalige  na¬ 
tionale  Selbstverständnis  der  je¬ 
weiligen  Bevölkerung.  Neben  den 
reichsdeutschen  Volkszählungen, 
bei  denen  auch  die  Umgangsspra¬ 
che  erfragt  wurde,  über  die  Wah¬ 
lerfolge  von  Minderheitenpar¬ 
teien  bis  zur  Zahl  der  Desertionen 
und  der  Kriegsauszeichnungen  im 
Ersten  Weltkrieg:  Ein  Großteil  der 
Gebiete,  die  die  geschlagenen 
Mittelmächte  abtreten  mussten, 
wären  nicht  anders  als  die  ost- 
und  westpreußischen  Abstim¬ 
mungsgebiete  bei  Deutschland 
oder  Österreich  geblieben,  wenn 


man  ihre  Bewohner  gefragt  hätte. 
Über  die  Verhältnisse  in  Ostpreu¬ 
ßen  war  man  1918  in  Paris  offen¬ 
bar  ungenau  informiert,  denn  die 
Sieger  ließen  Abstimmungen  da¬ 
mals  sonst  nur  dort  zu,  wo  sie  ei¬ 
ne  realistische  Chance  sahen,  sie 
zu  gewinnen  -  etwa  in  Nord¬ 
schleswig. 

Die  Ententemächte  wussten 
später  nur  allzu  gut,  dass  sie  ihr 
angeblich  leitendes  Prinzip  der 
Friedensordnung  nach  dem  Ersten 
Weltkrieg,  das  Selbstbestim¬ 
mungsrecht  der  Völker,  opportu¬ 
nistisch  nur  dort  angewendet  hat¬ 
ten,  wo  es  ihnen  passte.  Das  wur¬ 
de  nach  1933  zu  einem  Hauptpro¬ 
blem  bei  der  Mobilisierung  der 
Demokratien  gegen  den  aufstre¬ 
benden  deutschen  Nationalsozia¬ 


lismus.  „1914  hat  man  unseren 
Männern  gesagt,  sie  würden  für 
das  Selbstbestimmungsrecht  der 
Völker  in  den  Krieg  ziehen.  Sollte 
man  ihnen  jetzt  sagen,  sie  sollen 
gegen  das  Selbstbestimmungs¬ 
recht  Krieg  führen?“,  fragte  eine 
britische  Zeitung  im  September 
1938  bitter,  warum  man  Nazi- 
Deutschland  kampflos  das  Sude¬ 
tenland  überlassen  müsse.  1939 
stellten  Franzosen  mit  den  Worten 
„Mourir  pour  Dantzig?“  („Für 
Danzig  sterben?“)  die  selbe  Frage. 

Doch  das  Selbstbestimmungs¬ 
recht  der  Völker  hat  die  perver¬ 
tierte  Anwendung  durch  den  NS- 
Staat  ebenso  überdauert  wie  die 
Verlogenheiten  von  Versailles. 
Auch  Hitler  handelte  ja  zutiefst 
opportunistisch,  wie  sein  Verhal¬ 


ten  gegenüber  den  Baltendeut¬ 
schen  und  den  Südtirolern  belegt. 
1966  gelang  die  verbindliche  völ¬ 
kerrechtliche  Kodifizierung  des 
Selbstbestimmungsrechts,  1989 
feierte  es  schließlich  mit  der  Be¬ 
freiung  Ostmittel-  und  Osteuropas 
seinen  größten  Triumph.  Seitdem 
ist  auch  klar,  wie  geradezu  un¬ 
trennbar  eng  Selbstbestimmung 
nach  innen  und  außen  miteinan¬ 
der  verbunden  sind. 

Zu  bewältigen  bleibt  für  Europa 
das  bittere  Erbe  der  millionenfa¬ 
chen  Vertreibung  nach  dem  Zwei¬ 
ten  Weltkrieg,  die  gegen  nichts  so 
sehr  verstieß  wie  eben  gegen  das 
Selb  stimmungsrecht  der  Völker. 
Die  Erinnerung  daran  macht  die 
Aktualität  der  Abstimmungen  vor 
90  Jahren  aus.  K.B. 


CHRONIK 

28.  Juni  1919:  Unterzeichnung 
des  Versailler  Friedensvertrages. 

13.  Oktober  1919:  Der  alliierte 
Kriegsrat  beschließt,  dass  die  alli¬ 
ierten  Truppen  im  Abstimmungs¬ 
gebiet  Allenstein  unter  britischem 
und  im  Abstimmungsgebiet  Ma¬ 
rienwerder  unter  italienischem 
Kommando  stehen  sollen. 

4.  November  1919:  Es  wird  be¬ 
schlossen,  dass  die  Macht,  die 
den  Oberbefehl  im  Abstimmungs¬ 
gebiet  stellt,  auch  den  Vorsitzen¬ 
den  der  Interalliierten  Kommis¬ 
sion  stellen  soll. 

1.  Februar  1920:  Rückzug  der 
deutschen  Truppen  aus  dem  Ab¬ 
stimmungsgebiet 

14. /17.  Februar  1920:  Die  Inter¬ 
alliierten  Kommissionen  über¬ 
nehmen  in  Allenstein  und  Ma¬ 
rienwerder  die  Verwaltung. 

21./28.  Februar  1920:  Die  Kom¬ 
missionen  ordnen  die  völlige 
Gleichberechtigung  von  Deutsch 
und  Polnisch  an. 

25.  Februar  1920:  Das  britische 
Mitglied  der  Kommission  in  Ma¬ 
rienwerder  Henry  Beaumont  be¬ 
richtet  dem  Foreign  Office:  „Die 
Haltung  der  Polen  in  den  kürzlich 
besetzten  Gebieten  soll  wahr¬ 
scheinlich  nicht  die  Sympathien 
ändern.  Ich  glaube,  sie  wird  ab¬ 
sichtlich  eingenommen,  um  die 
Schwierigkeiten  aufzuzeigen,  de¬ 
nen  die  Einwohner  ausgesetzt 
sein  werden,  wenn  sie  sich  ent¬ 
scheiden  deutsch  zu  bleiben.“ 

10.  März  1920:  Beaumont  be¬ 
richtet  dem  Foreign  Office:  „Un¬ 
ser  Aufenthalt  in  diesem  Bezirk 
war  schon  ausreichend,  um  alle 
Mitglieder  dieser  Kommission  zu 
überzeugen,  dass  das  Ergebnis 
der  Abstimmung  eine  von  vorn¬ 
herein  feststehende  Entscheidung 
ist  und  dass  die  überwältigende 
Mehrheit  der  Einwohner  für 
Deutschland  stimmen  wird.“ 

27.  März  1920:  Die  Kommission 
in  Marienwerder  ordnet  an,  dass 
jeder  Landrat  einen  polnischen 
Beigeordneten  erhält. 
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Wie  es  zu  den  Abstimmungen  kam 

Die  ohne  Volkbefragung  erhaltenen  Provinzen  Posen  und  Westpreußen  waren  vielen  Polen  nicht  genug 


Am  8.  Januar  1918 
schwärmte  der  US- 
amerikanische  Präsident 
Woodrow  Wilson  vor  seinem  Kon¬ 
gress  von  einem  gerechten  und 
dauerhaften  Verständigungsfrie¬ 
den  auf  der  Basis  des  Selbstbe¬ 
stimmungsrechts  der  Völker.  In 
diesem  Zusammenhang  stellte 
Wilson  14  Forderungen  auf,  die 
sogenannten  14  Punkte.  Für  die 
deutsch-polnische  Grenze  rele¬ 
vant  war  vor  allem  Punkt  13.  Da 
heißt  es:  „Ein  unabhängiger  polni¬ 
scher  Staat  sollte  errichtet  wer¬ 
den,  der  alle  Gebiete  einzubegrei¬ 
fen  hätte,  die  von  unbestritten 
polnischer  Bevölkerung  bewohnt 
sind;  diesem  Staat  sollte  ein  freier 
und  sicherer  Zugang  zum  Meer 
geöffnet  werden,  und  seine  politi¬ 
sche  wie  wirtschaftliche  Unab¬ 
hängigkeit  sollte  durch  internatio¬ 
nale  Übereinkommen  verbürgt 
werden.“  Der  Kriegsgegner,  in 
concreto  das  Deutsche  Reich,  er¬ 


klärte  sich  im  November  1918 
zum  Waffenstillstand  auf  der  Ba¬ 
sis  dieser  14  Punkte  bereit. 

Ende  1918,  zur  Zeit  der  Waffen¬ 
stillstandsverhandlungen,  war 
Wilson  keineswegs  geneigt,  den 
Polen  etwa  deutsches  Reichsge¬ 
biet  zuzugestehen.  Um  Polen  ei¬ 
nen  freien  Zugang  zum  Meere  zu 
gewährleisten,  wollte  er  die 
Weichsel  neutralisieren  und  in 
Danzig  einen  polnischen  Freiha¬ 
fen  entstehen  lassen.  Aber  die  un¬ 
ermüdliche  polnische  Propagan¬ 
da  in  Paris  schaffte  es  bis  zum 
Frieden  von  Versailles,  die  führen¬ 
den  Staatsmänner  der  Entente  für 
die  Abtretung  der  größten  Teile 
der  Provinzen  Posen  und  West¬ 
preußen  sowie  des  Soldauer  Ge¬ 
bietes  im  Süden  des  ostpreußi¬ 
schen  Kreises  Neidenburg  zu  ge¬ 
winnen,  und  das  ohne  eine  Volks¬ 
abstimmung,  wie  es  dem  Selbst¬ 
bestimmungsrecht  der  Völker 
entsprochen  hätte. 


Der  Landhunger  der  polnischen 
Verantwortlichen  war  damit  aber 
noch  nicht  gestillt.  Sie  forderten 
vom  alten  Ordensland  neben 
Westpreußen  auch  Ermland  und 
Masuren. 

Im  Falle  Ermlands  wurde  argu¬ 
mentiert,  es  sei  wie  Westpreußen 
„erst“  durch  die  Polnischen  Tei¬ 
lungen  zu  Preußen  gekommen 
und  die  Ermländer  hätten  mit 
dem  Katholizismus  den  Glauben 
der  Polen.  Völlig  unter  den  Tisch 
fiel  dabei,  dass  Polen  vor  den  Tei¬ 
lungen  des  18.  Jahrhunderts  auch 
große  Gebiete  unterworfen  hatte, 
in  denen  seit  Jahrhunderten 
Deutsch,  Weißrussisch  und  Ukrai¬ 
nisch  gesprochen  wurde. 

Im  Falle  Masurens,  das  weder 
katholisch  war  noch  „erst“  in  den 
Polnischen  Teilungen  zu  Preußen 
gekommen  war,  wurde  anders  ar¬ 
gumentiert.  Die  Masuren  sprä¬ 
chen  mit  Masurisch  einen  polni¬ 
schen  Dialekt  und  seien  durch 


Germanisierung  ihrem  Volkstum 
entfremdete  Polen.  Dagegen 
sprach  indes  die  in  nationalen 
Fragen  tolerante  Politik  Preußens 
und  der  Umstand,  dass  seitens 
der  Masuren  solche  Klagen  gar 
nicht  erhoben  wurden. 

Bereits  1872  war  von  Lemberg 
aus  behauptet  worden,  die  Masu¬ 
ren  seien  ein  polnischer  Volks¬ 
stamm  und  folglich  ihr  Siedlungs¬ 
gebiet  polnisch.  Damit  begannen 
die  eigentlichen  Vorarbeiten  der 
polnischen  Politik  auf  Inbesitz¬ 
nahme  ostpreußischen  Landes. 
Dieses  Ziel  hat  sie  in  den  folgen¬ 
den  Jahrzehnten  konsequent  wei¬ 
ter  verfolgt.  Die  Entwicklung  die¬ 
ses  Verlangens  nach  fremdem 
Land  führte  dazu,  dass  bereits  vor 
der  Jahrhundertwende  das  Zen¬ 
tralkomitee  zur  Rettung  Masurens 
durch  Polen  gegründet  wurde. 
1905  gründeten  sie  den  national¬ 
polnischen  Kampfverband 

„Strasch“.  Sie  scheuten  sich  aber 


auch  nicht,  einen  evangelischen 
Volksbildungsverein  zu  gründen 
und  suchten  über  polnische  evan¬ 
gelische  Geistliche  die  evangeli¬ 
schen  Masuren  anzusprechen. 
Mit  großem  finanziellen  Aufwand 
wurde  bis  zum  Ersten  Weltkrieg 
im  Bezirk  Allenstein  versucht, 
polnische  Vereine  und  Genossen¬ 
schaften  zu  bilden,  ja  sogar  polni¬ 
sche  Zeitungen  in  deutscher 
Sprache  herauszugeben.  Aller¬ 
dings  blieben  diese  Bemühungen 
unter  den  Masuren  ohne  Bedeu¬ 
tung  und  Wirkung,  wie  die  Wah¬ 
lergebnisse  der  Kaiserzeit  zeigen. 

Als  sich  im  Ersten  Weltkrieg, 
der  von  vielen  polnischen  Natio¬ 
nalisten  als  Selbstzerfleischung 
der  als  Besatzer  empfundenen 
Teilungsmächte  begrüßt  wurde, 
die  deutsche  Niederlage  abzeich¬ 
nete,  nutzte  der  Polenführer  Al¬ 
bert/ Wo  jciech  Korfanty  diese  La¬ 
ge,  um  am  25.  August  1918  im 
deutschen  Reichstag  weitreichen¬ 


de  polnische  Ansprüche  auf  Ost¬ 
deutschland  zu  erheben.  Am 
1.  November  1918  trat  dann  der 
polnische  Staat  mit  der  Forderung 
auf,  das  ostpreußische  Masuren 
mit  Ermland  und  Allenstein, 
„wenn  es  sein  müsste,  durch  ei¬ 
nen  Volksentscheid  Polen  einzu¬ 
verleiben“.  Die  widerstrebende 
Formulierung  lässt  schon  erken¬ 
nen,  dass  Warschau  der  wahre  na¬ 
tionale  Charakter  des  südlichen 
Ostpreußens  durchaus  bekannt 
war.  Gleiches  gilt  für  die  Forde¬ 
rung,  vor  einer  Volksbefragung 
die  Abstimmungsgebiete  erst  ein¬ 
mal  150  Jahre  lang  (!)  unter  polni¬ 
sche  Verwaltung  zu  stellen.  Doch 
diese  Winkelzüge  wurden  von  der 
Entente  abgewiesen.  Statt  einein¬ 
halb  Jahrhunderte  fand  bereits 
knapp  zwei  Jahre  nach  Kriegsen¬ 
de  eine  Volksabstimmung  statt. 
Grundlage  für  die  vor  90  Jahren 
durchgeführte  Abstimmung  war 
der  Versailler  Vertrag.  PAZ 


Seite  II 


Versailles  regelt  die  Abstimmung 

In  den  Artikeln  94  bis  97  des  Abschnitts  IX  zum  Thema  Ostpreußen  ist  das  Procedere  detailliert  festgeigt 


CHRONIK 

31.  März  1920:  Beaumont  be¬ 
richtet  dem  Foreign  Office:  „Seit 
unserer  Ankunft  hat  sich  uns  die 
Überzeugung  aufgedrängt,  dass 
die  Regelung  der  polnischen  Frage 
in  Paris  zu  dem  Zwecke  absicht¬ 
lich  ersonnen  worden  sein  muss, 
falls  sie  nicht  auf  einer  Überschät¬ 
zung  der  polnischen  Fähigkeiten 
und  einer  oberflächlichen  Kennt¬ 
nis  der  örtlichen  Bedingungen  be¬ 
ruht,  um  eine  offene  Wunde  zwi¬ 
schen  Polen  und  Deutschland  zu 
lassen,  welche  durch  die  Zeit 
wahrscheinlich  eher  vergiftet, 
denn  geheilt  werden  wird.“ 

29.  April  1920:  Beaumont 
schreibt  Sir  Eyre  Crowe  vom  Fo¬ 
reign  Office:  „Meine  Meinung  ist 
nur,  dass  der  Wunsch  Frank¬ 
reichs,  einen  starken  Staat  an 
Deutschlands  Ostflanke  zu  schaf¬ 
fen,  wahrscheinlich  zu  Schwierig¬ 
keiten  führen  soll.  Natürlich  mag 
es  an  meiner  Unwissenheit  he¬ 
gen,  aber  ich  kann  mir  kaum  vor¬ 
stellen,  dass  die  Gründung  dieses 
Frankenstein-Monsters  anders  er¬ 
klärt  werden  kann.  Wir  kamen  als 
Sympathisanten  Polens  her,  aber 
seitdem  wir  die  Dinge  aus  un¬ 
mittelbarer  Nähe  gesehen  haben, 
haben  wir  ohne  Ausnahme  -  ein¬ 
schließlich  der  Franzosen  -  unse¬ 
re  Ansichten  geändert.  Sogar  der 
preußische  Militarismus  war 
glimpflich,  verglichen  mit  dem, 
was  überall  an  unseren  Grenzen 
vor  sich  geht.  Unser  Eindruck  ist, 
dass  eine  Aggression  von  seiten 
Polens  wahrscheinlicher  als  von 
seiten  Deutschlands  ist.“ 

25.  Mai  1920:  Die  Botschafter¬ 
konferenz  in  Paris  setzt  den  11.  Ju¬ 
li  1920  als  Abstimmungstag  fest. 

25.  Mai  1920:  Der  britische  Vor¬ 
sitzende  der  Kommission  in  Al¬ 
lenstein  Sir  Ernest  Amelius  Ren- 
nie  berichtet  dem  Foreign  Office: 
„Einer  der  Faktoren,  welche  die 
gegenwärtige  polnische  Obstruk¬ 
tion  erklären  mag,  ist,  dass  die 
polnische  Propaganda  bis  jetzt 
wenig  Erfolg  unter  den  Masuren 
gehabt  hat,  deren  Zahl  mit 
200  000  Menschen  angegeben 
wird.  Die  polnische  Kommission 
in  Paris  versuchte  letztes  Jahr, 
glaube  ich,  diese  Menschen  für 
sich  in  Anspruch  zu  nehmen,  die 
tatsächlich  slawischer  Abstam¬ 
mung  sind  und  eine  polnische 
Mundart  sprechen,  aber  welche 
Gebiete  bewohnen,  die  -  wie  es 
scheint  -  niemals  einen  Teil  des 
ehemaligen  Königreichs  Polen 
bildeten.  Sie  weigern  sich  jetzt  of¬ 
fensichtlich,  von  polnischen 
Agenten  gewonnen  zu  werden, 
und  diese  Weigerung  ist  ohne 
Zweifel  für  die  Werber  eine  Ent¬ 
täuschung.“ 


Artikel  94. 

In  der  Zone  zwischen  der  Süd¬ 
grenze  Ostpreußens,  wie  sie  im 
Artikel  28  Teil  II  (Deutschlands 
Grenzen)  des  gegenwärtigen  Ver¬ 
trags  bezeichnet  ist,  und  der  nach¬ 
stehend  beschriebenen  Linie  wer¬ 
den  die  Einwohner  berufen,  im 
Wege  der  Abstimmung  zu  erklä¬ 
ren,  mit  welchem  Staate  sie  ver¬ 
einigt  zu  werden  wünschen: 

West-  und  Nordgrenze  des  Re¬ 
gierungsbezirks  Allenstein  bis  zu 
ihrem  Treffpunkt  mit  der  Grenzli¬ 
nie  zwischen  den  Kreisen  Oletzko 
und  Angerburg;  von  dort  Nord¬ 
grenze  des  Kreises  Oletzko  bis  zu 
ihrem  Treffpunkt  mit  der  alten 
Grenze  Ostpreußens. 

Artikel  95. 

Binnen  längstens  zwei  Wochen 
nach  Inkrafttreten  des  gegenwärti¬ 
gen  Vertrags  haben  die  deutschen 
Truppen  und  Behörden  das  oben 
umschriebene  Gebiet  zu  verlas¬ 
sen.  Bis  zur  Vollendung  der  Räu¬ 
mung  haben  sie  sich  aller  Beitrei¬ 
bungen  in  Geld-  und  Naturalien 
und  jeder  Maßnahme  zu  enthal¬ 
ten,  wodurch  die  wirtschaftlichen 
Interessen  des  Landes  beeinträch¬ 
tigt  werden  könnten. 

Mit  Ablauf  der  vorerwähnten 
Frist  wird  die  genannte  Zone  ei¬ 
nem  internationalen  Ausschuss 
unterstellt,  der  aus  fünf  von  den 
alliierten  und  assoziierten  Haupt¬ 
mächten  ernannten  Mitgliedern 
besteht.  Dieser  Ausschuss  erhält 
allgemeine  Verwaltungsbefugnis 
und  hat  insbesondere  die  Aufgabe, 
die  Abstimmung  in  die  Wege  zu 
leiten  und  alle  Maßnahmen  zu 
treffen,  die  er  zur  Sicherung  einer 
freien,  unbeeinflussten  und  gehei¬ 
men  Stimmenabgabe  für  erforder¬ 
lich  erachtet.  Er  erhält  desgleichen 
Vollmacht  zur  Entscheidung  aller 
Fragen,  zu  denen  die  Ausführung 
der  gegenwärtigen  Bestimmungen 
Anlass  gibt.  Er  trifft  ferner  alle  ge¬ 
eigneten  Anordnungen,  um  sich 
bei  der  Ausübung  seines  Amtes 
durch  Hilfskräfte  unterstützen  zu 
lassen,  die  er  selbst  unter  der  ört¬ 
lichen  Bevölkerung  auswählt.  Er 
entscheidet  mit  Stimmenmehr¬ 
heit. 

Stimmberechtigt  ist  jede  Person, 
ohne  Unterschied  des  Ge¬ 
schlechts,  die  den  nachstehenden 
Bestimmungen  genügt: 

a)  Sie  muss  bei  Inkrafttreten  des 
gegenwärtigen  Vertrags  das  zwan¬ 
zigste  Lebensjahr  vollendet  ha¬ 
ben; 

b)  sie  muss  in  der  Zone,  in  der 
die  Volksabstimmung  stattfindet, 
geboren  sein  oder  seit  einem  von 


dem  Ausschuss  festzusetzenden 
Zeitpunkt  dort  ihren  Wohnsitz 
oder  gewöhnlichen  Aufenthalt  ge¬ 
habt  haben. 

Jeder  stimmt  in  der  Gemeinde, 
in  der  er  seinen  Wohnsitz  hat, 
oder,  wenn  er  seinen  Wohnsitz 
oder  Aufenthalt  nicht  in  der  Zone 
hat,  in  der  Gemeinde,  in  der  er  ge¬ 
boren  ist. 

Das  Abstimmungsergebnis  wird 
gemeindeweise  und  zwar  nach 
der  Stimmenmehrheit  in  jeder 
Gemeinde  festgestellt. 

Nach  Beendigung  der  Abstim¬ 
mung  teilt  der  Ausschuss  den  alli¬ 
ierten  und  assoziierten  Haupt¬ 
mächten  die  Anzahl  der  in  jeder 
Gemeinde  abgegebenen  Stimmen 
mit  und  reicht  gleichzeitig  einen 


eingehenden  Bericht  über  die 
Wahlhandlung  sowie  einen  Vor¬ 
schlag  über  die  Linie  ein,  die  un¬ 
ter  Berücksichtigung  sowohl  des 
durch  die  Abstimmung  kundgeg¬ 
ebenen  Willens  der  Einwohner 
als  der  geographischen  und  wirt¬ 
schaftlichen  Lage  der  Ortschaften 
in  dieser  Gegend  als  Grenzen 
Ostpreußens  angenommen  wer¬ 
den  soll.  Die  alliierten  und  assozi¬ 
ierten  Hauptmächte  setzen  als¬ 
dann  die  Grenze  zwischen  Ost¬ 
preußen  und  Polen  in  dieser  Ge¬ 
gend  fest. 

Schließt  der  von  den  alliierten 
und  assoziierten  Hauptmächten 
festgesetzte  Grenzverlauf  irgend¬ 
einen  Teil  des  im  Artikel  94  um¬ 
schriebenen  Gebiets  von  Ostpreu¬ 


ßen  aus,  so  erstreckt  sich  der  oben 
im  Artikel  87  vorgesehene,  von 
Deutschland  zugunsten  Polens 
ausgesprochene  Rechtsverzicht 
auf  die  so  ausgeschlossenen  Ge¬ 
bietsteile. 

Sobald  die  alliierten  und  asso¬ 
ziierten  Hauptmächte  die  Grenz¬ 
linie  festgesetzt  haben,  werden 
die  ostpreußischen  Verwaltungs¬ 
behörden  von  dem  Ausschuss  da¬ 
hin  verständigt,  dass  sie  in  dem 
nördlich  dieser  Grenzlinie  hegen¬ 
den  Gebiet  die  Verwaltung  wider 
zu  übernehmen  haben.  Diese 
Übernahme  hat  binnen  Monats¬ 
frist  nach  der  Benachrichtigung 
und  in  der  von  dem  Ausschuss 
vorgeschriebenen  Art  zu  erfolgen. 
Binnen  derselben  Frist  und  eben¬ 


falls  in  der  von  dem  Ausschuss 
vorgeschriebenen  Art  hat  die  pol¬ 
nische  Regierung  für  die  Verwal¬ 
tung  des  südlich  der  Grenzlinie 
hegenden  Gebiets  Sorge  zu  tra¬ 
gen.  Sobald  hiernach  die  Verwal¬ 
tung  des  Landes  durch  die  ost¬ 
preußischen  oder  polnischen  Be¬ 
hörden  sichergestellt  ist,  nehmen 
die  Befugnisse  des  internationa¬ 
len  Ausschusses  ein  Ende. 

Die  Ausgaben  des  Ausschusses 
für  seine  eigene  Tätigkeit  sowie 
für  die  Verwaltung  der  Zone  wer¬ 
den  aus  den  örtlichen  Einnahmen 
bestritten;  das  Mehr  an  Ausgaben 
wird  nach  einem  von  den  alliier¬ 
ten  und  assoziierten  Hauptmäch¬ 
ten  festgesetzten  Verhältnis  von 
Ostpreußen  getragen. 


Artikel  96. 

In  einer  Zone,  die  die  Kreise 
Stuhm  und  Rosenberg,  den  östlich 
der  Nogat  hegenden  Teil  des  Krei¬ 
ses  Marienburg  und  östlich  der 
Weichsel  hegenden  Teil  des  Krei¬ 
ses  Marienwerder  umfasst,  wer¬ 
den  die  Einwohner  berufen,  durch 
eine  gemeindeweise  Abstimmung 
kundzutun,  ob  sie  wünschen,  dass 
die  verschiedenen  in  diesem  Ge¬ 
biete  hegenden  Gemeinden  zu  Po¬ 
len  oder  zu  Ostpreußen  gehören 
sollen. 

Artikel  97. 

Binnen  längstens  zwei  Wochen 
nach  Inkrafttreten  des  gegenwärti¬ 
gen  Vertrags  haben  die  deutschen 
Truppen  und  Behörden  die  im  Ar¬ 
tikel  96  bezeichnete  Zone  zu  ver¬ 


lassen.  Bis  zur  Vollendung  der 
Räumung  haben  sie  sich  aller  Bei¬ 
treibungen  in  Geld  oder  Natura¬ 
lien  und  jeder  Maßnahme  zu  ent¬ 
halten,  wodurch  die  wirtschaft¬ 
lichen  Interessen  des  Landes  be¬ 
einträchtigt  werden  könnten. 

Mit  Ablauf  der  vorerwähnten 
Frist  wird  die  genannte  Zone  ei¬ 
nem  internationalen  Ausschuss 
unterstellt,  der  aus  fünf  von  den 
alliierten  und  assoziierten  Haupt¬ 
mächten  ernannten  Mitgliedern 
besteht.  Dieser  Ausschuss,  dem 
erforderlichenfalls  die  nötigen 
Streitkräfte  beizugeben  sind,  er¬ 
hält  allgemeine  Verwaltungsbe¬ 
fugnis  und  hat  insbesondere  die 
Aufgabe,  die  Abstimmung  in  die 
Wege  zu  leiten  und  alle  Maßnah¬ 


men  zu  treffen,  die  er  zur  Siche¬ 
rung  einer  freien,  unbeeinflussten 
und  geheimen  Stimmenabgabe  für 
erforderlich  erachtet.  Er  hat  sich, 
soweit  möglich,  nach  den  Bestim¬ 
mungen  des  gegenwärtigen  Ver¬ 
trags  über  die  Volksabstimmung  in 
der  Allensteiner  Zone  zu  richten. 
Er  entscheidet  mit  Stimmenmehr¬ 
heit. 

Die  Ausgaben  des  Ausschusses 
für  seine  eigene  Tätigkeit  sowie 
für  die  Verwaltung  der  ihm  unter¬ 
stellten  Zone  werden  aus  den  ört¬ 
lichen  Einnahmen  bestritten. 

Nach  Beendigung  der  Abstim¬ 
mung  teilt  der  Ausschuss  den  alli¬ 
ierten  und  assoziierten  Haupt¬ 
mächten  die  Anzahl  der  in  jeder 
Gemeinde  angegebenen  Stimmen 
mit  und  reicht  gleichzeitig  einen 
eingehenden  Bericht  über  die 
Wahlhandlung  sowie  einen  Vor¬ 
schlag  über  die  Linie  ein,  die  un¬ 
ter  Berücksichtigung  sowohl  des 
durch  die  Abstimmung  kundgeg¬ 
ebenen  Willens  der  Einwohner 
als  auch  der  geographischen  und 
wirtschaftlichen  Lage  der  Ort¬ 
schaften  in  dieser  Gegend  als 
Grenzlinie  Ostpreußens  ange¬ 
nommen  werden  soll.  Die  alliier¬ 
ten  und  assoziierten  Hauptmäch¬ 
te  setzen  alsdann  die  Grenze  zwi¬ 
schen  Ostpreußen  und  Polen  in 
dieser  Gegend  fest,  wobei  zum 
mindesten  für  die  gesamte  Strek- 
ke,  auf  der  die  Weichsel  die  Gren¬ 
ze  bildet,  die  volle  und  uneinge¬ 
schränkte  Überwachung  des  Stro¬ 
mes  einschließlich  seines  öst¬ 
lichen  Ufers  in  der  Tiefe,  die  für 
die  Regulierung  und  Verbesse¬ 
rungsarbeiten  erforderlich  ist,  Po¬ 
len  zugesprochen  werden  muss. 
Deutschland  verpflichtet  sich, 
niemals  irgendwelche  Befestigun¬ 
gen  in  irgendeinem  Teile  des  er¬ 
wähnten  Gebiets,  soweit  es 
deutsch  bleibt,  anzulegen. 

Die  alliierten  und  assoziierten 
Hauptmächte  erlassen  gleichzei¬ 
tig  Vorschriften,  die  der  ostpreu¬ 
ßischen  Bevölkerung  den  Zugang 
zur  Weichsel  und  die  Benutzung 
des  Stromes  für  sie  selbst,  für  ihre 
Güter  und  für  ihre  Schiffe  unter 
angemessenen  Bedingungen  und 
unter  vollster  Rücksichtnahme 
auf  ihre  Interessen  sichern. 

Die  Grenzbestimmungen  und 
die  oben  vorgesehenen  Vorschrif¬ 
ten  sind  für  alle  Beteiligten  bin¬ 
dend. 

Sobald  die  Verwaltung  des  Lan¬ 
des  durch  die  ostpreußischen 
oder  polnischen  Behörden  über¬ 
nommen  ist,  nehmen  die  Befug¬ 
nisse  des  Ausschusses  ein  Ende. 


Unterzeichnung  des  Versailler  Vertrages:  Damit  stimmten  die  Deutschen  der  Abstimmung  zu. 


Die  beiden  internationalen 
Ausschüsse,  die  der  Ver¬ 
sailler  Vertrag  in  seinem 
Abschnitt  über  Ostpreußen  vor¬ 
sah,  übernahmen  am  14.  Februar 
1920  in  Allenstein  und  drei  Tage 
später  in  Marienwerder  die  Ver¬ 
waltung.  Der  sogenannten  Interal¬ 
liierten  Kommission  für  das  ost¬ 
preußische  Abstimmungsgebiet 
gehörten  der  britische  Gesandte 
Sir  Ernest  Amelius  Rennie  als  Vor¬ 
sitzender  sowie  ein  Franzose  für 
die  Justiz,  ein  Italiener  für  die  Fi¬ 
nanzen,  das  Sozialwesen  sowie 
den  Post  und  Telegrafendienst.  Der 
vierte  im  Bunde,  ein  Japaner,  blieb 
ohne  Geschäftsbereich.  Im  Dienst 
der  Kommission  standen  88  höhe¬ 
re  Beamte  und  Offiziere,  und  zwar 
34  Engländer,  24  Franzosen,  23 
Italiener  und  sieben  Japaner.  Deut¬ 
scher  Vertreter  war  der  Reichs¬ 
und  Staatskommissar  Wilhelm 
Freiherr  von  Gayl.  Dem  polnischen 
Hauptquartier,  dem  „Dom  polski“ 
stand  der  erst  verspätet  als  Gene¬ 


Die  Alliierten  übernehmen 


Während  der  Wahl  übten  die  Kriegssieger  in  den  Abstimmungsbieten  die  Herrschaft  aus 


ralkonsul  anerkannte  Zenon  Le- 
wandowski  vor. 

Die  Kommission  für  Westpreu¬ 
ßen  bestand  aus  dem  italienischen 
Staatskommissar  Angelo  Pavia  als 
Vorsitzenden  sowie  dem  engli¬ 
schen  Gesandten  Henry  Beau¬ 
mont,  dem  französischen  Bot¬ 
schaftsrat  Comte  Rene  de  Cherisey 
sowie  dem  japanischen  Bot¬ 
schaftssekretär  Morikazu  Ida.  Der 
deutsche  Bevollmächtigte  war  zu¬ 
nächst  der  frühere  Landrat  von 
Graudenz,  Geheimrat  Kutter,  nach 
dem  Kapp -Putsch  wurde  er  durch 
den  Landrat  von  Neu¬ 
stadt/Westpreußen,  Graf  Baudis- 
sin,  ersetzt.  In  Marienwerder  wur¬ 
de  Polen  durch  den  Grundbesitzer 
Graf  Sierakowski  aus  Wa- 
plitz/Kreis  Stuhm  vertreten. 

Eine  der  ersten  Amtshandlun¬ 
gen  der  Kommission  in  Allenstein 
war  die  Schließung  der  Grenze 
zwischen  dem  Abstimmungsgebiet 
und  dem  übrigen  Ostpreußen  bei 
gleichzeitiger  Öffnung  der  Grenze 


zu  Polen.  Eine  Maßnahme,  die  von 
den  Polen  mit  Genugtuung  be¬ 
grüßt  wurde.  Sie  sahen  in  der 
Kommission  einen  Verbündeten, 
doch  zeigte  sich  bald,  dass  sie 
mehr  und  mehr  eine  überparteili¬ 
che  Haltung  einnahm. 

Am  12.  beziehungsweise 
14.  April  1920  gaben  die  Kommis¬ 
sionen  die  Abstimmungsregle- 

Vorsitzende  aus  dem 
UK  und  Italien 

ments  bekannt.  Danach  war  ab¬ 
stimmungsberechtigt,  wer,  am 
10.  Januar  1920  das  20.  Lebensjahr 
vollendet,  im  Abstimmungsgebiet 
geboren  oder  seit  dem  1.  Januar 
1905  (Ostpreußen)  beziehungs¬ 
weise  seit  dem  1.  Januar  1914 
(Westpreußen)  seinen  Wohnsitz 
hatte.  Die  Abgabe  der  Stimme  hat¬ 
te  in  der  Geburts-  beziehungs¬ 
weise  Wohnsitzgemeinde  zu  erfol¬ 


gen.  Als  Abstimmungsbezirke 
wurden  alle  Gemeinden  und  Guts¬ 
bezirke  -  in  Ostpreußen  jedoch 
nur  solche,  die  1910  über  100  Ein¬ 
wohner  hatten  -  bestimmt.  Kleine¬ 
re  Einheiten  wurden  der  zunächst 
hegenden  Gemeinde  zugeteilt. 

Im  Gegensatz  zu  unserer  heuti¬ 
gen  landläufigen  Vorstellung  von 
Abstimmungen  sah  das  Procedere 
kein  Ankreuzen  vor.  Vielmehr 
wurde  mit  weißen  Zetteln  im  For¬ 
mat  zehn  mal  acht  Zentimetern 
abgestimmt,  auf  denen  entweder 
„Polska  -  Polen“  stand  oder  „Ost¬ 
preußen  -  Wschodnie  Prusy“, 
wohlgemerkt  „Ostpreußen  ...“, 
nicht  etwa  Deutschland  ...“  in  Ana¬ 
logie  zu  „...  Polen“.  Die  Stimmzettel 
wurden  nicht  im  Abstimmungslo¬ 
kal  ausgegeben,  sondern  jeder  Ab¬ 
stimmende  musste  ihn  sich  vorher 
selber  besorgen.  Deshalb  wurden 
sie  von  deutscher  und  polnischer 
Seite  vorher  verteilt.  Wer  für 
Deutschland  stimmen  wollte,  holte 
sich  bei  den  deutschen  Wahl¬ 


kämpfern  einen  Wahlzettel  mit 
dem  Aufdruck  „Ostpreußen  - 
Wschodnie  Prusy“,  wer  für  Polen 
zu  votieren  gedachte,  ließ  sich  von 
den  polnischen  einen  Zettel  mit 
der  Aufschrift  „Polska  -  Polen“ 
aushändigen.  Zur  Abstimmung 
wurde  ein  „Isolierraum“  aufge¬ 
sucht,  dort  ein  Stimmzettel  in  ei¬ 
nen  im  Abstimmungslokal  ausge¬ 
händigten  und  gestempelten  Um¬ 
schlag  gesteckt  und  im  Wahlraum 
in  die  Urne  geworfen.  Der  eigentli¬ 
che  Wahlvorgang  war  also  geheim. 
Nun  könnte  man  einwenden,  dass 
die  Beschaffung  des  Wahlzettels 
nicht  unbeobachtet  bleiben  könnte 
und  sich  daraus,  ob  sich  einer  ei¬ 
nen  deutschen  oder  polnischen 
holt,  Rückschlüsse  auf  das  Ab¬ 
stimmverhalten  möglich  seien. 
Wer  als  Wähler  um  sein  Wahlge¬ 
heimnis  fürchtete,  dem  war  es  je¬ 
doch  unbenommen,  sich  sowohl 
einen  deutschen  als  auch  einen 
polnischen  Zettel  geben  zu  lassen, 
denn  niemand  war  gezwungen,  er¬ 


haltene  Zettel  später  auch  in  die 
Wahlurne  zu  werfen. 

Am  25.  Mai  1920  setzte  die  Bot¬ 
schafterkonferenz  Sonntag,  den 
11.  Juli  1920,  als  Abstimmungstag 
fest.  PZ 
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Preußische  Zeiluns 


Glänzender  Sieg  mit  96,7  Prozent 

Ost-  und  Westpreußen  bekannten  sich  mit  überwältigender  Mehrheit  zu  Deutschland 


Der  Abstimmungstag  verlief 
in  völliger  Ruhe.  Die  Polen, 
die  bisher  nur  fieberhafte 
Tätigkeit  gekannt  hatten,  saßen 
still  in  ihrer  Allensteiner  Abstim¬ 
mungskampfzentrale,  die  durch 
Stacheldraht  und  „spanische  Rei¬ 
ter“  gesichert  war,  bewacht  von 
der  Abstimmungspolizei.  Im  Übri¬ 
gen  begannen  sich  erst  am 
Abend  die  Straßen  und  Plätze  zu 
füllen;  eine  erwartungsvoll  ge¬ 
stimmte  Menge  harrte  geduldig 
der  Bekanntgabe  der  Resultate. 

Man  hatte  geglaubt,  dass  das 
Endergebnis  erst  am  Dienstag 
vorliegen  würde.  Aber  die  allge¬ 
meine  Begeisterung  und  Erre¬ 
gung  hatte  nun  offenbar  auch  die 
Kommission  gepackt.  Im  Sitz  der 
Allensteiner  Bezirksregierung 
saßen  die  Beamten  der  Kommis¬ 
sion  und  der  Regierung  und  nah¬ 
men  unermüdlich  die  Meldun¬ 
gen  entgegen,  die  auf  den  Tau¬ 
senden  von  Drähten  aus  dem 
letzten  Dorf  über  die  Kreisstädte 
nach  Allenstein  kamen.  Sie  ar¬ 
beiteten  unermüdlich  die  ganze 
Nacht.  Unten  aber  saß  der 
Reichskommissar  mit  seinem 
Stab  und  rechnete  bis  morgens 
um  5.30  Uhr.  Das  Endergebnis 
war  da,  daran  konnten  keine  di¬ 
plomatischen  Künste  mehr  rüt¬ 
teln,  selbst  nicht  der  Rat  in  Paris. 
Und  das  Ergebnis  war  zu  ein¬ 
deutig,  als  dass  es  noch  Interpre¬ 
tationsspielräume  gelassen  hätte. 

Für  die  Abstimmung  im  süd¬ 
lichen  Ostpreußen  hatten  sich 
425  305  Abstimmungsberech¬ 
tigte  eintragen  lassen.  Davon 
waren  37  Prozent  im  Abstim¬ 
mungsgebiet  geborene  Auswande¬ 
rer.  Die  Abstimmungsbeteiligung 
lag  bei  87  Prozent,  bei  den  Orts¬ 
ansässigen  gar  bei  96  Prozent.  Von 
den  abgegebenen  Stimmen  entfie¬ 
len  2,1  Prozent  auf  Polen.  Die  rest¬ 
lichen  fast  97,9  Prozent  stimmten 
für  den  Verbleib  beim  Reich.  In 
aufsteigender  Reihenfolge  waren 


es  im  Kreis  Allenstein-Land  86,53 
Prozent,  in  Osterode  97,81  Pro¬ 
zent,  in  Rößel  97,90  Prozent,  in  Al- 
lenstein-Stadt  98,00  Prozent,  in 
Orteisburg  98,51  Prozent,  in  Nei- 
denburg  98,54  Prozent,  in  Lyck 
99,88  Prozent,  in  Sensburg  99,93 
Prozent,  in  Johannisburg  99,96 
Prozent  und  in  Lötzen  99,97  Pro¬ 


zent.  Den  Vogel  schoss  der  Kreis 
Oletzko  mit  99,993  Prozent  ab. 

Schon  bald  nach  20  Uhr  waren 
in  Oletzkos  Kreisstadt  Marggrabo- 
wa  die  Abstimmungsergebnisse 
aus  den  einzelnen  Ortschaften  des 
an  der  östlichen  Landesgrenze  ge¬ 
legenen  Kreises  eingetroffen,  um 
nach  Eintritt  der  Dunkelheit  durch 


Lichtbilder  an  der  Geschäftsstelle 
der  „Oletzkoer  Zeitung“  einer  gro¬ 
ßen  Zuschauermenge  bekannt  ge¬ 
geben  zu  werden.  Ein  Zeitzeuge 
erinnert  sich: 

„Jedes  der  für  Deutschland  so 
überaus  günstigen  Resultate  wur¬ 
de  durch  Jubel  und  Hurrarufe  be¬ 
grüßt.  Immer  höher  schlugen  die 


Wogen  der  Begeisterung,  als  kurz 
vor  12  Uhr  nachts  das  endgültige 
Abstimmungsergebnis  aus  dem 
Kreise  Oletzko  bekannt  gegeben 
wurde.  Nur  zwei  Stimmen  für  Po¬ 
len,  alle  andern  deutsch.  Wenige 
Minuten  später  setzte  sich  ein 
Fackelzug  in  Bewegung,  und  ein 
Holzstoß  auf  dem  Marktplatz 


wurde  angezündet.  Hell  loderten 
die  Flammen,  umgeben  von 
schwarzem  Qualm  und  Rauch, 
zum  nächtlichen  Himmel  empor, 
rund  um  den  Markt  bewegte  sich 
die  Flammenreihe  der  Fackelträ¬ 
ger,  die  die  Mauern  der  Häuser  in 
rotgelben  Farben  erglühen  ließen. 
Oberlehrer  Lasarzick  hielt  darauf 


eine  Ansprache,  und  wieder  er¬ 
tönte  Deutschland,  Deutschland, 
über  alles'.  Mit  dem  Liede  ,Nun 
danket  alle  Gott'  und  dem  Läuten 
der  Kirchenglocken  endete  die 
Versammlung.“ 

Die  beiden  Stimmen  für  Polen 
wurden  in  den  Dörfern  Kleszö- 
wen  (360:1)  und  Polommen 


(158:1)  abgegeben.  In  Marggrabo- 
wa  selbst  stimmte  kein  einziger 
für  Polen.  Rund  acht  Jahre  später, 
am  21.  Dezember  1928  wurde  die 
Kreisstadt  Marggrabowa  in  „Treu- 
burg“  umbenannt. 

In  den  vier  westpreußischen 
Kreisen  Marienburg,  Marienwer¬ 
der,  Rosenberg  und  Stuhm  war 
das  Ergebnis  ähnlich  überzeu¬ 
gend.  Hier  stimmten  von  den 
121176  Stimmberechtigten  7,58 
Prozent  für  Polen  und  92,42 
Prozent  für  Ostpreußen.  Beide 
Abstimmungsgebiete  zusammen 
gerechnet,  stimmten  96,66  Pro¬ 
zent  für  Ostpreußen,  also  für 
Deutschland. 

Die  Reaktionen  der  einzelnen 
Mitglieder  der  Allensteiner 
Kommission  auf  das  an  Eindeu¬ 
tigkeit  kaum  zu  üb  er  treffende 
Abstimmungsergebnis  lassen 
Rückschlüsse  auf  die  Einstel¬ 
lung  ihrer  Staaten  zum  deutsch¬ 
polnischen  Konflikt  zu.  Der  Ja¬ 
paner  blickte  äußerst  unbewegt 
drein,  wie  es  seine  Art  war.  Der 
Engländer  lächelte  sein  liebens¬ 
würdigstes  Diplomatenlächeln. 
Der  Italiener  sann  ein  wenig 
nach,  als  er  das  Ergebnis  in  den 
Händen  hielt,  dann  sagte  er  mit 
einem  feinen  Lächeln:  „Wo  wa¬ 
ren  da  eigentlich  die  Experten 
von  Versailles?“  Die  Franzosen 
aber  machten  strenge  Gesichter 
und  sagten  untereinander:  „C’est 
incroyable!“  (Das  ist  unglaub¬ 
lich.) 

Dann  kam  der  16.  August 
1920,  der  Tag,  an  dem  die  deut¬ 
sche  Flagge  auf  dem  Regie¬ 
rungsgebäude  in  Allenstein 
wieder  gehisst  wurde,  der  Tag,  an 
dem  die  Kommission  die  Verwal¬ 
tung  der  Abstimmungsgebiete 
wieder  in  die  Hände  der  Regie¬ 
rungspräsidenten  zurücklegte. 
Ostpreußen  und  ein  nicht  unbe¬ 
deutender  Teil  von  Westpreußen 
gehörten  wieder  zum  Reich. 

PZ/Siegfried  Schmidtke 


Sie  repräsentierten  den  Mehrheitswillen:  Ostpreußen  demonstrieren  für  den  Verbleib  beim  Reich. 


Wermutstropfen  im  Wein  der  Freude 


Trotz  des  eindeutigen  Abstimmungsergebnisses  erhält  der  Verlierer  einige  Grenzstreifen 


Obwohl  mehr  als  neun  von 
zehn  westpreußischen 
Ab  Stimmern  für  Ostpreu¬ 
ßen  gestimmt  hatten,  verblieb  das 
Abstimmungsgebiet  Marienwer¬ 
der  nicht  vollständig  beim  Deut¬ 
schen  Reich.  Am  12.  August  1920 
entschied  die  Botschafterkonfe¬ 
renz  der  alliierten  und  assoziier¬ 
ten  Hauptmächte  in  Paris,  dass  die 
fünf  Dörfer  Außendeich,  Johannis¬ 
dorf,  Kleinfelde,  Kramershof  und 
Neu-Liebenau  in  der  Nordwestek- 
ke  des  Kreises  Marienwerder  zu 
Polen  kommen.  Gleiches  gilt  für 
den  Hafen  von  Kurzebrack,  einen 
Brückenkopf  an  der  später  von 
den  Polen  abgebrochenen  Brücke 
nach  Münster¬ 
walde  und  den 
Bahnhof  Garnsee. 

Vier  Tage  später 
legte  die  Reichs¬ 
regierung  dage¬ 
gen  folgenden  Protest  ein: 

„Der  Oberste  Rat  in  Paris  hat 
durch  seine  Entscheidung  über 
das  westpreußische  Abstim¬ 
mungsgebiet  Ost-  und  Westpreu¬ 
ßen  von  der  Weichsel  völlig  abge¬ 
schnitten.  Die  Grenze  wird  zwi¬ 
schen  Deich  und  Weichsel  gezo¬ 
gen.  Das  gesamte  Ufer  fällt  an  Po¬ 
len:  der  beste  Hafen  des  Marien¬ 
werder  Gebiets,  der  Hafen  von 
Kurzebrack,  wird  mit  allen  seinen 
Anlagen  Polen  zugeschlagen, 
ebenso  die  Eisenbahnbrücke  der 
Bahn  Marienwerder-Munsterwal¬ 
de  mit  ihrem  Brückenkopf  und  in¬ 
nerem  Deich,  sowie  das  dortige 
Gebiet  bis  zum  Fuß  des  vom  Fluss 
weit  entfernt  gelegenen  zweiten 


Deichs.  Ferner  werden  die  in  der 
Nordwestecke  des  Kreises  Ma¬ 
rienwerder  gelegenen  fünf  Ort¬ 
schaften  Johannisdorf,  Neu-Liebe- 
nau,  Außendeich,  Kramershof  und 
Kleinfelde  an  Polen  gegeben  und 
damit  eine  Art  Brückenkopf  auf 
dem  rechten  Weichselufer  ge¬ 
schaffen. 

Der  Friedensvertrag  sieht  für 
Polen  lediglich  ein  Stromauf¬ 
sichtsrecht  vor,  das  in  keiner 
Weise  die  Begründung  zu  territo¬ 
rialen  Gebietsansprüchen  geben 
kann.  Das  Recht  der  Überwa¬ 
chung  und  Aufsicht  über  den 
Strom  hat  mit  der  Souveränität 
über  die  östliche  Stromhälfte  und 

das  Ufer  nicht 
das  Mindeste  zu 
tun.  Es  wäre  ein 
Widersinn,  die 
Bevölkerung  ei¬ 
nes  Landstreifens 
zur  Abstimmung  über  ihr  zukünf¬ 
tiges  Schicksal  aufzufordern, 
wenn  von  vornherein  feststehen 
soll,  dass  ihr  Schicksal  ohne 
Rücksicht  auf  die  Abstimmung 
negativ  entschieden  werden 
muss. 

Die  deutsche  Regierung  erhebt 
hiermit  feierlichst  Einspruch  ge¬ 
gen  die  Entscheidung  des  Ober¬ 
sten  Rates.  Sie  muss  es  ablehnen, 
irgendeine  Verantwortung  für  die 
sich  etwa  aus  diesem  Spruch  erge¬ 
benden  Folgerungen  zu  überneh¬ 
men;  sie  kann  diese  Entscheidun¬ 
gen  nicht  anerkennen,  da  sie  mit 
den  Bestimmungen  des  Friedens¬ 
vertrages  nicht  vereinbar  ist;  sie 
widerspricht  ebensosehr  dem 


Deutscher  Protest 
blieb  erfolglos 


Selbstbestimmungs¬ 
recht  der  Völker  wie 
den  wirtschaftlichen 
und  geographischen 
Notwendigkeiten  des 
Landes.“ 

Natürlich  blieb  der 
deutsche  Protest  er¬ 
folglos. 

Ohne  Proteste  trat 
das  Reich  vom  süd¬ 
ostpreußischen  Ab¬ 
stimmungsgebiet  die 
drei  Dörfer  Grosch- 
ken,  Lobenstein  und 
Nappern  an  Polen  ab. 

In  diesen  unmittelbar 
an  der  deutsch-polni¬ 
schen  Grenze  liegen¬ 
den  Dörfern  des  Krei¬ 
ses  Osterode  hatte  die 
Mehrheit  für  einen 
Anschluss  an  Polen 
gestimmt,  der  am 
31.  Oktober  1920 
auch  erfolgte.  Wie  es 
zu  diesem  punktuel¬ 
len  polnischen  Ab¬ 
stimmungserfolg  wi¬ 
der  den  Trend  kom¬ 
men  konnte,  erklärt 
Max  Worgitzki,  der 
damalige  Leiter  des 
deutschen  Wahl-  be¬ 
ziehungsweise  Ab¬ 
stimmungskampfes, 
in  seinem  1921  er¬ 
schienen  Buch  „Ge¬ 
schichte  der  Abstim¬ 
mung  in  Ostpreu¬ 
ßen“:  Bekenntnisses.  Sie  ist  zur  Hälfte 

„In  den  masurischen  Kreisen  ist  etwa  deutsch.  Die  andere  Hälfte, 
die  Bevölkerung  evangelischen  in  einigen  Kreisen  etwas  mehr,  in 


Grenzziehung  bei  Marienwerder 


anderen  etwas  weni¬ 
ger,  machen  die  Ma¬ 
suren  aus.  Daneben 
gibt  es,  vor  allem  in 
den  westlichen  Krei¬ 
sen  einige  kleine  In¬ 
seln  mit  echt  polni¬ 
scher,  katholischer 
Bevölkerung.  Sie  sind 
aber  zahlenmäßig  so 
geringfügig,  dass  sie 
für  den  Charakter 
des  Abstimmungsge¬ 
bietes  nicht  von  Be¬ 
deutung  sind.  In  Er¬ 
scheinung  getreten 
sind  sie  nur  im  Krei¬ 
se  Osterode,  wo  an 
der  Westgrenze,  die 
ja  heute  ostpreu¬ 
ßisch-polnische 
Grenze  ist,  sich  ein 
Dutzend  Ansied¬ 
lungsdörfer  mit  zum 
Teil  überwiegend 
polnischer  Bevölke¬ 
rung  finden.  Drei  von 
ihnen  haben  wir  an 
Polen  ab  treten  müs¬ 
sen.  Und  wem  ver¬ 
danken  wir  das?  Als 
Kuriosum  sei  es  mit¬ 
geteilt,  einer  preußi¬ 
schen  Behörde,  der 
Generalkommission, 
die  seinerzeit  aus 
wer  weiß  welchen 
krausen  Erwägun¬ 
gen  heraus  diese 
Ansiedlung  schuf 
und  dazu  ausgerechnet  westpreu¬ 
ßische  polnische  Bauern  ver¬ 
wandte.“  PZ 


Bild:  Archiv 


CHRONIK 


12./14.  April  1920:  Die  Kommis¬ 
sionen  erlassen  in  den  wesent¬ 
lichen  Punkten  inhaltlich  über¬ 
einstimmende  Verordnungen 
über  Registrierung  und  Durchfüh¬ 
rung  der  Abstimmung. 

23.  April  1920:  Die  Kommission 
in  Marienwerder  erlässt  eine 
Pass-  und  Visapflicht  für  die  Ein- 
und  Ausreise. 

9.  Juni  1920:  Die  Kommissionen 
verlautbaren,  dass  die  Abstim¬ 
mung  am  11.  Juli  1920  stattfinden 
wird. 

1.  Juli  1920:  Die  ersten  auswär¬ 
tigen  Stimmberechtigten  treffen 
in  den  Abstimmungsbieten  ein. 
Im  Abstimmungsgebiet  sind 
157  074  auswärtige  Stimmberech¬ 
tigte  registriert. 

2.  Juli  1920:  Rennie  berichtet 
dem  Foreign  Office:  „Trotz  des 
Protestes  der  Alliierten  Verbin¬ 
dungskommission  in  Könitz  ist 
mehr  als  700  Personen  in  den  er¬ 
sten  beiden  Wählerzügen  die 
Durchfahrt  durch  das  polnische 
Gebiet  verweigert  worden.  Als 
Grund  für  die  Maßnahme  wird 
von  den  polnischen  Behörden  an¬ 
gegeben,  dass  die  Identität  unge¬ 
nügend  ausgewiesen  war,  was  an¬ 
gesichts  dieser  großen  Menge  von 
Reisenden  unwahrscheinlich  er¬ 
scheint.“ 

Juli  1920:  Der  Seedienst  Ost¬ 
preußen  transportiert  von  Swine¬ 
münde  beziehungsweise  Stolp- 
münde  nach  Pillau  89  637  Men¬ 
schen  zur  Abstimmung  und  nach 
der  Wahl  67636  zurück.  Der  See¬ 
dienst  wurde  erforderlich,  weil 
die  polnischen  Behörden  den 
Zugverkehr  durch  den  Korridor 
stark  behinderten  oder  sogar 
unterbanden.  Dabei  war  die  Be¬ 
stimmung,  dass  auch  vormalige 
Bewohner  Ostpreußens  abstim¬ 
men  dürfen,  ein  Zugeständnis  an 
die  Polen  gewesen,  von  deren  Sei¬ 
te  es  geheißen  hatte,  dass  unzähli¬ 
ge  polnische  Ostpreußen  von 
Preußen/Deutschland  aus  ihrer 
Heimat  vertrieben  worden  wären. 

5.  Juli  1920:  Rennie  berichtet 
dem  Foreign  Office:  „Die  allge¬ 
meine  Lage  ist  angesichts  der  Nä¬ 
he  des  Abstimmungstages  nicht 
unbefriedigend,  und  ernste 
Schwierigkeiten  scheinen  eher 
nach  als  vor  dem  11.  Juli  wahr¬ 
scheinlich.  Die  polnische  Haltung 
ist  jedoch  provozierend,  zum  Bei¬ 
spiel  sind  Gerüchte  verbreitet, 
dass  unmittelbar  nach  der  Ab¬ 
stimmung  polnische  Truppen  in 
das  Gebiet  eindringen  werden, 
während  von  der  Behandlung  der 
Wähler  im  polnischen  Korridor 
eine  Beförderung  bitterer  Gefühle 
erwartet  wird.“ 

11.  Juli  1920:  Volksabstimmung 
in  den  Gebieten  Allenstein  und 
Marienwerder. 

15.  Juli  1920:  Die  polnische  Re¬ 
gierung  protestiert  gegen  die  Ab¬ 
stimmung  und  lehnt  die  Anerken¬ 
nung  des  Ergebnisses  ab. 

12.  August  1920:  Die  Botschaf¬ 
terkonferenz  in  Paris  entscheidet, 
dass  die  Dörfer  Außendeich,  Jo¬ 
hannisdorf,  Kleinfelde,  Kramers¬ 
hof  und  Neu-Liebenau  im  Ma¬ 
rienwerder  Abstimmungsbiet  an 
Polen  abzutreten  sind. 

15.  August  1920:  Die  Reichsre¬ 
gierung  protestiert  gegen  die  Ent¬ 
scheidung  des  Obersten  Rates  in 
Paris,  wonach  die  polnische  Gren¬ 
ze  so  am  östlichen  Ufer  der 
Weichsel  gezogen  wird,  dass  Ost¬ 
preußen  vom  Strom  abgeschnit¬ 
ten  bleibt. 

16.  August  1920:  Die  Botschaf¬ 
terkonferenz  in  Paris  beschließt 
die  Abtretung  der  Dörfer  Grosch- 
ken,  Lobenstein  und  Nappern  im 
Allensteiner  Abstimmungsgebiet 
an  Polen. 

19./20.  August  1920:  Als  Vertre¬ 
ter  Deutschlands  und  Preußens 
übernehmen  Vizekanzler  Rudolf 
Heinze  und  Innenminister  Carl 
Severing  die  Abstimmungsgebie¬ 
te. 

31.  Oktober  1920:  Deutschland 
tritt  Groschken,  Lobenstein  und 
Nappern  an  Polen  ab. 
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j  1920  schweißte 


zusammen 

Geschichte  des  Ostpreußentums 


Robert  Tra¬ 
ba,  polnischer 
Vorsitzender 
der  deutsch-polnischen  Schul¬ 
buchkommission  und  Direktor  des 
Zentrums  für  Historische  For¬ 
schungen  der  polnischen  Akade¬ 
mie  der  Wissenschaften  in  Berlin, 
ist  einer  der  Gründer  der  Kulturge¬ 
meinschaft  „Borussia“  in  Allen¬ 
stein.  Sie  ist  ein  Zusammenschluss 
jüngerer  polnischer  Historiker,  So¬ 
ziologen  und  Literaten,  die  sich  der 
Aufgabe  stellen,  die  Geschichte 
und  Kultur  ihrer  Region,  nämlich 
Ostpreußens,  mit  ihren  deutschen, 
polnischen,  litauischen,  masuri¬ 
schen  und  russischen  Wurzeln  zu 
erforschen  und  darzustellen.  Sie 
wollen  also  weg  von  den  traditio¬ 
nellen  nationalen  vornehmlich 
deutschen,  polnischen  oder  litaui¬ 
schen  Sichtweisen.  Es  ist  der  An¬ 
satz,  dem  auch  der  junge  deutsche 
Historiker  Andreas  Kossert  in  sei¬ 
nem  Buch  „Ostpreußen“  folgt.  Die¬ 
sen  Hintergrund  muss  man  ken¬ 
nen,  um  das  Buch  von  Traba  einzu¬ 
ordnen.  Er  wählt  den  Zeitraum 
zwischen  1914  und  1933  als  ent¬ 
scheidend  für  die  Herausbildung 
einer  regionalen  und  nationalen 
Identität  der  deutschen  Bewohner 
-  er  verwendet  den  Begriff  „Ost¬ 
preußentum“  -,  weil  russische  In¬ 
vasion  und  Besatzung  1914,  die 
Volksabstimmung  1920  und  die 
räumliche  Trennung  vom  Reich 
nach  der  Wiederherstellung  eines 
polnischen  Staates  zu  bewusst¬ 
seinsbildenden  Faktoren  wurden. 

Der  Autor  gliedert  seine  Arbeit 
in  drei  Hauptkapitel.  Er  beginnt 
mit  der  gesellschaftlichen  Realität, 
das  heißt  den  Akteuren,  die  unter 
den  Eindrücken  des  Krieges 
1914/15,  der  Niederlage  und  der 
Abstimmung  sowie  der  Stärkung 
des  nationalen  Bewusstseins  der 
deutschen  Bevölkerung  und  ihrer 
Anschlussängste  gegenüber  Polen 


und  LitauernEinfluss  hatten.  Gera¬ 
de  die  Wiederherstellung  eines 
polnischen  Staates  und  die  territo¬ 
riale  Trennung  vom  Reich  beför¬ 
derten  diese  Befürchtungen.  Als 
Reaktion  wurde  die  Notwendigkeit 
gesehen,  „die  Germanisierung  in 
Masuren  zu  ihrer  Vollendung  zu 
führen“.  Träger  dieser  Prozesse 
seien  die  politischen  Parteien,  die 
Kirchen,  Bildungseinrichtungen 
und  Veteranenvereine  gewesen. 

Ein  anderes  Kapitel  versucht,  das 
Wesen  des  „Ostpreußentums“  zu 
ergründen.  Traba  untersucht  hier 
regionale  Literatur.  Der  dritte  Teil 
behandelt  die  gesellschaftliche  In¬ 
szenierung  von  Ostpreußentum 
und  nationaler  Einheit.  Hier  stehen 
die  Namen  Tannenberg  und  Hin- 
denburg,  aber  auch  der  Mythos 
Deutscher  Orden  im  Mittelpunkt 
als  nationale  Symbole  für  ostpreu¬ 
ßischen  und  auch  deutschen  Pa¬ 
triotismus.  In  diesen  Rahmen  ge¬ 
hörten  die  Erinnerungsfeiern  an 
die  Abstimmung  1920  als  identi¬ 
tätsstiftende  Elemente  in  starker 
Abgrenzung  von  polnischer  Bedro¬ 
hung.  Traba  spricht  vom  mentalen 
ostpreußischen  Phänomen  des  Na¬ 
tionalsozialismus  und  begründet 
das  mit  den  Wahlergebnissen  der 
Wahlen  von  1932  und  1933. 

Der  Autor  hat  eine  beachtlich 
große  Zahl  an  Quellen  und  viel  Li¬ 
teratur  ausgewertet  und  in  seine 
Arbeit  eingebaut.  Seine  Darstellun¬ 
gen  sind  streng  wissenschaftlich, 
überparteilich  und  neutral.  Das 
Buch  ist  eine  Fundgrube  für  Infor¬ 
mationen  über  das  Pressewesen, 
die  Literatur,  die  Jugendorganisa¬ 
tionen  oder  die  politischen  Strö¬ 
mungen  in  Ostpreußen.  K  Lau 

Robert  Traba:  „Ostpreußen  -  Eine 
Studie  zur  regionalen  und  nationa¬ 
len  Identität  1914  -  1933“,  Fibre, 
Osnabrück  2010,  gebunden,  518 
Sei  ten,  39,80  Euro 


Alle  Bücher  sind  über  den  PMD,  Telefon  (03  41)  6  04  97  1 1, 
www.preussischer-mediendienst.de,  zu  beziehen. 


Kleines  Land  ganz  groß 

Geschichte  und  Traditionen  Estlands  -  Zwischen  Sängerfesten  und  web  2.0 
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Die  drei 
baltischen 
Staaten 
Estland, 
Lettland 
und  Litau¬ 
en  sind 

heute  sowohl  Bündnispartner  in 
der  Nato  als  auch  Mitglieder  der 
Europäischen  Union  -  eine  Ent¬ 
wicklung,  die  vor  knapp  20  Jah¬ 
ren,  als  sie  wieder  unabhängig 
wurden,  undenkbar  schien.  Est¬ 
land,  so  sagen  alle  Statistiken,  hat 
es  dabei  am  weitesten  gebracht 
und  ist  wie  kaum  ein  anderer 
Staat  in  der  Welt  vernetzt  und  ver¬ 
kabelt  und  wird  demnächst  Mit¬ 
glied  der  Euro-Währungszone. 

Der  Wiener  Picus-Verlag  hat 
jetzt  in  seiner  ansprechenden  „Le¬ 
sereise“  das  kleine  und  doch  so 
faszinierende  Land  vorgestellt.  Die 
Autorin  ist  welterfahrene  Reise- 
Journalistin;  sie  erzählt  überwie¬ 
gend  vom  modernen  Estland,  das 
sich  nach  der  Lösung  von  der  So¬ 


wjetunion  im  Herbst  1991  in  der 
Tat  zu  einem  der  wirtschaftlich  er¬ 
folgreichsten  Länder  in  Osteuropa 
entwickelt  hat.  Mittels  anschau¬ 
licher,  einfühlsamer,  mitunter  frei¬ 
lich  auch  etwas  zu  behaglich  er¬ 
zählter  Reportagen  fächert  sie  das 
heutige  Leben  in  Estland  auf:  Sie 
zeigt  sich  -  wie  alle  Reisenden, 
die  auch  nur  ein¬ 
mal  dort  gewesen 
sind  -  fasziniert 
von  der  mittelal¬ 
terlichen,  inzwi¬ 
schen  liebevoll 


Angestammter 
deutscher  Landadel 


wieder  hergestellten  Altstadt  der 
Hauptstadt  Reval  (Tallinn),  ebenso 
von  der  alten  Universitätsstadt 
Dorpat  (Tartu),  aus  der  auch  viele 
deutsche  Geistesgrößen  gekom¬ 
men  sind,  nimmt  den  Leser  mit  in 
unberührte  Weiten  der  moorrei- 
chen  Naturparks  (lässt  allerdings 
das  verpestete  Schiefer  abbauge¬ 
biet  um  Kochtla-Järve  völlig  aus), 
staunt  über  die  wiederhergestell¬ 
ten  Gutshäuser  des  einstigen 


deutschen  Landadels  und  ist 
überwältigt  von  der  Naturschön¬ 
heit  der  großen,  noch  immer  weit¬ 
gehend  unberührten  Inseln  Ösel 
(Saaremaa),  Mohn  (Muhu)  und 
Dagö  (Hiiumaa),  die  in  der  Tat  zu 
den  schönsten  Eilanden  im  gan¬ 
zen  Ostseeraum  gehören. 

Die  Esten  sind  sowohl  aufs  eng¬ 
ste  mit  ihrer  Tra¬ 
dition  (Sängerfe¬ 
ste,  Sonnenwend¬ 
feiern)  verbun¬ 
den,  durch  die  sie 
sich  letztlich  ge¬ 
gen  die  sowjetische  Übermacht  be¬ 
haupten  konnten,  als  auch  allem 
technischen,  gerade  dem  elektroni¬ 
schen  Fortschritt  gegenüber  fast 
schon  beklemmend  aufgeschlos¬ 
sen.  Von  Bedenken,  die  umfassen¬ 
de  Vernetzung  schier  aller  gesell¬ 
schaftlichen  Bereiche  könne  einem 
Überwachungsstaat  Vorschub  lei¬ 
sten,  wollen  sie  nichts  wissen. 

Das  kleine  Buch  wird  Estland 
sicher  neue  Freunde  gewinnen. 


Leser  mit  ausgeprägtem  histori¬ 
schen  Bewusstsein  hätten  sich  ge¬ 
wünscht,  dass  die  engen  und 
Jahrhunderte  langen  deutsch-bal¬ 
tischen  Beziehungen  etwas  stär¬ 
ker  herausgestellt  worden  wären, 
der  Einfluss  der  Hanse,  deutsch¬ 
baltische  Wissenschaftler  und 
Dichter  wie  Bergengruen  („Tod  in 
Reval“),  wozu  deutsche  Geistliche 
(der  1919  von  den  Bolschewiki  er¬ 
mordete,  als  „Apostel  des  Balti¬ 
kums“  posthum  verehrte  Pfarrer 
Traugott  Hahn)  zählen,  sowie  dass 
man  überhaupt  auch  mehr  über 
die  bedrückende  Geschichte  Est¬ 
lands  im  20.  Jahrhundert  erfahren 
hätte. 

Ein  wirkliches  Manko:  Es  fehlt 
eine  Landkarte,  die  informiert 
hätte,  wo  man  sich  gerade  befin¬ 
det.  Dirk  Klose 

Stefanie  Bisping:  „Lesereise  Est¬ 
land  -  Das  Model  und  der  Kapi¬ 
tän “  Picus  Verlag,  Wien  2010,  131 
Seiten,  14,90  Euro 


Von  der  Pflicht  zu  führen 

Der  Preuße  Beckerath:  Mehr  Einfluss  für  das  Bürgertum 


|  5-t:iij:  ■■  visu  K-.vk.Ul 

Der  aus 
einer  men- 
nonitischen 
Familie 
stammende 
Krefelder 
Bankier  Hermann  von  Beckerath 
(1801-1870)  war  in  der  Zeit  des 
Vormärz  einer  der  führenden 
Köpfe  rheinischer  Liberaler,  die  in 
einer  Phase  des  Übergangs  zu  ei¬ 
ner  industriekapitalistisch  gepräg¬ 
ten  Gesellschaft  eine  Neuordnung 
des  spätabsolutistischen  preußi¬ 
schen  Staates  herbeiführen  woll¬ 
ten.  Immer  stärker  äußerten  diese 
wirtschaftsbürgerlichen  Politiker 
ihre  Forderung  nach  Reformen  im 
preußischen  Gesamtstaat.  Becke- 
rath,  Abgeordneter  in  mehreren 
rheinischen  Provinziallandtagen, 
im  ersten  Vereinigten  Landtag 
Preußens  (1847)  und  des  Frank¬ 


furter  Paulskirchenparlaments 
von  1848,  war  ein  Befürworter  der 
konstitutionellen  Monarchie  mit 
Grund-  und  Freiheitsrechten.  Je¬ 
doch  kritisierte  er  die  obrigkeits- 
staatliche  Gängelung  der  Wirt¬ 
schaft,  die  sich  auf  die  industrielle 
Entwicklung  in  der  gewerblich 
hoch  entwickelten  Rheinprovinz 
nachteilig  auswirkte.  Er  und  ande¬ 
re  großbürgerliche  Liberale  ver¬ 
langten  eine  gebührende  Teilhabe 
an  der  staatlichen  Macht.  Eine  von 
Ulrich  Hettinger  vorgelegte  politi¬ 
sche  Biographie  über  Beckerath 
schließt  eine  Forschungslücke  be¬ 
züglich  des  rheinischen  Libera¬ 
lismus,  der  sich  vor  dem  Hinter¬ 
grund  der  „Entfesselung  der  indu¬ 
striellen  Dynamik“  herausbildete, 
während  gleichzeitig  „die  soziale 
Frage“  immer  drängender  wurde. 
Unter  dem  Titel  „Hermann  von 


Beckerath  -  Ein  preußischer  Pa¬ 
triot  und  rheinischer  Liberaler“ 
wird  Beckeraths  Leben  und  Wir¬ 
ken  bis  1848  aus  unterschied¬ 
lichen  Blickwinkeln  beleuchtet. 
Das  Schlusskapitel  bietet  einen 
knappen  Überblick  über  seine  po¬ 
litischen  Aktivitäten  während  der 
Revolutionsjahre  1848/49,  als  er 
für  einen  deutschen  Bundesstaat 
mit  dem  preußischen  König  als 
Erbkaiser  eintrat,  sowie  über  seine 
letzten  beiden  Lebensjahrzehnte. 
Bei  dem  Band  handelt  es  sich  um 
die  geringfügig  ergänzte  Fassung 
von  Hettingers  Dissertation  von 
2000/01. 

Beckerath  gehörte  zu  den  Ver¬ 
tretern  der  Kompromisspolitik. 
Dem  Großbürgertum  sprach  er  ge¬ 
radezu  die  Pflicht  zu,  die  politisch 
angeblich  unmündigen  breiten 
Bevölkerungsschichten  im  Interes¬ 


se  des  Gesamtwohls  vorüberge¬ 
hend  politisch  zu  vertreten.  Het¬ 
tingers  Darstellung  beleuchtet  zu¬ 
gleich  das  Selbstverständnis  des 
Krefelder  Bürgertums  und  die 
Ambitionen  der  regionalen  Wirt¬ 
schaft.  Die  Bauchbinde  des  Ban¬ 
des  trägt  die  Beschriftung  „Solan¬ 
ge  die  Juden  nicht  frei  sind,  sind 
wir  selbst  nicht  frei.“  Das  Zitat 
Beckeraths  von  1847  nimmt  Bezug 
auf  einen  anderen  wichtigen 
Aspekt:  sein  Eintreten  für  die  vol¬ 
le  bürgerliche  Gleichberechtigung 
religiöser  Minderheiten,  be¬ 
sonders  der  Juden.  D.  Jestrzemski 

Ulrich  Hettinger:  „Hermann  von 
Beckerath  -  Ein  preußischer  Pa¬ 
triot  und  rheinischer  Liberaler“ 

Hera  usgeber:  Menn  oni tengemein  - 
de  Krefeld,  Krefeld  2010,  gebun¬ 
den,  370  Seiten,  19,80  Euro 


Struktur  der  Welt 

Philosoph  versucht  Glaube,  Vernunft  und  Wahrnehmung  zu  ergründen 


Der  Ahnherr 

Kurfürst  Friedrich  I. 


Es  gibt 
Dogmen 
der  moder¬ 
nen  Welt, 
die  im  Na¬ 
men  der 
Vorurteils¬ 
freiheit  zumeist  unbefragt  hinge¬ 
nommen  werden:  Dazu  gehört, 
dass  Wunder  im  Widerspruch  zur 
Vernunft  stehen  müssen  und  dass 
Gottes  Wirken  in  der  Welt  sich 
vielleicht  dem  Glauben,  nicht  aber 
dem  Denken  erschließt.  Im 
Hintergrund  aber  steht  die  Über¬ 
zeugung,  wie  „herrlich  weit“  wir 
es  gegenüber  früheren  Epochen 
gebracht  haben  und  dass  ein  säku¬ 
lares,  nicht- christliches  Weltbild 
immer  einen  Vorsprung  an  Ratio¬ 
nalität  gegenüber  dem  christ¬ 
lichen  hätte.  Es  erfordert  Mut  und 
eine  bemerkenswerte  Begabung, 
wenn  ein  Philosoph  diese  Unbe- 
fragtheiten  durchbricht.  Daniel 
von  Wächter  gelingt  dies  auf  ei¬ 
nem  sehr  hohen  Niveau:  auf  der 
Höhe  der  Philosophie  der  Zeit,  in 
hartem  Nachdenken,  das  sich 
nichts  schenkt. 

Sein  Buch,  eine  preisgekrönte 
Münchener  Habilitationsschrift, 
zeigt  in  brillanter  Argumentation, 
dass  Kausalität  und  Freiheit  einan¬ 
der  nicht  ausschließen. 

Im  Einzelnen  führt  er  den  Nach¬ 
weis,  dass  die  Welt  eine  durchge¬ 
hende  sinnvolle  Kausalstruktur 


hat.  Naturgesetze  sind  nicht  nur 
Interpretationen  oder  modellhafte 
Konstrukte.  Sie  beziehen  sich  viel¬ 
mehr  auf  die  Realität  der  Welt.  Die 
Kausalität  ist  aber  zugleich  mit 
menschlicher  Willensfreiheit  und 
göttlichem  Handeln  in  Natur  und 
Geschichte  vereinbar.  Wichtig  ist 
dabei  die  Verbindung  von  Ursache 
und  Tendenz:  Tendenzen  oder  Dis¬ 
positionen  sind  bestimmend  dafür, 
was  geschieht,  wenn  eine  Disposi¬ 
tion  in  bestimmte 
Verhältnisse 
kommt.  Eine  für 
das  moderne 
Weltbild  so  unan¬ 
gefochtene  Auf¬ 
fassung,  wie  jene  Humes,  wonach 
es  keine  Kausalverbindungen  gebe, 
wird  damit  zu  Fall  gebracht.  Von 
Wächter  beweist  überdies  in  impo¬ 
nierender  Weise,  dass  Metaphysik 
als  Wissenschaft  auch  nach  Kant 
möglich  ist.  Allerdings  muss  Meta¬ 
physik  keineswegs  auf  Erfahrungs- 
unabhängigkeit  („apriori“)  und  auf 
unbedingte  Apodiktizität  festgelegt 
werden. 

Wächter  fragt  schließlich  im  krö¬ 
nenden  Schlussteil  seiner  Arbeit, 
„wie  die  Welt  ist,  wenn  es  einen 
Gott  gibt“.  Die  Eigenschaften  Got¬ 
tes  sind  für  ihn  nicht,  wie  für  die 
Hauptlinie  der  gegenwärtigen  The¬ 
ologie,  nur  metaphorische  Aussa¬ 
gen.  Wir  können  sie  vernünftig 
denken.  So  sehr  es  Unterschiede 


zwischen  menschlichen,  end¬ 
lichen,  und  göttlichen,  absoluten 
Handlungen  gibt,  bedeutet  dies 
nicht,  dass  von  Handlungen  Gottes 
nur  metaphorisch  gesprochen  wer¬ 
den  könnte.  Der  Philosoph  von 
Wächter  setzt  sich  begründet  mit 
der  Entmythologisierung  Rudolf 
Bultmanns  und  seiner  „existenzia- 
len  Interpretation“  auseinander. 

Von  Wächters  Denken  zielt  auf 
das  begründete  objektiv  Wahre 

und  Wirkliche.  Er 
ist  von  der  Über¬ 
zeugung  geleitet, 
dass  die  Struktu¬ 
ren  der  Welt  er¬ 
kennbar  seien 
und  dass  es  ein  Irrweg  der  Neuzeit 
sei,  wenn  sich  ihr  Denken  nur  auf 
das  Bewusstsein  beziehungsweise 
auf  die  Vermittlungsinstanzen  wie 
die  Sprache  beziehe.  Damit 
schreibt  von  Wächter  den  Auf¬ 
bruch  der  Phänomenologie  in  den 
20er  Jahren  fort:  zu  den  Sachen 
selbst!,  er  steht  aber  zugleich  in  der 
Folge  der  klassischen  Metaphysik. 
Doch  der  methodische  Scharfsinn, 
die  geniale  Wahl  der  Beispiele,  die 
Klarheit  der  Sprache  verdankt  sich 
der  Schulung  in  Oxford  und  der 
Zusammenarbeit  mit  dem  Meister 
der  englischen  Religionsphiloso¬ 
phie  Richard  Swinburne. 

Während  viele  Geisteswissen¬ 
schaftler  sich  heute  den  Grundfra¬ 
gen  von  Sein  und  Gott  verweigern, 


und  abstrahierend  verfahren,  eine 
Haltung,  die  ethisch  Zynismus  und 
Nihilismus  naheliegt,  zielt  von 
Wächter  auf  einen  umfassenden 
Wirklichkeitsbegriff,  der  sehr  viel 
weiter  reicht  als  das  raum-zeitlich 
Sichtbare. 

Von  Wächter  nimmt  auf  eigen¬ 
ständige  Weise  die  große  Frage 
nach  dem  Zusammenhang  von 
Glaube  und  Vernunft  auf,  die  auch 
im  Zentrum  des  Pontifikates  von 
Papst  Benedikt  XVI.  steht.  An  die 
alten  Traditionen  des  Denkens  zu 
erinnern,  ist  für  sich  schon  eine 
große  Leistung.  Sie  ingeniös 
weiterzuführen  ist  den  besten  Köp¬ 
fen  Vorbehalten.  Daniel  von  Wäch¬ 
ter  wird  zu  ihnen  gezählt  werden 
dürfen. 

Der  Autor  lehrt  heute  als  Profes¬ 
sor  an  der  Internationalen  Akade¬ 
mie  für  Philosophie  in  Santiago  de 
Chile.  Es  ist  aber  zu  wünschen, 
dass  sein  Denken  auch  in  den 
deutschen  Geisteswissenschaften, 
namentlich  in  Philosophie  und 
Theologie,  die  Wirkung  findet,  die 
ihm  zukommt.  Harald  Seubert 

Daniel  von  Wächter:  „Die  kausale 
Struktur  der  Welt  -  Eine  philoso¬ 
phische  Untersuchung  über  Verur¬ 
sachung ,  Naturgesetze ,  freie  Hand¬ 
lungen ,  Möglichkeit  und  Gottes 
Wirken  in  der  Welt“,  Alberverlag, 
Freiburg/München  2009,  geh.,  384 
Seiten,  49  Euro 


Den 
Grund¬ 
stein  für 
den  Auf¬ 
stieg  des 
Hauses 
Hohenzol- 
lern  legte 
ein  wackerer  Burggraf  von  Nürn¬ 
berg,  Friedrich  VI.,  aus  der  frän¬ 
kischen  Linie  des  Hauses  Hohen- 
zollern.  Eben  dieser  Friedrich 
wurde  am  30.  April  1415  als  Kur¬ 
fürst  Friedrich  I.  vom  römisch¬ 
deutschen  König  Sigmund  durch 
Belehnung  mit  der  Mark  Bran¬ 
denburg  in  den  Sattel  gesetzt. 

Er  war  damit  der  Ahnherr  je¬ 
nes  Regenten,  der  sich  fast  300 
Jahre  später,  am  18.  Januar  1701, 
als  zwölfter  Kurfürst  von  Bran¬ 
denburg  in  Königsberg  gar  zum 
König  Friedrich  I.  in  Preußen  kü¬ 
ren  durfte.  Und  noch  Wilhelm  II., 
unser  letzter  Deutscher  Kaiser, 
trug  bis  1918  den  Ehrentitel  des 
Burggrafen  von  Nürnberg. 

Während  davon  auszugehen 
ist,  dass  jeder  mit  geschichtli¬ 
chem  Weihwasser  ordentlich  „ge¬ 
taufte“  Preuße  die  wichtigsten 
Daten  und  Ereignisse  zwischen 
dem  „Großen  Kurfürsten“  und 
Wilhelm  II.  hinlänglich  parat  hat, 
dürfte  ein  Ausflug  in  das  späte 
Mittelalter  zu  diesem  hier  in  Re¬ 
de  stehenden  Friedrich  I.  schon 
ziemlich  holprig  werden.  Dafür, 


dass  das  nicht  so  sein  muss  und 
die  Lücken  glänzend  gefüllt  wer¬ 
den,  sorgt  Jan  von  Flocken  mit 
seinem  Werk  „Friedrich  I.  von 
Brandenburg  -  Krieger  und 
Reichsfürst  im  Spätmittelalter“. 
Wir  erfahren,  dass  dieser  Spross 
der  Hohenzollern  dreimaliger 
Königsmacher  war,  einen  Papst 
gefangen  genommen  hat,  und  die 
märkische  Streusandbüchse  des 
Reiches  nachhaltig  befriedete 
und  arrondierte. 

Wir  tauchen  ein  in  die  Lebens¬ 
welten  vor  600  Jahren,  mit  De¬ 
tails,  die  zum  Schmunzeln  oder 
purem  Erstaunen  anregen,  zwi¬ 
schen  Hochzeitsfeiern  und  Tür¬ 
kenkreuzzügen,  Frauenkopfputz 
und  Kriegerrüstungen  unter  dem 
Wahlspruch:  „Hier  gut  Zollern  - 
Hier  gut  Brandenburg  allwege.“ 

Wenn  man  bedenkt,  dass  die¬ 
ser  Friedrich  seit  1878  keine 
gründliche  biographische  Würdi¬ 
gung  mehr  erfuhr,  so  haben  wir 
auf  175  Seiten  mit  Zeittafel,  Lite¬ 
raturauswahl,  Ahnentafel  und 
Namensregister  ein  Werk  vor 
uns,  das  in  jede  geordnete  Preu¬ 
ßen-Bibliothek  gehört. 

Heinz  Welchert 

Jan  von  Flocken:  „Friedrich  I. 
von  Brandenburg  -  Krieger  und 
Reichsfürst  im  Spätmittelalter“ 

Homilius,  Berlin  2010,  geb.,  175 
Seiten,  22,90  Euro 


Denken  ist  mehr  als 
Bewusstsein 


